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Solidaritätsarbeit in der DDR 


“In sechs Monaten 
werden wir wissen, 
wer unsere Feinde sind“ 


Interview mit Hans-Joachim Döring von Inkota ! Ostberlin, April 1990 


Die Mauer ist schon ein paar Monate offen: wie 
fühlt ihr euch als Gruppe oder Menschen, die 
solidarisch sind mit der Zwei-Drittel-Welt inder 
DDR heute, intern und emotional? 


Hans-Joachim Döring (HJ.): Ich denke, 
wir aus der Friedens-, Ökologie-, Men- 
schenrechts- und Zwei-Drittel-Welt- 
Bewegung erleben uns in diesem Eini- 
gungsprozeß ausgesprochen gespalten. 
Auf der einen Seite gibt es viele gute Mög- 
lichkeiten und ehrliche Kontakte, wir erle- 
ben jetzt das, was wir uns oft gewünscht ha- 
ben: Menschen kommen unkompliziert zu 
uns, der Austausch läuft zwanglos, wir kön- 
nen gut miteinander kommunizieren, wir 
erleben Fremdealsunsere Freunde, dieun- 
sereSorgen,aberauchunsere Euphorie mit 
geteilt haben. Und trotzdem gehen Werte 
verloren. Vor allem, daß wir als Bewegung 
und als Einzelneeinfestgefahrenes, ein ma- 
rodes System verändern konnten bzw. Ini- 
tialenergien zusammenbringen konnten 
durch lange Arbeit, durch programmati- 
sche Vorüberlegungen, aber auch sehr 
stark durch persönlichen Einsatz. Nachfast 
einem halben Jahr erleben wir, daß wir 
weiterhin eine extreme Minderheit sind, 
daß wir von der Bevölkerung und noch viel 
mehr von der Politik benutzt wurden. 
Wir erleben uns auch so, daß wir dem ge- 
schäftlichen Aufschwung und dem politi- 
schen Gestaltungswillen nicht gewachsen 
sind. Weniger, weil wirdie Fähigkeiten dazu 
nicht haben, sondern weil wir durch unse- 
‚ren sozialen Ort in den Gruppen an lange 
Gespräche und Konsensbildung gewöhnt 
sind und in schnellen, zeitdrängenden Ent- 
scheidungen wenig Übung haben. Mora- 
lisch und emotional haben wir Schwierig- 
keiten, die Welt als Markt zu erleben, die 
Menschen lediglich als Käuferpotentiale, 
als Mitgliedspotentiale zu definieren. Für 
uns ist der Mensch der Träger einer Idee, 
der Träger von Engagement, in dem er sich 
selber eine solidarische, eine bessere Welt 
schafft, in der er mit anderen gemeinsam 
ein Ziel verfolgt. Und damüssen wirunsauf 
für unsneue Verhältnisse - für die westliche 
Welt wohl übliche Verhältnisse - einstellen. 
Weggenommen wurde uns die Illusion des 
Oktober und des November, daß wir mit 
guten Ideen, mit lustigen Plakaten, mit ge- 
waltfreien, aber kräftigen Demonstratio- 


nen ein Ausdruck und eine Form unserer 
Bevölkerung, also ein Bestandteil unserer 
Gesellschaft sind. Und wirerleben uns jetzt 
in aller Öffentlichkeit, bei all den Möglich- 
keiten, uns darzustellen, wiederum als die 
wenigen, die wir immer waren. Wir in der 
Solidaritätsbewegung sind auch schr er- 
schrocken über die Sogkraft des Geldes, 
der Deutschen Mark.Damüssen wirunsals 
Idealisten, als gefährliche Idealisten selbst 
erkennen. Genommen wurde uns auch das 
Gefühl “wir sind das Volk, wir sind derSou- 
verän“, und es muß die Erkenntnis Raum 
gewinnen, daß wir neue Gegenüber haben - 
daß wir zwar jetzt alles sagen können, aber 
daß wir nicht mehr so gehört werden. 


Auf der Jahrestagung 1990 von Inkota hat ja 
Professor Nuscheler von der Universität Duis- 
burg gesagt, die Dritte-Welt-Solidaritätsszene 
inder Bundesrepublik kann von den Gruppen in 
der DDR etwas lernen. Was könnte das sein? 

HJ.: Da werde ich immer unsicherer, was 
die Dritte-Welt-Bewegung der BRD von 
der DDR lernen kann. Vielleicht am ehe- 
sten, daß die DDR-Solidaritätsbewegung 
nicht soan politische Konjunkturen gebun- 
den war. Aber ich denke, das ist kein eige- 
ner Wert, sondern hängt mit den prakti- 
schen DDR-Bezügen zusammen. Gab es 
z.B. ein Projekt in Afrika, das man nach 
zwei bis drei Jahren brieflich stabilisiert 
hatte, dann wollte man es weiterführen und 
ist nicht sofort auf die nächste, auch ideell 
mitgetragene politische Bewegung, Revo- 
lution oder Bedrohung eingestiegen. Was 
man bestimmt lernen könnte, das trifft auf 
alle Fälle für den kirchlichen Bereich zu, ist 
die Verbindung zwischen Solidaritätsar- 
beit und Entwicklungspolitik oder Ent- 
wicklungszusammenarbeit. Wir haben im- 
mer versucht, eine Verbindung zwischen 
beiden herzustellen, nicht zutrennen. Aber 
auch daist uns von außen letztlich Erkennt- 
nis zugewachsen, weil die DDR-Politik bis 
vor kurzem noch der Meinung war, daß sie 
mit der Unterentwicklung und dem Elend 
inder Zwei-Drittel-Weltnichtszutunhatte, 
da sie weder über eine koloniale Vergan- 
genheit verfügte noch eine ausbeuterische 
Praxis offiziell ausübte. Deshalb war der 
Südbereich des Globus letztlich auch “nur“ 
Solidaritäts- und oft genug Argumenta- 


tionsfeld für die Formationslehre, daß nach- 
dem Kapitalismus logischerweise der So- 
zialismus folgt. In dem Sinne war beiunsei- 
ne auf die gesamte Menschheit und auf die 
Nord-Süd-Problematik eingehende Ent- 
wicklungspolitik auch immer ein kritisches 

Element in der Öffentlichkeit. Den Begriff 
“Entwicklungsländer“ gab es bis 1985 offi- 

ziell gar nicht und dann erst nach und nach. 
Was wäre noch zu lernen? Daß viele junge 

Leuteohne Ausbildungin politischer Öko- 

nomie oder in Regionalwissenschaften sich 

eine hohe Fachkompetenz erwerben kön- 

nen. Dadurch, daß die Gesellschaftswis- 

senschaften und damit auch die Regional- 

wissenschaften und die Politikwissenschaf- 

ten als Systemträgerwissenschaften ver- 

standen wurden, war es für kritische Leute 

in der Regel nicht möglich, diese Studien- 

gänge zu belegen. Und trotzdemhatssichei- 

ne kleine engagierte und auch qualifizierte 

Anzahl von Leuten gefunden. Wir haben 

viel ohne “ABM“ und Zivildienstleistende, 

mit einfachsten Formen, die oft dem Ge- 

genstand nicht gerecht wurden, gearbeitet 

und manches bewirkt. 


Heißt das für Sie, daß die Motive, aus denen die 
Leute in der DDR sich für die Dritte Welt enga- 
iert haben, andere sind als hier? 

J.:Ich vermute, die Motive sind ganz ähn- 
lich. Aber ich habe der BRD-Bewegung 
noch zu wenig unter die Schädeldecke ge- 
schaut. Unsere Arbeit jedenfalls ist stark 
vom christlichen Engagement geprägt. Al- 
so qualifizierte, politisch geformte Näch- 
stenliebe, aber natürlich auch aus demganz 
individuellen Gefühl der Würde heraus: 
daß man in einer Welt leben will, in der es 
möglichst für viele Zugang zu den Grund- 


‚ressourcen gibt. Wir haben uns inderDDR 


immer als reiche Bevölkerung und wohlha- 
bende Gesellschaft verstanden. Und ich 
denke, wird sind das auchnoch heute. Auch 
wenn der andere Teil Deutschlands über- 
reich und unverschämt, nein besser: unan- 
gemessen wohlhabend ist. Ein weiteres 
Motiv war Fernweh: unseren Provinzialis- 
mus, unsere Eingeengtheit wollten wir 
durch die Beschäftigung mit anderen Län- 
dern, mit anderen politischen Strömungen 
überwinden. Hier haben wir gerade Ba- 
sisorganisationen und Arbeitsformen ent- 
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deckt, die wir kühn mit den unsrigen vergli- 
chen haben. Jedenfalls für die Nicaragua- 
Arbeit kann man das sagen: wir haben den 
Aufbau eines partizipatorischen Gesell- 
schaftsmodells nach einer Diktatur als Im- 
puls für unsere festgefahrene Gesell- 
schaftsdebatte erlebt. Und die staatlichen 
Stellen haben dies damals sehr schnell er- 
kannt und reagiert. 


Habt ihr das Empfinden, daß die BRD-Szene 


(überhaupt) etwas lernen will von der DDR? 
HJ.: Ich kenne nur einzelne Vertreter aus 
der BRD-Solidaritätsszene. Da ist es gut 
gemischt. Es gibt Menschen, die schon län- 
ger Kontakt zu uns gesucht haben und dies 
bei all den Schwierigkeiten, Zwangsum- 
tausch und einseitiger Reisemöglichkeit. 
Auf der anderen Seite erleben wir jetzt mit 
und durch die neuen Kontaktmöglichkei- 
ten, daß uns plötzlich Konzepte angeboten 
werden - in einer Form, daß wir sagen: 
“Fragt doch erst mal, was wir einbringen 
können oder was wir zur Zeit verkraften 
können in all dem gesellschaftlichen und 
politischen Umdenken.“ 


Mein Eindruck ist, daß die westdeutscheSolida- 
ritätsszene und die großen Hilfsorganisationen 
nicht einen Gedanken an die Zwei-Drittel-Welt- 
Szene in der DDR verschwendet haben - vorder 
Öffnung der Mauer. Plötzlich, nach dem 9. No- 
vember, sicht das ganz anders aus, jeder scheint 
heute Inkota zu kennen. Können Sie unseinmal 
beschreiben, wie das für Sie tagtäglich aussieht, 
wie und mit welchen Anliegen kommen Men- 
schen aus dem Westen zu Euch? 
HJ.: Das ist sehr unterschiedlich. Da kom- 
men Leute in unser Büro und wollen sich 
‘nur erkundigen. Da schreiben uns Leute, 
weilsie mittlerweileinihren BRD-Bürosei- 
nige DDR-Post erhalten, sie suchen nun 
nach Kooperationspartnern oder wollen 
Informationen haben, 
Da kommen aber auch Leute, die noch vor 
zwei, drei Jahren - wenn es uns um Koope- 
ration ging - gesagt haben: “Wir wollen jetzt 
kein Ostprojekt.“ Sie dachten damals wohl, 
wenn wir mit ihnen in Kontakt treten, wol- 
len wir bloß Uhu-Klebestifte oder Schreib- 
maschinenpapier und nicht einen Aus- 
tausch. Wir erleben jetzt natürlich auch, 
daß große westliche Spendenorganisatio- 
nen Strategienentwickeln für die 16 Millio- 
nen DDR-Bürger. Sie haben den gutbesat- 
telten Spendenmarkt der Wohlstandsdeut- 
schen im Blick. Uns, als eine vor allem be- 
wußtseinsbildend arbeitende Organisation 
wird dies auch treffen. Aber es ist vor allem 
ein Indiz für ihr Verständnis von Entwick- 
lungspolitik, für ihr Verständnis von Hilfe, 
und wie weit sie wollen, daß hier angesie- 
delte Organisationen und Strukturen sich 
entfalten können. Das Potential der zu Er- 
reichenden und Engagierten ist nicht sehr 
groß. 
Eskam weiterhin zueinerRReihe von Anfra- 
gen, wo die Leute einfach nur unsere Kar- 
tei, die Anschriften wollten. Für Seminare 
wurden uns vorgefertigte Briefentwürfe zu- 
geschickt, die wir dann an alle Interessier- 
ten weiterversenden sollten. Wir mußten 
das Gefühl bekommen, einige Einrichtun- 
gen der westdeutschen Solidaritätsszene 
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HJ. Döring: ... keine Blackbox-Aktionen 


wollen mal eben kurz die Gruppen in der 
DDR-Landschaft durchkoordinieren. Und 
das haben wir als nicht nur verwunderlich, 
sondern auch als Angriff auf unsere Sou- 
veränität verstanden. Wir haben auch ganz 
souverän reagiert: gar nicht. 


Auf der Ebene des Kapitals findet zur Zeit die 
Unterwerfung der DDR statt. Parallel dazu wie- 
derholt sich etwasganzähnliches, dasist zumin- 
dest unser Eindruck, nämlich aufder Ebene der 
westdeutschen Solidaritätsszene. Ihre Vertreter 
gehen in dem Selbstbewußisein auf die DDR- 
Gruppen zu,daßmanallesrichtigmachtunddas 
ganze Wissen gepachtet hat, und sie versuchen, 
diese Gruppen zu vereinnahmen. 

HJ.: Etliche Vertreterinnen der Solida- 
ritätsbewegung verhielten sich wie Markt- 
strategen oder Gründer von Ladenketten. 
Aber - vielleicht sind wir von Inkota da et- 
was übersensibel, weil es in einer bestimm- 
ten Phase nachdem 9. November sehr stark 
warund unser Büro sehr beschäftigt hat, in- 
zwischen hat essich etwas versachlicht. Wir 
mußten auch lernen, daß die gesamte BRD 
sehr nervös und gespannt und aktionsgela- 
den aufunser Landschauteunddashat sich 
auch in einigen Vertretern der Solida- 
ritätsbewegung widergespiegelt. Und da 
waren wir verwundert. 

Auf der anderen Seite hat sich ja auch die 
politische Landschaft verändert. Wir erle- 
ben jetzt leider, daß nur noch Anpassungs- 
strukturen geschaffen werden. Auch von 
der DDR-Gesetzgebung, vonden Kommu- 
nen, vonden Ländern, vom Denkender Be- 
völkerung. Wir müssen das realistisch ein- 
schätzen. Noch versuchen wir natürlich, ei- 
genes einzubringen, ohne gleichzeitig wie- 
der ineine Verweigerungshaltung zu gelan- 
gen. Ich habe gestern einschönes Plakat ge- 
lesen auf einer großen - für uns neuen - Zi- 


garettenreklame auf vier mal sechs Metern 

Hochglanzpapier.DawareinkleinerZettel 

aufgeklebt: “Wollt ihr die totale Kopie?“ 

Wir haben Angst vor der totalen Kopie. 
Denn nicht nurdieDDR ist gescheitert. Auf 
dem entwicklungspolitischen Feld ist je- 
denfalls auch die gesamte westliche Welt 
und damit auch die BRD gescheitert. Je- 
denfalls hat sie die vorgegebenen morali- 
schen und globalen Zielenichterreicht. Wir 
müssen unsjetzt gemeinsam zusammenset- 
zen, umfürdie Menscheninder Zwei-Drit- 
tel-Welt und für unsere eigene Gesellschaft 
neue Strukturen zu schaffen, die fürunsan 
eine effektive Marktwirtschaft gebunden 
sein können, die aber nicht die globalen 
Probleme des Nord-Süd-Konflikts verstär- 
ken dürfen. Gemeinsam mit anderen haben 
wir am entwicklungspolitischen Runden 
Tisch versucht, indie noch bestehende Ver- 
fassungsdiskussion den Grundsatz einer 
solidarischen Gesellschaft, einer solida- 
rischen Gemeinschaft als Verfassungs- 
grundsatz einzubringen. 


Fühlt ihr euch als gleichberechtigt angesehen, 
wenn Leute aus der Soliszene oder von den 
Westorganisationen zu euch kommen? 

HJ.: Im Grunde ist die Kommunikation 
und der Austausch partnerschaftlich. Bis 
auf beschriebene Ausnahmen. Wir erleben 
und wissen natürlich auch, daß man sich 
jetzt im Westen mit einem Ostkontakt oder 
mit einem Partner in der DDR ganz gut 
schmücken kann und daß es dafür ein Ge- 
misch von Motivationen geben wird. Das 
plötzliche Interesse an unserer Arbeit und 
auch an der Arbeit der Gruppen im Lande 
verwundert uns etwas, denn man hätte uns 
schon vor drei, fünf oder vielleicht schon 
vor zehn Jahren zur Kenntnis nehmen kön- 
nen, wenn man gewollt hätte. Das gilt 
ebenso für viele Friedens- und Ökologie- 
gruppen. Was uns enttäuscht, ist, daß das 
neue Interesse der “anderen“ (alternativen) 
BRD-Gesellschaft mit dem allgemeinen 
politischen Interesse der massenhaften 
BRD-Gesellschaft wächst. Daß es nicht 
schon früher die sachliche, inhaltliche und 
auch solidarische Zusammenarbeit gege- 
ben hat. Diese Tatsache zu werten, fällt mir 
schwer, aber ich erlebe halt auch da, daß ihr 
Teil eurer Gesellschaft seid. Bei all eurem 
Bestreben, kritische Öffentlichkeit oder 
gar Gegenmacht zu sein, existiert ihr doch 
sehr verwoben und verstrickt. 


Glauben Sie, daß die Gruppen und Organisa- 
tionen in der DDR jetzt dazu benutzt werden, 
um Eingang in die DDR-Szene zu finden, und 
daß man nach der Vereinigung der beiden deut- 
schen Staaten diese Gruppen und Organisa- 
en dann einfach rechts oder links liegen 
äßt? 

HJ.:Dasistsehrschwer einzuschätzen. Wir 
haben uns einen Satz zurechtgelegt, der 
lautet: die guten Freunde erkennt man in 
sechs bis zwölf Monaten. Wir denken, daß 
die Karten neu gemischt werden in dem 
Sinne, daß in der Solidaritätsbewegung der 
BRD sehr viel Fachkompetenz, sehr viel 
Fachwissen und auch *Vorort“-Kenntnis 
vorhanden ist, ebenso Sprachkenntnis, wo 
wir die nächsten vier, fünf, sechs Jahre sehr 


viel nachholen müssen, um ein gleichbe- 
rechtigter Partner sein zu können. Da ha- 
ben wir schon Ängste. Aber dem müssen 
wir uns stellen, wir müssen aufholen, wir 
können nicht romantisch in unserer bishe- 
rigen, ehrenwerten, kleinen Arbeit verhar- 
ren, sondern müssen uns auch hier den gu- 
ten Herausforderungen stellen. 


Wird sich so etwas wie eine eigene Identität der 
DDR-Zwei-Drittel-Welt-Szene bewahren las- 
sen-auchmitdersoebenbeschriebenen Weiter- 
entwicklung? Wird es so etwas auch in fünfoder 


zehn Jahren noch geben, von unterscheidbarer, _ 


anderer Quallität alsdas, was inder BRD daist? 
HJ.: Ich denke, in fünf Jahren lassen sich 
die Unterschiede nicht mehr feststellen, 
vielleicht noch in einzelnen Personen. Was 
mich mit zu dieser Prognose veranlaßt, ist, 
daß wir aus den Zwei-Drittel-Welt- 
Gruppen mit Erschrecken feststellen, wie 
die bisherigen Träger des Solidaritäts- und 
entwicklungspolitischen Gedankens der 
offiziellen Politik, alsodieÖkonomie-Insti- 
tute und die regionalwissenschaftlichen 
Einrichtungen ihre dreißigjährigen Lehr- 
aussagen und -inhalte kühn und oppor- 
tunistisch über Bord werfen, ganz aktiv 
nach etablierten gesellschaftlichen Part- 
nern suchen und mit einem starren Blick 
nach vorn versuchen, den “BRD-Standard“ 
in der Entwicklungspolitik zu erreichen. 
Wir werdeninderDDReineähnlichelinks- 
alternative Szene entwickeln - mit ein- 
zelnen wissenschaftlichen Persönlichkei- 
ten, mit einem Geflecht von Gruppen. Wir 
werden uns einrichten und vergleichbar 
werden - und unerkennbar wohl leider 
auch. 

Was die Prognose auch sehr erschwert, ist, 
daß wir nicht wissen, wie weit die zu erwar- 
tende Währungsumstellung unsere Bevöl- 
kerungundderen Verhalten verändert. Bis- 
her hatten wir in der DDR allgemein eine 
relativ hohe Spendenbereitschaft, viel- 
leicht begünstigt durch den großen Kauf- 
kraftüberhang unserer Währung. Und wir 
hatten bisher eine Öffentlichkeit, aus der 
die Nord-Süd-Problematik und die Solida- 
ritätsproblematik ausgesperrt war. Es gab 
kaum Bücher, es gab keine Zeitschriften, es 
gab in den Medien, in den elektronischen 
Medien äußerst knappe politische Berich- 
te, keine Auseinandersetzung mit dem 
Thema.Gleichzeitighabeichbeialler Unsi- 
cherheit die Hoffnung, daß etliche aufste- 
hen werden in den Kommunen und in der 
Politik, um den Gedanken weltweiter Soli- 
darität und die Entwicklungszusammenar- 
beit in den Kommunen und in der Politik 
einzuklagen. Wir bekommen jetzt öfters 
Briefe von uns bisher Unbekannten und 
Fremden, die uns ihre Mitarbeit anbieten, 
die Informationen suchen, weil sie sehr ge- 
nau spüren, daß man Lebenssinn nicht mit 
der Westmark eintauschen kann. 


Zurück zur Identität. Es könnte doch sein, daß 
die DDR-Solidaritätsbewegung eigenständig 
bleibt und sogar zu einem Schwenk innerhalb 
der gesamtdeutschen Solidaritätsbewegung 
beitragen kann: wenn sie sichihre Stärke erhält, 
könnte dies aufder praktischen Ebene so ausse- 
hen, daß ihr Entwicklungsarbeit hier im Land 
unter dem Blickwinkel Antirassismus macht 


Solidaritatsarbeit in der DDR 


und nicht auf das Pferd setzt, das bei uns seit 
zwanzig, dreißig Jahren läuft: Projektunterstüt- 
zung in der dritten Welt. 

H.J.:Ich denke, auch hier verbietet sichjede 
falsche Hoffnung aufeine Eigenständigkeit 
als Staat oder Gesellschaft. Denn die An- 
zahl der Gruppen und der Engagierten ist 
gering, auch die Zahl der Hauptamtlichen, 
die somit als Gesprächspartner mit Profilin 
das gesamtdeutsche Gespräch eintreten 
könnten. Um eine Zahl zu nennen: in den 
Kirchen der DDR gibt es zehn bis zwölf 
Leute, die sowohl theoretisch als auch 
praktisch Entwicklungs- und Solida- 
ritätsarbeit leisten. Inden Kirchender BRD 
sind es fast 200. Wie soll man da Identität 
bewahren? In den nichtkirchlichen Berei- 
chensind diese Zahlenverhältnisseähnlich. 
Meine Frage zur Identität bezog sich mehr auf 
die Ebene der Gruppen. Bei uns ist es ja häufig 
so, daß Gruppen sich mit ihren Themen, mit ih- 
ren Kampagnen gegenseitig aushebeln. Also das 
Konkurrenzverhalten, das unsere gesamte Ge- 
sellschaft prägt, kommt auch dort durch. 

HJ.: Unsere scheinbare Homogenität ba- 
siert vor allem auf dem recht geschlossenen 
Gegendruck, der grob besagte, das Thema 
Solidarität und Entwicklungszusammen- 
arbeit ist als antiimperialistische Hilfe von 
den staatlichen Stellen gepachtet. Jegliche 
Außenpolitik und jegliches außenpoliti- 
sches Wirken selbst in kleinen Gruppen 
kann nur funktionieren, wenn man die Au- 
Benpolitik und die Gesellschaftskonzep- 
tion der DDR mitträgt. Und wir haben uns 
vor allem aus praktischen Gründen zusam- 
mengeschlossen. Mit dem Wegfall der Ar- 
beits- und Kommunikationsschwierigkei- 
ten mit’den Partnern in der Zwei-Drittel- 
Welt werden wirjetzt wohlauchzueinereu- 
rer Situation vergleichbaren Differenzie- 
rung kommen: sowohl ideologisch als auch 


von der Motivation her wird es eine Diffe- 
renzierung in die mehr christlich orientier- 
tenund die mehr säkular orientierten Leute 
oder Gruppen geben, was ich bedauern 
würde, denn diese “scheinbaren* Unter- 
schiede waren immer sehr produktiv. Z.B. 
benötigen die Probleme in Afrika, Asien 
und Lateinamerika sowohl eine religiöse 
als auch eine säkulare Analyse, weil diese 
Länder als religiöse Gesellschaften mit sä- 
kularer Zivilisation konfrontiert sind. 


Wollt ihr auch “Westhilfe“? 

HJ.: .. ja, wir müssen wohl wollen, denn 
wenn jeder Fleischermeister seinen Spon- 
sor findet, dann müßten für eine kritische 
Öffentlichkeit auch Mittel bereitgestellt 
werden. Wir erleben, daß zu uns in die 
DDR jetzt Industriebetriebe kommen, die 
in Afrika und in Lateinamerika ausbeute- 
risch vorgehen. Unsere wirtschaftliche Nai- 
vität als DDR haben wir - wenn wir sie je 
hatten - verloren. Wir sind jetzt auch einer 
neuen Publizistik ausgesetzt. Mit Spenden 
alleine können wir die inhaltlichen und or- 
ganisatorischen Herausforderungen kaum 
meistern. Wir hoffen, nicht jeder “Wachs- 
tumschance“ zuerliegenundnicht.aufjedes 
Glanzpapier hereinzufallen. Und wir soll- 
ten den Mut zur Lücke beibehalten. Wir 
dürfen nicht dem Wahn verfallen, alles ma- 
chen zu müssen. Wer einen souveränen 
Partner in der DDR für wenigstens die 
nächsten zwei Jahre wünscht, sollte unter- 
stützend auftreten und helfen. 


Wo wird der künftige Platz von Inkota sein? 

HJ.: Die Frage steht im Raum .... Mit dem 
zu erwartenden oder in Aussicht gestellten 
Bezuschussungswesen über die Gemein- 
nützigkeitsklausel werden auch wir, wer- 
den auch die Gruppen untereinander und 
die verschiedenen entwicklungspolitischen 
Aktivitäten wohl zu Konkurrenten werden. 
Ich hoffe, es gelingt uns, solche Strukturen 
zu schaffen, daß als Minimum wenigstens 
ein Informationsaustausch stattfindet, daß 
es wenig Verheimlichungen, keine Black- 
box Aktionen gibt und daß wir uns beinun 
endlich möglichen öffentlichen Kampag- 


nen auch immer wieder gut zusammenfin- 
den und das Ziel und die Sache und damit 
immer die Menschen in der Zwei-Drittel- 
Welt in den Vordergrund stellen und nicht 
die eigene Befindlichkeit oder unsere Ab- 
grenzungsnotwendigkeiten in einem prop- 
pevollen Solimarkt. 

Aber Informationsaustausch, Koordina- 
tion und Begegnung (Tagungen) wirdesim- 
mer geben müssen. Vielleicht als öffentli- 
cher Dachverband, vielleicht als für Be- 
wußtseinsbildung engagierter Mitglieder- 
verein, vielleicht als Stachel in einer immer 
konservativer werdenden Gesellschaft und 
Kirche, Vielleicht von allemein wenig. Also 
unvollständig und verletzlich und damit 
möglicherweise sehr lebendig. 

Das Interview führten Walter Hättig und 
Jani Rolshoven. 


Anmerkung: 

Inkota steht für INformation, KOordination und TA- 
gungen und ist als ökumenischer Arbeitskreis ein Zu- 
sammenschluß von Dritte Welt Gruppen in der DDR. 
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Volltreffer 
oder Schuß ins Leere? 


Das Wirtschaftsprogramm 
des neuen Präsidenten 
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Fernando Collar de Mello (Foto: Peter Feldmann) 


ie Überraschung war groß, als der 
D eben vereidigte Präsident am 16. 

März im Parlament und übers 
Fernsehen sein Wirtschaftsprogramm vor- 
stellte, das er anspruchsvoll ’Neues Brasi- 
lien’ (Plano Novo Brasil) nannte. War doch 
gerade das Fehlen eines Programmes wäh- 
rend des gesamten Wahlkampfes Collors 
größtes Handicap, welches er durch sein 
selbstbewußtes Auftretenund einen ausge- 
prägten Personenkult zu kompensieren 
suchte. 


In dieser mit besonders viel Spannung er- 
warteten Regierungserklärung, in der er 
ganz persönlich die volle Verantwortung 
auf sich nahm, wollte er die vollmundig ge- 
gebenen Wahlversprechen einlösen. Der 
Schock wardahergerade bei seinereigenen 
Klientel im rechten Lager besonders groß. 
Um die Hyperinflation, die zuletzt monat- 
lich mehr als 80 % erreicht hatte, zu stop- 
pen, warin.der Tat einige Kreativität gefor- 
dert. 


Schocktherapie 


Das Herzstück des Pakets ist folgerichtig, 
wie jedes klassische Ökonomielehrbuch 
predigt, die Reduzierung der Geldmenge. 
Sie fiel im ’Neuen Brasilien’ allerdings so 
drastisch aus, daß zunächst annähernd 4/5 
der umlaufenden Geldmenge zwangsweise 
festgelegt wurden. Nur bis zu 50.000 Cru- 
zados pro Person (etwa 2.000,- DM) durf- 
ten von den Konten abgehoben werden;die 
gesamten Guthaben darüber sind für 18 
Monate zu 6 % festgelegt - insgesamt mehr 
als 100 Mrd. US-$.Darund 90 %aller Bra- 
silianer ohnehin nicht mehr als diese Sum- 
me auf dem Konto haben, wenn überhaupt, 
fand das Programm besonders wegen die- 
ses Punktes eine breite Zustimmung in der 
Bevölkerung, Preise und Mindestlohn, die 


‚ sich in letzter Zeitein besondershitzigesIn- 


flationsduell geliefert hatten, wurden auf 
dem Niveau vom 12. März eingefroren. Al- 
le künftigen Anpassungen werden von der 
Regierung entsprechend der staatlich fi- 
xierten Inflationsrate festgesetzt. Für April 
legte die Regierungeine Steigerungvon 0% 


fest, womitssiesichgleichzeitigin Sachen In- 
flationsbekämpfung ein offizielles Eigen- 
lob ausstellte,obwohl die Preise weiter stie- 
gen. 
Um bei der Bevölkerung den Preiskontrol- 
len den notwendigen Vertrauensbonus zu 
verleihen, wurden gleichzeitig umfangrei- 
che Kontrollen beim Einzelhandel ange- 
kündigt. Mit Blitzaktionen der Polizei sol- 
len Unternehmer und Geschäftsführer 
überrascht und bei Verstößen sofort ver- 
haftet werden. Die drakonischen Haftstra- 
fen und die saftigen Geldbußen, die in eini- 
gen Fällen auch verhängt wurden, sollen 
abschreckend wirken. Polizei und Justiz 
werden bei der Wirtschaftspolitik mit zur 
Verantwortung herangezogen. Obwohl die 
Ankündigungdieser Maßnahmenüber alle 
„Medien ihre Wirkung nicht verfehlt hat, 
bleibt der allgemeine Zweifel an derlänger- 
fristigen Wirksamkeit solcher Aktionen. 
Bisher haben die Händler immer Wege ge- 
funden, die Preise trotz aller Preisfestset- 
zungen doch zu erhöhen oder die Waren 
zurückzuhalten. Die Händler sind eine 
mächtige Gruppe mit einer starken Lobby, 
gegen die zu regieren sich schon manche 
Regierung die Zähne ausgebissen hat. Zwei 
Monate 'Plano Collor’ zeigen, daßeseiner- 
seits doch erstaunlich viele Waren gibt, die 
nicht in die Liste für Höchstpreise aufge- 
nommen wurden und deren Preise munter 
weiter steigen und daßandererseits die Re- 
gale nicht mehr regelmäßig nachgefüllt 
werden, wie noch im Februar. Schließlich 
hoffen die Händler langfristig auf die totale 
Freigabe der Preise, denn Collor und seine 
Wirtschaftsministerin Zelia Cardoso de 
Mello wollen die Indexierung der brasilia- 
nischen Wirtschaft, die praktisch das ge- 
samte Preissystem ersetzte, beenden und 
dem Markt eine Chance geben. 


In dieses neoliberale Denkraster paßt auch 
die pauschale Suspendierung der Subven- 
tionen einschließlich derer für regionale 
Entwicklungsprogramme. Allerdings pas- 
sen die zahlreichen, im gleichen Paket ver- 
ordneten spürbaren Preisanhebungen für 
öffentliche Dienstleistungen und Gebüh- 
ren nicht in diese Systematik der Inflations- 
bekämpfung, sie sind aber mit den immen- 
sen Liquiditätsproblemen der Staatskasse 
zu erklären. Diese Preisanhebungen von 
30 % und mehr auf einmal haben auf jeden 
Fall zu Beginn des Planes noch einmal für 
einen kräftigen Inflationsschub gesorgt. In 
den Statistiken und den daraus berechne- 
ten Inflationsraten für März, bzw. der Min- 
destlohnquote, findet dieser Preisschub 
praktisch keinen Niederschlag. 

Bei der notwendigen Sanierung der Staats- 
finanzen sollten Zeichen gesetzt werden, 
indem vor allem bei der öffentlichen Hand 
gespart wird und eine einschneidende Ver- 
waltungsreform unproduktive Einrichtun- 
gen und Horte von Korruption und Vet- 
ternwirtschaft einfach schließt. Deshalb 
wurden 20 staatliche Stiftungen, Institutio- 
nenund Unternehmen per Dekret aufgelöst 
und die Beschäftigten zum großen Teil ent- 
lassen. Mittlerweise liegt die Zahl derer, die 
insgesamt aus dem öffentlichen Dienst ent- 


Brasilien 


lassen werden sollen, bei 300.000, ohne 
daß bisherauchnurein WortübereinenSo- 
zialplan vernommen wurde. Wo bleiben 
denn in diesem Fall die Wahlversprechen? 
Als ganz besondere Einsparung der Regie- 
rung wurde die Reduzierung der Ministe- 
rien verkauft. Statt bisher mit 23 regiert 
Collor nur noch mit 12 Ministern. Ob aller- 
dings die Zusammenlegung von Ministe- 
rien und die Schaffungneuer Staatssekreta- 
riate, z.B. für Umwelt oder Verwaltungsre- 
form, per Saldo wirklich eine Einsparung 
mit sich bringen, ist sehr fraglich. 

Ein deutlicher Hinweis auf das grundsätz- 
lich liberale Wirtschaftsverständnis der 
neuen Regierung ist die Ankündigung um- 
fangreicher Privatisierungen von staatli- 
chen Unternehmen. Erfolgreiche Firmen, 
wie die von den Militärregierungen mit viel 
Aufwand ausgebaute Flugzeugindustrie, 
will der Staat verkaufen. Nur strategisch 
wichtige Bereiche, wie z.B. die Atomindu- 
strie, sollen weiterhin unter Regierungs- 
kontrolle bleiben. Damit soll einerseits der 
Staatsanteil in der Wirtschaft deutlich ge- 
senkt werden und andererseits das enorme 
Defizit im Staatshaushalt ausgeglichen 
werden können. 


Die Gewichte liegen eindeutig auf der bin- 
nenwirtschaftlichen Situation, so daß der 
außenwirtschaftliche Teil relativknappaus- 
gefallen ist. Beim Wechselkurs wurde die 
Dollarbindung abgeschafft, womit dieamt- 
liche Notierung zunächst wegfiel.Siewurde 
ersetzt durch den fluktuierenden Dollar- 
kurs, der an der Börse seine Notierung fin- 
det. Damit sollte der Parallelkurs, der etwa 
doppelt so hoch lag, hinfällig werden. Dies 
hatte zur Folge, daß in den ersten beiden 
Wochen praktisch kein Kapitaltransfer 
stattfand, weil der Kurs für die US-Wäh- 
rung von fast 90 Cruzados für einen US-$ 
plötzlich auf unter 30 Cruzados sank. Zwar 
entsprach dieser Kurs keinesfalls dem rea- 
len Tauschverhältnis, aber es gab im Land 
keinerlei Nachfrage nach ausländischer 
Währung, weil die von der Regierung zuge- 
standene Kaufkraft kaum für die alltägli- 
chen Ausgaben im Land ausreichte. Erst 
nach und nach pendelte sich der Kurs wie- 
der auf ein Niveau ein, das inzwischen nur 
wenig unter dem früheren Parallelkurs 
liegt, der also die Marktverhältnisse gar 
nicht so schlecht wiedergab. Unerwähnt 
bleibt bisher der Kapitaltransfer ins Aus- 
land, also der gesamte Komplex des Ge- 
winnrücktransfers und der Kapitalflucht. 

Erstaunlich wenig Worte verlor Collor 
auch über die Auslandsverschuldung, ob- 
wohl Brasilien nach den USA das am stärk- 
sten im Ausland verschuldete Land der 
Welt ist. Mit der vielsagenden, aber wenig 
konkreten Formel ’Neuverhandlungen’ 
war dieses Thema zunächst abgehandelt. 
Wenigspäter, aufeiner TagungdesIWF,be- 
stätigte sich die Vermutung, daß die neue 
brasilianische Regierunggegenüberden in- 
ternationalen Finanzorganisationen auf 
keinen Fall einen Konfrontationskurs an- 
steuern will, Dies ist auch gar nicht nötig, 
denn für ihr Wirtschaftsprogramm erntete 
die Ministerin im Ausland viel Lob.Typi- 


sche Auflagen der bekannten IWF-Sanie- 
rungsprogramme (auch bekannt als Hun- 
gerprogramme) wurden von der brasiliani- 
schen Regierung im 'Plano Collor’ bereits 
vorweggenommen: Streichung von Sub- 
ventionen, Einsparungen im Staatshaus- 
halt und Entlassung sog. unproduktiv Be- 
schäftigter. Die Regierung wird also beiden 
in nächster Zeit anstehenden Neuverhand- 
lungen der Schulden mit einigem Wohlwol- 
len rechnen können. 

Viel spekuliert wird immer noch über die 
Liberalisierung des Außenhandels, vor al- 
lem, weil Collor als designierter Präsident 
auch auf seiner Weltreise dazu einige An- 
kündigungen machte. Abgeschafft werden 
sollen die begünstigten Exportzonen, und 
geplant ist der Abbau der Zollschranken, 
um Importe zu erleichtern. Bislang war ei- 
ner der Eckpfeiler des brasilianischen In- 
dustrialisierungsmodells die Zollmauer, 
die Produkte der ’industria brasileira’ vor 
ausländischer Konkurrenz schützte. Noch 
heute ist Brasilien eines der ganz wenigen 
Länder, wo beispielweise kaum japanische 
Autos fahren. Nur den Toyota Land Crui- 
ser gibt es zu kaufen, aber mit brasiliani- 
schem Mercedes-Motor. Trotzdem störte 
sich die ausländische Konkurrenz bisher 
wenig an den Zollmauern. Ausländische 
Firmen und transnationale Konzerne inve- 
stierten in Brasilien und erhielten damit die 
Auszeichnung ’industria brasileira. Die 
Zollmauern waren damit eher zu ihrem 
Nutzen alsein Hindernis. Ein abgeschotte- 
ter großer Binnenmarkt stand ihnen zur 
Verfügung, ein ideales Terrain, um mit aus- 
gedienten Technologien noch einen Extra- 
gewinn zu machen. Bisher schwebt also die 
Freigabe der Importe noch als Damokles- 
schwert über der vom neuen Plan stark ge- 
beutelten Wirtschaft. Weil der 'Plano Col- 
lor’ zu einer von der Regierung sicher nicht 
in diesem Ausmaß erwarteten Rezession 
mit Massenentlassungen geführt hat, soll 
sie sich vor dem nächsten Schock erst etwas 
erholen können. 


Ordnungspolitisches Umbau- 
programm 


Die Art, in der Collor nach dem aufwendi- 
gen Spektakel der Ministerpräsentation im 
Fernsehen als Krönung seinen Sanierungs- 
plan vorstellte, paßt zu seinem Stil, sich als 
jung-dynamischer Präsident mit einschlä- 
gigen Karatekenntnissen zu präsentieren. 
Doch es wäre zu kurz gegriffen, wenn man 
den Überraschungseffekt nur mit seinem 
Sensationalismus oder mit dem anstehen- 
den Wahlkampferklären wollte,auch wenn 
beides durchaus mitspielt. Soll ein Wirt- 
schaftspaket wirklich greifen, dann mußes, 
besonders in Brasilien, als Schock ankom- 
men. Sobald stufenweise Maßnahmen 
durchgesetzt werden sollen oder entspre- 
chende Vorbereitungen getroffen werden, 
stellen sich genau jene, die eigentlich Opfer 
bringen müssen oder Einfluß einzubüßen 
haben, mit den entsprechenden Abwehr- 
mechanismen darauf ein und lassen die 
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Maßnahmen ins Leere laufen. Der Verfil- 
zung und der Korruption, die zu bekämp- 
fen Collor angetreten ist, kann man wirk- 
lichnur miteinem Überraschungscoupbei- 
kommen. Insofern war das Programm ganz 
geschickt lanciert. Vor diesem Hintergrund 
ist ein Ausspruch zu verstehen, er habe nur 
einen Schuß, um den Tiger (die Inflation) 
zu erlegen, und der müsse treffen. 


Damit hat der Präsident hoch gereizt, vor 
allem weil er alle Verantwortung selbst 
übernehmen wollte. Ob aber nicht das La- 
den der Flinte doch etwas zu geräuschvoll 
vor sich ging, so daßes zumindest in seinem 
näheren Umkreis gehört werden konnte? 
.Der Gouverneur von Alagoas jedenfalls 
muß es gehört haben, denn er hat am 12. 
März, einen Tag vor der landesweiten Ban- 


kenschließung, 1,5 Mrd. Novos Cruzados 
(die Währung bis dato) von seinem Privat- 
konto abgehoben. 

Dieses inzwischen vielkritisierte Pro- 
gramm zeichnet sich aber trotz allerSchwä- 
chen dadurch aus, daß es in sich durchaus 
logisch und geschlossen ist. Sicher erfüllt es 
nicht die Wünsche aller Brasilianer, auch 
wenn der Präsident wortgewaltig dies im 
Fernsehen immer wieder als sein Ziel hin- 
stellt. Interessant ist deshalb die Einschät- 
zung der Fachleute, wo keineswegs eine 
Riege von Befürwortern nach dem Rechts- 
Links-Schema den Gegnern gegenüber- 
steht. Die Einschätzungen sind so unter- 
schiedlich, daß aus dem rechten Lager Vor- 
würfe der Unausgewogenheit kommen, 
aber gleichzeitig auch Anerkennung und 
Zustimmung bis weit nach links zu verneh- 
men ist. Das Ziel dieses Präsidenten und 
der Gruppe, die ihn zum ersten Mann im 
Staat gemacht hat, ist ein ganz anderes: Es 
geht darum, in Brasilien die Bedingungen 
für einen modernen Kapitalismus zu schaf- 
fen. Die Wirtschaftspolitik der neuen Re- 
gierung will sich ganz besonders durch ihre 
Ordnungspolitik auszeichnen. Dazu muß 
aber in Brasilien das kapitalistische System 
ersteinmal vor einem Kollaps bewahrt wer- 
den. In einer Volkswirtschaft, in der die In- 
flation derartige Blüten treibt, daß grund- 
sätzlich jede Geldanlage auf der Bank eine 
höhere Rendite einbringt alseine Anlage in 
Produktivkapital, ist die Leistungsfähigkeit 


8 blätter des iz3w, Nr. 166, Juli 90 


Brasilien 


der Wirtschaft auf Dauer gefährdet und der 
Kulminationspunkt der Krise noch nicht 
erreicht. 


Wenn sich die Produktion nicht mehr ren- 
tiert, das Kapital entweder abwandert oder 
auf dem Finanzmarkt spekuliert - wie es 
selbst der kleine Mann der Mittelschichten 
gemacht hat - wird der technologische 
Stand des Produktionsapparates immer 
niedriger. Als Strukturdefekt haftet dem 
brasilianischen Industrialisierungsmodell 
die Innovationsschwäche ohnehin schon 
an, der Effekt der technologischen Überal- 
terung wird dann noch zusätzlich verstärkt, 
wenn nicht einmal mehr fällige Ersatzinve- 
stitionen vorgenommen werden. Die Infla- 
tion wird immer weiter in die Höhe getrie- 
ben, weil immer weniger Waren der weiter- 


hin reichhaltigen Geldmenge gegenüber- 
stehen. 

Die Wirtschaft istder Regierung Sarnay im- 
mer mehr aus dem Ruder geraten. Trotz- 
dem hat sie bei der Finanzspekulation zu 
schwindelerregenden Zinsen kräftigmitge- 
spielt, weil sie die bei der jetzt unabhängi- 
gen Zentralbank deponierten Gelder zum 
Stopfen der größten Liquidationslücken 
dringend benötigte. Immer größere Berei- 
che koppelten sich ab oder wurden abge- 
koppelt, um in den informellen Bereich ab- 
zuwandern. Bei dieser Inflationsschraube 
gab es nämlich eindeutige Verlierer: alle 
diejenigen, die über kein Geldeinkommen 
verfügen, und dies ist im hochindustriali- 
sierten Brasilien ein erschreckend hoher 
Anteil der Bevölkerung, der in die Millio- 
nen geht, 

Ein wichtiger Teil des Rettungsprogramms 
ist die Wiedererlangung der politischen 
Kontrolle über die Volkswirtschaft. Auch 
diesen Effekt sollte der ’Plano Collor’ ha- 
ben. Deshalb war das zunächst als undiffe- 
renziert erscheinende Zuschnappen der 
Falle systemimmanent gar nicht so unge- 
schickt. Außerdem hat der Präsident ohne 
eigene parlamentarische Basis sicher auch 
deshalb besonders hoch gepokert, um 
durch eventuelle Zugeständnisse im Kon- 
greß-dieletztendlichaberdochkaum nötig 
waren - sein Programm nicht total verwäs- 
sert zu bekommen. Der springende Punkt 
liegt aber sicher in der Politik der Zuge- 


ständnisse an verschiedene Gruppen, für 
diebeispielsweise die zwangsweise Einfrie- 
rung der Gelder für 18 Monate absolut un- 
zumutbar ist. Dadurch, daß diese Sektoren 
oder Gruppen sich artikulieren, erkennen 
sie ihre Kontrolle durch die Regierung an 
oder sie bekommen sie mit den Bedingun- 
gen für die Zugeständnisse zu spüren. 
Großzügig wird mehr Geld zugestanden 
und dabei werden die Zügel straffer in die 
Hand genommen. Hier liegt scheinbar ein 
Widerspruch: Ein Plan, der die Liberalisie- 
rung der Wirtschaft und den Rückzug des 
Staates beabsichtigt, zeichnet sich durch 
die vielleicht massivsten staatlichen Ein- 
griffe in der brasilianischen Wirtschaftsge- 
schichte aus. Aber um den tiefgreifenden 
Umbau der Wirtschaft gegen die in solchen 
Fällen immer auftretenden Widerstände 


8] Ä 


durchsetzen zu können, muß der Staat vor- 
übergehend mit starker Hand eingreifen. 
Ein typisches Beispiel dafür, wie die Regie- 
rung die Kontrolle wiedererlangen will, 
sind die Lohnzahlungen. Entsprechendder 
Regierungspropaganda, daß dieses Pro- 
gramm nicht die Armen und die Arbeiter, 
sondern die Reichen treffen soll, wurden 
pünktlich zum Monatsbeginn April die 
Gelderfür die Lohnzahlungen freigegeben. 
Allerdings konnte jeder Arbeitgeber nur 
für die Beschäftigten die Lohntüte füllen, 
die er angemeldet hatte und für die er Steu- 
ern und Sozialversicherung zahlte. Bald 
darauf bekamen auch die philantropischen 
Organisationen, wie wohltätige Vereine, 
Sozialdienste, Kirchen etc. eine Freigabe 
für ihre Gelder zugestanden, um weiterar- 
beiten zu können. All diese Nichtregie- 
rungsorganisationen, zu denen auch die 
fortschrittlichen und oppositionellen 
Gruppen gehören, mußten aber ihre Regi- 
strierung vorweisen, um in den Genuß die- 
ses gezielten Zugeständnisses; das inzwi- 
schen bereits wieder abgelaufen ist, zu 
kommen. 


Ein langfristig angelegtes 
Projekt 


Es liegt nahe, den direkten Vergleich mit 


“dem ’Plano Cruzado’ I und II der Sarnay- 


Regierung anzustellen. Doch bei näheren 
Hinsehen wird der substantielle Unter- 
schied deutlich: Während die Regierung 


Sarnay im wesentlichen an Symptomen 
herumkurierte (Wechselkurs, Preis- und 
Lohnkontrollen), greift der neue Plan viel 
konsequenter in die wirtschaftlichen Struk- 
turen ein. Die Radikalkur der jungen Wirt- 
schaftsministerin bekommt nicht einmalal- 
len Reichen sehr gut. Die höhere Besteu- 
erung der Finanzgeschäfte und der Kapita- 
lerträge beschneidet ihre Möglichkeiten 
der unkontrollierten Supergewinne. Die 
wilden Zustände des Raubritterkapitalis- 
mus sollen total umstrukturiert werden in 
Rahmenbedingungen für einen wohlstruk- 
turierten modernen Kapitalismus. Dies ist 
das Vorhaben und das Projekt dereben an- 
getretenen Regierung, wozu das Wirt- 
schaftsprogramm vom März nur der Ein- 
stieg sein soll. 

Das ooftan die Reinform von Populismuser- 


innernde Auftreten und Agieren des Präsi- 
denten dient ihm dabei als Verkaufsmetho- 
de für seine Wirtschaftspolitik. Bisherspre- 
chen die Anzeichen eher dafür, daß Collor 
und seine Berater oder Förderer aus der 
populistischen Trickkiste das gesamte /n- 
Strumentarium, nicht aber das Wirtschafts- 
konzept entnehmen. Die propagierte libe- 
rale Wirtschaftsordnung und der angekün- 
digte Rückzug des Staates aus der Wirt- 
schaft deuten eher auf Vorstellungen von 
einem klassisch kapitalistischen Modell als 
auf autokratische Strukturen eines corpo- 
rativistischen Systems hin, wie sie typische 
populistische Regierungen auszeichnen. 
Das autoritäre Gesicht der neuen Herr- 
scher in Brasilien hat eher den Zweck, kei- 
ne Schwächen, sondern besondere Ernst- 
haftigkeit bei der Durchsetzung der neuen 
Strukturen zu demonstrieren. Bei jeder 
Umbruchsituation liegt der Schlüssel zum 
Erfolg darin, inwieweit es gelingt, mit den 
Widerständen derer umzugehen, die durch 
die neue Ordnung ihren Einfluß verlieren. 
Deshalb ist es wichtig, die Macht der Maha- 
radschas zu beenden, aber nicht, um die 
Korruption zu beseitigen und die kleinen 
Leute bei der neuen Verteilung des Reich- 
tums mitzubedenken, sondern um die un- 
produktiven Profiteure, die einem moder- 
nen Kapitalismus im Wege stehen, zu ent- 
machten. 

Die wirklichen Akteure bei diesem Spiel 
sind bisher allerdings noch nicht offen auf 


Brasilien 


die Bühne aufgetreten. Vielmehr findet 
dort eine aufwendige Show mit dem Haupt- 
darsteller Collor statt, die von den Draht- 
ziehern hinter den Kulissen ablenken soll. 
Die Frage, wer trägt dieses Projekt und wel- 
chesist die ökonomische Basisdes Modells, 
läßt sich bisher noch nicht ganz präzise be- 
antworten. Hinter der Regierung steht si- 
cher jene Gruppe, die eine offene, voll ins 
internationale. System integrierte Wirt- 
schaft anstrebt und denen die Rolle des rei- 
nen Rohstofflieferanten und Exporteurs 
von Industrieproduktionen der immer nur 
zweiten technischen Generation nicht aus- 
reicht. Hat nicht Collor in Europa schon 
vor Amtsantritt verkündet, er werde Brasi- 
lien aus den Reihen der Entwicklungslän- 
der herausführen und während seiner Re- 
gierung würde sich Brasilien ins Lager der 


modernen industrialisierten Saaten einrei- 
hen? Die noch reichlich undifferenzierte 
Antwort zu den gesellschaftlichen Stützen 
der geplanten Ordnung bedarf einer aus- 
giebigen Analyse, die allerdings den Rah- 
men dieses Artikels sprengen würde. Es 
bleibt abersicherin nächster Zeitspannend 
zu beobachten, welche Kapitalfraktionen 
und -gruppierungen die Oberhand gewin- 
nen oder behalten werden und ob die alten 
Machtstrukturen unversehrt erhalten blei- 
ben, wenn das Programm erfolglos bleibt. 
Soviel steht aber fest: dieses Projekt läuft 
aufeine Demontage des vom Militärregime 
ausgebauten Modells mit stark nationalisti- 
scher Orientierung hinaus. In Zukunft, vor 
allem wenn der Erfolg ausbleiben sollte, 
wirdes interessant sein, wiesich das Militär, 
deren Stellung auch in der neuen Verfas- 
sung ungebrochen ist, verhalten wird. Es 
gibt genug Stimmen, die meinen, daß die 
Streitkräfte längst eingegriffen hätten, 
wenn der Kandidat der Linken, Lula, ein 
nur annähernd weitreichendes Programm 
verkündet hätte. 

Der Regierungsantritt im Wahljahr 1990 
zeichnet sich aber auch dadurch aus, daß 
der Präsident eigentlich keine Mehrheit im 
Kongreß hat. Seine eigene Partei ist eine 
Minderheitsfraktion, die bis zu seiner Wahl 
vollkommen unbedeutend war. Da sich im 
Wahljahr jeder Abgeordnete, besonders in 
Brasilien, sehr wahltaktisch verhält und un- 
gern offen unpopuläre Maßnahmen mit- 


trägt, konnte sich Collor bis zuletzt nicht 
ganz sicher sein, ob seine Absprachen mit 
anderen Parteien dem Wirtschaftspaket 
die erforderliche Abstimmungsmehrheit 
garantieren. Folgerichtig und passend zu 
seinemStil wollteerein politisches Zeichen 
setzen, reizte voll auf eine Karte und über- 
nahm ganz persönlich die gesamte Verant- 
wortung. 

Mit diesem einleitenden Sanierungspro- 
gramm soll nicht nur eine Rettungsaktion 
vor sich gehen, sondern zugleich ein heilsa- 
mer Reinigungsprozeß eingeleitet werden. 
In der Rezession, die unmittelbare Folge 
der sodrastischen Nachfragebeschneidung 
ist und die von den Wirtschaftsplanern voll 
inKaufgenommen wird, bleibennebenden 
Arbeitern auch viele Mittel- und Kleinbe- 
triebe auf der Strecke. Die Interessen der 


2.177 


verschiedenen Kapitalfraktionen sind nun 
eben mal nicht einheitlich, und so werden 
die Schwächeren geopfert, um den Wider- 
standsfähigen bessere Chancen zu geben, 
um im internationalen Konkurrenzkampf 
zu bestehen, wenn die Zollmauern abgetra- 
gen werden, 


Das Geschick einer populistisch verpack- 
ten Präsentation zeigt sich darin, daß die 
zunächst Getroffenen nur scheinbar den 
Schaden tragen. Auf Dauer tragen die indi- 
rekt Betroffenen viel schwerer an den Fol- 
gen der Wirtschaftsmaßnahmen. Zwar hat 
die Einfrierung der Bankkonten der Rei- 
chen landesweit zunächst einige Schaden- 
freude ausgelöst, aber gleich im nächsten 
Atemzug verging den Arbeitern das La- 
chen, weil sie als Folge der Geldknappheit 
in Scharen entlassen wurden, nach den De- 
vise, wer zuletzt lacht, lacht am besten. Au- 
Berdem hat sich die Wirtschaftsministerin 
mit Geldern gleichzeitig ein wichtiges wirt- 
schaftspolitisches Instrument ins Kühlfach 
gelegt. Nach erfolgem Umbau kann das 
Geld gezielt aufgetaut werden, um das jun- 
ge Pflänzchen dosiert mit zusätzlicher 
Nachfrage zu gießen. Mit dem gesteuerten 
Geldregen in 18 Monaten kann man das 
neue Gewächs "moderner Kapitalismus’ 
ökonomisch stärken und mit der erwarteten 
Nachfragesteigerung der Mittelschichten 
die Legitimierung nachreichen, um sie für 
die Zukunft zu sichern. 
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Brasilien 


Die sozialen Folgen jetzt sind bisher nicht 
voll abschätzbar. Selbst diejenigen, die ih- 
ren Arbeitsplatz noch nicht verloren ha- 
ben, müssen stärkere Kaufkrafteinbußen 
hinnehmen als vor dem 15. März. Diese 
konjunkturellen Einbrüche verstärken in 
einigen Regionen die prekäre Wirtschafts- 
situation noch durch andere Faktoren, wie 
Klima, unzureichende Infrastruktur, regio- 
nalplanerische Fehler etc.. In einigen Ge- 
ae kann das soweit gehen, daß das 
berleben vieler Leute in Frage gestellt ist. 
Im Nordosten beispielsweise, dem Armen- 
haus Brasiliens, hat das Einsetzen einer er- 
neuten Trockenheit die Ernte weitgehend 
ausfallen lassen. Da bei der Politik des 
knappen Geldes trotz Wahljahr bisher kei- 
ne Nothilfegelder zur Verfügung gestellt 
wurden, sind dort dieKonsequenzen, wenn 
auch nicht so direkt, besonders deutlich zu 
spüren. Das ordnungspolitische Oberziel 
einer neuen Wirtschaftsstruktur ist der Re- 
gierung viel wichtiger als die soziale Befrie- 
dung, so daß sie die drastischen Auswir- 
kungen für die Bevölkerungals notwendige 
Friktionsverluste in Kauf nimmt. 


Collor persönlich, aber auch seine Regie- 
rungsequipe, spielen mit hohem Einsatz 
und zugleich großem Risiko, womit sie qua- 
si zum Erfolg verdammt sind. Trotzdem ist 
der Erfolg gerade der ersten Etappe noch 
allesanderealssicher. Dasinsichzwar kon- 
sistente Wirtschaftsprogramm hat doch die 
politischen Kräfteverhältnisse und die ge- 
sellschaftlichen Strukturen nicht ausrei- 
chend berücksichtigt oder hat Schwierig- 
keiten, mit ihnen fertig zu werden. Letzt- 
endlich liegt ein zentrales Problem darin, 
daß die bestehende Ordnungim Prinzip er- 
halten bzw. reformiert werden soll, d.h. es 
soll vieles beim Alten bleiben und doch soll 
eine Umschichtung der Kräfteverhältnisse 
zugunsten der dynamischen, modernen 
Fraktionen stattfinden. Aber selbst dazu ist 
die auf absehbare Zeit aufgeschobene 
Agrarreform unabdingbar, denn sie bringt 
nicht nur größere Gerechtigkeit für die 
Bauern, sondern per Saldo aucheinen Pro- 
duktivitätszuwachs. Solange die auf den 
Weltmarkt orientierte großflächige Agrar- 
produktion vorherrscht, bleibt der Beitrag 
der Landwirtschaft zum Nationalprodukt 


“dem Einfluß der Börsenmakler an den in- 
:ternationalen Rohstoffbörsen überlassen. 


Es ist auch noch nicht abzusehen, wie gut 
die brasilianische Industrie die kalte Du- 
sche der internationalen Konkurrenz ver- 
tragen wird, die ihr verordnet werden soll. 
Insgesamt hat sicher die Rezession die Lei- 
stungsfähigkeit der Wirtschaft stärker be- 
einträchtigt als die Mannschaft um Zelia 
Cardoso einkalkulierte. Dadurch kann das 
gesamte Gebäude von Maßnahmen ins 
Wanken geraten. 


Ob sich also Opfer der Bevölkerung ge- 
lohnt haben werden, wird bereits in den 
nächsten Monaten erkennbar sein. Noch 
sind viele Brasilianer voller Hoffnung, daß 
es endlich einmal besser werde und inso- 
fern hat Collor einen gewaltigen Ver- 
trauensvorschuß. Wird das ’Neue Brasi- 
lien‘, das er als Vision hat, für die Mehrheit 
der Brasilianer wirklich bessere Lebensbe- 
dingungen mit sich bringen? 


Da sich die Erfolge noch nicht serienweise 
einstellen, wie das die Regierung verspro- 
chen hat, mehren sich bereits die ersten 
Zweifel am möglichen Erfolg des Plans. 
Dies wirft unmittelbar die Frage nach der 
Rolle des Militärs ebenso wie die Frage 
nach der Durchsetzung tiefgreifender 
Strukturveränderungen unter demokrati- 
schen Bedingungen auf. Vielleicht könnte 
jaein General auf die Idee kommen, einmal 
die chilenische Variante zu versuchen. 
Theo Mutter 


Zu Beginn des Jahres kehrten 8500 
salvadorianische Flüchtlinge aus dem 
hondurenischen Flüchtlingslager Co- 
lomoncagua als Gemeinschaft zurück 
in ihre Heimat Meanguera in der 
Provinz Morazan. Sie bringen ihre 


gesamte wirtschaftliche Infrastruktur 


mit, die sie in 9 Jahren Exil entwik- 
kelt haben - und damit ein Modell, 
welches die ehemaligen Flüchtlinge 
selbst als Alternative für das vom 
Krieg ruinierte Land begreifen. 


er Fluß Torola im Nordosten EI 

Salvadors teilt nicht nur geogra- 

phisch die Provinz Morazan in 
zwei Teile. Der Norden Morazans ist seit 
Jahren von der salvadorianischen Befrei- 
ungsbewegung FMLNkontrolliert.Südlich 
des Flusses haben die Militärs einen Sper- 
ring errichtet, der nur mit einer speziellen 
Genehmigung des Oberkommandos der 
Streitkräfte passiert werden darf.Jeder Gü- 
tertransport wird kontrolliert, Lebensmit- 
tel und Medikamente mit der Begründung 
beschlagnahmt, sie würden als Nachschub 
für die Guerilla dienen. Leidtragende ist in 
erster Linie die Zivilbevölkerung. Wie 
kaum eine andere Provinz ist die Region 
nördlich des Rio Torola von den Folgen des 
Krieges betroffen. Die Isolation und die 
Regierungspolitik der "Verbrannten Erde’ 
haben eine wirtschaftliche Entwicklung in 
der Zone unmöglich gemacht. 
Anfang der achtziger Jahre flohen mehr als 
20.000 Menschen aus den Nordprovinzen 
ElSalvadorsindasbenachbarte Honduras. 
Hier suchten sie Schutz vorden Bombarde- 
ments der salvadorianischen Luftwaffe 
und den Massakern der Armee. Zum größ- 
ten Teil Frauen und Kinder kamen nach oft 
monatelanger Flucht und Verfolgung über 
die Grenze - der Krieg hatte die Familien 
auseinandergerissen, viele der Männer wa- 
ren tot, einige schlossen sich der Guerilla 
an. Neun Jahre mußten sie im hondureni- 
schen Exil ausharren. Während dieser Zeit 
entwickelten sie ein starkes Gemeinwesen 
und kehren heute als Gemeinschaft zurück 
in ihre Heimat, mit einer eigenen Gesund- 
heitsversorgung, einem Erziehungswesen 
undeiner Reihe von Werkstätten, diein Co- 
lomoncagua 8500 Menschen mit dem Nö- 
tigsten versorgen konnten. Aus den Cam- 
pesinos/as wurden SchreinerInnen, Schu- 
sterInnen oder MechanikerInnen.85%der 
Flüchtlinge können lesen und schreiben - 
für große Teile der salvadorianischen 
Landbevölkerung immer noch die Aus- 
nahme. . 


Gemeinsam mit den in Morazan verbliebe- 
nen Menschen wollen die ehemaligen 
Flüchtlinge ihr Modell wieder aufbauen 
und sie an ihren Erfahrungen und Errun- 
genschaften teilhaben lassen. Die Gemein- 


El Salvador 


“Wir sind 


die Alternative 


den Morazans haben sich vor zwei Jahren 
im ’Patronato para el desarollo de las Com- 
unidades en Morazan y San Miguel’, PA- 
DECOMSM, zusammengeschlossen, um 
wenigstens Minimalstrukturen aufrecht- 
zuerhalten. So gibt es dort eine provisori- 
sche Gesundheitsversorgung in Form einer 
ärztlichen Beratungsstelle, Schulunterricht 
bis zur dritten Klasse, einekkollektivorgani- 
sierte Nahrungsmittelproduktion und Pro- 
gramme zur Wiederaufforstung des durch 
Bomben zerstörten Waldes, bei denen z.B. 
im letzten Jahr 30.000 Bäume gepflanzt 
wurden. Angesichts der fehlenden staatli- 


; » 


für dieZukunft“ 


chen Unterstützung ein mühsamer Prozeß, 
zumal für jedes Paar Schuhe, für jedes Me- 
dikament oder Kleidungsstück eine Ge- 
nehmigung bei der örtlichen Mili- 
tärbehörde eingeholt werden muß. Es exi- 
stiert weder eine Strom- noch Trinkwasser- 
versorgung, wovon letzteres Ursache fürei- 
ne Reihe von Krankheiten ist, unter denen 
zumeist die Kinder zu leiden haben. 

Das soll sich mit der Rückkehr der Flücht- 
linge aus Colomoncagua ändern. Schon 
während des Repatriierungsprozesses ar- 
beitete zum ersten Mal seit zehn Jahren 
wieder ein staatliches Ministerium im Nor- 
den Morazans, das einen Teil der einzigen 
asphaltierten Straße instandsetzte. In Ver- 
handlungen der Flüchtlinge mit der Regie- 
rung konnte durchgesetzt werden, daß 
auch internationale Organisationen in der 
Zone arbeiten dürfen. El Salvadors Vize- 
Präsident Francisco Merino, der mit einer 
hochrangigen Ministerriege die Wiederan- 
siedlungen im Februar besuchte, versprach 
zudem Hilfe bei der Errichtung einer Elek- 
trizitätsversorgung, im Erziehungswesen, 
beim Baueiner Brückeüberden Fluß Toro- 
la sowie vor allem den freien Handel. Was 
von derlei Versprechen zu halten ist, zeigt 
die Tatsache, daß noch immer Lebensmit- 
tel und Medikamente, die zur Versorgung 
der Gemeinde dienen, von den Militärs be- 
schlagnahmt werden. Im April wurden drei 
Mitglieder der Gemeinde beim Einkauf in 
der Provinzhauptstadt San Francisco Go- 
tera südlich des Flusses festgenommen, 
zwei von ihnen u.a. mit Elektroschocks ge- 
foltert. Über hundert der ehemaligen 
Flüchtlinge zogen daraufhin nach San 
Francisco Gotera und forderten - schließ- 
lich mit Erfolg- die Freilassung der Verhaf- 
teten. 

Nicht zuletzt deswegen setzen die Rück- 
kehrerInnen auf die Stärke ihrer Gemein- 
schaft und Eigeninitiative. Sie verfügen 
über ein Elektrizitätswerk, bestehend aus 
mehreren Dieselgeneratoren, die den not- ' 
wendigen Strom für die Maschinen in den 
Werkstätten liefern. Architekten vermes- 
sen das Terrain und planen den Wiederauf- 
bau der Häuser und einer Brücke. In drei ° 
Kliniken können selbst schwere Krankhei- 
ten behandelt werden. Eine kommunale 


' Bank wurde gegründet, deren Gelder wei- 
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GRENZEN DER 
GLEICHHEIT 


Frauenarbeit zwischen 
Tradition und Aufbruch 


März 1990, ca. 2208., DM 28,- 
ISBN 3-924800-84-7 


In diesem Band sind Beiträge 
verschiedener Autorinnen ver- 
eint, die sich der Frauenarbeit 
jeweils unter eigenen Aspek- 
ten nähern, aber immer das 
ambivalente Verhältnis zwi- 
schen technischem Fortschritt 
und seinen gesellschaftlichen 
Auswirkungen im Auge behal- 
ten. 


Ursula Holtgrewe 


SCHREIB-DIENST 


Frauenarbeit im Büro 


1990, 144 Seiten, DM 24,80 
ISBN 3-924800-83-9 


Schreib-Dienst - von jeher war 
Frauenarbeit im Büro mehr als 
die Summe technischer Fähig- 
keiten. Charme und Einfüh- 
lungsvermögen galten als un- 
umgängliche Voraussetzung 
für die »ideale« Sekretärin. Die 
Technikentwicklung im Büro 
schafft Freiräume, aber die 
Geschlechterhierarchie am 


nicht zu überwinden. 
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Bezug 


Arbeitsplatz ist dadurch allein | ascnce 


El Salvador 


„Wir Flüchtlinge haben beschlossen, nach Meangra zugehen. E 
ben.“ 


teren Entwicklungsprojekten zufließen 
und so der Gemeinschaft wieder zugute 
kommen werden. Auf der technischen 
Schule werden die FacharbeiterInnen für 
die Werkstätten ausgebildet. Sie sollen in 
Zukunft allen Menschen in Morazan offen- 
stehen, die damit erstmals die Möglichkeit 
haben werden, einen Beruf zu erlernen 
oder sich fortzubilden. Bisher leben die 
Menschen der Region ausschließlich von 
der Landwirtschaft und müssen viele Wa- 
ren auf dem Marktteuereinkaufen,dienun 
in den Werkstätten der ehemaligen Flücht- 
linge selbst produziert werden können. 
Am 25. März weihten die Repatriierten die 
aus den vier Wiederansiedlungen Quebra- 
chos, San Luis, Los Hatos und El Barrial 
gebildete Stadt Segundo Montes ein, be- 
nannt nach einem der sechs Jesuitenpater, 
dieim November 1989 von Teilen derregu- 
lären Streitkräfte ermordet worden waren. 
Segundo Montes hatte mehrmals das 
Flüchtlingslager Colomoncagua besucht 
und sah in dem Modell der Flüchtlinge 
Hoffnung für ganz El Salvador. 

So wollen auch die BewohnerInnen der 
Stadt Segundo Montes die Entwicklung, 
die sie in Gang setzen, nicht nur auf den 
Norden Morazans beschränkt wissen. Ein- 
gebettet in die von PADECOMSM ge- 
schaffenen sozialen Strukturen soll über 
den Eigenbedarf hinaus in Zukunft auch 
für den Handel auf dem salvadorianischen 
Markt produziert werden. Rohstoffe kön- 
nen in Werkstätten verarbeitet werden. Die 
Abhängigkeit vom bloßen Rohstoffexport 
ist damit aufgehoben. Neben dem traditio- 
nellen Anbausektor entsteht ein industriel- 
ler Sektor. Die wichtigsten Gebrauchsgüter 
können selbst hergestellt werden, andere 
im Tausch gegen überschüssig produzierte 
Ware auf dem Markt erworben werden. 
Dies sichert nicht nur eine gewisse wirt- 
schaftliche Autonomie für die Bewohner- 


tunserRech in Morazan zu le- 
(Foto: Uwe Brück) 


Innen Morazans, sondern auch für ähnlich 
produzierende Gemeinden in EI Salva- 
dor. 

Unter den Bedingungen des Krieges ist in 
Morazan ein basisdemokratisches System 
entstanden, das garantiert, daß jede/r Ein- 
zelne an Entscheidungen, welche die Ge- 
meinschaft betreffen, teilhaben kann - ähn- 
lich demjenigen, welches von den Flücht- 
lingen in Colomoncagua entwickelt wurde. 
Beide, das soziale wie das wirtschaftliche 
Modell, beruhen auf einem starken Ge- 
meinwesen und einem hohen Organisa- 
tionsgrad der Bevölkerung. Sie haben das 
Überleben in der vom Kriegzerstörten Re- 
gion und im hondurenischen Exil ermög- 
licht und machen den Norden Morazans zu 
einem Beispiel für andere Gemeinden inEl 
Salvador. Die Ursachen des Krieges in El 
Salvador sind noch nicht beseitigt. Noch 
immer wird die Zivilbevölkerung Opfer 
von Bombardements durch Flugzeuge der 
Armee, noch immer gelten dieselben Be- 
schränkungen für die BewohnerInnen Mo- 
razans. Sie fordern deswegen den Frieden 
und eine politische Lösung des Konfliktes. 
Vom Norden Morazans werden nach 
Rückkehr der Flüchtlinge aus Colomonca- 
gua Impulse für einen Demokratisierungs- 
prozeß ausgehen.Und so sagen seine Be- 
wohnerInnen denn auch ganz selbstbe- 
wußt: “Wir sind die Alternative für die Zu- 
kunft El Salvadors!“ 


Uwe Brück 


Für Informationen über Möglichkeiten der Un- 
terstützung des Projektes Ciudad Segundo 
Montes steht der Autor zur Verfügung. 

Uwe Brück, c/o Nofug Multimedia, Mehring- 
damm 61, 1000 Berlin 61 
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Dieser Teil der Abschiedsrede von Tomas 
Borge vor den MitarbeiterInnen und 
KämpferInnen des ehemaligen Innenmini- 
steriums am 20. April 1990 beschreibt den 
Schmerz, den viele NicaraguanerInnen 
durchleben. 
Eslastet wie ein Trauma aufhunderten von 
Familien, und es ist nach wie vor kaum zu 
.begreifen, daß dieser janrelange Kampf mit 
all seinen Opfern und Kosten umsonst ge- 
wesen sein soll, daß aufgrund des Wahler- 
gebnisses wieder diejenigen im Land das 
Sagen haben, die mit unterschiedlichsten 
Mitteln diesen dreckigen Contra-Krieg ge- 
gen das sandinistisch-revolutionäre Pro- 
jekt geführt und unterstützt haben. 
Die vielbesungene alegria, die Fröhlichkeit 
der Nicaraguaner, ist Angst und lähmender 
Ohnmacht gewichen. 
Bis jetzt ist nicht absehbar, was es heißt 
oder heißen kann, daß die FSLN als Oppo- 
sition'von unten regieren’ und dabeidieEEr- 
rungenschaften der Revolution verteidigen 
wird und wie sich dazu ihre gut organisierte 
Basis verhalten wird. 
Es ist auch nicht absehbar, ob angesichts 
des massiven Drucks, den die neu erstarkte 
Contramittlerweile wieder ausübt, eine mi- 
litärische Auseinandersetzung, die dann 
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den Namen Bürgerkrieg erhalten würde, 
abwendbar ist. 

Innerhalb der Führungsriege der U.N.O. 
(Nationale Oppositionsunion) gibt es Strö- 
mungen, die der Contra liebend gerne dazu 
verhelfen würden, zur einzigen militäri- 
schen Kratt des Landes zu werden. Dies 
wird nichtnur vonden sogenannten Hardli- 
nern vertreten, die sich um den Vizepräsi- 
denten Virgilo Godoy zusammengeschlos- 
sen haben. Derartige Töne sind auch von 
den Unterstützern der “Violetistas“, der 
Regierungsclique um die Präsidentin Vio- 
leta Chamorro, zu hören. 

So antwortete Dr. Zelaya Roja, Abgeord- 
neter der National-Konservativen Partei, 
auf die Frage, ob er eine Regierungsbeteili- 
gung der Contra akzeptieren würde: 

“Die haben das weder gefordert noch erbe- 
ten, noch sind sie interessiert daran. Aber 
wenn ich eine politische Leitungsfunktion 
hätte, und mir Gehör verschaffen könnte - 
und ich bedauere vor Ihnen, daß das nicht 
der Fallist- würdeichdiesaufjeden Fallan- 
erkennen und einige Kräfte des nicaragu- 
anischen Widerstandes mit wichtigen Re- 
gierungspositionen bedenken.“ 


Von der mittelamerikanischen 
Krise zum nationalen Problem 


Die Zeitzwischender Wahlundder Macht- 
übergabe in Nicaragua war für viele Akti- 
vistInnen der FSLN und MitarbeiterInnen 
verschiedenster Behörden sehr arbeitsin- 
tensiv. Jahrelange Versäumnisse beider Le- 


galisierung der nachrevolutionären Ver- 
hältnisse mußten in zwei Monaten nachge- 
holt werden, Eigentumstitel für Nutz- und 
Wohnland mußten geschrieben werden, 
gesetzliche Grundlagen erarbeitet, disku- 
tiert und abgestimmt werden. Gleichzeitig 
verwandelte sich Managua in ein einziges 
großes Baugrundstück. Sämtliche leerste- 
henden Flächen wurden in rasender Ge- 
schwindigkeit von hunderten von Familien 
mit Karton- oder Holzhäusern bebaut. Je- 
de wollte noch die letzte Chance nutzen, 
Tatsachen zu schaffen. Alle möglichen Be- 
rufszweige bzw. Fabriken streikten für hö- 
here Löhne, die in der Regel dann auch be- 
willigt wurden, und es deutete alles darauf 
hin, daß auf diese Art und Weise bereitsdas 
Regieren von Unten nach Übergabe der 
Macht vorbereitet werden sollte. 

Es mußte nur noch das Problem mit der 
Contra gelöst werden. Bereits zwei Tage 
niach der Wahlniederlage verkündete Da- 
niel Ortega für die FSLN, daß die Macht 
nurübergeben würde, wenndie Contrasich 
bis zur Machtübergabe entwaffnet und auf- 
gelöst habe. Diese Aussage war für viele Ni- 
caraguaner eine wichtige Orientierung, die 
jedoch durch immer wieder auftretende 
Schwankungen der FSLN-Führung zu 
bröckeln anfing. Während die FSLN mehr 
und mehr auch in dieser Frageindie Defen- 
sive ging oder gedrängt wurde, gewann die 
Contra, eine eigentlich schon totgesagte 
Kraft, wieder enormes Oberwasser. 
Unmittelbar nach der Wahlniederlage der 
FSLN drangen tausende von bewaffneten 
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Contra-Kämpfern nach Nicaragua ein. Da- 
mit schufen sie entscheidende Fakten. 
Möglich war dies vor allem, weil die FSLN 
nach wie vor einseitig den Waffenstillstand 
einhielt. In den Contra-Lagern in Hondu- 
ras verblieben die Kriegsverletzten und Fa- 
milienangehörigen, über deren Demobili- 
sierung und Entwaffnung dann tatsächlich 
auch noch ernsthaft verhandelt wurde. Das 
Einsickern nach Nicaragua und ihre Reor- 
ganisation innerhalb Nicaraguas war auch 
gleichzeitigder Einstiegindie Nationalisie- 
rung des Konflikts. Für die Contra gibt es 
keinen Grund bzw. äußeren Druck, jetzt, so 
kurz vor ihrem Endziel, sich selbst zu ent- 
waffnen bzw. aufzulösen. Das Ziel der US- 
Strategie ist, die Sandinisten vollkommen 
von der Bildfläche zu vertreiben und die 
US-Söldner zur Nationalen Sicherheitspo- 
lizei - so nennen sie es nach dem Vorbild 
von Costa Rica - zu machen. 

Von einer der vielen Verhandlungsrunden 
in Honduras über eventuelle Auflösungs- 
modalitäten kommt Obando y Bravo, 
hauptberuflich katholischer Kirchenfürst, 
seit Jahren allerdings mehr und mehr Spre- 
cher der Contra, mit der Erkenntnis nach 
Managua zurück, daß diese Contras patrio- 
tische Kämpfer seien, deren Einsatz für das 
Vaterland auch entsprechend gewürdigt 
werden müsse. 

Tatsache ist, daß die US-Counter-Strate- 
gen die Contra politisch durchgesetzt ha- 
ben. Sie hat als militärische Kraft die sandi- 
nistische Regierungszeit überlebt und da- 
mit das letzte Druckmittel zu ihrer Auflö- 
sung, nämlich die: Nichtübergabe der 
Macht durch die Sandinisten, entkräftet. 
Doch nicht nur das. Sie haben es auch ge- 
schafft, daßim Vorfeld der Machtübergabe 
innerhalb Nicaraguas fünf Sicherheitszo- 
nen geschaffen wurden, aus denen sich das 
Sandinistische Heer zurückziehen mußte 
und wo gleichzeitig die Entwaffnung der 
Bauern begonnen wurde. Dies alles als Vor- 
aussetzung für ihre Entwaffnung. 

Die Überwachungskommissionen von 
ONUCA und Obando y Bravo waren so 
auch sehr darauf bedacht, daß von Seiten 
der Sandinisten und von Seiten der Bauern 
diese Punkte erfüllt wurden. Die Contra 
konnte und kann nach Herzenslust schal- 
ten und walten, was konkret bedeutet: herr- 
schen und überfallen. Ganze Landstriche 
sind dadurch zu Territorien der Contra ge- 
worden, die recht schnell großkotzig ver- 
kündete,daßsie an Entwaffnungnichtden- 
ke, vorallem, solangeesnochein EPS (San- 
dinistisches Volksheer) mit Humberto Or- 
tega an der Spitze gebe. Auch sei ihr Ver- 
trauen zur neuen Regierung nicht gerade 
das größte. 

Ob nun das jüngste Abkommen, unter- 
schrieben von Contra-Chef Franklin (mit 
bürgerlichem Namen Israel Galeano) und 
Präsidentin Chamorro höchstpersönlich, 
zu einer Entwaffnung bzw. Auflösung die- 
ser Bande führen wird, ist zu bezweifeln. 
Weitere medienwirksame Show-Überga- 
ben von alten ausgesonderten Waffen wer- 
den lediglich die politische Bedeutung der 
Contra verstärken. 
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Die Probleme der US—-Büttel 


Die US-Regierung, die bis zum Schluß an 
der Contra als militärischem Druckmittel 
zur Niedermachung der Sandinisten fest- 
gehalten hat, hat es geschafft, sich als ag- 
gressive imperialistische Kraft aus dem in- 
ternationalen Schußfeld herauszuman- 
övrieren. Sollte es nun noch zu mili- 
tärischen Auseinandersetzungen zwischen 
der Contra und den Sandinisten kommen, 
dann werden es nationale Auseinanderset- 
zungen sein. D.h, wenn es wieder zu 
Kriegshandlungen kommt, dann wird dies 
einzig als nationaler Bürgerkrieg gehandelt 
werden, dessen Ursachen immer schwerer 
durchschaubar sein werden. Von daher 
wird auch im Ausland das Interesse an den 
Entwicklungen in diesem sich dann selbst 
zerfleischenden Land nachlassen. Viele Ni- 
caraguaner nennen dies heute schon die 
“Libanisierung“ des Konflikts. 

Der Blick in die nahe Zukunft läßt wenig 
Raum für optimistische Sichtweisen. Um 
überhaupt mit ihrem Regierungspro- 
gramm des wirtschaftlichen Aufbaus an- 
fangen zu können, muß die Chamorro-Cli- 
queerstmaldafürsorgen,daßeine Basis für 
Investitionsbereitschaft vorhanden ist, 
sprich, die Contra als Ursache innerer Un- 
sicherheit muß weg. Es zeigt sich, daß es 
keine friedliche Koexistenz zwischen dem 
Sandinistischen Heer und den US-Söld- 
nern geben kann. Noch kann sich die von 
den USA auserkorene Präsidentin nicht of- 
fen gegen das Sandinistische Heer stellen. 
Dazu sitzt sie nicht fest genug im Sattel. 
Auch wenn sie das Sandinistische Heer au- 
genblicklich als verfassungsmäßiges Organ 
respektiert, so fordert sie doch klar die 
Volksentwaffung, d.h., sie liefert in der der- 
zeitigen Situation vor allem die Kooperati- 
ven der Willkür der Contra aus. Sollte die 
nach wie vor mit US-Waffen bestens ausge- 
rüstete Contra sich auch gegen ihre Politik 
wenden, liegt esim Bereich des Möglichen, 
daß sie das Sandinistische Heer beauftragt, 
die Contra zuentwaffnen, um damitdenin- 
neren Frieden zu sichern. Nach dieser 
Möglichkeit befragt, antworten viele sandi- 
nistische Aktivisten frustriert, was es denn 
noch für einen Sinn mache dafür zu kämp- 
fen, daß die Rechten, gesichert durch ein 
Sandinistisches Heer, letztlich gegen die 
Sandinisten agieren können. Und Joaquin 
Cuadra, MajordesEPS, meinte dazu wenig 
optimistisch: “Wir hoffen, daß das nicht 
passiert.“ 


Die Auseinandersetzung zwi- 
schen der Las—Palmas— 
Gruppe und dem Godoy-Flügel 


Die Siegesparole der Nationalen Opposi- 
tions-Union war bis zum 25.2. noch das 
doppelte V, Violeta und Virgilio, das auch 
für Victoria stand. Diese Einheit fing je- 
doch sehr schnell nach dem Wahlsiegan, in 
sich zusammenzubrechen. Da gibt es ein- 
mal die sog. “Violetistas“ oder Las-Palmas- 
Gruppe.! Gemeint ist damit die unmittel- 
bar machthabende Gruppe um Violeta 


Chamorro, deren engster Kreissich zusam- 
mensetztaus AntonioLacayo,einemdyna- 
mischen Jungunternehmer, der heute den 
Posten des sehr einflußreichen Ministers 
des Präsidialamts (vergleichbar dem bun- 
desdeutschen Kanzleramtsminister) inne- 
hat sowie Alfredo Cesar, ehemaliges Direk- 
toriumsmitglied der Contra, der, CIA-ge- 
schult, als bester Verbindungsmann zu den 
US-Strategen fungiert und ein politisches 
Mandat als 1. Sekretär der Nationalver- 
sammlung innehat. Carlos Hurtado, sein 
bester Freund und Kampfgefährte bei den 
Contras und seit langemengbefreundet mit 
der Chamorro, ist der Nachfolger von To- 
mas Borge im Innenministerium, das jetzt 
Regierungsministerium heißt. Von dieser 
kleinen Mannschaft wurde denn auch das, 
wasesbisher an Regierungsprogramm gibt, 
ausgearbeitet, ohne Rücksprache mit dem 
politischen Direktorium der U.N.O.-Par- 
teien. Von dieser Las-Palmas-Gruppe wur- 
de auch das Kabinett derChamorro-Regie- 
rung aufgestellt. Die politischen Führungs- 
kräfte der einzelnen Parteien der U.N.O. 
wurden dabei nicht berücksichtigt. Dieser 
Chamorro-Gruppe steht die Truppe um 
den Vizepräsidenten und Schützling der 
Friedrich-Naumann-Stiftung, Virgilio Go- 
doy, entgegen. Dieser Flügel setzt sich zum 
Großteil aus Mitgliedern des Politischen 
Rats der U.N.O. zusammen. Deren Mei- 
nung nach hat die Las-Palmas-Gruppe ei- 
nen Staatsstreich innerhalb der U.N.O. ge- 
macht, indem sie die Macht ansich riß und 
den politischen Rat zu Handlangern degra- 
dierte. Der Godoy-Flügel mobilisierte sei- 
ne Kräfte für die Wahl der Präsidentschaft 
der Nationalversammlung und stellte eine 
Liste mit 6 KandidatInnen dafür auf. Vize- 
Präsident Godoy’s enge Verbündete, Mi- 
riam Argüello, an der Spitzeder Liste sollte 
diese ultra-rechte Gegenkraft zum Präsid- 
entschaftsflügel anführen. Zwar wurde die 
konservative Miriam Argüello zur Präsi- 
dentin der Nationalversammlung mit den 
Stimmen der U.N.O. gewählt, der Gesamt- 
liste aber verweigerten viele U.N.O.-Mit- 
glieder ihre Stimme. Mit dem Scheiterndie- 
ser Liste bei der Wahl des Präsidiums der 
Nationalversammlung scheiterte auch die 
U.N.O. als Bündnis. Dieser Bruch erfolgte 
durchein taktisches Bündnis der FSLN mit 
der Las-Palmas-Gruppe innerhalb der Na- 
tionalversammlung. 

Die neue US-Statthalterin verfügt damit 
schon ab dem ersten Tag ihrer Regierung 
nicht mehr über die absolute Mehrheit in 
der Nationalversammlung. Ihr Vizepräsi- 
dent Godoy sprach denn auch davon, daß 
die U.N.O. weiterhin eine Oppositions-Al- 
lianz bleibe, da ihre Interessen in der jetzi- 
gen Regierung nicht vertreten würden. 
Ausgebootet fühlen sichebenfallsderrech- 
te Unternehmerverband COSEP und die 
Mitgliedsorganisationen der Coordinado- 
raDemocratica, diejahrelangals“frentein- 
terno“ (innere Front), unterstützt aus den 
USA und der BRD den Kampf gegen die 
Sandinisten aufs schärfste betrieben hat- 
ten. 


Demobilisierung der Contra - ein schöner Traum 


Vize Godoy, der sich mehr und mehr als ul- 
trarechte Führungskraft offenbart, erhielt 
von Chamorro nicht malein Büro im Regie- 
rungsgebäude. Er hat auch keinen Mini- 
sterposten erhalten, angeblich, weil Cha- 
morro noch abwarten will, was aus den ge- 
genihn erhobenen Vorwürfen wird, Gelder 
der Friedrich-Naumann-Stiftung unter- 
schlagen zu haben. 


Die Genschman Connection — 
Korruption und Parteienfinan- 
zierung 


Die Korruptionsaffäre um Godoy schien 
zunächst nur ein parteiinterner Streit der 
Unabhängigen Liberalen Partei, PLI, zu 
sein. Nach und nach wurden jedoch immer 
mehr Fakten über das Finanzgebaren von 
Godoy bekannt. Mit den von der Friedrich- 


Nicaragua 


Naumann-Stiftung erhaltenen Geldern 
undSachwertenin Millionenhöhe gelanges 
Godoy, weite Teile der PLI durch Teilnah- 
meanderKorruptionansichzubindenund 
der unangefochtene Führer der PLIzublei- 
ben. Die Friedrich-Naumann-Stiftung geht 
mehr und mehr auf Distanz zu ihrem 
Günstling,dabekannt wurde, daßsie illegal 
Gelder des Bundesministeriums für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit an Godoy ge- 
leitet hat. Die Friedrich-Naumann-Stiftung 
ist sicherlich nur ein Beispiel für die Unter- 
grund-Arbeit bundesdeutscher und US- 
amerikanischer Stiftungen. Aber es lohnt 
sich schon, um ihre Geheimdienstarbeit zu 
verdeutlichen, ein wenig näher darauf ein- 
zugehen. 


Das Berliner Radio 100 sprach mit dem 
stellvertretenden Leiter der Abteilung 


Ausland der Friedrich-Naumann-Stiftung 
(FNS). 

Auf die Feststellung, daß nach Godoys ei- 
genen Aussagen ihr angeblicher Koopera- 
tionspartner das sozialwissenschaftliche 
Forschungsinstitut CEIS nie existiert habe, 
antwortete er: 


Also, ich würde nicht so weit gehen, Inter- 
pretationen solcher Aussagen zu wagen. 
Da müssen Sie schon die Betreffenden sel- 
berfragen. Wir haben natürlich unsere Ein- 
schätzung dazu. Unsere Einschätzung be- 
sagt, daß offenbar, was die Registrierung 
von CEIS angeht, zumindest Zweifelbeste- 
hen, ob alle rechtlichen Erfordernisse be- 
achtet worden sind, und daß offenbar die 
Informationen, die wir bekommen haben, 
auch nicht immer ganz zutreffend oder zu- 
reichend waren. Also insofern gibt es in 
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manchen Punkten einen Dissens. Worüber. 
‚eskeinen Zweifel gibt, ist, daß wir die Partei 
nicht gefördert haben, ich habe selber 
mehrfach längere 2 a mit Herrn 
Godoyin Managuageführt,unddahabeich 
nicht den geringsten Zweifel. 

Es war mehr der Hintergrund, Sie müssen 
sehen, alser damals als Arbeitsminister aus 
dem Kabinett ausstieg, das war ja’84, hatte 
er die Sorge, daß er damit selbstverständ- 
lich in die Schußlinie der FSLN geraten 
könnte, was ja dann auch geschehen ist. 
Und, insofern wurde er dann extrem vor- 
sichtig und hat auch die - ... es gab ja eine 
Vorläuferorganisation von CEIS 

Frage: 


ENS: 

SERENA, genau. Da begann eigentlich 
schon das Problem, daß er bei SERENA 
auch nur drei oder vier Mitarbeiter ins Ver- 
trauen zog, was alsodie Herkunftder Mittel 
unddie Verwendungder Mittelanbelangte, 
weiler die Befürchtung hatte, daß das sonst 
einerseits als Munition für die Sandinisten 
dienen könnte, andererseits - wieesjaauch 
später gescheften ist, und so muß man das 
wohl sehen - von innerparteilichen Rivalen 
gegen ihn verwendet werden könnte. 

(Das Vorhalten eines konkreten Beispiels 
von Parteienfinanzierung bereitete dem 
Herrn dann doch arge Kopfschmerzen.) 
Das mag ja alles sein, das können wir nur 
sehr bedauerlich finden, denn da wir genau 
wissen, und das ist ja auch die Geschäfts- 
grundlage mit dem BMZ, daß wir Parteien 
nicht fördern können und auch gar nicht 
wollen, nur ausdiesem Grundehabenwirja 
überhaupt die sogenannten Vorfeldorgani- 
sationen, wie CEIS oder SERENA, ge- 
schaffen, damit eben solche Dinge nicht 
stattfinden. 

Frage: 

Sie haben die geschaffen? 

ENS: 


Es wäre absolut absurd, jetzt anzunehmen, 
obwohl es CEIS oder SERENA gegeben 
hat, daß wir dann gleichwohl Mittel direkt 


an die Partei PLI fließen lassen. 

Frage: 

Ja,aber dann frage ich mich doch, wenn Sie 

Sachmittel schicken, warum Sie dort nicht 
‚ alsSpendenannehmerdasCEISbenennen, 

warum Sie dort Dr. Virgilio Godoy benen: 

nen. - 

FNS: 

Ich sagte Ihnen ja, das Problem hat mit dem 

Konto sicherlich zu tun. 

Frage: 

Ja, es geht aber gar nicht um Konto, es geht 

um Sachspenden. 

FNS: 

Also, ich kann zu den Einzelheiten dieser 

Sendung nichts sagen, weil ich das nicht 

adressiert habe, und ich müßte da jetzt 

nachforschen. Ich kann Ihnen nur die große 

Linie sagen, daß das Problem, aus meiner 

Sicht, hier konstruiert ist. Denn, wie gesagt, 

wir haben aus der Erwägung heraus, daß 

wir eine Partei nicht fördern können und 

wollen, immer mit Vorfeldorganisationen 
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ingleich welchem Land zusammengearbei- 
tet.“ 

Frage: 

.. Also, da sind sehr viele Merkwürdigkei- 
ten gelaufen und scheinbar haben Sie die 
überhaupt nicht kontrolliert? 

ENS: 

Wir haben die schon gesehen, und haben 
deswegen auch die Förderung extrem und 
drastisch runtergefahren, und haben For- 
derungen gestellt an die Partnerseite, die 
Dinger aufzuklären. 

Frage: 

Und sind die jetzt aufgeklärt? 

ENS: 


Der Prozeß läuft noch. Wir haben also ei- 
nen ganzen Katalog von Fragen drüben 
präsentiert. Wirhattenkürzlichein Zweier- 
Team drüben, und es haben intensive Ge- 
spräche stattgefunden. Wir haben auch 
ganz klargemacht, bevor das nicht geklärt 
ist, kann auch überhaupt nicht daran ge- 
dacht werden an eine Weiterförderung. 


Jetzt mischt auch die DDR— 
Rechte mit 


Eine der Besonderheiten des historischen 
Ereignissesder MachtübernahmedesCha- 
morro-Clans war, daß sich unter den aus- 
ländischen Delegationen auch die in der 
Bundeswehrmaschine angereiste deutsch- 
deutsche Kombination von CSU-Warnke 
und DSU-Ebelingbefand. Während Warn- 
kesich damit hervortut, daß dieBRD jaseit 
Anfang der 80er aktiv an diesem Friedens- 
prozeß beteiligt gewesen sei und ermutigt 
durch die Ereignisse von daher jetzt die 
Verpflichtung zur unkonventionellen Hilfe 
verspüre, setzte sich Ebeling vehement für 
die EntideologisierungderNamenein. Wo- 
mit er das Karl-Marx-Krankenhaus und 
das Ernst-Thälmann Ausbildungszentrum 
meinte. Während die Rechte weltweit 
triumphalistischihren Siegfeiert, sind revo- 
lutionäre Bewegungen mehr und mehr ge- 
zwungen, sich mit Perspektivfragen, mit 
Kräfteverhältnissen und Strategien ausein- 
anderzusetzen. 

Offensichtlich ist, daß sich die FSLN über 
ihre zukünftige Kampflinie noch keine ein- 
heitliche Position erarbeitet hat. Daß je- 
doch eine tiefgreifende Analyse der Situa- 
tion nottut wurdenichtnurvonT.Borgebei 
seiner Abschiedsrede betont. Schon Ende 
März äußerte sich erstmals Victor Tirado 
als einer der neun Kommandanten zu der 
anstehenden Diskussion: 

“Wenn wir von der Zukunft sprechen, müs- 
sen wir die Erfahrungen der Vergangenheit 
berücksichtigen. Was ist zum Beispiel die 
Lehre aus der Wahlniederlage des Sandinis- 
mus? Das Volk möchte Frieden, und wir 
können nicht weiter auf kriegerische Mittel 
zur Lösung gesellschaftlicher Widersprüche 
SEIZEN.... 

Der Antiimperialismus istder Kern des San- 
dinismus. Unter diesem Gesichtspunkt be- 
trachtet, erfordern die Wahlen vom 25. Fe- 
bruar von uns eine gründliche Analyse der 
antiimperialistischen Revolution, nicht nur 
in Nicaragua, sondern auchinanderen Län- 


dern, die diesen Weg eingeschlagen haben. 
Man muß die antiimperialistischen Revolu- 
tionen vor dem Hintergrund der Großoffen- 
sive der US-Regierung betrachten, mit der 
sie die revolutionäre Entwicklung aufhalten 
will. Als Großmacht, die über vielfältige 
Mittel verfügt, kann sie sich gegenwärtig 
durchsetzen. 


“Mehr als jezuvor müssen wir ge- 
gen die Tendenz kämpfen, zu ver- 
gessen, daß wir geboren wurden, 
um dem Volk zu dienen. Mehrals 
je zuvor müssen wir das Bewußt- 


sein schärfen, um gegen die Ver- 

eiftung, die Erpressung und den 
Ausverkauf der Werte gefeit zu 

sein.“ 

Tomas Borge 


Wegen der Krise im sozialistischen Lager 
verfügen wir außerdem über keine Verbün- 
deten mehr, mit denen wir unseren Wegfort- 
setzen könnten. Deshalb müssen wir unse- 
ren Kurs überprüfen. Ich glaube, der Zyklus 
antiimperialistischer Revolutionen als tota- 
le militärische und ökonomische Konfron- 
tation mit dem Imperialismus geht zu Ende. 
‚Andere Möglichkeiten müssen gesucht wer- 
den. Unterentwickelte Länder wie Athio- 
pien, Mozambique, Angola, Afghanistan 
und auch wir können nicht ständig im Krieg 
leben. Esmußeine Diskussioneinsetzen, die 
neue Ideen indierevolutionäre Entwicklung 
bringt. Das heißt, zueiner Friedenspolitik zu 
kommen, die schließlich die Koexistenz der 
Revolution mit den USA ermöglicht.“ 

Die hier von Victor Tirado aufgezeigte 
Schlußfolgerung der Möglichkeiten einer 
Revolution entspricht haargenau dem, was 
sozialdemokratische Linie gegenüber re- 
volutionären Bewegungen seit Jahren ist 
und im November’84 vonSPD-MdB Gün- 
ter Herterich folgendermaßen zusammen- 
gefaßt wurde: 

“In unserem Interesse würde das liegen, was 
wir in Portugal gemacht haben, nämlich die 
Revolution zu beeinflussen. Was wir ma- 
chen müßten, wäre, auf diese Revolution 
Einfluß zu nehmen, und dafür zu sorgen, 
daß sie einen Weg nimmt, der auf der einen 
Seite den berechtigten Ansprüchen der Be- 
völkerung'nach sozialer Besserstellung ge- 
rechtundaufderanderen SeiteaufDauerein 
freiheitliches System etabliert wird, mit dem 
wir und insbesondere die Vereinigten Staa- 
ten leben können.” 

Dazu fällt uns nur noch ein: 

“Wer hat uns verraten...“ 


AutorInnenkollektiv CoCo-Piranhas 


Anmerkungen: 

! Nach dem Stadtviertel, indem die Präsidentin wohnt. 

? Zitiertnach: Krisenherd Mittelamerika. Gesellschaft 
für Auslandskunde 1985 
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Wer ist Buthelezi? 


Ideologie und Anhängerschaft der 
Inkatha-Organisation 


Die Legalisierung des ANC 
und die Freilassung Mandelas 
haben bislang nicht zur Beruhi- 
gung der Lage in den town- 
ships geführt; insbesondere in 
Natal sind die Kämpfe zwi- 
schen den Anhängern Mango- 
suthu Gatsha Buthelezis und 
seinen Gegnern noch weiter 
eskaliert. Im März 1990 wur- 
den dabei in den townships bei 
Pietermaritzburg mehr Men- 
schen als je zuvor innerhalb ei- 
nes Monats getötet. Buthelezi 
kämpft derzeit um seine Vor- 
machtstellung in Natal und um 
seine politische Zukunft. Diese 
steht und fällt aber mit der Rol- 
le ‚die er in den geplanten Ver- 
handlungen zwischen der Re- 
gierung in Pretoria und den 
Widerstandsorganisationen 
spielen wird. 


u Beginn der 80er Jahre galt Buthe- 

lezi noch als der entscheidende 

Verhandlungsgegner der herr- 
schenden NP. Seine Sonderstellung in der 
südafrikanischen Politik verdankte er der 
Tatsache, daß er als einziger schwarzer Po- 
litiker eine gemäßigte Haltung gegenüber 
Pretoria einnahm und trotzdem seit den 
70er Jahren über eine bedeutende und an- 
scheinend sogar wachsende schwarze An- 
hängerschaft verfügte. Beideshängt mit sei- 
ner Stellungals Premierminister KwaZulus 
zusammen. ; 


Buthelezis Entwicklung zum 
Verfechter einer Verhandlungs- 
lösung 


Buthelezis Aufstieg war seit den 50er Jah- 
ren verbunden mit der Herausbildung ei- 
ner politischen Klasse in KwaZulu, deren 


dominierende Gruppe die Chiefs und de- 
ren Machtgrundlage die Regierungsorgane 
des Homelands und dessen Budget waren. 
Mit Hilfe der 1975 gegründeten Inka- 
thaorganisation gelangesihm, auch die Ge- 
schäftselite der townships Natals auf seine 
Seite zuziehen.! Diepolitische Klasse Kwa- 
Zulus und die Händler der townships stell- 
ten schließlich einträchtig den größten Teil 
der Führung Inkathas und der staatseige- 
nen Entwicklungsgesellschaft KwaZulus 
und gründeten 1979 einen Inkatha-eige- 
nen Konzern, der mit weißen Konzernen 
zusammenzuarbeiten begann. 


Vor diesem Hintergrund ist es kaum über- . 


raschend, daß Buthelezistetsden Kompro- 
miß gesucht hat. Er hat einerseits die 
Apartheid verurteilt und die Unabhängig- 
keit nach dem Muster der Transkei für 
KwaZulu abgelehnt. Dabei spielte auch ei- 
ne Rolle, daß KwaZulu das am stärksten 


Buhelezi auf der Jahreskonferenz Inkathas 1987 


zersplitterte und in die Wirtschaft der um- 
liegenden Gebiete am weitesten integrierte 
Homeland ist. Andererseits ist Buthelezi 
immer gegen Wirtschaftssanktionen und 
für das freie Unternehmertum eingetreten. 
Er hat den bewaffneten Kampf abgelehnt 
(auch wenn er zeitweise Verständnis dafür 
äußerte, um der NP zu drohen) und hat für 
eine Verhandlungslösung und für Kompro- 
misse mit Pretoria plädiert, wegen seiner 
Position als Führer eines völligvon Pretoria 
abhängigen Homelands mußte er einen 
wirklich ernsten Konflikt mit dem Regime 
vermeiden. 

Diese Haltung machte Buthelezi zu dem 
Partner der südafrikanischen Liberalen 
und des aufgeklärten Teils der weißen Ge- 
schäftswelt, wo sich nach dem Sowetoauf- 
stand (1976) immer mehr die Einsicht ver- 
breitete, daß die politische Ordnung Süd- 
afrikas unter den Schwarzen legitimiert 
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und diese deshalb politische Rechte erhal- 
ten mußten. Buthelezi suchte bewußt das 
Bündnis mitdiesen Kreisen.Soentstandei- 
ne Reformallianz aus Inkatha,der liberalen 
Progressive Federal Party und Reformbe- 
fürwortern aus dem Big Business, das in 
Natal besonders einflußreich war und ein 
konkordanzdemokratisches Lösungsmo- 
dell vertrat.? 

Sein Grundgedanke ist, daß in Südafrika 
die Gegensätze zwischen den Gruppen — 
Weißen, Farbigen, Indern und Afrikanern 
— mit (partei)politischen Gegensätzen im 
wesentlichen zusammenfallen und deshalb 
aus Wahlen immer dieselbe Partei, die der 
größten Gruppe, als Sieger hervorgehen 
würde. Daher sollte zwar die zwangsweise 
Einteilung der Bevölkerung in Rassen- 
gruppen beseitigt und das allgemeine 
Wahlrecht eingeführt werden, zugleich 
aber festgelegt werden, daß alle Parteien ab 
einer bestimmten Größe ein Minderhei- 
tenveto erhalten und in der Exekutive ver- 
treten sein sollten. Die NPlehntedasbis vor 
kurzem strikt ab, weil es dem Grundsatz 
der Bindung politischer Rechte an Rassen- 
gruppen widerspricht. Das Konzept sollte 
daher nicht als Abwandlung der Apart- 
heid, sondern als Modell zu ihrer Überwin- 
dung angesehen werden. Es ist allerdings 
ein sehr suspektes Übergangsmodell, denn 
eswürde verhindern, daßeine ausallgemei- 
nen Wahlen hervorgehende schwarze Re- 
gierungohne Zustimmung der Weißeneine 
wirtschaftliche Umverteilung durchführen 
oder das freie Unternehmertum angreifen 
könnte. 

Dieses Konzept vertritt Buthelezibisheute. 
Die Buthelezikommission, an der haupt- 
sächlich Akademiker und Vertreter der in 
der Reformallianz verbundenen Interes- 
sengruppen teilnahmen, empfahl 1982, ei- 
ne Konkordanzdemokratie zunächst in 
Natalauszuprobieren, wo dieBedingungen 
besonders günstig seien. Die NP lehntedies 
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Von links: Rev. Mtetwa, Vorsitzender desSich 
Generalsekretär, Chief Gumede. 
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damals entschieden ab. Um den Plan trotz- 
dem durchzusetzen, setzte Buthelezi auf 
den Einflußdes Big Business und versuchte 
vergeblich, auch den ANC zur Teilnahme 
an der Buthelezikommission zu bewegen. 
Sein wichtigster Trumpf, um das Regime 
unter Druck zu setzen, war aber sein Ein- 
fluß unter den Afrikanern. 


Die Zusammensetzung von Bu- 
thelezis Gefolgschaft 


Buthelezi konnte als einziger Homeland- 
führer mit Inkatha eine Massenorganisa- 
tion aufbauen, die eine seltsame Mischung 
aus Staatspartei KwaZulus und populisti- 
scher sozialer Bewegung darstellt. Ihre offi- 
zielle Mitgliederzahl von heute 1,7 Mio. 
(1980: ca. 0,3 Mio., 1985: ca. 1,5 Mio.) ist 
zwar mit Sicherheit übertrieben, aber die 
Organisation hat unbestreitbar einebedeu- 
tende Gefolgschaft, die allerdings auf die 
Ethnie der Zuluunddie Provinz Natalkon- 
zentriert ist. Zu erklären ist das einmal da- 
mit, daß die Chiefs in KwaZulu und die 
Stadträtedertownships Natals sich mit Hil- 
fe von Patronage eine Klientel aufbauen 
und Druck ausüben konnten. In KwaZulu 
sind die Staatsbediensteten praktisch zur 
Mitgliedschaft verpflichtet, und in den 
Schulen wird die Ideologie der Organisa- 
tion propagiert. Andererseitsgewann Inka- 
tha Ende der 70er und Anfang der 80er 
Jahre dadurch eine beträchtliche Attrakti- 
vität, daß Buthelezi sie als Erbe der Ideale 
des ANC von vor 1960 darstellen konnte 
und zugleich an den Nationalstolz der Zulu 
appelierte. Er stellte sich nicht nur als Be- 
freiungskämfer, ehemaliges ANC-mitglied 
und Freund Mandelas dar, sondern vor In- 
kathaversammlungen in Natal auch als Er- 
be der Zulukönige und ihres Widerstands 
gegen die weiße Eroberung, so daß seine 
Führerschaft einen fast religiösen Glanz er- 
hielt. Unter anderem wegen der sozialen 


Erschütterungen durch die rasante Ver- 
städterung fiel dieser Appell an „alte Wer- 
te”, die Buthelezi geschickt manipulierte, 
auf fruchtbaren Boden. Dazu trug bei, daß 
fast alle Afrikaner Natals Zulu sind und 
verwandtschaftliche Bindungen an das Ho- 
meland haben. Außerdem haben sich bis 
1985 die Gewerkschaften Natals auf die 
Arbeit in den Betrieben konzentriert, so 
daß zwischen ihnen und Inkatha eine Art 
Koexistenz bestand; viele Arbeiter waren 
Mitglied in beiden Organisationen.’ Buthe- 
lezis Einfluß auf die Afrikaner außerhalb 
Natals, wo er nicht über Patronagestruktu- 
ren verfügte, beruhte vor allem auf seiner 
Popularität. Diese befand sich nach dem 
Verbot des Black Consciousness (1977 
und vor Buthelezis Bruch mit dem AN 
(1980) auf ihrem Höhepunkt. 

Das Anwachsen und die Radikalisierung 
des Widerstands in den 80er Jahren hatte 
für Buthelezis Stellung daher zwei ent- 
scheidende Folgen. Erstens suchten immer 
größere Kreise der weißen Oligarchie im- 
mer intensiver nach Möglichkeiten zur Le- 
gitimierung des politischen Systems. 1984 
akzeptierte die in Natal regierende, inzwi- 
schen aufgelöste New Republic Party die 
Empfehlungen des Buthelezi-Reports; 
1985 hörte man erste vorsichtig positive 
Stimmen dazu aus der NP. 1986 arbeitete 
die Natal indaba, eine Versammlung der 
Eliten der Provinz, eine detaillierte kon- 
kordanzdemokratische Verfassung aus, 
und Pretoria akzeptierte eine gemeinsame 
Exekutive für KwaZulu und Natal, die En- 
de 1987 ihre Arbeit begann. Eine gemein- 
same Legislative und damit ein allgemeines 
Wahlrecht für Natallehntedas Regimeaber 
weiter ab. Trotzdem, die Chancen für eine 
Verwirklichung von Buthelezis Verfas- 
sungsmodell stiegen. 

Zweitens wurde aber gleichzeitig Buthele- 
zis Einfluß unter den Afrikanern von den 
Widerstandsgruppen zunehmend unter- 


erheitskomiteesderInkatha, Dr. Mdlalose, Vorsitzender des Nationalrats der Inkatha, Dr.Dhlomo, 


graben und damit einer konkordanzdemo- 
kratischen Lösung mit ihm als Vertreter der 
Afrikaner die wichtigste Voraussetzung 
entzogen. Sein Einflußverlust verlief dabei 
auf nationaler und regionaler Ebene unter- 
schiedlich. National begann er im Grunde 
schon 1980, alsder ANC, dessen Populari- 
tät wuchs, erstmals klar gegen Buthelezi 
und für das Black Consciousness Stellung 
nahm. Als die United Democratic Front 
(UDF) kurz nach ihrer Gründung 1983 in 
Konflikt mit Buthelezi geriet und ihm er- 
folgreich die Meinungsführerschaft in der 
Kampagne gegen die neue Verfassungstrei- 
tig machte, war klar, daß dieser nur noch in 
Natal die Vorherrschaft unter den Afrika- 
nern besaß.“ 


Der Bürgerkrieg in Natal 


In Natal war Buthelezis Einflußverlust mit 
der Geschichte des Bürgerkriegs verfloch- 
ten. Er begann 1983/84, als die Bevölke- 
rung zweier townships bei Durban eine der 
UDF angeschlossene Organisation bildete, 
umsich gegen die Eingliederungnach Kwa- 
Zulu zu wehren. Die Organisation wurde 
von Inkatha mit Billigung der Polizei terro- 
risiertund bis 1985 gewaltsam zerschlagen. 
In anderen townships Natals blieb die UDF 


Buthelezi (rechts) und König Godwill (links) währe 
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nd der Feiern zum 


jedoch schwach organisiert, hier wurden 
die Gewerkschaften nach ihrer Politisie- 
rung zum Hauptgegner Inkathas. Im Juli/ 
August 1985 kam es wegen einer Massen- 
entlassung Streikender in Pietermaritzburg 
zu ersten gemeinsamen Aktionen von Gc- 
werkschaften und Bürgerorganisationen, 
darunter ein trotz Inkathas Widerstand er- 
folgreicher Konsumboykott. Die Grün- 
dung des neuen Gewerkschaftsverbandes 
COSATU Ende 1985, der die Teilnahme 
anderindaba ablehnte und unterdem Aus- 
nahmezustand landesweit eine führende 
Rolle im Widerstand übernahm, beantwor- 
tete Inkatha mit der Bildung einer eigenen 
Gewerkschaft namens UWUSA. Die offe- 
ne Aufkündigung der Koexistenz mit den 
Gewerkschaften erwiessichaber als Bume- 
rang. Obwohl UWUSA wegen ihrer proka- 
pitalistischen Haltung in den Betrieben be- 
günstigt wurde, brachte sie es nie auf eine 
größere Mitgliedschaft. Dafür standen die 
Arbeiter jetzt vor der Wahl zwischen Inka- 
tha und COSATU und enıschieden sich 
mehrheitlich für den besseren Vertreter ih- 
rer materiellen Interessen, für COSATU. 
Dessen Aufrufe zu stayaways wurden trotz 
der Ablehnungdurch Inkathaauchin Natal 
befolgt — soim Mai 1986 und 1987, im Juni 
1988 und im September 1989. 

Der Konflikt mit COSATU eröffnete den 
Bürgerkrieg in Natal°.Er ist zweifellos von 


Nationalfeiertag „Shaka Day“, Sept. 19 
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den elenden Lebensbedingungen der Afri- 
kaner, von wachsender Arbeitslosigkeit 
und Inflation und durch die Fehden rivali- 
sierender Gangs mitverursacht. Wesentlich 
sind aber die politischen Ursachen, näm- 
lich die Überlagerung der Rivalität zwi- 
schen Inkatha sowie COSATU und der 
UDF mit lokalen Konflikten. Etablierte 
Eliten wie Stadıräte, Händler und Chiefs 
sahen ihre Stellung durch Bürger- und Ge- 
werkschaftskommittees bedroht, die meist 
COSATU oder der UDF angehörten, und 
begannen, diese mit Hilfe bewaffneter Ban- 
den (impis) zu terrorisieren, diesieausihrer 
Klientel rekrutierten. Ähnliches gab es 
auch in anderen Landesazteilen. Da aber in 
Natal diese Eliten oft einflußreiche Inka- 
thamitglieder waren, benutzten sie Inkatha 
und innerhalb des Homelands die Polizei 
KwaZulus gegen ihre Gegner. Das Regime 
schürte diese Kämpfe und begünstigte In- 
katha massiv. Als im Mai 1987 Inkathafüh- 
rer, sogenannte warlords, in Hochburgen 
der UDF bei Pietermaritzburg gewaltsam 
Mitglieder rekrutieren wollten, organi- 
sierten sich die betroffenen townships und 
schlugen zurück. Seitdem bekämpfen sich 
Gebiete, die verfeindeten Gruppen ange- 
hören. 
Alle Versuche, durch ein Abkommen zwi- 
schen Inkatha, der UDF und COSATU die 
Gewalt zubeenden, sind entwederan Inter- 
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ventionen Pretorias gescheitert oder aber 
andubiosen Manövern Buthelezisunddar- 
an, daß sich Inkatha nicht an getroffene 
Vereinbarungen hielt. Das führte Ende 
1987 sogar zum Streit Buthelezis mit der 
weißen Handelskammer in Pietermaritz- 
burg. Buthelezi hat offenbar versucht,die 
Vorherrschaft über die Provinz mit Hilfe 
-der warlords gewaltsam zurückzugewin- 
nen. Trotz kurzzeitiger Gewinne ist das 
aber gescheitert. Je mehr der Kriegeine Ei- 
gendynamik entwickelte, desto klarer wur- 
de, daß Buthelezi ihn nicht kontrollieren 
kann und/oder es nicht will. 
Inzwischen hatten sich weitere Einbrüche 
in seiner Machtbasis abgezeichnet. Teile 
des Big Businesssuchtenab 1985 Kontakte 
zum ANC, dessen Popularität ständig 
wuchs. Der Krieg in Natal konnte sie nurin 
der Einschätzung bestätigen, daß für die 
Wiederherstellung politischer Stabilität ei- 
ne Einigung mit dem ANC wichtiger war 
als mit Buthelezi, denn dieser war nicht 
mehr in der Lage, Proteste der Schwarzen 
zu kontrollieren. 1986 nahm die nationale 
afrikanische Handelskammer Kontakt 
zum ANC auf, und das führte nach heftigen 
Attacken Buthelezis zur Spaltung der 
Kammer in Natal, wo sich vor allem städti- 
sche Händler von dem Premier KwaZulus 
abwandten. 1989 liefen sogar einige Zulu- 
chiefs und ein Mitglied der Königsfamilie 
zu dem 1987 gegründeten, der UDF ange- 
schlossenen Council of Traditional Lea- 
ders of South Africa über. Die Erklärung 
für dieses Verhalten ist einfach: Zwar ent- 
sprach Buthelezis Programm eher den In- 
teressen der afrikanischen Eliten als das 
des ANC, aberdaInkathaihnen nichtmehr 
wirksam gegen den Druck lokaler Wider- 
standsgruppen beistehen konnte und sein 
Konzept nicht mehr durchsetzbar schien, 
war es lohnender, auf die Seite des Stärke- 
ren überzugehen. Der ANC warb im übri- 
gen geschickt um die Unterstützung gerade 
dieser Gruppen. Daß sich innerhalb des 
Kongresses nach 1986 die Kräfte durch- 
setzten, die unter bestimmten Vorbedin- 
gungen für Verhandlungen eintreten, 
machte diesen endgültig zur entscheiden- 
den Kraft für eine Verhandlungslösungund 
zwangauchdie NP, anzuerkennen, daßeine 
Lösung ohne den ANC nicht mehr möglich 
ist. 


Auf dem Weg zum Savimbi 
Südafrikas? 


Eine erste nun denkbare Option für Bu- 
thelezi ist unter diesen Umständen, weiter 
eine regionale Lösung unter seiner Füh- 
rung zu suchen. Angesichts des Bürger- 
kriegs in Natal und der Auflösungserschei- 
nungen selbst im Kern seiner Anhänger- 
schaft dürfte das aussichtslos sein und nur 
das Töten sinnlos verlängern. Eine zweite 
Möglichkeitist,im Bündnismitanderenge- 
mäßigten Kräften wie den Parlamentspar- 
teiender Farbigen und Indersowie den Ho- 
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melandführern eine Dritte Kraft zu bilden. 
Da die Homelandführer, die nicht die Ver- 
ständigung mit dem ANC suchen, entwe- 
der kürzlich durch Militärputsche gestürzt 
worden sind oder Volksaufständen gegen- 
überstehen, während der ANC das Klein- 
bürgertum auf seine Seite zu ziehen scheint 
(vor kurzem verständigte er sich sogar mit 
einer der Vereinigungen der schwarzen 
Stadträte!), ist auch diese Option wenig er- 
folgversprechend.° 


Am meisten könnte Buthelezi gewinnen, 
wenn er sich mitdem ANC versöhnen wür- 
de. Seit längerem versucht er, ihn als Ver- 
mittler in Natal einzuschalten, aber unter 
Bedingungen, die auf die Anerkennung In- 
kathas als gleichberechtigter Befreiungsbe- 
wegung hinauslaufen. Das aber kann der 
ANC nicht akzeptieren. Wenn Buthelezi 
sich nicht bald mit der Rolle als Juniorpart- 
ner bescheidet, dürfte er zu hoch pokern, 
denn die ANC-Führung riskiert ohnehin 
seit den Gesprächen mit dem Regime, daß 
ihre Anhänger zu den militanten Organisa- 
tionen um den PAC überlaufen.’ Als Man- 
dela im Märzeinriesiges Publikum in Natal 
aufforderte, die Waffen ins Meer zu werfen, 
wurde er ausgebuht. Buthelezi honorierte 
Mandelas versöhnliche Töne nicht und 
drohte sogar, wenn er seinen Anhängern 
freie Hand gebe, werdees „ein furchteinflö- 
BendesSpektakelabsoluterbrutaler Macht 
geben, das den ganzen Mist [gemeint war 
COSATU!] aus dem Pietermaritzburgge- 
biet wegwischen wird”. Jetzt scheint der 
ANC verstärkt auf eine Spaltung Inkathas 
zu setzen; er hat Inkathamitglieder eingela- 
den, sich seinen neuen Basisorganisationen 
in Natal anzuschließen. 


Nachdem Buthelezissich unter denSchwar- 
zen zunehmend indie Isolation manövriert 
hat, bleibt ihm als letzte Option noch das 
Bündnis mit der NP. Auf den ersten Blick 
scheint das Sinn zu machen: De Klerk er- 
klärte im April, er suche Bündnispartner 
und erwähnte ausdrücklich Buthelezi. Sein 
neues Verfassungskonzept für diese Ver- 
handlungen könnte — welche Ironie! — aus 


dem Buthelezi-Report abgeschrieben sein. _ 


Inkathas Generalsekretär Dhlomo hat sei- 
nerseits ein Bündnis mit der NP vor Ab- 
schaffung der Apartheid ausgeschlossen, 
aber nicht danach, und auf Übereinstim- 
mungen in der Wirtschaftspolitik beider 
Partner verwiesen. Auf den zweiten Blick 
allerdings scheint es, daß Buthelezi durch 
ein Zusammengehen mit der NP wenig ge- 
winnen kann. Dieser Schritt dürfte ihn den 
letzten Rest Popularität kostenunddenZu- 
sammenhalt Inkathas weiter gefährden. 
Dazu liefeer Gefahr, daß die NPihn wieder 
fallenläßt, denn De Klerk ist auf eine 
schnelle Einigung mit dem ANC angewie- 
sen, und der lehnt Minderheitenrechte ab 
und dürfte kaum eine einflußreiche Rolle 
Buthelezis hinnehmen. 

Eine Versöhnung mit dem ANC, auch zu 
dessen Bedingungen, wäre in Buthelezis Si- 


tuation das klügste.Doch sie ist wohl un- 
möglich geworden,seit Buthelezi Ende 
März offen zum Krieg gegen seine Wider- 
sacher aufgerufen hat und der Bürgerkrieg 
darauf hin erneut eskaliert ist. Der Führer 
KwaZulus scheint sich auf den Weg bege- 
ben zu haben, der Savimbi Südafrikas zu 
werden. 

Bernd Ludermann 


Anmerkungen 

! Die Händler wollten im Gegensatz zu Buthelezi wei- 
Be Investoren aus KwaZulu ausschließen, um das Ho- 
meland als exklusiven Markt zu behalten. Daher unter- 
stützien sie 1974/75 eine Gruppe von Chiefs, die für 
die Unabhängigkeit KwaZulus unter Führung des Zu- 
tukönigs Goodwill eintrat, der von Buthelezi auf eine 
rein repräsentative Rolle beschränkt worden war. Mit 
Hilfe Inkathas setzte sich Buthelezi dagegen durch. 
Einzelheiten dazu bei G.Mar&/G.Hamilton, An Appe- 
tite for Power. Buthelezi's Inkatha and the Politics of 
Loyal Resistance, Johannesburg 1987 und ASitas, 
Inanda 1985, in: South African Labour Bulletin 
(SALB) vol Il nr 4, 1986. 

Ein Prinzip der Konkordanz ist im Gegensatz zur 
Apartheid, daß die Gruppenspaltung durch freiwillige - 
Assoziation (Parteibildung u.ä.) zum Ausdruck kom- 
men soll und das Anwachsen gruppenübergreifender 
Strukturen und Loyalitäten erlaubt sein muß. Für Ein- 
zelheiten siche A.Lijphart, Power Sharing in South 
Africa, Berkley 1985; zur Bewertung vgl. R.Southall, 
Consociationalism in South Africa: The Buthelezi 
Commission and Beyond, in: Journal of Modern Afri- 
can Studies vol 21 nr 2, 1983. 

? Vgl. S.Meer, Community and Unions in Natal, in: 
SALBvol 13nr4/5 undnr6 (1988). Der Stolz, ein Zulu 
zu sein, und die Unterstützung für die Gewerkschaften 
und den ANC müssen sich im populären Verständnis 
nicht widersprechen. j 

* Buthelezis Anhängerschaft unter städtischen Afri- 
kanern war im Gebiet Johannesburgs von 28% (1977) 
über 17% (1981) auf 5% (1985) zurückgegangen, in 
Natal von 78% über 48% auf 33%; dort war sie aller- 
dingsnochimmer dreimal sogroß wiedieder UDF und 
doppelt so groß wie die des ANC (M.Orkin, Disinvest- 
EN the Struggle and the Future, Johannesburg 1986: 
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° Abgeschen von dem Gewaltausbruch in Inanda bei 
Durban im August 1985, dem kein Konflikt zwischen 
politischen Organisationen zugrundelag. Eine Demon- 
stration mündete in Plünderungen von Geschäften und 
Übergriffe auf Inder, und Inkatha stellte die Ruhe wie- 
derher — im Interesse der Geschäftselite, aber mit Bil- 
ligung erheblicher Teile der Bevölkerung (H.Hughes, 
Violence at Inanda, August 1985, in: Journal of Sou- 
thern African Studies vol 13 nr 3 (1987)). Über den 
Bürgerkrieg vgl. J.Aitchison, The Civil Warin Natal, in: 
South African Review 5, Cape Town 1989; J.Jeffreys, 
Path to Peace in Natal, in: SALB vol 14 nr 5, 
* Bezeichnend ist, daß sich sämtliche Homelandfüh- 
rer außer Buthelezi und Mopeli (QwaQwa) vom ANC 
überzeugen ließen, dem letzten Treffen mit De Klerk 
am 6.4.1990 fernzubleiben. 

? DerANC steht damit vor einemähnlichen Dilemma 
wie zuvor Buthelezi, nämlich die Einigung mit dem Re- 
gime suchen und zugleich Popularität bei den Schwar- 
zen behalten zu müssen. Augfgrund der Stärkeund.der 
demokratischen Strukturen der UDF und besonders 
der Gewerkschafsbewegung sowie wegen der weiterge- 
henden Zugeständnisse Pretorias, das an einem ra- 
schen Erfolg von Verhandlungen interessiert seinmuß, 
ist die Chance, daß der ANC mit diesem Dilemma de- 
mokratisch und produktiv umgeht, aber viel besser als 
im Fall Buthelezis. " 

® Zitiert nach Weckly Mail, 20.4.1990. 


Zwei Monate lang waren tausende 
von Nepalis für die Demokratisierung 
ihres Landes auf die Straße gegan- 
gen, bis König Birendra Anfang April 
endlich einlenkte: In einem ersten 
Schritt hob er das Parteienverbot auf. 
Nach zähen Verhandlungen zwischen 
Opposition und dem König wurde am 
19. April schließlich eine Parteienre- 
gierung ins Leben gerufen und das 
Panchayat-System aufgelöst, das 30 
Jahre lang die Grundlage des nepali- 
schen Staates gebildet hatte. 


iel der neuen Übergangsregierung 

istes, sich innerhalb von 90 Tage ei- 

ne neue Verfassung als Handlungs- 
grundlage zu verschaffen, innerhalb eines 
Jahres freieParlamentswahlen durchzufüh- 
ren und das seit über einem Jahr ange- 
spannte Verhältnis zu Indien zu verbessern. 
Ungeklärt ist z.Z.noch die Rolle von König 
Birendra, dem die an der Regierung betei- 
ligten Parteien nur noch eine konstitutio- 
nelle Aufgabe mit beschränkter Macht 
zuerkennen wollen. Aus dem Palast wer- 
den jedoch nach wie vor immer wieder Ver- 
suche unternommen, die absolute Macht 
zu erhalten. 


Die Herausbildung des 
Panchayat-Systems 


Der heutige Staat Nepal wurde vor gut 200 
Jahren von Prithvinarayan Shah, dem 
Herrscher des kleinen Königreichs Gork- 
ha, und seinen Nachfolgern durch mili- 
tärische Erorberung begründet. Zuvor exi- 
stierten aufdem Gebiet des heutigen Nepal 
etwa 80 kleine und kleinste Staatsgebilde, 
an deren Spitze jeweils ein raja (König) 
stand. Dieser militärischen und politischen 
Einigung folgte ein längerer Prozeß der ad- 
ministrativen und gesetzlichen Einigung, 
welcher durch die Übertragung des Hindu- 
Rechts auf den neuen Gesamtstaat geprägt 
war. Diese Entwicklung fand ihren vorläu- 
figen Abschluß in dem ersten nepalischen 
Gesetzeskodex, dem muluki ain von König 
Surendra Bikram Shah aus dem Jahre 
1854, der aber letztlich ein Werk des Pre- 
mierministers Jang Bahadur Rana, des Be- 
gründers der Rana-Autokratie, war. 

Die Rana-Familie, die Nepal von 1846 bis 
1951 beherrschte, verstand es, die Königs- 
familie der Shah ins politische Abseits zu 
drängen, mit Hilfe der britischen Indienre- 
gierung das Land völlig von der Außenwelt 
abzuschließen und das Volk in Unwissen- 
heit und politischer Unmündigkeit zu hal- 
ten. Nach der Unabhängigkeit Indiens war 
auch der Freiheitswille des nepalischen 
Volkes nicht mehr länger zu unterdrücken. 
Es kam Ende der vierziger Jahre auf indi- 
schem Boden zur Bildung einer Reihe nc- 
palischer Parteien, die entscheidend zum 
Erfolg der Revolution von 1950/51 gegen 
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auf dem Weg zur 
Demokratie 


A 


das Rana- Regime beitrugen. In der Folge 
dieser Revolution kehrte König Tribhuvan 
in seine traditionelle absolute Stellung zu- 
rück, bekannte sich jedoch in der von ihm 
verkündeten Übergangsverfassung zur ra- 
schen Durchführung von Parlamentswah- 
len und zum Verzicht auf seine absoluten 
Rechte bereit. 

In der Folge zeigten jedoch sowohl er als 
auch sein Sohn und Nachfolger auf dem 
Königsthron, Mahendra, wenig Ehrgeiz, 
die hochgesteckten Ziele der Übergangs- 
verfassungzu verwirklichen. Alssich König 
Mahendra dann endlich doch bereiterklär- 
te, Wahlen durchführen zu lassen, waren 
die Parteien allgemein so froh, daß über- 
haupt Wahlen stattfanden, daßsiesich auch 
damit abfanden, daß der König 1959 dem 
Land unmittelbar vor den Wahlen eine 
neue Verfassung verpaßte, mit der die mei- 
sten Parteipolitiker in dieser Form nicht 
unbedingteinverstanden waren. Nachihrer 
Meinung hätte eine verfassungsgebende 
Versammlung gewählt werden sollen, die 
dannin gemeinsamen Beratungen und Dis- 
kussionen eine demokratische Verfassung 
hätte erarbeiten können. So aber hatte Kö- 
nig Mahendra eine Verfassung geschaffen, 
die man zwar mit gewissen Einschränkun- 
gen als demokratisch bezeichnen konnte, 
die dem König aber jederzeit das Recht 


Seit März nahmen die Proteste gegen das-Königshaus zu. 


(Foto: Krämer) 


zum Einschreiten einräumte, wenn die In- 
teressen der Monarchie bedroht waren. 
Die Notstandsartikel 55 und 56 der Verfas- 
sung von 1959 waren für König Mahendra 
ein letztes Pfand, falls ihm die Zügel der 
Macht trotz der zahlreichen Einschrän- . 
kungen der Rechte der demokratischen. 
Parteien entgleiten sollten. Sie waren die 
Rechtsgrundlage, aufdiesich der Königam 
15. Dezember 1960 berief, als er die Nepali 
Congress-Regierung, die über mehr als 
zwei Drittel der Sitze im Parlament verfüg- 
te, verhaften ließ, das parlamentarische Sy- 
stem Nepals nach nur eineinhalb Jahren 
mittels dieses Staatsstreichs von oben wie- 
der abschaffte, alle politischen Parteien 
verbot, ihre Führer teilweise mehr als 14 
Jahre lang ins Gefängnis steckte und dem 
Land das heutige Panchayat-System ver- 
lieh. 


"Alle Gewalt geht vom König aus’ 


Dieses Panchayat-System und- seine Ver- 
fassung sind/waren seit nun fast dreißig 
Jahren die Grundlage des nepalischen 
Staates. Was den politischen Teil der Ver- 
fassung ausmacht, so ist diese ganz auf die 
Person des nepalischen Königs zugeschnit- 
ten. Es heißt in Artikel 20 Abs.2 der Pan- 
chayat-Verfassung wörtlich: „Die Souver- 
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HUMAN RIGHTS 
FORUM NEPAL 


Unterstützt die Menschen- 
rechtsbewegung in Nepal 

Die Ereignisse der letzten Monate haben 
bewiesen, daß dasSchicksaldesgesamten 
nepalischen Volkes auf dem Spiel steht. 
Auf Bitte des FORUM FOR PROTEC- 
TION OF HUMAN RIGHTS NEPAL 
(FOPHUR) haben wir daher Mitte März, 
auf dem Höhepunkt der Unterdrückung 
der Demokratie- und Menschenrechts- 
bewegung in Nepal, eine NEPAL SUP- 
PORT GROUP gegründet, um die nepa- 
lischen Menschenrechtsorganisationen 
zu unterstützen. 

Nepal befindet sich in einem Zustand der 
Mißachtung grundlegender Menschen- 
rechte. Das nepalische Volk bemüht sich 
um einen Weg, auf dem Folter, alle Arten 
von Diskriminierung, Verletzungen der 
Menschenrechte und die Zerstörung der 
Umwelt vermieden werden. Demokratie 
sowie Rede- und Pressefreiheit müssen in 
Zukunft garantiert und die Rechte aller 
ethnischen Gruppen, der Gefangenen, 
der Jugendlichen und der Frauen beach- 
tet und die Natur als menschliches 
Grundrecht geschützt werden. 

Die nepalischen Menschenrechisbewe- 
gungen sind sich der Schwere der bevor- 
stehenden Aufgaben voll bewußt. Prof. 
Mathura Prasad Shrestha, der Vorsitzen- 
de von FOPHUR und heutige Gesund- 
heitsminister, hat die Notwendigkeit der 
Unterstützung aus dem Ausland betont 
und uns eindringlich gebeten, unsere Ar- 
beit fortzusetzen. Da dies nur in Form ei- 
nerdauerhaften Organisation möglichist, 
haben wir am 13.05.1990 die NEPAL 
SUPPORT GROUP in einen rechtsfähi- 
gen Verein unter dem Namen HUMAN 
RIGHTS FORUM NEPAL e.V. umge- 
wandelt. Die Anerkennung der Gemein- 
nützigkeit unseres Vereins isı beantragt. 
HUMAN RIGHTS FORUM NEPAL 
unterstützt die Bestrebungen des nepali- 
schen Volkesnach Demokratie und Men- 
schenrechten durch intensive Öffentlich- 
keitsarbeit unter Ausnutzung der Me- 
dien, Informierung von Regierung und 
Organisationenin der BRD, enge Zusam- 
menarbeit und Informationsaustausch 
mit den nepalischen und internationalen 
Menschenrechtsorganisationen, Kontak- 
te zu allen in der BRD lebenden Nepali 
und Freunden Nepals, die an einer Zu- 
sammenarbeit interessiert sind, sowie 
Gedankenaustausch mit den in Nepal tä- 
tigen deutschen und internationalen Hilf- 
sorganisationen und den auf Nepal bezo- 
genen Vereinen in der BRD und anderen 
europäischen Ländern. 

Wer im HUMAN RIGHTS FORUM 
NEPAL mitarbeiten möchte, ist herzlich 
willkommen. Wir suchen dringend Multi- 
plikatoren für unsere Arbeit. Die Mitglie- 
der werden regelmäßig über die Aktivitä- 
ten und die Ereignisse in Nepal infor- 
miert, Sie können unsere Arbeit auch in 
Form einer Fördermitgliedschaft unter- 
stützen. Interessenten werden gebeten, an 
folgende Adresse zu schreiben: 
HUMAN RIGHTS FORUM NEPAL, 
Funkgasse 15, 5202 Hennef 1 
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änität Nepals ruht in Seiner Majestät und 
alle Macht — exekutiv, legislativ und judi- 
kativ — gehen von ihm aus.” Wie anders 
kann man eine solche Machtfülle deklarie- 
ren als mit dem Wort „absolut”? In Anbe- 
tracht dieses Artikels 20 werden alle übri- 
gen Artikel der nepalischen Panchayat- 
Verfassung im Grunde überflüssig; sie sind 
nur ausschmückendes Beiwerk. Sie beto- 
nen immer wieder nur, daß Macht und 
Recht dem König zustehen und er diese 
Macht persönlich ausübt und sich der son- 
stigen in der Verfassung vorgesehenen Or- 
gane und Institutionen nur zu bedienen 
braucht, wenn es ihm beliebt. Ich will hier 
als Beispiel nur Artikel 24 Abs.l zitieren, 
der die Ausübung der exekutiven Macht 
näher beschreibt. Dort heißt es: „Die ex- 
ekutive Macht in Nepal soll ausgeübt wer- 


sundheitsminister 


den.... entweder dırekt durch Seine Maje- 
stät oder durch ihm untergebene Minister 
oder andere Beamte.” 

Zwar kennt die Panchayat-Verfassung eine 
ganze Reihe von Institutionen, die auf den 
ersten Blick demokratisch anmuten, die 
aber letztendlich lediglich (für sich selbst 
machtlose) Instrumente des Königs sind, 
die dazu dienen, die traditionelle Macht 
und die Interessen des Königs zu erhalten 
und zu wahren. So ist in der Verfassung 
auch nicht im geringsten die Rede von ei- 
nem demokratischen Regierungssystem, 
wenn vom Staat Nepal gesprochen wird. 
Schon die Präambel der Verfassung spricht 
nur vom „Königreich Nepal”. Nocheindeu- 
tiger äußert sich Artikel 3 Abs.1, wo es 
heißt: „Nepal ist ein unabhängiges, unteil- 
bares und souveränes monarchisches Hin- 


>: 


Kundgebung am Welt-Menschenrechtstagin Kathmandu. Dritte von links: Dr. Shrestha, neuer Ge- 


(Foto: Krämer) 


dukönigreich.” Von einem demokratischen 
Staatswesen ist hier überhaupt keine Rede. 
Vielmehr wird in dreifacher Weise das Kö- 
nigtum als die nepalische Staatsform 
schlechthin hervorgehoben. Es hätte im 
Prinzip der Begriff „Königreich” ausge- 
reicht. Biszurdritten Verfassungsänderung 
vom 15. Dezember 1980 stand an dieser 
Stelle noch das Wort „Hindu-Staat”. Ent- 
sprechend den alten Hinduschriften von 
Staat und Gesellschaft steht an der Spitze 
einesjeden Hindu-Staateseinraja (König). 
Ein Staat, der sich als Hindu-Staat defi- 
niert, ist mithin immer ein Königreich. 


Der Widerstand gegen des 
Königs Regiment 

Die Geschichte seit 1961 hat bewiesen, daß 
das Volk diese absolute Herrschaft des Kö- 
nigs nicht akzeptierte. In unzähligen Prote- 
sten, Aufständen und Bewegungen ver- 
suchte das Volk, seine ihm nach internatio- 
nal anerkannten Richtlinien zustehenden 
. Menschenrechte durchzusetzen. Dabei 
griff es phasenweise auch zum Mittel der 
Gewalt, meist aber verfolgte es den Weg 
von Satyagraha, von passiven Widerstands- 
bewegungen. Immer aber wurden diese be- 
rechtigten Ansprüche des Volkes mit eiser- 


ner Hand unterdrückt. Bestes Beispiel für . 


den verzweifelten Kampf des Volkes und 
die brutale Gegenwehr des Systems ist die 
jüngste Demokratie-und Menschenrechts- 
bewegung, die ja zumindest zu einem vor- 
läufigen Erfolg geführt hat. 

Nachder Niederlage RajivGandhisbeiden 
indischen Parlamentswahlen und der Lok- 
kerung der am 19.März 1989 von Indien 
über Nepal verhängten Wirtschaftsblocka- 
de unter der neuen indischen Regierung 
konnten auch die verbotenen nepalischen 
Parteien wieder freier agitieren. Das nepa- 
lische Volk hatte insbesondere in den städ- 
tischen Ballungsgebieten sehr unter den 
Auswirkungen der indischen Wirtschafts- 
blockade zu leiden. Dies verschärfte den 
Haß und die Wut auf die Panchayat-Regie- 
rung, der man völlige Unfähigkeit in der 
Lösung des wahnwitzigen Konfliktes vor- 
warf, noch mehr. Daher war es wohl ein 
idealer Zeitpunkt, als ein Koordinations- 
komitee ausdem Nepali Congress, der Uni- 
ted Left Front, einem Bündnis von sieben 
Linksparteien, und FOPHUR, dem Forum 
for Protection of Human Rights Nepal, ei- 
ner seit 1985 bestehenden unabhängigen 
Menschenrechtsorganisation, für den 
18.02.1990, den nationalen „Demokratie- 
tag”, zu einer Satyagraha- Bewegung auf- 
rief. 

Diese Bewegung wurde vonallen Schichten 
des Volkesbegrüßtundentwickeltesichda- 
her rasch zu einer Volksbewegung. In den 
letzten Tagen bedurfte es schon gar nicht 
mehr des Aufrufs der Organisatoren; Pro- 
teste und Demonstrationen fanden spon- 
tan an allen Ecken und Enden Nepals statt, 
nicht nur im Kathmandutal. 
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Proteste der Bevölkerung werden niedergeknüppelt. 


Aufder anderen Seite wußte die Regierung 
sich nicht andersalsdurchgravierende Ver- 
stöße gegen die fundamentalen Menschen- 


. rechte zu erwehren. Der Vorsitzende der 


Nepal Law Society, Kusum Shrestha, nennt 
in einem Artikel die'ganze Palette an Ver- 
brechen, die sich das Regime zu Schulden 
kommen lassen hat. Sie reichen von Folter 
über Verhaftungen ohne Rechtsgrundlage, 
Verschwindenlassen unliebsamer Perso- 
nen, Tötung unbewaffneter Demonstran- 
ten bis hin zu allgemeinem Terror und Ein- 
schüchterung. 

Welchen Anteil der König persönlich an all 
diesen Verbrechen hatte, läßt sich nur 
schwer beurteilen. Zur Beantwortung der 
Frage nach der politischen Verantwortung 
genügt jedoch ein Verweis auf die oben zi- 
tierten Artikel 20 Abs. 2 und 24 Abs. 1 der 
Panchayat-Verfassung, unter deren Deck- 
mantel all dies geschehen ist. 


Der König lenkt ein 


Anfang April nahm König Birendra erst- 


mals selbst Stellung zu den Ereignissen und 
rang sich unter dem übermäßigen Druck 
des Volkes zu Entscheidungen durch, dieer 
schon längst hätte treffen können. Man 
fragt sich, warum das Volk erst so leiden 
mußte.Nacheinander wurden die politi- 
schen Parteien wieder zugelassen, der Na- 
tional-Panchayat aufgelöst und eine Regie- 
rung gebildet, der neben 2 Vertrauten des 
Königs 2 Unabhängige und 7 Vertreter der 
ander Bewegung beteiligten Parteien ange- 
hören. Damit ist ein erster Schritt hin zu ei- 
ner Demokratisierung als Voraussetzung 
für die Verwirklichung der Menschenrech- 
te in Nepal getan. 

Die neue Regierung ist jedoch nicht um die 
Aufgaben zu beneiden, die vor ihr stehen. 
Man muß sich vergegenwärtigen, daß all 
dies immer noch unter den Rahmenbedin- 
gungen der Panchayat-Verfassung abläuft, 
nach denen der Ministerrat im Prinzip 
machtlos ist. Die Macht der Regierung ba- 
siert allein auf der vollen Unterstützung 
durch das Volk. Die neue Regierung hat 
sich zum Ziele gesetzt, innerhalb von drei 
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Monateneine neue Verfassung auszuarbei- 
ten und vor Ablauf eines Jahres allgemeine 
freie Parlamentswahlen durchführen zu 
lassen. 

Der wichtigste Schritt wird dabei die Aus- 
arbeitung der neuen Verfassung sein. Über 
ihre Qualität entscheidet, welche Rolle der 
König in ihr zugeteilt bekommt. Es gibt 
Hinweise, daß der König sich zu einer 
streng konstitutionell-monarchischen Rol- 
le bereit erklärt. Öffentlich hat er dazu je- 
doch bisher nicht Stellung bezogen. Wäh- 
rend jedoch Regierung und Juristen mit 
ausländischen Verfassungsrechtlern über 
eine neue Verfassung berieten, bildete Kö- 
nig Birendra am 10.Mai seinerseits eine 
Verfassungskommission, die er aber be- 
reits fünf Tage später nach massiven Prote- 
sten wieder auflösen mußte. EingroßesEr- 
schwernis für die Arbeit der neuen Regie- 
rung ist auch die Tatsache, daß entspre- 
chend der noch gültigen Panchayat-Verfas- 
sung Polizei und Militär direkt dem König 
unterstehen. Dies wurde vom Palast wie- 
derholt ausgenutzt, um den Eindruck einer 
Regierungsunfähigkeit zu erwecken. Im 
Volk steigerte sich daher der Unmut gegen 
den Palast. Im Verlaufeiner Demonstration 
kam es am 23. April zu Ausschreitungen; 
aufgeregte Demonstranten griffen Polizi- 
sten und — wie es hieß — als Polizisten ver- 
kleidete Mandaliya an, Iynchten einige von 
ihnen und schleiften sie vor den Königspa- 
last. Wie schon bei früheren Demonstratio- 
nen eröffnete die Polizei das Feuer. Es gab 
wieder zahlreiche Opfer; man sprach von 


"bis zu 15 Toten und über 70 Verletzten. Es 


wurde eine nächtliche Ausgangssperre 
über Kathmandu verhängt, die erst am 10. 
Mai wieder aufgehoben wurde, unddasMi- 
litär kontrollierte die Straßen. 
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Das Übel der ’Mandaliya’ 


Die im Volk verhaßten Randaliererbanden 
waren von der Panchayat- Regierung wäh- 
rend der Demokratiebewegung bewußt 
eingesetzt worden, um die Bewegung in 
, Verrufzubringen. Bereitsbeiden Unruhen 
von 1979, die damals zum Referendum 
über das Panchayat- System führten, war 
die Regierung ähnlich verfahren. Die Man- 
daliya haben ihren Ursprung in den sechzi- 
ger Jahren, als die Panchayat-Regierung 
Schüler und Studenten kaufte, um sie als 
Spitzel gegen Sympathisanten der verbote- 
nen Parteien an Universität und Schulen 
einzusetzen. Da diese Gruppen später im 
„Rastravadi Svatantra Vidyarthi Mandal” 
(RSVM), der Studentenvereinigung des 
Panchayat-Systems institutionalisiert wur- 
den, werden sie allgemein als „Mandaliya” 
bezeichnet. Auch nach der Beendigungdes 
Panchayat-Systems am 16.April streiften 
diese Banden nachts durch die Stadt, dran- 
gen in Privathäuser ein, raubten und plün- 
derten. Die Bevölkerung traute sich kaum 
noch zu schlafen. Es mehrten sich die Aus- 
sagen, daßdiese Bandenihren Auftragvom 
. Palast erhielten, und man bildete daher in 
“ den Stadtbezirken und Dörfern eigene Zi- 
vilschutztruppen, die sogenannten „Tol 
Raksya Sangh” oder ‚Vigilance Groups”. 
Ein besonderes Problem war auch, daß vie- 
le Polizisten ihre Ausweise nicht mit sich 
führten und sich daher bei Zusammenstö- 
Ben mit den Tol Raksya Sangh nicht als tat- 
sächliche Polizisten ausweisen konnten. 
Oft genügte es schon, wenn einer rief: „Das 
sind Mandaliya”,umeinegewalttätige Aus- 
einandersetzung anzuzetteln. 


Die neuen Koalitionen 


Eine andere Frage ist, wielange das derzei- 
tige Regierungsbündnis wohl halten wird. 
Nur das gemeinsame Vorgehen von Nepali 
Congress und linken Gruppen konnte den 
Erfolg der Volksbewegung herbeiführen. 
Darin sind sich die Parteiführer allgemein 
einig und sie betonen daher auch immer 
wieder ihren guten Willen. So erklärte Man 
Mohan Adhikari (Nepal Communist Par- 
ty): „DiesesBündnis ist das Ergebnis unse- 
rer Erfahrungen aus den vergangenen 30 
Jahren. In der Vergangenheit gab es nicht 
einmal unter den kommunistischen Grup- 
pen Einigkeit, und der Vorteil lagdaherim- 
mer auf der Seite des Königs.” 

Dennoch lassen sich Meinungsverschie- 
denheiten auch zwischen den an der Regie- 
rung beteiligten Parteien und Gruppen 
nicht leugnen. Ein entscheidendes Argu- 
ment ist insbesondere immer wieder die 
Einstellung zur Monarchie. Während eini- 
ge radikale kommunistische Gruppen das 
Königtum völligabgeschafft wissen wollen, 
bekennen sich die wichtigsten der an der 
Regierung beteiligten Parteien zur geplan- 
ten Einführung einer konstitutionellen 
Monarchie. Hier werfen die linken Grup- 
pen dem Nepali Congress einen zu libera- 
len Standpunkt vor. „Der Congress macht 
Kompromisse, indem er mit dem Palast so 


24 blätter des iz3w, Nr. 166, Juli 90 


Nepal 


und mit dem Volk wieder anders verhan- 
delt. Wir wollendieabsoluteMachtdesKö- 
nigs auf die eines konstitutionellen Monar- 
chen reduzieren, aber K.P.Bhattarai läßt 
sich ganz einfach zu viel Zeit für Verhand- 
lungen mit Birendra”, sagte Madhav Ku- 
mar Nepal, einer der Führer der marxi- 
stisch-leninistischen Fraktion der Nepal 
Communist Party. 

Neben der United Left Front, ander sieben 
kommunistische Gruppen beteiligt sind, 
gibt es noch ein weiteres Bündnis von fünf 
Linksparteien, die nicht an der Demokra- 


‚tiebewegung teilgenommen haben und 


heute nicht Mitglied der Regierung sind. 
Dieses Bündnis, das sich United National 
People’s Movement (UNPM) nennt, verur- 
teilte die Ausschreitungen der Randalie- 
rerbanden in der Hauptstadt als eine Ver- 
schwörung, die darauf ausgerichtet sei, das 
Volk der Rechte zu berauben, dieesgerade 
durch die Demokratiebewegung erlangt 
habe. Man verlangte die sofortige Entlas- 
sungder vom Königernannten Zonenkom- 
missare, diein den 14 Zonen Nepals für die 
Ausschreitungen derSicherheitskräfte ver- 
antwortlich waren, und anderer leitender 
Beamter, „die als Schutzhüter des tyranni- 
schen Panchayat-Systems” gehandelt hät- 
ten, sowie die Bildungeiner unparteiischen 
Kommission zur Untersuchung der Aus- 
schreitungen im Verlauf der Demokratie- 
bewegung. Die UNPM forderte wiederholt 
eine groß angelegte politischen Konferenz 
zur Diskussion und Abstimmung über die 
aktuellen Probleme. 
Nach seinem gescheiterten Versuch hat 
König Birendra nun die Verantwortung für 
den Entwurf einer neuen Verfassung ganz 
in die Hände des Ministerrats gelegt. Letz- 
terer scheint nach neuesten Meldungen auf 
den Rat ausländischer Verfassungsexper- 
ten verzichtenzu wollen. Esbleibtzuhoffen 
und zu wünschen, daß die nepalischen Juri- 
sten und Parteien mit der neuen Verfassung 
eine Grundlage schaffen, in der das nepali- 
sche Volk alle international anerkannten 
menschlichen Grundrechte genießen kann. 
Dazu bedarf es jedoch auch eines Umden- 
kens und Wandels in manchen Bereichen 
der nepalischen Gesellschaft. 

Karl-Keinz Krämer 
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Sowjetunion 


Ende der 
sozialistischen Bruderhilfe 


ürzlich äußerten zwei sowjeti- schaftsbeziehun ö i 

BE u az nt na gen. So gehört Indien 

K sche Wissenschaftler, daß die zu den ersten Ländern, die von der 
Sowjetunion auf dem besten : Neuorientierung der sowjetischen Po- 

Wege zu einem “Entwicklungsland mit litik betroffen sind. Klaus Fritsche ana- 


Atombombe“ sei. Tatsächlich ist die lysiert den Wandel der wirtschaftlichen 
wirtschaftliche und innenpolitische Si- Beziehungen und der sowjetischen 


tuation alles andere als rosig. Und be- Entwicklungspolitik. 


klagt wird nicht nur der ins Stocken Die chinesische Führung fühlt sich von 
geratene Umbau der sowjetischen Glasnost und Perestroika bedroht und 
Wirtschaft. Die Nationalitätenkonflik- gibt der Sowjetunion die alleinige 

te in den sowjetischen Republiken zeu- Schuld für den Zerfall des sozialisti- 
gen von der Unzufriedenheit der Be- schen Lagers. Nach dem Massaker auf 
völkerung. Wohin die Entwicklung in dem Tiananmen im Juni letzten Jahres 
der Sowjetunion führt, läßt sich aller- wurden die gerade aufgenommenen 
a noch nicht endgültig absehen. Beziehungen wieder auf Eis gelegt. 


Dafür sind die Informationen über die en: ö 
innenpolitischen Kräfteverhältnisse era ae De z 
und die sowjetischen Rahmenbedin- 5 ch des chinesisch BEER. . 
en zu widersprüchlich. esuch des chinesischen Ministerpräsi- 
nA kı.d ichisd denten Li Peng in Mokaus erneuert. 

Br Ara cl Sea Thomas Heberer beschreibt in seinem 
ten Umbruchprozesse der sowjetischen Beitrag das Verhältnis zwischen den 
Gesellschaft aus dem Blickfeld geraten bei denLän dern und erläutervdie 
ist, ist die veränderte Politik gegenüber Erden 
den Ländern des Trikonts. Dabei hat i 


die sowjetische Politik im wesentlichen > i Be M it der Parole “Sozialismus 


zwei zentrale Faktoren geändert. Zum oder Tod“ hat sich Fidel Ca- 
einen skizzieren die Schlagwörter vom u ee stro einen Namen als Durch- 
“Neuen Denken“, von der “Interde- er haltepolitiker gemacht. Horst Brezins- 
pendenz“ der Länder und der Interes- I ie ki schildert die Situation in Kuba mit 
sensidentität von Ost und West, daß der immer geringer werdenden Hilfe 
der Sowjetunion weniger denn je an % 5 der Sowjetunion. 

Konflikten mit dem Westen gelegen ist. Von den gleichen Sparmaßnahmen und 
Zum anderen hat sie sich von dem, wie von politischen Druck seitens der So- 
auch immer definierten “sozialistischen s wjetunion sind die Verbündeten im 
Entwicklungsmodell“ als Vorbild für südlichen Afrika betroffen. Werena 

die Länder der Dritten Welt verab- Rosenke erläutert die Rolle der So- 
schiedet. Heute orientiert sie sich stär- wjetunion in der Beilegung der Kon- 
ker an marktwirtschaftlichen Kriterien. flikte in dieser Region. 

Lothar Jung beschreibt in seinem Bei- Schließlich gibt Reinhart Kößler einen 
trag grundlegende Veränderungen in Überblick über die ethnischen Kon- 
der sowjetischen Außenpolitik. Die flikte in der Sowjetunion. Dabei wird 
Vermeidung von Konflikten zwischen deutlich, daß es sich nicht immer um 
Ost und West in den Ländern des Sü- eine Kolonisation dieser Gebiete han- 
dens, der Ruf nach internationalen In- delte. Der Preis für die Modernisierung 
stitutionen und einer neuen Weltwirt- war die fortgesetzte Unterdrückung 
schaftsordnung stehen dabei im Mittel- der Völker in den ehemaligen Kolonien 
punkt. Rußlands. . 
Mit Indien hat die Sowjetunion seit Wir danken den Autoren für Ihre Mit- 
langem feste und umfangreiche Wirt- arbeit. 


pr 
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Aufbruch zu neuen Ufern 


Umdenken in der sowjetischen Außenpolitik 


“Es liegt uns fern zu glauben, 
alle Fortschritte in der Welt 
seien nur dem Sozialismus zu 
verdanken“. Mit dieser Erklä- 
rung anläßlich der Siebzigjahr- 
feier der Sowjetunion weist 
Gorbatschow einen neuen Weg. 
Nicht das sozialistische Gesell- 
schaftsmodell soll Vorbild für 
die Länder Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas sein, allein die 
Überwindung des Gegensatzes 
zwischen Kapitalismus und So- 
zialismus kann die Unterent- 
wicklung dieser Länder been- 
den. Ein neuen Konzept der 
Wirtschaftsbeziehungen zu den 
Ländern der 3. Welt muß ge- 
funden werden, die bislang be- 
vorzugten sozialistischen Ent- 
wicklungsländer treten mehr 
und mehr in den Hintergrund. 
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er militärische Rückzug .aus 

Afghanistan markierteeinen Wen- 

depunkt in der sowjetischen Welt- 
politik. “Das gab es in der Geschichte Ruß- 
landsundder Sowjetunion selten“, bekann- 
te jüngst Außenminister Schewardnadse in 
einer Wahlrede und gab zu, daßernach der 
Unterzeichnung des Afghanistan-Abkom- 
mens in “starke Depression“ verfallen sei. 
“Außerdem gab mir der Gedanke an die 
Menschen keine Ruhe, die wir selbst zur 
Revolution ermuntert hatten und die wir 
jetzt Angesicht zu Angesicht mit dem Tod- 
feind allein ließen.Aber, so gab Scheward- 
nadse zu bedenken, “ich weiß wieviel uns 
der Krieg in Afghanistan gekostet hat. Wer 
aber hat jeberechnet, was uns die Konfron- 
tation mit den USA gekostet hat“! 
Von Anfang an standen die russischen Re- 
volutionäre um Lenin vor einem Zielkon- 
flikt, der bis Afghanistan nachgewirkt hat: 
einerseits dem ideologischen Anspruch, 
die Revolution in anderen Ländern der 
Welt zu fördern und andererseits der natio- 
nalen Erfordernis, das Land wirtschaftlich 
zu entwickeln, die neue Gesellschaft aufzu- 
bauen und normale Beziehungen zu den 
anderen Staaten zu entwickeln. Dies wurde 
besonders am Ende des Bürgerkriegs not- 
wendig, alsdeutlich wurde, daßsich die Re- 
volution nur in Rußland durchsetzen konn- 
te. Dadurch erhielt die Unterstützung der 
Befreiungsbewegungen der kolonialen 
Völker für die Sowjetführungen einen be- 
sonderen Stellenwert. Bereits Lenin sah 
diese als eine Art “Sicherheitspolice* für 
das eigene Überleben an. “Der Ausgang 
des Kampfes“ zwischen Sozialismus und 
Kapitalismus, schrieb er 1923, “hängt in 
letzter Instanz davon ab, daß Rußland, In- 
dien, China usw. die gigantische Mehrheit 
der Erdbevölkerung stellen ... In diesem 
Sinne ist der endgültige Sieg des Sozialis- 
mus vollständig und unbedingt gesichert.“? 


Der Sieg der Kommunisten in China 1949, 
die Unabhängigkeit Indiens von Großbri- 
tannien, der Zerfall des französischen Ko- 
lonialreichs in Indochina und Holländisch- 
Indonesien in den fünfziger Jahren über- 
zeugten die sowjetischen Führer unter 


Chruschtschow von einem neuen Auf- 
schwung.der antikolonialen nationalen Be- 
freiungsbewegungen, die zu unterstützen 
“heilige Pflicht“ des Sowjetvolkes sei, wiees 
optimistisch im Parteiprogramm von 1961 
heißt. Die Sowjetunion bot sich als natürli- 
cher Verbündeter an und gewährte “brü- 
derliche Hilfe“. Allerdings trat in den sech- 
ziger Jahren die VR China als Konkurrent 
Moskaus auf. Die jungen Nationen orien- 
tierten sich jedoch umso bereitwilliger an 
der Sowjetunion, als sie von dem in den 
sechziger und siebziger Jahren erstarken- 
den Industriegiganten UdSSR weitreichen- 
de Aufbauhilfe erwarteten - zumal der We- 
sten, vor allem die USA, regelmäßig mit ei- 
ner Wirtschaftsblockade auf die Unabhän- 
gigkeitsproklamationen reagierten. Außer- 
dem sahen die neuen Eliten der jungen 
Staaten in einem politischen und wirn- 
schaftlichen Zentralismus sozialistischer 
Prägung ein geeignetes Modell zur raschen 
Überwindungderkolonialen Rückständig- 
keit. Zweifellos war die sowjetische Hilfein 
den sechziger und siebziger Jahren ein 
wichtiger Beitrag zur Stabilisierung derun- 
abhängig gewordenen Staaten. Eine allzu 
schematische, unflexible und repressive 


* Handhabung der neuen Macht durch die 


Führungseliten führte die sozialistisch ori- 
entierten jungen Staaten jedoch in den 
achtziger Jahren in die Krise. Hinzu kamen 
Widerstandskräfte, die ab Beginn der acht- 
ziger Jahre wieder von den USA gestützt 
wurden. Hatte die Regierung des Präsiden- 
ten Jimmy Carter Nicaragua 1979 noch 40 
Mill. Dollar Entwicklungshilfe gewährt, so 
baute die Reagan-Administration eine 
Contra-Truppe auf, um die Sandinisten zu 
stürzen. In Afghanistan versuchte die So- 
wjetunion eine solche Entwicklung zu ver- 
hindern und entsandte Truppen in das 
Land, um das extrem repressive Taraki- 
Amin-Regime zu beseitigenundeine Phase 
der nationalen Konsolidierung einzuleiten. 


In Verbindung mit der sandinistischen Re- 
volution in Nicaragua und dem Umsturzim 
Iran sahen große Teile der amerikanischen 
Bevölkerung die Interessen der USA ange- 
griffen. Die neue antisowjetische Politikder 
Reagan-Administration vom “Zurückrol- 
len des roten Imperiums von der Peripherie 


her“konntesich daher aufbreite Unterstüt- 
zung berufen. 


Abschied vom alten Denken 


Zu Beginn der achtziger Jahre kam aus so- 
wjetischer Sicht die revolutionäre Bewe- 
gung in der Dritten Welt zu einem gewissen 
Abschluß. Auf dem XXVI. Parteitag 1981 
erklärte Breschnew, daß die Liquidierung 
der Kolonialreiche im wesentlichen abge- 
schlossen sei. Es seien Dutzende junger 
Staaten entstanden, die sich überwiegend 
in Richtung Sozialismus entwickelten, bzw. 
sich dies zum Ziel gesetzt hätten. Die 
KPdSU werde weiterhin konsequent den 
Kurs auf Entwicklung der Zusammenar- 
beit zwischender UdSSRunddenbefreiten 
Ländern, auf Festigung des Bündnisses des 
Weltsozialismus und der nationalen Befrei- 
ungsbewegung verfolgen. Von den ersten 
Anfängen unter Lenin spannte sich mithin 
ein jahrzehntelanger Bogen der internatio- 
nalen Solidarität. Wie selbstverständlich 
gingen die Sowjetführer davon aus, daß die 
jungen “sozialistisch orientierten“ Staaten 
Verbündete und Bestandteil der weltwei- 
ten sozialistischen Bewegung seien und 
sich am Vorbild der großen Sowjetunion 
‘ ausrichteten. Im Entwurf des überarbeite- 
ten Parteiprogramms von 1986 heißt es, 
daßimmer mehr Völkerbeharrlichnnachei- 
nem Typ der Gesellschaftsordnung stre- 
ben, nach solchen sozialen Verhältnissen, 
die sich in den sozialistischen Ländern be- 
reits herausgebildet haben. 
Inzwischen hatte Gorbatschow das Amt 
des Generalsekretärs übernommen. In der 
aufdem XXVII. Parteitag im Februar 1986 
verabschiedeten Fassung findet sich diese 
Formulierung nicht mehr. Vielmehr heißt 
es jetzt, daß die jungen Völker “Wege zur 
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sozialistischen Umgestaltung“ suchen. Da- 
mit wurde deutlich, daß Gorbatschow und 
seine Mitarbeiter nicht mehr erwarteten, 
daß sich die jungen Staaten am so- 
wjetischen Vorbild orientierten, sondern 
ihnen eigene Wege zugestanden. Gleichzei- 
tig wurde der langjährige Leiter der Inter- 
nationalen Abteilungdes Zentralkomitees, 
das die Verbindung und “Koordinierung“ 
mit der revolutionären Weltbewegung or- 
ganisierte, Boris Ponomarjow, in Pension 
geschickt. Damit endete auch personell ei- 
ne “Epoche“. An seine Stelle wurde der 
langjährige sowjetische Botschafter in den 
USA, Anatoli Dobrynin berufen, was die 
Neuorientierung der Abteilung verdeut- 
lichte. 

Im Zielkonflikt zwischen den nationalen 
Interessen der Sowjetunion und dem revo- 
lutionären Internationalismus setzte sich 
erstere erneut durch. In einem Gutachten 
für die Partei zur 19. Parteikonferenz (Juni 
1988) schrieb Professor Daschitschew da- 
zu: “Es fehlten genauere Vorstellungen von 
den wirklichen nationalen Interessen der 
Sowjetunion. Diese Interessen bestanden 
aber durchaus nicht darin, kleine, faktisch 
formelle Gewinne zu erzielen, die mit Pa- 
lastrevolutionen in einzelnen Entwick- 
lungsländern zusammenhingen“ Das 
“wirkliche“ nationale Interesse sei vielmehr 
gewesen, für eine tiefgreifende wirtschaftli- 
che und soziale Umgestaltung in der 
UdSSR günstige internationale Bedingun- 
gen zu gewährleisten.’ Anläßlich der Sieb- 
zigjahrfeier der Oktoberrevolution erklär- 
te Gorbatschow: “Es liegt uns fern zu glau- 
ben, alle Fortschritte in der Welt seien nur 
dem Sozialismus zu verdanken (..). Wir ha- 
ben uns auch überzeugt, daß der Sozialis- 
mus kein ’Modell’ hat, nach dem sich alle 


Rückzug aus Afghanistan - Wende in der Außenpolitik 


richten würden, und auch keines haben 
kann.“* 

Dies bedeutete das Ende, die Veränderun- 
gen in der Welt ideologisch als einen ein- 
heitlichen historischen Prozeß zu stilisie- 
ren, dem die UdSSR die geschichtliche 
Bahn bricht. Und das kann angesichts der 
neuen “Anschauung der Welt“, wie sie im 
neuen Denken zum Ausdruck kommt, 
nicht überraschen. Es will mit ideologi- 
schen Klischees und überkommenen Vor- 
stellungen brechen. 


Neues Denken und Dritte Welt 


Grundgedanke und Ausgangspunkt des 
neuen Denkens ist die Erkenntnis, daß un- 
ter den veränderten nationalen und globa- 
len Bedingungen der Gegensatz zwischen 
Sozialismus und Kapitalismus in der inter- 
nationalen Politik dauerhaft überwunden 
werden muß. Neue globale Gefahren erfor- 
dern zur Verteidung der allgemeinmensch- 
lichen Werte (Umwelt, Frieden, sozialer 
Fortschritt usw.) eine intensive Koopera- 
tion aller Staaten über die Systemgrenzen 
hinweg. Für einen Kampf der Systeme, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Rüstung, ist 
in der Welt von heute und morgen kein 
Platz mehr.° Die dafür vergeudeten Res- 
sourcen sollen zur sozialen Entwicklung im 
Lande und in der Dritten Welt umgeleitet 
werden. Konflikte sollen politisch und auf 
friedlichem Wege gelöst werden. Was die 
Gesellschaftsordnung anbetrifft, soll je- 
dem Volk die Möglichkeit bleiben, diese 
selbst zu wählen. Zum Ausdruck kommt 
dies in dem von Gorbatschow geprägten 
Begriff von der “freien Wahl des sozialpoli- 
tischen Entwicklungsweges“, der auf die 
KSZE-Schlußakte zurückgeht. Wie wir zur 
Zeit in Osteuropa beobachten können, gilt 
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dieser Begriff nicht nur für die jungen Staa- 
ten der Dritten Welt. Schließlich führt die 
Entwicklung der Perestroikainder UdSSR 
selbst zu einer Gesellschaftsstruktur, die 
nichtmehr im klassischen marxistisch-leni- 
nistischen Sinne als “sozialistisch“ bezeich- 
net werden kann. Ein sowjetischer Wissen- 
schaftler hat daher auch schon den Begriff 
“Postsozialismus“ vorgeschlagen. Es ist ei- 
ne Gesellschaftsordnung, die den Sozialis- 
mus ablösen wird.$ 
Die Übernahme des ideologisch neutralen 
Begriffs “Entwicklungsländer“ in den offi- 
ziellen Sprachgebrauch zeigt, daß die Gor- 
batschow-Führung die Staaten der Dritten 
Welt nicht mehr unter ideologischen Ge- 
sichtspunkten betrachten will. Anstatt der 
antagonistisch einander gegenüberstehen- 
den Staatenblöcke (dem sozialistischen 
und kapitalistischen “Weltsystem“) spricht 
man heute von einer “Weltgemeinschaft“. 
Dies entspricht der Erkenntnis, daß die ge- 
samte Menschheit heute in einer “Schick- 
salsgemeinschaft“ lebt und unabhängig 
vom politischen und sozialen System von 
der Katastrophe eines alles zerstörenden 
Atomkrieges, globalen Natur- und Um- 
weltkatastrophen bedroht ist. In diesem 
Sinne ist auch die Unterentwicklung keine 
systembedingte Frage mehr, sondern ein 
globales Problem. Gorbatschow hat in sei- 
nem Referat auf dem XXVIl. Parteitag 
deutlich herausgestellt, daß künftig alle 
Staaten zusammenarbeiten müssen, um 
diese Probleme zu bewältigen. 


Überwindung des Ost-West- 
Konfliktes 


Jüngst kehrte Außenminister Scheward- 
nadse von seiner Reise durch Afrika - der 
ersten eines sowjetischen Außenministers 
seit dreißig Jahren - völlig erschüttert zu- 
rück. Seinen Wählern berichtete er: “Wir 
sahen Angola und Mocambique. Dort ha- 
ben einige Genossen wohl einst an ihre ei- 
genen Interessen gedacht und sie als Lan- 
des- und Klasseninteressen ausgegeben. 
Jetzt gibt esin diesen Ländern die größten 
und bestbewaffneten Armeen der Region 
und die größte Armut unter der Bevölke- 
rung und eine völlig kaputte Wirtschaft (..). 
Stolz müßten beiunseinwandfrei arbeiten- 
de sowjetische Betriebe in den afrikani- 
schen Ländern hervorrufen, Überfluß und 
hohe Qualität der sowjetischen Waren auf 
diesen Märkten. Damit ist aber nichts.“ Iro- 
nisch fährt er fort:“Dafür haben wir dieuns 
ruinierende Politik der Pseudounterstüt- 
zung, hauptsächlich mit Waffen und Rü- 
stung betrieben. Ich will damit nicht sagen, 
daß alles nicht nötig gewesen wäre. Wäh- 
rend des Befreiungskampfes war eine der- 
artige Politik gerechtfertigt. Man hätte aber 
parallel dazu andere Strukturen schaffen 
und helfen müssen, die Wirtschaft aufzu- 
bauen, eine soziale Infrastruktur usw.. Da- 
mit hängen wir weit zurück.“ 

Die neue sowjetische Diplomatie der 
“friedlichen Beilegung regionaler Konflik- 
te“ kann beachtliche Erfolge vorweisen. Sie 
ermöglichte nicht nur den Rückzug der so- 
wjetischen Streitkräfte aus Afghanistan, 
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sondern trugauch zur Unabhängigkeit Na- 
mibias und zum Rückzug der Vietnamesen 
aus Kampucheabei. AllerdingsistdiesePo- 
litik nicht unumstritten. Schewardnadse 
beklagt, daß man ihn mit einer “Atmosphä- 
re der Verdächtigungen und Beschuldigun- 
gen“ selbst in der Sowjetunion umgebe und 
behaupte, er verrietedie Ideale.? Gleichzei- 
tig wuchs in der UdSSR der wirtschaftliche 
Druck die“Kostender Außenpolitik“ zure- 
duzieren. Die 19. Parteikonferenz vom Juli 
1988 richtete eine entsprechende Forde- 
rung an das Außenministerium. Alle, die 
heute den Kurs Schewardnadses kritisie- 
ren, fragt der Außenminister: Sollen wir zu 
einer Politik zurückkehren, die uns an den 
Rand des Abgrundes führte?” Dies bedeu- 
tet indes nicht, daß die Sowjetunion ihre 
VerbündeteninderDritten Weltfallenließe 
und jede Militärhilfe einstelle. Dazu noch- 
mals Schewardnadse: “Wir müssen mit un- 
seren Partnern einen Dialog über die de- 
fensive Hinlänglichkeit führen. Wieviel Rü- 
stung braucht jedes Land? Wenn wirdavon 
sprechen, hören sie doch auf uns. Auch sie 
verstehen, daß man.nichtewig Kriegführen 
kann. Kein einziger Staat ist dem gewach- 
sen (...). Gegenwärtig wird im ganzen südli- 
chen AfrikadieKriegsbedrohungbeseitigt, 
die Republik Südafrika demokratisiert 
sich, die natürliche Kriegsgefahr wird ge- 
mindert. Es ist jedoch unfair, jede Zusam- 
menarbeit im militärischen Bereich über 
Nacht einzustellen (...). Neue Formen der 
Zusammenarbeit, die auch den Militärs 
passenderscheinen, entstehen.“ Imübrigen 
teilte der Außenminister mit, daß die 
UdSSR und die USA sich geeinigt hätten, 
den Waffenexport in die Dritte Welt einzu- 
schränken. So sei man sich einig, keine 
Technologie für den Bau von Raketen und 
anderen Waffen zu übergeben.!® 


Neue Konzepte gesucht 


Die Übertragung des Ost-West-Konfliktes 
auf die Dritte Welt hat zwangsläufig auch 


Verbindlichkeiten anderer Staa- 
ten gegenüber der Sowjetunion 
(in Mill.Rubel) 


Stand vom 


Länder 1.11.1989 


insgesamt 
darunter 
Kuba 
Mongolei 
Vietnam 
Indien 
Syrien 
Polen 
Afghanistan 
Athiopien 
Angola 
Mogambique 
China 


85845,6 


15490,6 
9542,7 
9131,2 
8907,5 
6742,6 
4955,0 
3055,0 
2860,5 
2028,9 

808,6 
6,2 


Quelle:“Tschas Pik“ (ZeitungderLe- 
ningrader Vereinigung des UdSSR- 
Journalistenverbandes), Nr. 1, 26. 
Februar 1990) 


die ökonomischen Beziehungen militari- 
siert. Die Bereitschaft, die Waffenlieferun- 
gen einzudämmen, wird durch den Um- 
stand erleichtert, daßdie Empfängerländer 
am Rande des wirtschaftlichen Zusam- 
menbruchs stehen und diese nichtmehrbe- 
zahlen können. 

Die Sowjetunion hofft darauf, daß die Bei- 
legung der Konflikte und die Sanierung der 
Wirtschaft dieser Länder die Vorausset- 
zung dafür schafft, daß diese wenigstens ei- 
nen Teil ihrer Schulden zurückzahlen kön- 
nen. Allein Angola schuldet der UdSSR 4 
Mrd. Dollar.'! Nebender Verbesserungder 
Beziehungen zu den USA hat sie daher 
auch ein erhebliches ökonomisches Inter- 
esse an der Beilegung der Konflikte in der 
Dritten Welt. Aber auch die Beziehungen 
zu den anderen Staaten der Dritten Welt 
bedürfen neuer Konzepte, um den künfti- 
genökonomischen Anforderungen gerecht 
zu werden. Nach dem Konzept des “soziali- 
stischorientierten Weges“ wurdebisher der 
staatliche Sektor in den jungen Staaten im- 
mer weiter ausgebaut. Die Errichtung von 
Großbetrieben sollte die fehlende Arbei- 
terklasse schaffen. Dagegen wurde die 
Klein- und Individualproduktion diskrimi- 
niert und eingeschränkt. Heute wird diesin 
der UdSSR als Fehler erkannt. Deshalbsoll 
künftig der genossenschaftliche Sektor ge- 
fördert und die lange Zeitideologischmoti- 
vierte Hilfe zugunsten des staatlichen Sek- 
tors zurückgenommen werden. Vor allem 
aber muß künftig die Hilfe auf ihre Effekti- 
vität hin geprüft werden. Hier soll der 
Oberste Sowjet künftig eine neue Rolle 
spielen, indem er die Projekte der Regie- 
rung kritisch analysiert, genehmigt und ei- 
ne Erfolgskontrolle durchführt. Bisher 
fehltesjedochnochaneinementsprechend 
qualifiziertem Ausschuß. 

Ein neues Konzept der Wirtschaftsbezie- 
hungen zu den Entwicklungsländern wird 
sich an den Bedingungen der Perestroikain 
der Sowjetunion orientieren müssen. Dies 
gilt besonders für die veränderten Außen- 
handelsstrukturen. Bisher unterhielt aus- 
schließlich das staatliche Außenhandels- 
ministerium Beziehungen zum staatlichen 
Sektor der Partnerländer. Seit 1989 ist das 
Handelsmonopol jedoch praktisch abge- 
schafft. Die sowjetischen Betriebeund Kol- 
chosen haben das Recht, selbständig und 
direkt mit ihren ausländischen Partnern in 
Beziehung zu treten. Die Wirtschaftsunter- 
nehmen wiederum dürfen die in Auslands- 
geschäften verdienten Devisen zum großen 
Teilbehalten. Die neue Freiheit birgt natür- 
lich die Gefahr insich, daß die sowjetischen 
Betriebe sich nunmehr vorzugsweise po- 
tente Partner im Westen suchen, modernes 
know how erlangen und harte Devisen er- 
wirtschaften wollen.!? Für die Entwick- 
lungsländer endet damit der bisherige 
staatliche Handel auf Naturalbasis. Die po- 
litische Motivation des Außenhandels in 
der Vergangenheit und die hohen Devisen- 
einnahmen aus dem Verkauf sowjetischen 
Rohöls auf den Weltmärkten ermöglichten 
esder UdSSR Landeserzeugnisse als“Zah- 
lungsmittel“ zu akzeptieren. 


Die angestrebte Konvertierbarkeit des Ru- 
bels, die Schaffung eines offenen Binnen- 
marktes und die Orientierung aufden Welt- 
markt und seine Preise durchdie Politik der 
Perestroika wird zwangsläufig den Sonder- 
beziehungen zu den bisher bevorzugten so- 
zialistisch orientierten Entwicklungslän- 
dern ein Ende bereiten. Darin liegt aber 
auch für diese eine Chance, zu neuen Han- 
delsbeziehungen zur Sowjetunion zu kom- 
men. Die Öffnung des sowjetischen Mark- 
tes und seine Unterversorgung bietet neue 
Absatzchancen. Die Konvertierbarkeit des 
Rubels kann sich daher vor allem gegen- 
überder Dritten Welt günstigauswirken, da 
sie dann umgekehrt mit den Rubeln wieder 
a. dem sowjetischen Markt einkaufen 
ann. 


Neue Weltwirtschaftsordnung 


Ziel der Gorbatschow-Führung ist es, den 
sozialistischen Wirtschaftsraum der Welt- 
wirtschaft zu öffnen und an die Weltmärkte 
anzuschließen. Davon erhofft man sich die 
nötigen Impulse an Kapital und Technolo- 
gie für die eigene Entwicklung. Ein geson- 
derter sozialistischer Entwicklungsweg 
wird als überholt betrachtet. Die Weltwirt- 
schaft wird von Gorbatschow als ein ein- 
heitliches Ganzes begriffen, dessen ein- 
zelne Elemente durcheine Vielzahl von Be- 
ziehungen miteinander verflochten sind 
und aufeinander einwirken. Daher unter- 
stützt die Sowjetführung auch eine neue 
Weltwirtschaftsordnung, um die Regeln 
des Austausches gerechter zu gestalten. In 
diesem Sinne steht die UdSSR nach wie vor 
auf der Seite der Entwicklungsländer. 
Allerdings bleiben ihr hierfür die nötigen 
Einflußmöglichkeiten vorläufig verschlos- 
sen. Sie gehört keinem der dominierenden 
Weltwirtschaftsgremien (IWF, Weltbank, 
GATT usw.) an. Bleibt ihr als Einflußmög- 
lichkeit vorläufig lediglich die UNO. Die 
Gorbatschow-Führung ist daher bemüht, 
diesem Forum der Staaten der Weltge- 
meinschaft neues Gewicht und neue Rech- 
te zu verschaffen. 
Aberauch für dieanderen Institutionen hat 
Moskau Aufnahmeanträge gestellt oder 
strebt den Beobachterstatus an. Für die 
Gorbatschow-Führung gibt es keine Alter- 
native zur bedingungslosen Integration in 
die Weltwirtschaftmehr. 

Lothar Jung 
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Sowjetunion und IWF 


AlsimSeptemberletzten Jahres der stell- 
vertretende sowjetische Außenminister 
Waldimir Petrowski verlautetenließ, daß 
die Sowjetunion beim Internationalen 
Währungsfond (TWF) den Aufnahmean- 
trag stellen will, war dies nicht mehr ver- 
wunderlich. Immerhin sind die (noch) 
Mitgliedsstaaten des Rats für gegenseiti- 
ge Wirtschaftshilfe(RGW) Polen, Rumä- 
nien und Ungarn längst Mitglied beim 
IWF. Und auch in der DDR wurde im 
letzten Jahr die Mitgliedschaft beim IWF 
diskutiert, was jetzt allerdings hinfällig 
ist. 

Ausgehend von der gegenseitigen Ab- 
hängigkeit der Staaten der Welt formu- 
lierteinder Neuen Zeit (Moskau)Nr.46/ 
1988 Prof. Dr. GeorgiSkortow ein strate- 
gisches und ein taktisches Ziel der So- 
wjetunion hinsichtlich eines Beitritts. 
Dabei geht es einerseits um “eine aktive 
Teilnahme ander Ausarbeitungund Ver- 
wirklichung der näher rückenden Re- 
form des Devisen- und Finanzsystems“ 
undandererseitsumdie Möglichkeit “zu- 
sätzliche Finanzmittel zu niedrigeren 
Zinssätzen als bei Anleihen von Privat- 
banken erhalten zukönnen“. Die vonihm 
aufgeworfene Frage eines Beitritts oder 
Nicht-Beitritts war nur rethorischer Art. 
Seinen Kritikern widerlegte er gleich die 
zu erwartenden Argumente. So könne 
nicht die Beitragszahlung an den IWF als 
zusätzliche Last angesehen werden. Der 
Beitrag erfolgt schließlich zu drei Viertel 
ineinheimischer Währung (und wenndie 
Sowjetunion von etwas genügend hat, 
dann sind dies Rubel) und zueinem Vier- 
tel in harten Devisen bzw. Gold, und die 
Sowjetunion hat erhebliche Goldreser- 
ven. Auch die Furcht vor einer vom IWF 
diktierten Politik setzt voraus, daß man 
bei der Höhe eines Kredits in harten 
Währungen mindestens ein Viertel sei- 
ner Quote (Einlagenhöhe) übersteigt. 


Ein weiteres Argument war die mit ei- - 


nem Beitritt verbundene Veröffentli- 
chung bislang geheimgehaltener Daten. 
Inzwischen werden die statistischen An- 
gaben in den einzelnen Bereichen (Mili- 
tär, Goldreserven, Schuldenetc.) von der 
sowjetischen Regierung bekanntgege- 
ben.Schließlich scheint auch die Aufnah- 
mebereitschaft des IWF größer als es 
beim GATT (Allgemeines Zoll- und 
Handelsabkommen) der Fall war, bei 
dem der Aufnahmeantrag der Sowjet- 
union vor Jahren abgelehnt wurde. 

Der IWF ist schon 1982 ineiner unveröf- 
fentlichten Studie zu dem Schluß gekom- 
men, daß planwirtschaftliche Systeme 
und die Anpassungsempfehlungen des 
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Fonds kompatibel sind (s. taz 1.11.89). 
Interessant wäre, welchen Status die So- 
wjetunion im Falle eines Beitrittseinneh- 
men würde. Beiden Verhandlungenüber 
die GründungdesIWFinBretton Woods 
1944 wurde die Sowjetunion auf den 3, 
Platz hinter den USA und Großbritan- 
nien gesetzt. Realistische Schätzungen 
von Wirtschaftsexperten sehen die $o- 
wjetunion im Falle eines Beitritts heute 
eher auf Rang vier, zumindest aber unter 
den fünf wichtigsten Fondsmitgliedern. 
Dies hätte schon beachtliche Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten für die Sowjetuni- 
on zur Folge, vorausgesetzt, sie würde 
auch noch die schon mehrmals angedeu- 
tete Konvertibilität des Rubels verwirkli- 
chen. Erst dann hätte sieeinen festen Sta- 
tus in den Reihen des IWF. Ein Zeitraum 
von zehn Jahren sei dafür nötig, gab 1988 
der stellvertretende Direktor des Euro- 
pa-Instituts an der Akademie der Wis- 
senschaften, Vladimir Senaev, zu Proto- 
koll (s. Osteuropa Wirtschaft Nr. 
4/1988). 
Die sowjetische Bereitschaft, mit den 
westlichen Industriestaaten zusammen- 
zuarbeiten, sich zu einem Großteil sogar 
auf ihre Bedingungen einzulassen, und 
schließlich auch das (zumindest langfri- 
stige) Interesse des Westens an einem 
Ausbau des Osthandels, dürfte die jetzi- 
gen Fondsmitglieder zu einer positiven 
Entscheidung bewegen. 
Bei der Forderung nach einer radikalen 
Schuldenstreichung hat sich die Sowjet- 
union bislang reserviert verhalten. Und 
auch die Anpassungsprogramme finden 
Zustimmung in der Sowjetunion. So sag- 
te der sowjetische Wirtschaftsexperte 
der Akademie der Wissenschaften, Ser- 
gej Schalatow, gegenüber der Londoner 
Zeitung Africa Analysis, April 1989: 
“Eine ganze Reihe von Elementen der 
Programme sind hilfreich. Ihre frühere 
negative Beurteilung in unserer Presse 
war etwas fehlgeleitet. (...) Selbst die Teile 
der Anpassung, die, wie der Abbau der 
Lebensmittelsubventionen, offensicht- 
lich enorme soziale Kosten verursachen, 
sind für die wirtschaftliche Erholung un- 
verzichtbar.“ Die hohe Inflation (nach 
Schätzung 10% im Jahr 1989), die anhal- 
tend defizitäre Leistungsbilanz und eine 
steigende Bruttoverschuldung (1987: 
39,0 Mrd. $, 1988: 42,0 Mrd, $, 1989: 
54,0 Mrd. $ (für 1989 geschätzt), nach 
Angaben des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung) sowie die innen- 
politischen Unruhen werden vermutlich 
einen Beitritt der Sowjetunion forcieren. 
uju 
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Joint Ventures im Kommen 


Wirtschaftsbeziehungen Indien - Sowjetunion 


Indien ist für die Sowjetunion nach 
wie vor ein wichtiger Handelspartner. 
Seit 1955 stellt die Sowjetunion Kre- 
dite und technische Hilfe für den 
Subkontinent bereit. Im Zuge der 
sowjetischen Selbstkritik an den 
Wirtschaftsbeziehungen werden die 
neuen Konzepte gerade gegenüber 
Indien berücksichtigt. Für die Zu- 
kunft bedeutet das eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit dem Privatsek- 
tor, Einrichtung von Joint-Venture- 
Unternehmen und Ausweitung der 
Kredithilfen. 


as „neue Denken” hat Folgen auch 
für die Wirtschaftsbeziehungen 
F zwischender UdSSRunddenEnt- 
wicklungsländern. Angesichts der eigenen 
ökonomischen Krise sollen Finanzhilfen 
eingespart und/oder effizienter im sowjeti- 
schen Interesse eingesetzt werden. Im Zuge 
der Außenwirtschaftsreformen werden 
neue Formen der Zusammenarbeit ange- 
wandt. Besonderes Interesse hat die sowje- 
tische Führung daran, die verlustbringen- 
den Beziehungen mit den sozialistischen 
Entwicklungsländernzureduzierenundei- 
ne verstärkte Arbeitsteilung mit den indu- 
striell weiterentwickelten Ländern anzu- 
streben. 
Um welche neuen Formen der Zusammen- 
arbeit es dabei geht, und was sich die 
UdSSR davon verspricht, zeigen deutlich 
die Veränderungen, die gegenwärtig zwi- 
schen der UdSSR und Indien vor sich ge- 
hen. Die südasiatische Großmacht ist 
schon seit Mitte der 50er Jahre ein bevor- 
zugter Partner Moskaus, und der größte 
Handelspartner unter den nicht-sozialisti- 
schen Entwicklungsländern. Und da die 
politischen Beziehungen zwischen beiden 
Seiten über die Jahre hinweg stabil waren, 
gibt es dort heute kaum politische Hemm- 
nisse zur Einführung neuer Methoden der 
Zusammenarbeit. 
Indien war schon in früheren Jahren ein 
Sonderfall der sowjetischen Außenwirt- 
schaftspolitik. „Überraschenderweise ..er- 
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wies sich die sowjetische Unterstützungam 
effektivsten in den Ländern, die einem ka- 
pitalistischen Weg folgten, wie Indien”, 
und nicht in denen, die einen schnellen 
Durchbruch zum Sozialismus anstrebten. 
Die negativsten Folgen der sowjetischen 
Entwicklungshilfe finden sich dann auch 
eher in Vietnam oder Äthiopien (z.B. be- 
züglich der Verschuldung), als in Indien. 
Dennoch haben auch Moskau und Neu 
Delhi die bisherige Zusammenarbeit über- 
prüft. 


Als sich Moskau 1955 bereit erklärte, die 
indische Industrialisierungsstrategie zu un- 
terstützen, die im übrigen viel Ähnlichkei- 
ten mit der sowjetischen aufwies, wurde 
über Probleme kaum nachgedacht. Die So- 
wjetunion stellte umfangreiche Kredite zur 
Verfügung. Und obwohl nur ca. 10 Prozent 
der von Indien erhaltenen Hilfskredite aus 
der UdSSR stammten, gewann Moskau ein 
weit über das finanzielle Engagement hin- 
ausgehendes Vertrauen. Der Kreml war 
nämlich bereit, auch solche Projekte zu för- 
dern, bei denen sich der Westen verweiger- 
te (z.B. beim Bau des Stahlwerks von Bhilai 
oder bei der Erdölindustrie). 

Bis Mitte der 80er Jahre hatte die Sowjet- 
union Indien Hilfe beim Bau von über 70 
großen Industrieunternehmen gewährt 
oder angeboten. Diese Unternehmen pro- 
duzierten 80 Prozent der metallurgischen 
Ausrüstungen Indiens, über 50 Prozent 
seiner Ölproduktion, 30 Prozent der Öl- 
verarbeitung und 30 Prozent der Stahlpro- 
duktion des Landes.? 


Aber es war nicht alles Gold was glänzte. 
Zwar bildeten die von der Sowjetunion ge- 
währten Kredite eine gute Grundlage für 
die Entwicklung des indisch-sowjetischen 
Außenhandels (die Sowjetunion wurde zu 
einem der wichtigsten Exportländer In- 
diens), sie verdeckten aber gleichzeitig die 
sich in den 60er Jahren entwickelnden Pro- 
bleme. Von 1964 bis 1973 nahmen die so- 
wjetischen Exporte nach Indien beständig 
ab. Was aber noch schwerer wog: die Ölex- 
porte stiegen ab 1973 in Menge und Wert 
unaufhaltsam an und erreichten 1982/83 
einen Anteil von fast 80 Prozent an den so- 
wjetischen Gesamtexporten. Die Ausfuhr 


von Maschinen und Ausrüstungen war auf 
10 Prozent gesunken. Die UdSSR war auf 
dem Weg, zu einem Rohstofflieferanten In- 
diens zu werden. 

Der Schock kam 1986. Bedingt durch den 
weltweiten Verfallder Ölpreiseerlebtendie 
sowjetischen Exporte nach Indien einen 
dramatischen Einbruch. Sie fielen um fast 
40 Prozent, von 1,57 Mrd.auf957 Mio.Ru- 
bel. Dieser Rückgang konnte bis heute 
nicht wettgemacht werden. Unddaim Han- 
del zwischen beiden Länder ein jährlicher 
Ausgleich der Handelsbilanz angestrebt 
wird, sanken auch die indischen Exporte iin 
die UdSSR, und zwar von 1,5 auf 1,2 Mrd. 
Rubel. 


An indischen Bedürfnissen vor- 
bei 


Für diese negative Entwicklung gibt eseine 
Reihe von Ursachen. Als Grundproblem 
stellte sich auch in Indien heraus, daß die 
Zusammenarbeit fast ausschließlich auf 
den staatlichen Sektor konzentriert war 
und nach wie vor ist. Dieser umfaßt zwar ei- 
nige Schlüsselbereiche der indischen Öko- 
nomie, produziert aber nur ein Viertel des 
Nettosozialprodukts. 75 Prozent entstam- 
men dem Privatsektor. Dennoch gingen na- 
hezu 100 Prozent der bereitgestellten Kre- 
dite und über 90 Prozent der sowjetischen 
Exporte in den staatlichen Sektor. Die Be- 
deutung des privaten Sektors spiegelt sich 
auch darin wieder, daß fast 70 Prozent der 
indischen Exporte in die UdSSR vom Pri- 
vatsektor getätigt werden. Diese finanzie- 
ren also im wesentlichen die staatlichen Im- 
porte aus der UdSSR. 

Der Grund für diese Prioritätensetzung 
war nicht nur, daß es für den planwirt- 
schaftlichen Apparat in der Sowjetunion 
einfacher ist, mit dem indischen Staatsap- 
parat statt mit indischen Privatkapitalisten 
Austausch zu betreiben. Die Konzentra- 
tion auf den staatlichen Sektor entsprach 
gleichzeitig einer ideologischen Konzep- 
tion, die den „Staat als Motor der Entwick- 
lung” und einen starken staatlichen Sektor 
als „Garanten des Fortschritts” betrachte- 
te. 

Als Hemmnis hat sich auch die Größe der 
von der UdSSR lieferbaren Projekte her- 


“ausgestellt, die selbst für den indischen 

Markt zu groß sind. Probleme bei der Ka- 
pazitätsauslastung waren die Folge. Zwar 
können einige dieser Anlagen noch von 
großen Staatsbetrieben eingesetzt werden, 
nicht jedoch aber vom indischen Privatsek- 
tor, der zum größten Teil aus Klein- und 
Mittelbetrieben besteht. So erklärte V. P. 
Lakhtin, stellvertretender Vorsitzender 
von der sowjetischen Planungsbehörde 
GOSPLAN einem indischen Bericht zu 
Folge, daß das Problem auf der sowjeti- 
schen Seite sei, daß die meisten ihrer Fabri- 
ken von sehr großem Zuschnitt wären und 
daß ihre Kenntnisse über Mittel- und 
Kleinanlagen nur gering seien. Er erwähn- 
te, daß, während die UdSSR einen großan- 
gelegten Transfer ihrer Technologie nach 
Indien wünschte, sieeinigeSchwierigkeiten 
bekommen könnte, kleinere Projekte für 
den indischen Privatsektor ausfindig zu 
machen”? 
Die genannten Punkte verweisen auf 
grundlegende Probleme. Die ideologisch 
begründete vorrangige Förderung von Ex- 
porten für industrielle Großprojekte im 
staatlichen Sektor entspricht nicht den Be- 
dürfnissen der indischen Seite. Im Rahmen 
der indischen Entwicklungsstrategie sind 
Produkte für den privaten Sektor in kleiner 
und mittlerer Größe und für die Landwirt- 
schaft gefragt. So hat sich nach Einschät- 
zung sowjetischer Experten eine „Nicht- 
übereinstimmung zwischen der Struktur 
der wirtschaftlichen und technischen Un- 
terstützung der UdSSR und der Entwick- 
lungsstrategie der diese Unterstützung er- 
haltenden Länder”* entwickelt. 


Unzuverlässig und teuer 


Ein weiteres großes Problemfeld, das sich 
inder Praxisder vergangenen Jahreheraus- 
kristallisiert hat, läßt sich unter dem Stich- 
wort „Kommunikationsproblem” subsu- 
mieren. Der Informationsfluß über die 
sowjetischen Produkte wird von indischer 
Seitealsschlechtbetrachtet. Informationen 
über Produkte liegen nur unzureichend 
vor, Anfragen indischer Firmen werden 
durch die sowjetischen Außenhandelsorg- 
anisationen weniger prompt als von den 
westlichen Konkurrenten beantwortet. 
Dieses „Kommunikationsproblem” ver- 
weist auf die geringe Bedeutung, die in der 
Sowjetunion bisherdem Außenhandelbei- 
gemessen wurde. Zielgerichtetes Marke- 
ting fand nicht statt. Gering waren die Fä- 
higkeiten der sowjetischen Organisatio- 
nen, maßgeschneiderte technische Lösun- 
gen zu liefern und Gesamtlösungen aus ei- 
ner Hand zu verkaufen. 

Große Probleme bestehen auchbeim Tech- 
nologie-Transfer von der UdSSR nach In- 
dien. Zum einen zeigte sich die So- 
wjetunioninder Vergangenheit nicht bereit 
oder in der Lage, Technologietransfer vor- 
zunehmen, der nicht an den Verkauf von 
gesamten Anlagen gekoppelt ist. 

Hinzu kommen Probleme beim stattfin- 
denden Technologie-Transfer. Gegenüber 
westlichen Firmen, die ihren indischen 


Sowjetunion 


Partnern einen kontinuierlichen Zugang zu 
weiterentwickelten Technologien anbieten, 
beziehen sich sowjetische Angebote auf 
einmalige Projekte, dierelativschnellveral- 
ten. Auch werden die von der UdSSR ein- 
geräumten finanziellen Konditionen für 
den Technologie-Transfer von indischer 
Seite als schlecht betrachtet. Im Vergleich 
zur westlichen Technologie seien die Ge- 
bühren zu hoch und die sowjetische Seite 
verlange, daßder Rechnungsbetrag auf ein- 
mal bezahlt wird, während im Handel mit 


Kritik sowjetischer Ent- 
wicklungshilfe aus sowjeti- 
scher Sicht 


@ Produktionsanlagen seien vielfach oh- 
ne technische Lösungen, die den örtli- 
chen Bedingungen entsprächen, gebaut 
worden und zudem sei ein großer Teil der 
gelieferten Technik für die Tropen unge- 
eignet gewesen. Geringe Anstrengungen 
seien unternommen worden, um diese 
Probleme zu lösen. Exemplarisch das 
Beispiel von Alexej Kuprijanov:“Uns ist 
längst bekannt, daß die Moskitos eine 
Schwäche fürunser Schmierölundunsere 
Isolationsmaterialien haben und diese in 
einer Nacht vernichten können, dennoch 
konnten wir dieses Problem bis heute 
nicht lösen.“ 
@ Häufig seien Terminpläne nicht einge- 
halten und Lieferfristen überschritten 
worden. Zwischen 1981 und 1985 seien 
z.B. entgegen gemachter Zusagen, in 
Vietnam über 100 und in der Mongolei 
und in Kuba einige Dutzend Projekte 
nicht termingerecht fertiggestellt worden. 
® Die Fristen zwischen Planung, Baube- 
ginn und Inbetriebnahme seien häufig zu 
lang, was dazu führıe,daß dieangewandte 
Technik schon bei Inbetriebnahme veral- 
tet war, 
EM Schwierigkeiten in der Ersatzteilver- 
sorgung hätten den Betrieb der Anlagen 
behindert. 
8 Nicht immer seien genügend qualifi- 
zierte sowjetische Spezialisten entsandt 
worden. 
M Beim Bau von Produktionskapazitäten 
seien die infrastrukturellen Vorausset- 
zungen (z.B. die Versorgung mit Brenn- 
stoffen, Energie, Rohstoffen, Materialien 
und Transportmitteln) sowie die Nach- 
fragesituation nicht genügend berück- 
sichtigt worden. Soistz.B.in Vietnameine 
Fabrik zur Herstellung galvanischer Ele- 
menteerrichtet worden. Diese sollte Roh- 
stoffe nutzen, die jedoch weder in Viet- 
nam noch in der Sowjetunion vorhanden 
sind. 
Mi Als Folge dieser Mängel arbeiten eine 
große Zahl von, mit sowjetischer Hilfe er- 
richteten, Unternehmen nicht mit voller 
Kapazitätsauslastung. In der Mongoli- 
schen Volksrepublik hätten z.B. 1985 
zwei Drittel aller Unternehmen ihre volle 
Kapazität nicht erreicht. 20 % aller Un- 
ternehmen waren nicht einmal mit 70 % 
ihrer Kapazität ausgelastet. 

Klaus Fritsche 
(Zusammengestellt aus sowjetischen Pu- 
blikationen) 


westlichen Unternehmen Tantiemen als 
prozentualer Anteil der jährlichen Verkäu- 
fe in zehn oder mehr Raten bezahlt werden 
können.’ 

Nicht zuletzt gelten die ungenügende Ver- 
sorgung mit Ersatzteilen und andere For- 
men der Betreuung nach dem Verkauf (z.B. 
Wartung) durch die sowjetischen Außen- 
handelsorganisationen als unzureichend 
und deshalb als mangelhaft. 

Alle diese Probleme verstärkten die West- 
orientierung derindischen Wirtschaft. Und 
selbst mit sowjetischer Hilfeerrichteteindi- 
sche Staatsfirmen wurden in den letzten 
Jahren mit westlicher Hilfe modernisiert. 
Dies trifft insbesondere auf die „Bharat 
Heavy Electrical Limited” (BHEL) zu, die 
vor allem Anlagen zur Elektrizitätsgewin- 
nung produziert. 


Zusammenarbeit mit dem Pri- 
vatsektor 


Aber beide Seiten haben politisches und 
wirtschaftliches Interesse an der Überwin- 
dungdieser Schwierigkeiten. Eine neue Im- 
und Exportpolitik trat am 1.4.1988 in 
Kraft. Auch Neu Delhi mißt den Außen- 
wirtschaftsbeziehungen heute eine größere 
Bedeutung für das binnenwirtschaftliche 
Wachstum bei. Indische Unternehmen be- 
finden sich deshalb aufder Suche nach neu- 
en Absatzmärkten. Auch hoffen indische 
Experten mit Hilfe von Importen aus der 
UdSSR, die in der indischen Währung und 
nicht in Dollars oder DM bezahlt werden 
müssen, der drohenden Schuldenfalle zu 
entgehen. Bei Beibehaltung der Import- 
mengen könnten die Devisenausgaben auf 
diesem Wege reduziert werden. 

Für die Sowjetunion stellt Indien bei der 
angestrebten Eingliederung in die interna- 
tionale Arbeitsteilung einen wichtigen Ab- 
satzmarkt dar. Gleichzeitig ist Indien nach 
wie vor eine bedeutende Quelle für den Be- 
zug von Nahrungsmitteln, Rohstoffen und 
Konsumgütern. Nicht zuletzt hoffen so- 
wjetische Experten darauf, daß Indien für 
die UdSSR ein wichtiges Tor in den Welt- 
markt werden kann. 

Experten beider Seiten sind sich jedoch ei- 
nig, daß mit dem heute noch vorherrschen- 
den „reinen Handelsaustausch” das Ziel 
der Erweiterung der gegenseitigen Wirt- 
schaftsbeziehungen nicht erreicht werden 
kann. Angestrebt wird eine verstärkte Zu- 
sammenarbeit sowjetischer und indischer 
Betriebe in verschiedenen arbeitsteiligen 
Formen. Allen Vorschlägen ist dabei ge- 
meinsam, daß sie von einer verstärkten Zu- 
sammenarbeit zwischen sowjetischen Fir- 
menunddenendesindischen rivatscktors 
ausgehen. Dies kann als ein Schlüsselele- 
ment der Umorientierung in der Zusam- 
menarbeit betrachtet werden. 

Eine Möglichkeit der Zusammenarbeit 
wird dabei in der Konversion, d.h. der Ver- 
arbeitung von Vorprodukten mit anschlie- 
Bendem Reexport der Fertigwaren gese- 
hen. So hat die UdSSR kürzlich angeboten, 
Robfelle zu liefern und sie als Leder und 
Lederprodukte zurückzukaufen. Als eine 
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„höhere Form” wird die „Produktionskoo- 
peration aufder Grundlage der Spezialisie- 
rung” betrachtet. In diesem Fall werden 
verschiedene Vorprodukte zu einem neu- 
en, höherwertigen Produkt zusammenge- 
fügt. Und nicht zuletzt hatder Gedanke von 
Joint Ventures auch in den indisch-so- 
wjetischen Beziehungen Hochkonjunktur. 


Und in Zukunft? 


Im Sinne der klassischen Außenhandels- 
theorie soll Grundlage dieser Zusammen- 
arbeit die jeweilige „natürliche Faktoraus- 
stattung” der beteiligten Länder in bezug 
auf Rohstoffe, Energieversorgung und 
technologisches Potential sein. Gedacht 
wird dabei zum einen an die Ausnutzung 
des indischen Potentials an billigen Ar- 
beitskräften. Laut Prof. G.K. Shirokov, 
stellvertretender Direktor des Orient-In- 
stitutes der Akademie der Wissenschaften, 
könnten „für die Produktion sorgfältig aus- 
gewählter Waren .. gewisse arbeitsintensive 
Tätigkeiten in Indien durchgeführt werden, 
während die damit verbundenen Kapital- 
und Maschineneinsatz erfordernden Tä- 
tigkeiten in der Sowjetunion verrichtet wer- 
den könnten.” Diskutiert wird auch die 
„Nutzung” indischer Arbeitskräfte in den 
zentalasiatischen Republiken der So- 
wjetunion wie bei der Mitarbeit an so- 
wjetischen Projekten in dritten Ländern. 
Indien wird aber zunehmend auch als mög- 
licher Lieferant von höher entwickelten In- 
dustriegütern betrachtet, „angefangen bei 
Erzeugnissen ausdem Anfangsstadiumder 
industriellen Entwicklung (Textilerzeug- 
nisse, Konfektionswaren, Spielzeug, Sport- 
artikel, Leder- und Schuhwaren, Eisenme- 
talle) über Waren der sogenannten mittle- 
ren Kategorie (Heimelektronik — Rund- 
funkempfänger, Fernsehgeräte, Tonband- 
geräte — und auch Kraftfahrzeuge, Schiffe) 
bis hin zu modernen Erzeugnissen der Mi- 
kroelektronik”. Entsprechend nimmt das 
sowjetische Interesse auch an der Produk- 
tionskooperation mit Zweigen der weiter- 
verarbeitenden Industrie zu, vor allem auch 
mit den Unternehmen, die mit westlicher 
Technologie arbeiten. 

Wie in der Zusammenarbeit mit dem We- 
sten mißt die sowjetische Seite auch in der 
Zusammenarbeit mit Indien den Joint Ven- 
tures eine Schlüsselrolle zu. Der Besuch 
Gorbatschows im November 1986, wäh- 
rend dem die erste Rahmenvereinbarung 
zur Gründung von sechs Joint Ventures un- 
terzeichnet wurde, öffnete die Schleusen. 
Allein 1989 wurden Verhandlungen über 
100 Joint Ventures geführt, von denen die 
eine Hälfte in der UdSSR, die andere in In- 
dien realisiert werden soll. Es handelte sich 
dabei um kleine bis mittelgroße Projekte. 
Im Durchschnitt belief sich der sowjetische 
Anteil auf 200 — 300 Tsd. Rubel, ineinigen 
Fällen auf 3 Mio. Rubel (beidem offiziellen 
Wechselkurs 1 Rubel= 3 DM entspricht 
dies 600 bis 900 Tsd. DM bzw. 9 Mio DM). 
Die Verteilung der Anteile ist dabei unter- 
schiedlich geregelt. Am häufigsten ist eine 
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60:40 Regelung zu finden, wobei das 
„Gastland” den höheren Anteil trägt. In ei- 
nigen Fällen halten derindischeundder so- 
wjetische Partner jeweils 26 Prozent, die 
restlichen 48 Prozent werden in Form von 
Aktienkapital aufgebracht. Um in diesem 
Fall mögliche Probleme beiderLeitungdes 
Unternehmens auszuschließen, sieht der 
Gesellschaftsvertrag die Bildungeines Lei- 
tungsausschusses vor, der alle grundsätzli- 
chen Fragen entscheiden soll. Beschlüsse 
müssen dabei einmütig gefaßt werden. 

Die Palette der angestrebten Abkommen 
ist groß und erfaßt nahezu alle Wirtschafts- 
bereiche. Im Gegensatz zur früheren Stra- 
tegie der Zusammenarbeit sollen solche 
Unternehmen auch für den Export produ- 
zieren. Dies gilt auch für angestrebte Pro- 
jekte im Agrarbereich. Geplant sind Ge- 
meinschaftsunternehmen aber nicht nur in 
Indienundder UdSSR, sondernauchinan- 
deren Entwicklungsländern. Am weitesten 
sind dabei die Überlegungen gediehen, ein 
Joint Venture für die Produktion von Phos- 
phorsäure zu errichten. 


Jede Menge Kredite 


Aber diese neuen Formen der Zusammen- 
arbeit entwickeln sich nur langsam. Die im 
gegenwärtigen Zustand der sowjetischen 
Wirtschaft auf staatlicherund betrieblicher 
Ebene liegenden Hemmnisse sind groß. 
Die Produktivität vieler sowjetischer Be- 
triebe ist noch gering. Immer noch stehen 
einer Verstärkung des Außenhandels man- 
gelndes Interesse der sowjetischen Be- 
triebe und institutionelle Hindernisse ent- 
gegen. Da schnelle Erfolge im sowjetischen 
Reformprozeß nicht zu erwarten sind, sind 
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auch alle Hoffnungen, über die neuen For- 
men der Zusammenarbeit kurzfristig eine 
stabilere Wirtschaftskooperation zu errei- 
chen, Wunschträume. 

Nach wie vor kommt deshalb der Zusam- 
menarbeit auf staatlicher Ebene eine 
Schlüsselrolle zu. Seit 1985 wurden eine 
große Zahl von Abkommen über die „Zu- 
sammenarbeit in Wirtschaft, Handel, Wis- 
senschaft und Technik” unterzeichnet. Be- 
sondere Bedeutung kommt dabei dem im 
Juli 1987 unterzeichneten Programm über 
die wissenschaftlich-technische Zusam- 
menarbeit zu. Dieses Abkommen sieht 
nicht nur einen gemeinsamen Fond zur Fi- 
nanzierung von Forschungsarbeiten vor 
(Elektronik, Immunologie, Laser, Raum- 
fahrtetc.),sondern zumersten Malauchdie 
Schaffung gemeinsamer Forschungszen- 
tren und —laboratorien. Ein ähnliches Ab- 
kommen wurde auch mit der „Confedera- 
tion of Indian Engineering Industry”, einer 
Organisation des privaten Sektors, abge- 
schlossen. 

Bestandteil dieser Abkommen sind um- 
fangreiche Kredite an Indien zur Finanzie- 
rung von Großprojekten. Angesichts des 
indischen Finanzmangels ist dies der einzi- 
ge Weg, um die Exporte insbesondere an 
Maschinen und Ausrüstungsgegenständen 
zu erhöhen. Und hier hat Moskau nicht ge- 
kleckert, sondern geklotzt. Seit 1985 wur- 
den 5,7 Mrd. Rubel (18 Mrd. DM nach offi- 
ziellem Wechselkurs) als Kredit zur Verfü- 
gung gestellt. Diese Summe ist weit höher 
als die Gesamtsumme der von 1955 bis 
1985 bewilligten Kredite. Und nicht zuletzt 
wurden diese Kredite zu günstigsten Kon- 
ditionen gewährt: 2,5 Prozent Zinsen, drei 
zahlungsfreie Jahre, rückzahlbar nach 17 
Jahren. Erstmalig hat die Sowjetunion 
1988 auch einen Kredit in Höhe von 200 
Mio. Rubel, und Anfang 1989 von 1 Mrd. 
Rubel für indische Privatfirmen einge- 
räumt. 


Indien — eine Ausnahme? 


Trotz aller Probleme waren die Wirt- 
schaftsbeziehungen mit der UdSSR für In- 
dien nicht nachteilig. Finanziell haben in 
den letzten Jahren sogar die Vorteile über- 
wogen. Da der gegenseitige Außenhandel 
nicht in Dollar, sondern in der indischen 
Währung (Rupee) abgerechnet wird (sog. 
Clearing), konnte Indien seine steigenden 
Ölimporte statt mit Devisen mit z.T. nicht 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähigen in- 
dischen Produkten bezahlen. 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß 
heute insbesondere sowjetische Experten 
das Clearing kritisieren und den Übergang 
zur Abrechnung des Außenhandels in De- 
visen fordern. Ähnliche Forderungen wer- 
den auch in Indien erhoben. Dort kommen 
diese Forderungen aber vor allem aus dem 
relativ kleinen Teil der Wirtschaft, deren 
Produkte auf den internationalen Märkten 
konkurrenzfähig sind. 

Vorläufig ist das Clearing-Abkommen je- 
doch bis zum Jahre 2000 verlängert wor- 
den. Modifikationen, die sich aus der zu- 


nehmenden Zahl von Direktbeziehungen 
zwischen indischen und sowjetischen Un- 
ternehmen ergeben (unter Umgehung des 
Staates), haben jedoch bereits zu ersten 
Aufweichungen geführt. Weitere Verände- 
rungen sind auch zukünftig zu erwarten. 
Dennesistoffensichtlich,daß Moskau For- 
men der Zusammenarbeit wünscht, die 
„zumindestens mit den akzeptierten Ge- 
schäftspraktiken übereinstimmen müssen, 
die sich zwischen den industrialisierten ka- 
pitalistischen Staaten und den Dritte-Welt- 
Ländern seit Ende des 2, Weltkrieges ent- 
wickelt haben” ® 

Diese Entwicklung wird zumindestens die 
Teile der indischen Wirtschaft vor Anpas- 
sungsprobleme stellen, die in der Vergan- 
genheit die Nische des sowjetischen Mark- 
tes nutzen konnte, um ihre auf dem Welt- 
markt nicht absetzbaren Produkte zu ver- 
kaufen. Den sich aus dieser Entwicklung 
ergebenden Innovations- und Anpas- 
sungsdruck werden viele indische Unter- 
nehmen nicht bestehen. Schon jetztkönnen 
eine Reihe indischer Firmen, wenn über- 
haupt, selbst aufden sowjetischen Märkten 


Vietnam: Abnabelung von der 
sowjetischen Hilfe 


Bei den vietnamesisch-sowjetischen 
Wirtschaftsverhandlungen im Januar 
und Februar über die Finanzierung des 
Fünfjahresplans 1991-95 wurde die Hil- 
fe der UdSSR in allen Bereichen um etwa 
15-20 % gekürzt. Die Wirtschaftshilfe 
der UdSSR für den laufenden Fünfjah- 
resplan bis Ende 1990 beträgt umge- 
rechnet 14,5 Mrd. US-$. Die Hilfe aus 
den anderen Staaten des Ostblocks wird 
auf 20-30 % der sowjetischen Hilfe ge- 
schätzt. Die jährliche Kürzung um etwa 
500 Mio. US-$ bedeutet eine erhebliche 
Belastung der Wirtschaft beim Ver- 
such,die Inflation unter Kontrolle zu 
bringen, die Reisproduktion zu steigern 
und die Exporte zu erhöhen. Bereits für 
1990 wurde die Hilfe für Treibstoffe, 
Baumwolle, Zement und Stahl um 20 % 
gekürzt. 

Die Wirtschaftshilfe der UdSSR für 
Kambodscha betrug 1987 180 Mio. US- 
$, für Laos 125 Mio. US-$. Dafür sind 
keine Kürzungen vorgesehen. 

Seit dem sowjetisch-vietnamesischen 
Freundschaftsvertrag von 1978 wurden 
250 Großprojekte, wie Produktionsstät- 
ten und Staudämme, von der UdSSR ge- 
fördert. Der Außenhandel wird zu 2/3 
mit der UdSSR abgewickelt. In den ver- 
gangenen zehn Jahren bezog Vietnam 
fast den gesamten Bedarf an Treibstoffen 
aus der UdSSR, 2/3 des Kunstdüngers 
und an Zement und 40 % an Stahl. Die 
Verschuldung bei der UdSSR beträgt 
umgerechnet 16 Mrd. US-$ (bei westli- 
chen Ländern 2 Mrd. US-$ und beim 
IWF 130 Mio. US-$). 

Die Diversifizierung der Außenbezie- 
hungen und die Aufnahme von Handels- 
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nur noch mit Schwierigkeiten mit Anbie- 
tern aus anderen Entwicklungsländern 
mithalten. Die Beschwerden der so- 
wjetischen Außenhandelsorganisationen 
über die mangelnde Qualität vieler indi- 
scher Waren häufen sich. 
Indien wird aber dennoch in absehbarer 
Zukunft eine gewisse Sonderrolle für die 
UdSSR spielen. Dies verdeutlichen nicht 
zuletzt die umfangreichen Kredite, die Neu 
Delhi zugesagt bekommen hat und die 
Moskau so schnell nicht anderen Länder 
einräumen kann und wird. Indien ist nicht 
nur ein wichtiger politischer Verbündeter, 
sondern wird zunehmend auch als wirt- 
schaftliches Tor in den Weltmarkt betrach- 
tet. 

Klaus Fritsche 


Anmerkungen 

Vgl. zu diesem Thema ausführlicher meine Stu- 
die „Indien und UdSSR: Perestrojka der Wirt- 
schaftskooperation. Köln 1990. Bericht des 
Bundesinstituts für ostwissenschaftliche und in- 
ternationale Studien, Nr. 21-1990”. 


beziehungen mit den ASEAN-Staaten, 
Japan und westlichen Industrieländern 
ist bishernnicht gelungen und ander Isola- 
tionspolitik der USA seit 1975 und dem 
Embargo der Industrieländer seit der In- 
vasion nach Kambodscha Ende 1978 ge- 
scheitert. Italien hat als erstes Land der 
EG imletzten Dezemberein Abkommen 
über bilaterale Wirtschaftshilfe und wis- 
senschaftliche Zusammenarbeit abge- 
schlossen. 

Die sowjetischen Delegierten der Wirt- 
schaftsverhandlungen kritisierten die 
ineffiziente Zusammenarbeit Vietnams 
mit der UdSSR: “Bisher haben wir Geld 
gezahlt, ohne die Vietnamesen zu fragen, 
wofür sie es ausgeben. Aber das nützt 
nicht der Entwicklung und führt zu Stag- 
nation. Wir streben jetzt eine neue 
Grundlage der wirtschaftlichen Bezie- 
hungen an.“ Die neue Grundlage heißt 
Konkurrenz und Preise zu Weltmarktbe- 
dingungen. Die Vorzugspreise für sowje- 
tische Waren werden gestrichen. Und 
Geschäfte werden nur abgeschlossen, 
wenn sie sich lohnen. Bisher ist Vietnam 
nur zu 70 % den vereinbarten Exporten 
aus den sog. Kompensationsgeschäften 
mit der UdSSR nachgekommen. 

Auch Polen und Ungarn wollen ihre 
Wirtschaftsbeziehungen mit Vietnam re- 
formieren. Polen hatz.Bsp.indenlletzten 
Jahren Waren im Wert von 112 Mio. 
US-$ jährlich eingeführt, jedoch nur für 
32 Mio. US-$ jährlich nach Vietnam ex- 
portiert. Polen sucht für dieineffizient ar- 
beitenden Großprojekte aus den sechzi- 
ger und siebziger Jahren Beteiligungen 
aus dem Westen, wie für die von Polen 
aufgebaute Schifftswerft in der Ha Long 
Bay und die Fabrik für Eisenbahnwag- 
gons in Hanoi. 
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Alle reden von 
der Krise der 


Linken. Wir auch. 


Aber zugleich entwickelt sich in der marxisti- 
schen Linken eine Offenheit für streitbaren 
Dialog, die es jahrelang nicht gegeben hatte. 
Blicke über die Zäune der eigenen Schrebergär- 
ten sind angesagt. Dabei kommt mann/frau am 
ARBEITERKAMPF nicht vorbei. 

Wir berichteten, kommentierten und diskutierten 
in den letzten Monaten u.a. zu diesen Themen: 
© Die Wahlen in der DDR warfen alle Progno- 
sen über den Haufen. Wir analysieren die Ergeb- 
nisse, stellen die von der BRD aus gesteuerten Fi- 
lialen von CDU/CSU, SPD und FDP sowie die 
alternativen Wahlbündnisse vor. 

© Stichwort „Währungsunion“: Wird die 
DDR zum abgewirtschafteten Billiglohn-Land 
oder blüht ein zweites Wirtschaftswunder? Oder 
wäre vielleicht ein „Sowohl-als-auch“ möglich? 
® PDS — Sozialdemokratische Falle oder posi- 
tive Herausforderung? Bei den Grünen sorgte der 
Vorschlag, über eine künftige Zusammenarbeit 
mit der PDS nachzudenken, für hysterische Aus- 
brüche. 

® Litauen — ein Staat mehr in Europa, oder Be- 
ginn einer militärischen Eskalation der Wider- 
sprüche in der UdSSR? 

© Gorbi, wat nu: Welche Perspektive hat die Pe- 
restroika? 

© Auf dem Weg in die Freiheit: in Ungarn ge- 
winnen die Rechten die Wahl, in Bulgarien stößt 
der Abbau der Diskriminierung der türkischen 
Minderheit auf heftigen Protest „von unten“. 
Außerdem: Offene Briefe an RAF-Gefangene, 
$ 129a-Prozesse ohne Ende, Flucht — Vertrei- 
bung — Einwanderung: der Streit um das neue 
Ausländergesetz, Kurdistan, Diskussion zur 
„deutschen Frage“ in der radikalen Linken. 


Der ARBEITERKAMPF erscheint vierwöchentlich 
als Zeitschrift des KOMMUNISTISCHEN BUNDES 
mit 40 Seiten im Zeitungsformat zu einem Preis von DM 
5 pro Ausgabe. Er ist zu erhalten in allen linken Buch- 
lüden sowie in gut sortierten Zeitungsläden oder direkt 
bei der Hamburger Satz- und Verlagskooperative 
Schulterblatt 58, 2000 Hamburg 36, Tel. 040 / 43 53 20 
Der ARBEITERKAMPF kostet im Abonnement 
jührlich DM 60; halbjährlich DM 33 
(Einzelbestellungen DM 53 + DM 1 Porno). 
Kostenloses Probeexemplar bestellen! 
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ällt die chinesische Mauer? 


China und die Sowjetunion 


auf dem Weg zur Annäherung 
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Gorbatschow besuchte im letzten 
Jahr Peking.Er wollte damit einen 
Schlußstrich unter die Konflikte 
und Spannungen ziehen, die seit 
Ende der 50er Jahre die Bezie- 
hungen zwischen den beiden 
Mächten bestimmten. Die Pro- 
testbewegung in Peking zu jener 
Zeit ließ dieses Ereignis eher in 
den Hintergrund treten. Der jüng- 
ste Besuch Li Pengs in Moskau 
spielte sich vor einem ganz neuen 
Hintergrund ab: Peking fühlt sich 
nun nicht mehr militärisch, son- 
dern ideologisch von der Sowjet- 
union eingekreist und bedroht: 
Die chinesische Führung macht 
nämlich Moskau für die Entwick- 
lung in Osteuropa und das 
„Chaos” in der Welt verantwort- 
lich. Überdies wurde Li in Mos- 
kau von Demonstranten gegen 
das Massaker im letzten Jahr „be- 
grüßt”, 


ordasien war in der langen Ge- 

schichte Chinas eine Region, aus 

der Steppenvölker daschinesische 
Reich angriffen oder eroberten, Anders als 
der Ost- und Westteil entbehrte der Nor- 
den natürlicher Grenzen. Der Sinologe 
Wolfgang Bauer hat darauf hingewiesen, 
daß dieser Bedrohungsfaktor auch heute 
noch psychologisch nachwirkt.! 
Für die Russen kam die historische Bedro- 
hung aus dem Osten: Mongolen und Tata- 
ren. Das Trauma dieser grausamen Herr- 
schaft lebt bis heute als „asiatische Bedro- 
hung” in der russischen Psyche fort. 
Erste Berührungspunkte zwischen Russen 
und Chinesen sind ab dem 15. Jh. bekannt. 
Doch erst mit der Expansion Rußlands 
nach Südosten und Osten kam es zu häufi- 
geren Kontakten, zum Teil auch zu militäri- 


schen Konflikten. Dabei war das russische 
Interesse von Anfang an auf Expansion 
ausgerichtet. So lautete eine Anweisung 
des Zaren Michael (1613-45) an seine 
Statthalter: „Wo liegt China? Ist es reich? 
Welche Ansprüche können wir erheben?” 
Sibirien und große Teile Zentralasiens, bis 
dahin Einflußgebiet Chinas, kamen im 17, 
und 18. Jh. unter russische Herrschaft. Un- 
ter Ausnutzung der Schwäche Chinas nach 
dem Krieg gegen Frankreich und England 
1857-60 annektierte Rußland durch die 
Verträge von Aigun und Peking zwischen 
1858 und 1860 400.000 Quadratmeilen 
am Amur und an der Ostküste Sibiriens. In 
Zentralasien wurde zwischen 1864 und 
1884 der Westteil Turkestans (heute die 
zentralasiatischen Sowjetrepubliken) ein- 
verleibt. Durch diese „ungleichen Verträ- 
ge” erzielte das russische Reich Landge- 
winne von ca. 1,5 Mio. qkm. 

Rußland war durch diese Annexionen zum 
Land mit dem größten Territorialgewinn 
auf Kosten Chinas und zur größten Kolo- 
nialmacht in Asien geworden. Heinzig 
weist darauf hin, daß der Begriff des Kolo- 
nialismus sich in der Regel auf den mariti- 
men Kolonialismus beziehe. Da der „Un- 
terwerfungscharakter des Gebietser- 
werbs” bei „kontinentalem” und „mariti- 
mem” Kolonialismus identisch sei, sei eine 
Unterscheidung nicht angebracht.? 


Stalins China-Politik 
Nach Gründung der Sowjetunion prokla- 
mierte die Sowjetregierung die Aufhebung 
der oben erwähnten „ungleichen Verträge” 
und die Rückgabe der betreffenden Gebie- 
te an China. Da China damals in verschie- 
dene Warlordtümer zerfallen war, fehlteei- 
ne Zentralregierung, mit der die Rückgabe- 
modalitäten hätten vereinbart werden kön- 
nen. Allein die erwähnte Proklamation 
fand ein starkes Echo in China, besonders 
im Kontrast zum Verhalten der Westmäch- 
te, die im Versailler Vertrag die ehemalige 
deutsche Kolonie Qingdao (Tsingtau) nicht 
an China zurückgaben, sondern den Ja- 
panern übertrugen. 
Unter dem Einfluß der Oktoberrevolution 
„entstand die KP Chinas, die sich mit sowje- 
tischer Unterstützung in den 20er Jahren 
gemäß der sowjetischen marxistisch-leni- 
nistischen Doktrin entwickelte. Stalin ne- 
gierte die Annullierung der „ungleichen 
Verträge” und kehrte zu einer russisch-na- 
tionalistisch bestimmten Außenpolitik zu- 
rück. Er verlangtedie Beibehaltungder Pri- 
vilegien in der Mandschurei, verstärkte die 
sowjetische Infiltration im westchinesi- 
schen Xinjiang und annektierte 1944 das 
an der sowjetisch-mongolischen Grenze 
gelegene Gebiet von Tanna-Tuwa, das bis 
1911 zu China gehört hatte, dann aber von 
russischen Truppen besetzt worden und 
dessen Rückgabe China versprochen wor- 
den war. 
In den 40er Jahren sprach sich die So- 
wjetunion offen gegen eine selbständige 
Entwicklung der KP Chinas aus und unter- 
stützte primär deren Gegnerin, die Guo- 


Sowjetunion 


mindang (GMD) Tschiang Kai-scheks. Im 
Kampf gegen die Japaner erhielt die GMD 


. zum Teil mehr Unterstützung aus der So- 


wjetunion als von den Vereinigten Staaten, 
während die KPCh leer ausging. Dahinter 
stand das Kalkül der Wahrung der so- 
wjetischen Interessen in der Mandschurei 
(Rechte am Hafen Port Arthur und an der 
mandschurischen Eisenbahn), die dann in 
Jalta 1945 sogar bestätigt wurden. In der 
KPCh sahen die Sowjets keinen Garanten 
für ihre scheinbar angestammten Interes- 
sen. Sie hielten sie darüberhinaus weder für 
eine Partei im streng marxistisch-leninisti- 
schen Sinne noch für stark genugzur Mach- 
tergreifung. Entsprechend hatte Stalin die 
KPCh in den 40er Jahren einmal mit einem 


Radieschen verglichen: „außen rot, innen 
weiß”. 

Der Siegder Kommunisten, die Stalinnoch 
kurz vor der Machtübernahme zur Unter- 
ordnung unter die GMD überreden wollte, 
kam für die Sowjetunion überraschend. 
China war einesder wenigen Länder, in der 
der Sieg der Kommunisten nicht durch die 
sowjetische Armee, sondern aus eigener 
Kraft erreicht wurde. Stalin befürchtete da- 
her, China könne sich zu einem zweiten Ju- 
goslawien entwickeln, d.h., nach Unabhän- 
gigkeit von der Sowjetunion streben. Grün- 
de für diese Befürchtung gab es durchaus: 
Die chinesische Parteiführung steuerte ei- 
nen Kurs zwischen der Sowjetunion und 
den USA an, um ihre Unabhängigkeit zu 
wahren. Dieser Mittelkursversuch schei- 
terte allerdings an der starren Haltung der 
Vereinigten Staaten, die auf Tschiang Kai- 
schek setzten und China damit inein Bünd- 
nis mit der Sowjetunion trieben. 


Gründung der Volksrepublik 


In der ersten Hälfte der 50er Jahre wurde 
das chinesische Wirtschafts- und Gesell- 
schaftssystem gemäß dem sowjetischen 
Vorbild umgestaltet. Dies war allerdings 
von Anfang an umstritten. Mitte der 50er 
Jahre, speziell nach der Verdammung Sta- 
lins durch den XX. Parteitag der KPdSU 
und die sowjetischen Bemühungen, mit 
dem Hauptgegner Chinas, mitden USA, zu 
kooperieren, regte sich offene Kritik. Be- 
reits 1956 hatte Mao erklärt: „Wir dürfen 

nicht blindlings Folge leisten (der So- 

wjetunion), sondern erst nach einer kriti- 

schen Prüfung. Es gibt wohlriechende und 

stinkende Fürze. Man sollte nicht meinen, 

daß alle sowjetiscchen Fürze Wohlgeruch 

seien. Wenn jetzt andere feststellen, bei de- 

nen stinke etwas, schließen wir uns eben- 

falls an und sagen, es stinkt.”? 

Mit eigenwilligen Wirtschafts- und Gesell- 

schaftsexperimenten (Volkskommunen, 

„Großer Sprung nach Vorn” 1958-60) ver- 

suchte Mao einen unabhängigen „chinesi- 

schen” Weg zum Sozialismus einzuschla- 

gen. Die sowjetische Weigerung, China den 

Baueinereigenen Atombombe zu ermögli- 

chen und die chinesische Ablehnung einer 

militärischen Zusammenarbeit mit der So- 

wjetunion führten 1959 zum offenen Kon- 

flikt. Die Sowjetunion zog ihre Berater ab 

und stellte jegliche Entwicklungshilfe ein. 


Der ideologische Bruch 


Der Anfang der 60er Jahre ausbrechende 
Streit über ideologische Fragen war nur 
vordergründig ideologischer Natur. Tat- 
sächlich standen dahinter die Ablehnung 
der sowjetischen Vorherrschaft in der so- 
zialistischen Weltpolitik sowie auf dem Ge- 
biet der Ideologie und das nationale Inter- 
esse Chinas an Unabhängigkeit auch vom 
Sowjetblock. Mit ihrer Kritik an so- 
wjetischen Positionen wollte die chinesi- 
sche Führung diese Unabhängigkeit de- 
monstrieren. 


Zunehmend beanspruchte China selbst die 
Rolle des „Zentrums der Weltrevolution”. 
Die Beziehungen zur Sowjetunion ver- 
schlechterten sich. Durch die „Kulturrevo- 
lution”, mit der Mao den erneuten Versuch 
eines national geprägten sozialistischen 
Weges unternehmen wollte, gerieten die 
Beziehungen zwischen beiden Ländern an 
den Nullpunkt. In der Sowjetunion provo- 
zierte die Kulturrevolution die Angst vor 
der „gelben Gefahr”, während der Ein- 
marschindie CSSR 1968 beiden Chinesen 
die Befürchtung weckte, gestützt auf die 
Breschnew-Doktrin : könne die So- 
wjetunioneines Tagesaucheinenähnlichen 
Schritt gegenüber China unternehmen. 
Blutige Auseinandersetzungen an der 
nördlichen Grenze (Ussuri) im Jahre 1969 
ließen beide Länder an den Rand eines 
Krieges geraten. Die Sowjetunion verstärk- 
te von Mitte der 60er Jahre an Truppen an 
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der chinesischen Grenze und erwog Ende 
der 60er Jahre sogar einen atomaren Prä- 
ventivschlag gegen China. 


Furcht vor Einkreisung 


In den 70er Jahren befürchtete China eine 
Einkreisung durch die Sowjetunion. Viet- 
nam, Indien und Afghanistan lehnten sich 
an Moskau an und schlossen „Freund- 
schaftsverträge” ab. Moskau errichtete ei- 
nen Flottenstützpunkt in Vietnam und ver- 
stärkte. seine Flottenpräsenz in Fernost. 
Zugleich bemühte es sich um Ausweitung 
seines Einflusses in Süd- und Südostasien. 
Dieser Bedrohung versuchte China mit ei- 
ner stärkeren Anlehnung an die USA und 
mit dem Aufruf zu einer „weltweiten Ein- 
heitsfront” gegen die „gefährlichste Super- 
macht”, die Sowjetunion, entgegenzuwir- 
ken. Das Kalkül eines antisowjetischen 
Schutzbündnisses bestimmte jahrelang die 
chinesische Außenpolitik. 

Die Spannungen mit Vietnam, die vietna- 
mesische BesetzungKambodschasund der 
Einmarschder Sowjetunion in Afghanistan 
bestärkten die chinesischen Befürchtun- 
gen. Mit dem vietnamesisch-kambodscha- 
nischen Konflikt trugen China und die So- 
wjetunion einen Stellvertreterkrieg aus. 
Der chinesische „Bestrafungsfeldzug” ge- 
gen Vietnam Anfang 1979 provozierte 
neuerlich die Gefahr eines militärischen 
Konfliktes zwischen China und der So- 
wjetunion. 


Allmähliche 
ung 

Die Modernisierungs- und Reformbemü- 
hungen nach 1979 brachten eine Wende in 
der chinesischen Außenpolitik. China war 
im Interesse seiner neuen Zielbestimmung 
an Frieden und Entspannung interessiert 
und benötigte ein friedliches Umfeld. Das 
Schlüsselglied in dieser Überlegung wardie 
Sowjetunion, in der China die größte Be- 
drohung erblickte. Sowjetischen Annäher- 
ungsversuchen trotzte China jedoch mit 
Verweis auf „drei Hindernisse”, die vor 
grundlegenden Verhandlungen vonder So- 
wjetunion aus dem Weg geräumt werden 
müßten: der Abbau der sowjetischen Trup- 
pen an der chinesischen Grenze, die Been- 
digung der vietnamesischen Besetzung 
Kambodschas und die Beendigung der mi- 
litärischen Intervention in Afghanistan. Da 
die Sowjetunion Gespräche über die bei- 
denletzten Punkte, mitdem Hinweis aufin- 
nere Angelegenheiten anderer Staaten, ab- 
lehnte, blieb das Verhältnis gespannt. 

Erst unter Gorbatschow kam es zu einem 
Durchbruch. Die neuen politischen und 
wirtschaftlichen Zielsetzungen der So- 
wjetunion verlangten nun ebenfalls ein 
friedliches Umfeld und die Reduzierung 
militärischer Ausgaben. 1986 erklärte sich 
Gorbatschow in einer vielbeachteten Rede 
in Wladiwostok bereit, die von China seit 
langem geforderte Grenzziehung entlang 
der Hauptfahrrinne des Amur zu akzeptie- 
ren und Truppen von der chinesischen 


Wiederannäher- 
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Grenze abzuziehen. 1987 wurden darüber 
feste Vereinbarungen getroffen. 

Die Aussöhnungsangebote an China müs- 
senals Teil von Gorbatschows Plangesehen 
werden, Chinas Wirtschaftspotential für 
die Erschließung des sowjetischen Fernen 
Ostens zu gewinnen? 

Der Abzug aus Afghanistan, die beginnen- 
de Truppenentflechtung an der chinesi- 
schen Grenze und der vietnamesische 
Rückzug aus Kambodscha haben die „drei 
Hindernisse” beseitigt und den Grundstein 
für bessere Beziehungen gelegt. Der Pe- 
king-Besuch Gorbatschows im Mai 1989 
waralsletzter Aktaufdem WegzurNorma- 
lisierung der Beziehungen gedacht. Die 
Reise Gorbatschows wurde von China mit 
Genugtuungalseine Art „Kotau” gewertet, 
dem sich Gorbatschow im Interesse der 


+ Li 


ine u 


in id > T & 
Wird auch der China-Kohl bald maschinell geerntet werden? 


Versöhnungallerdings gerne unterzog. Das 
sowjetische Umdenken gegenüber China 
drückte sich auch in der selbstkritischen 
Aufgabe des „Modellcharakters” des so- 
wjetischen Weges („Wir waren So- 
wjetzentristen”) und der Aufforderung, 
von den chinesischen Wirtschaftsreformen 
zu lernen, aus.’ 


Trübung des Verhältnisses 


Die beginnende Annäherung zwischen bei- 
den Ländern wurde dann von dem Massa- 
ker in Peking im Juni 1989 sowie von der 


Entwicklung in Osteuropa und in der So- 
wjetunion vorerst beendet. China machte 
(parteiintern) Gorbatschow und seine 
Kooperation mit den USA für die „Auflö- 
sung des Sozialismus” und däs „Chaos” in 
Osteuropa, verantwortlich. Die chinesi- 
sche Führung fühlt sich durch die Politik 
Gorbatschows bedroht, und Deng Xiao- 
ping warnte (in Anlehnung an traditionelle 
Muster) vor der „Gefahr, die aus dem Nor- 
den kommt“. 

Das Blutbad vom 4. Juni 1989 und die fol- 
gende politische und ideologische Erstar- 
rung veränderten auch die chinesische Au- 
Benpolitik. Die amerikanische Reaktion 
führte zunächst zu einer Trotzreaktion: 
dem Wunsch nach stärkerer Anlehnung an 
Osteuropa und an die Sowjetunion. Die 
Umwälzungen in Osteuropa vereitelten 


a 


dieses Vorhaben. China ist globalpolitisch 
wieder in eine Isolierung geraten und ent- 
deckte wieder seine „Freunde in der Drit- 
ten Welt“. 


Li Peng in Moskau 


Der Besuch des Ministerpräsidenten Li 
Peng in Moskau Ende April hatte das Ziel, 
die außenpolitische Isolierung zu durch- 
brechen und über die Sowjetunion wieder 
den Wegnach Osteuropa zu finden. Außer- 
dem ist China auf der Suche nach neuen 
Wirtschaftspartnern, die über die Isolie- 


| 


rung durch den Westen hinwegzuhelfen 
vermögen. Sollten die Vereinigten Staaten 
die Meistbegünstigungsklausel für China 
streichen, dann käme der chinesische Ex- 
port in enorme Schwierigkeiten. Hier er- 
hofft man sich von der Sowjetunion einen 
Ausgleich. Überdies sollten Gemeinsam- 
keiten im Interesse möglicher internationa- 
ler Zusammenarbeit ausgelotet werden. 


Wirtschaftlich-technische Kooperation, 
die Handelsbeziehungen zwischen beiden 
Staaten und der Truppenabbau an den ge- 
genseitigen Grenzen waren weitere Ge- 
sprächspunkte. Seit dem Besuch Gorbat- 
schows in Peking waren grundlegende Ent- 
scheidungen verschoben worden, da beide 
Seiten mit innenpolitischen Krisen kon- 
frontiert wurden. Moskau lag daran, die 


x 
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sei überzeugt, daß die Perestroikaeine „so- 
zialistische Richtung“ habe, 

Bis zum Vorjahr hoffte China auf so- 
wjetische Hilfe bei der Umrüstung techni- 
scher Anlagen und Betriebe, die die So- 
wjetunion in den 50er Jahren geliefert hat- 
te. Da nicht in frei konvertibler Währung 
abgerechnet wurde, schien ein solcher 
Schritt auch im Interesse der Devisenreser- 
ven beider Länder zu sein. Die Ausbildung 
von Wissenschaftlern und Führungskräf- 
ten in den sozialistischen Ländern sollte 
verstärkt werden, da man sich dort größere 
ideologische Nähe versprach und glaubte, 
so den ideologischen Einfluß des Westens 
auf den akademischen Nachwuchs gering- 
halten zu können. Die Umwälzungen in 
Osteuropa haben diese Illusion zerstört. 

Eine enge Anlehnung Chinas an die So- 


D 


Probleme in den Handelsbeziehungen zu 
klären, die militärische Entspannung an 
den Grenzen fortzuführen und seine innen- 
politischen Zielsetzungen zu erläutern. 
Letzteres erscheint deshalb so notwendig, 
weil die sowjetischen Reformkräfte um 
Gorbatschow befürchten, die Konservati- 
venin beiden Ländern könnten Verbindun- 
gen miteinander aufnehmen, umihrejewei- 
lige innenpolitische Position zu stärken. Es 
scheint Gorbatschow gelungen zu sein, Li 
gewisse Befürchtungen zu nehmen. Jeden- 
fallserklärte dieser nachdem Abschlußder 
Gespräche: auf einer Pressekonferenz, er 


wjetunion war von vornherein nicht zu er- 
warten, auch wenn die Konfliktfelder mit 
den USA heute größer sind alsdiemit Mos- 
kau. Wirtschaftshilfe für die Modernisie- 
rung, moderne Technologie und ausländi- 
sche Investitionen können nicht von dort 
kommen, sondern nur ausdem Westen. Die 
wirtschaftlichen Beziehungen zu Japan, 
den USA und derEG werden daher auchin 
Zukunft wichtiger bleiben. Nur 3,2% sei- 
nes Außenhandels (2,5 Mia.US-$) wickelte 
China 1988 mit der Sowjetunion ab (dieda- 
mit den 5. Platz einnahm), 37,2% dagegen 
mit den genannten Ländern. Der Anteildes 


Handels mit China am sowjetischen Au- 
Benhandel lag dagegen unter 2%. 

Das Handelsvolumen im sowjetisch-chine- 
sischen Handel war 1989 zwar auf 3,95 
Mrd. US-$ gestiegen, dies war aber primär 
das Ergebnis verstärkter sowjetischer Kon- 
sumgüterkäufe in China. China kaufte da- 
gegen weniger (billige) sowjetische Anla- 
gen für die Modernisierung seiner in den 
50er Jahren von den Sowjets errichteten 
Betriebe als von der Sowjetunion erhofft. 
Auf Grund des begrenzten Angebots ver- 
mag Moskau auch die chinesische Nachfra- 
ge nach Rohstoffen nicht zu decken. 
Andererseits bot Li die Entsendung von 
300.000 Arbeitskräften aus den Grenzre- 
gionen für das sowjetische Wohnungsbau- 
programm in Fernost an. Die Sowjetunion 
ging darauf allerdings noch nnichtein, weil— 
bei weiterer Inanspruchnahme ausländi- 
scher Arbeitskräfte — die sozialen Span- 
nungen und die Ausländerfeindlichkeit 
weiter wachsen könnten. 

China möchte den Außenhandel beider 
Länder zunehmend auf Hartwährungsba- 
sis umstellen. Überdies räumte Peking der 
Sowjetunion einen Kurzzeitkredit in Höhe 
von 334 Mio. US-$ für sowjetische Kon- 


Bilaterales Handelsvolumen 
1981-1989 


US-$ (Mrd.) 
0,22 

0,27 

0,67 

1.10 

1,88 

2,63 _ 

2,50 


Jahr 
1981 
1982 
1983 
1984 


1985 
1986 
1987 
1988 2,73 
1989 3,95 


Quellen: Beijing Rundschau 17/1990; Far 
Eastern Economic Review 26.4.1990. 


sumgüterkäufe in China ein, um sein Ex- 
portvolumen in die Sowjetunion zu halten. 
Im Gegenzug gab die Sowjetunion die Zu- 
sage für einen Langzeitkredit für die Er- 
richtung zweier Kernkraftwerke in China. 
Beide Seiten erzielten Vereinbarungen 
über wirtschaftlich-technische Koopera- 
tion sowie über den Abzug von Truppen an 
den beiderseitigen Grenzen. Die So- 
wjetunion hat zur Zeit noch 270.000 
Mann, 820 Militärflugzeuge und 8.100 
Panzer an der chinesischen Grenze po- 
stiert; dazu kommen 326.000 Marinesol- 
daten in Fernost. China hat 13 Armeegrup- 
pen mit 650.000 Mann an der sowjetischen 
Grenze stehen. 


Ideologisch gesehen ist die Sowjetunion 
kein Garant und Anlehnungspotentat 
mehr, sondern stellt eine Bedrohung dar. 
Der Wind von Glasnost und Perestroika 
droht nach Chinazu wehen droht. Der unsi- 
chere Ausgang der sowjetischen Entwick- 
lung, wachsende Nationalitätenkonflikte, 
die bereits auf den Westteil China über- 
schwappen und das Militärpotential lassen 
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die Sowjetunion auch künftig als Bedro- 
hung erscheinen. 

Die Sowjetunion hegt andererseits Be- 
fürchtungen gegenüber einem ideologisch 
verhärteten China, dessen künftige Ent- 
wicklung derzeit kaum prognostizierbar ist 
und das gegenwärtig als Instabilitätsfaktor 
kein berechenbarer Partner bei der Er- 
schließung von sowjetisch Fernost zu sein 
vermag. Es bleibt auch die sowjetische 
Furcht voreinem mächtigen Chinamitüber 
einer Milliarde Menschen, das zudem über 
Atomwaffen verfügt. 


Auswirkungen auf Südost- und 
Ostasien 


Die Entspannung zwischen den beiden 
Mächten hat gravierende Folgen für den 
ost- und südostasiatischen Raum. Dies be- 
trifft zum einen die Einschränkungen so- 
wjetischer Hilfe an die befreundeten Län- 


Beziehungen 
Vietnam - Sowjetunion 


EB Vietnam war für mehr als ein Jahrtau- 
send chinesische Provinz (111 v. bis 939 
n.Chr.),‚danachteilweiseeinan Chinartri- 
butpflichtiger Staat. Es mußte sich nicht 
nur jahrhundertelang gegen chinesisches 
Vordringen wehren, sondern wurde von 
der chinesischen Kultur geprägt. Daß die 
Vietnamesen ihre nationale Eigenstän- 
digkeit nicht verloren haben, wird da- 
durch erklärt, daß nur die höfische Kul- 
tur übernommen, die Volkskultur dage- 
gen beibehalten worden ist. Die histori- 
sche Furcht vor China dürfte auch eine 
Rolle bei der Anlehnung an die So- 
wjetunion nach Ende des Vietnamkrie- 
ges gespielt haben. 


EB Im Kampf gegen die USA wurde der 
Norden Vietnams sowohl von der 
UdSSRalsauch vonder VR Chinaunter- 
stützt. Die Abhängigkeit von der poten- 
teren Sowjetunion bei den Waffenliefe- 
rungen führte zu einer stärkeren Anleh- 
nung an die Sowjetunion. Als Vietnam, 
nach der Vereinigung des Nordens mit 
dem Süden, 1978 Mitglied des Comecon 
wurde und mit der Sowjetunion einen 
Vertrag über Freundschaft und Zusam- 
menarbeit abschloß, kam es zum offenen 
Konflikt mit China. Dieser Konflikteska- 
lierte durch die teilweise Zwangsvertrei- 
bung der Auslandschinesen nach der 
Verstaatlichung des Handels in Vietnam 
und vor allem durch die vietnamesische 
Besetzung Kambodschas. 


M Der Kambodscha-Konflikt verstärkte 
die internationale Isolierungund machte 
Vietnam völlig von der Sowjetunion ab- 
hängig. Diese finanzierte die vietnamesi- 
sche Kriegsführung mit täglich 6 Mio, 
US-$. Im Außenhandelsbereich mußte 
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der, vor allem auch im militärischen Be- 
reich. Am stärksten ist Vietnam betroffen, 
das sich nun nicht mehr auf die Unterstüt- 
zungdesgroßen Bruders in Moskau verlas- 
sen kann und sich gegenüber China und 
den ASEAN-Staaten größere Zurückhal- 
tung auferlegen muß. Da China von Viet- 
nam von jeher als Bedrohung begriffen 
wurde, dürfte sich Hanoi, trotz weitgehen- 
der ideologischer Annäherung, eher den 
ASEAN-Staaten zuwenden als China, zu- 
maldieletzterenden Wegzuden westlichen 
Ländern öffnen können. 

Nordkorea, das ebenfalls von den so- 
wjetischen Kürzungen betroffen ist, wird 
sich noch stärker an China anlehnen müs- 
sen. Der Preis dafür ist die Akzeptanz der 
chinesisch-südkoreanischen Liebäugelei. 
Die Außere Mongolei bleibt dagegen auf 
die Schutzmacht Sowjetunion angewiesen. 
Die VR China hat den Verlust dieses Ge- 
bietes erst Anfang der 50er Jahre auf so- 
wjetischen Druck hin akzeptieren müssen, 


sich Vietnam fast ausschließlich auf den 
Ostblock stützen. 100 % seines Erdölbe- 
darfs und seiner Baumwollfasern und 80 
% seines Walzstahls stammten 1984 von 
dort. Diese Unterstützung führte zu 
wachsender Verschuldung und zur 

erlassung des Marinestützpunktes 
Cam Ranh an die Sowjetunion. 


MB Das sowjetische Interesse an einer 
Normalisierung der Beziehungen zu 
China bewirkte seit 1982 Differenzen im 
sowjetisch-vietnamesischen Verhältnis. 
Nach dem Machtantritt Gorbatschows 
deutete dieser Hanoi an, daß mit großzü- 
giger Unterstützung künftig nicht mehr 
zu rechnensei. Erzwangso Vietnamzum 
Rückzug aus Kambodscha. Die Sowjets, 
die seit 1988 mit Chinadirekt über Kam- 
bodschaverhandelten, sollensogareinen 
Zeitpunkt für den Abzug festgelegt ha- 
ben. Die Preise für sowjetische Lieferun- 
gen nach Vietnam wurden zugleich be- 
trächtlich angehoben. Der Sowjetunion, 
der die Führung in einer asiatisch-pazifi- 
schen Sicherheitskonferenz nach dem 
Vorbild der europäischen KSZE vor- 
schwebt, gilt Vietnam heuteeher als lästi- 
ger Partner. Umihren Friedenswillen un- 
ter Beweis zu stellen, verdünnten die 
Sowjets sogar ihre Militärpräsenz im 
vietnamesischen Stützpunkt Cam Ranh 
und erklärten, in naher Zukunft werdees 
in Asien eine militärische Präsenz außer- 
halb der sowjetischen Grenzen nicht 
mehr geben. 


M Die vietnamesisch-sowjetischen Be- 
ziehungen steuern daher aufeinen neuen 
Tiefpunkt zu. Auf dem Plenum der viet- 
namesischen Partei im März dieses Jah- 
res hat Parteichef Nguyen Van Linh die 
Sowjetunion erstmals namentlich ange- 
griffen. 


Thomas Heberer 


Taiwan verweigert bis heute die Anerken- 


nung. 
Das sowjetische Interesse an guten Bezie- 
hungen zu China hat abernocheinen ande- 
ren Hintergrund: Die Sowjetunion erhofft 
sich über China einen besseren Zugang zu 
den Staaten Südostasiens. Die Normalisie- 
rung der Beziehungen zu China und dieak- 
tive Rolle bei der Suche nach einer friedli- 
chen Lösung des Kambodscha-Konflikts 
hat inder südostasiatischen Region ebenso 
aufhorchen lassen wie die Tatsache, daß die 
UdSSR als einer der ersten Staaten den au- 
stralischen Friedensvorschlag für die asia- 
tisch-pazifische Region begrüßt hat. Der 
Abzug der Truppen aus Afghanistan und 
der Äußeren Mongolei, die Verdünnung 
der Militärpräsenz in Cam Ranh (Vietnam) 
und die Tatsache, daß Moskau Druck auf 
Vietnam ausgeübt hat, seine Truppen aus 
Kambodscha abzuziehen, haben der So- 
wjetunion großes Prestige eingetragen, 
Dies zeigt sich u.a. daran, daß die ASEAN- 
Staaten ihre bilateralen Kontakte zur So- 
wjetunion verstärkt haben. Im Frühjahr 
1987 hatte erstmals seit Anfang der 60er 
Jahre wieder ein sowjetischer Außenmini- 
ster Südostasien besucht (Thailand, Indo- 
nesien, Vietnam, Laos, Kambodscha). 
1988 folgten die Phillippinen, Anfang die- 
ses Jahres besuchte der sowjetische Mini- 
sterpräsident Thailand, Singapur und Au- 
stralien. Die Regierungschefs von Thailand 
und Malaysia und der indonesische Präsi- 
dent Suharto hielten sich im gleichen Zeit- 
raum in Moskau auf. Die Sowjetunion gilt 
heute nicht mehr alsSicherheitsbedrohung 
für Südostasien, sondern könnte sogar die 
Funktion einer Schutzmacht übernehmen. 
Manche Beobachter glauben sogar, daß die 
Sowjetunion am Wirtschaftsmodell der 
Schwellenländer Ost- und Südostasiens in- 
teressiert sein könnte, mit seiner Kombina- 
tion von staatlicher Interventionspolitik 
und Markt, als Alternative zum westlichen 

Kapitalismus. 
Trotz zahlreicher noch nicht gelöster Pro- 
bleme hat die sino-sowjetische Entspan- 
nung also zur Entspannung im asiatisch- 
pazifischen Raum beigetragen und die Ge- 
fahr militärischer Konflikte in diesem 
Raum verringert. Doch in beiden Ländern 
besteht eine instabile Übergangslage, die 
perspektivische Aussagen nahezu unmög- 
lich macht. 

Thomas Heberer 
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Wer zu 


Sowjetunion 


spät kommt ... 
Kuba und die Perestroika 


Glückliche Jugend 


„Sozialismus oder Tod!“ Die 
Parole hat der Maximo Lider 
Kubas, Fidel Castro, an seine 
Landsleute ausgegeben, um 
Kuba vor revolutionären 
Umgestaltungen wie in Osteu- 
ropa zu bewahren. Aber selbst 
einer der verbliebenen Bündni- 
spartner, die Sowjetunion, rät 
Kuba zur Kursänderung. Auf 
die Politik Gorbatschows, die 
Perestroika, antwortet Castro 
mit einer sozialistischen 
Variante, der Rectificaciön. Ob 
Kuba eine Chance hat, seinen 
eigenen Weg der sozialisti- 
schen Entwicklung zu gehen, 
bleibt aufgrund seiner wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit frag- 
lich. 


Foto: Birgit Koch 


uba hat seit der Revolution im 
Jahre 1959 nicht weniger als sie- 
ben verschiedene Perioden öko- 
nomischer und gesellschaftlicher Organi- 


sationsformen durchschritten, um ein 
sozialistisches System zu errichten: 


1. 1959-60, die Abschaffung der Kapitali- 
stischen Wirtschaftsweise in Kuba. 

2. 1961-63, der gescheiterte Versuch, das 
sowjetische Modell zentraler Planung aus 
der Zeit vor 1965 zu übernehmen. 

3. 1964-66, die Debatte über das Modell 
von Che Guevara, das in starkem Maße auf 
idealistischen Vorstellungen einer Gesell- 
schaft beruhte, in der materielle Anreize 
durch immaterielle ersetzt werden sollten. 
Durch die Konzentration auf den traditio- 
nellen Sektor der Zuckerproduktion soll- 
ten die notwendigen Devisen im Export 
verdient werden, um die kubanische Wirt- 
schaft zu industrialisieren und zu diversifi- 
zieren.! 

4. 1966 -70, mit dem Versuch, das Ent- 
wicklungsmodell Che Guevaras anzuwen- 
den, wurden dessen Grenzen deutlich, was 


dann, zum Ende dieses Vorhabens Anfang 
der 70er Jahre führte. 
5.1971-76,dieSchaffungderinstitutionel- 
len Voraussetzungen für die Übernahme 
des sowjetischen Modells aus der Bre- 
schnew-Ära.? 

6. 1977-84, das am sowjetischen Vorbild 
orientierte System der Leitung und Pla- 
nung (Sistemade Direcciön y Planificaciön 
de la Economia, SDPE). 

7. seit der Mitte der achtziger Jahre der 
sogenannte Prozeß der Berichtigung (Pro- 
ceso de Rectificaciön). 


“ Das gegenwärtige System der „Rectifica- 


ciön“ ist durch eine starke Zentralisierung 
der Macht in der Person Fidel Castro 
gekennzeichnet, der zugleich Vorsitzender 
des Staatsrates, des Ministerrates, Oberbe- 
fehlshaber der Streitkräfte und Erster 
Sekretär der kommunistischen Partei 
Kubas ist. Die neue Politik hat die Rolle der 
zentralen Planung gestärkt. 

Davon besonders betroffen sind die Ver- 
teilung und Kontrolle der Investitionsmit- 
tel. Zur gleichen Zeit erfolgte eine drasti- 
sche Einschränkung bzw. ein Verbot von 
privaten Handwerkstätigkeiten, Dienstlei- 
stungen, Wohnungsbauaktivitäten und pri- 
vater landwirtschaftlicher Produktion. 
Diese Aktivitäten hätten, so Fidel Castro, 
zu einer starken Einkommensdifferenzie- 
rung und Korruption geführt und der 
Sozialismus könne letztlich nur mit Hilfe 
desrichtigen Bewußtseinsund moralischer 
Anreize erreicht werden.’ 


Die gegenwärtige Politik der Rectificaciön 
geht also in die entgegengesetzte Richtung 
verglichen zur Perestroika in der So- 
wjetunion, die die Schaffung eines 'regu- 
lierten’ Marktes anstrebt. 

Ab dem 1.7.1991 wird das Privateigentum 
in der UdSSR gleichberechtigt neben 
andere Eigentumsformen treten. 
Ergänzend wird das staatliche Außenhan- 
delsmonopol schrittweise abgeschafft, so 
daß die Unternehmen mit ausländischen 
Partnern direkt Beziehungen aufnehmen 
können. So soll bis spätestens zum Jahre 
2000 die volle Konvertibilität des Rubels 
hergestellt werden. Auch im Handel zwi- 
schen Ländern des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW) sollen ab 1991 
uneingeschränkt Weltmarktpreise gelten 
und konvertible Währungen als Zahlungs- 
mittel benutzt werden. Mit diesen Verän- 
derungen geht auch ein Wandel in der ent- 
wicklungspolitischen Konzeption der So- 
wjetunion einher. Die UdSSR akzeptiert 
Entwicklungsmodelle, wie sie in Süd- 
ostasien, z.B.in Süd-Korea praktiziert wor- 
den sind und empfiehlt das Studium dieser 
Modelle sozialistischen Entwicklungslän- 
dern wie Vietnam. 


Angesichts dieser gegenwärtig so unter- 
schiedlichen wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitischen Grundpositionen sind 
Spannungen im Verhältnis zwischen Kuba 
und der Sowjetunion zwangsläufig. In wel- 
chem Maße hat Kuba von der Sowjetunion 
Wirtschaftshilfe erhalten und Kredite 
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Tabelle 1: Der Anteil der UdSSR am Außen- 


!handel. Kubas 1970:= 1988 i 
Jahr Export Import Saldoin 
ö 5 o. f 
Pesos: 
:1970 50,9 52,7 — 162 
1975 56,3 40,2 +411 
.1980 56,8 62,2 650 
1984 72,1 "66,3 _ 838: 
1985 749 67,3 894 | 
1986 73,9 702 — 1380 
1987 71,6 712,2 1628 | 
1088 667 708 IB 


Quelle: H. Brezinski, Cuba’s Economic Ties with the 
Soviet Union and the CMEA in the Mid-Eightics, in: 
Polish Studies on Asia, Africa and Latin America 
Affairs, Vol. 1, No. 1, 1990. 


gewährt bekommen? Und hat sich mit die- 
ser Hilfe eine Wirtschaftsstruktur entwik- 
kelt, die Kuba in Zukunft die Chancen 
einer eigenständigen Entwicklung beläßt? 


Ausweitung des Außenhandels 


Seit Beginn der70er Jahre hat sich der 
kubanisch — sowjetische Außenhandel 
stark ausgeweitet. Ab 1985 ist eine Stagna- 
tion im Handelsvolumen eingetreten, wie 
die untenstehende Graphik eindrücklich 
zeigt. Seither weist die chronisch defizitäre 
Handelsbilanz der Kubaner jährlich neue 
Rekordwerte aus, wie Tabelle 1 verdeut- 
licht. Während des betrachteten Zeitrau- 
mesisteszueiner Ausweitung des Anteiles 
der Sowjetunion am Außenhandels Kubas 
gekommen.Mittlerweile ist jedoch der 
Anteil der Sowjetunion rückläufig. Der 
Anstieg ab 1970 ist zunächst darauf 
zurückzuführen, daß die Sowjetunion der 
größte Kreditgeber Kubas ist und in ent- 
scheidendem Maße sich am Aufbau der 
kubanischen Industrie beteiligt hat. Mitt- 
lerweile ist die Verschuldung Kubas von 
4,8 Mrd. US-$ im Jahre 1975 auf 17,1 Mrd 
US-$ im November 1989 gegenüber der 
UdSSR gestiegen. Die hohen Handesbi- 
lanzdefizite in den letzten Jahren haben zu 
dieser Ausweitung beigetragen. Der plötz- 
‚liche Anstieg der Verschuldung ist durch 
die spezielle Warenstruktur vorprogram- 
miert gewesen, die der sowjetisch-kubani- 
sche Außenhandel aufweist. Die kubani- 
schen Exporte konzentrieren sich auf nur 
wenige Produkte, wie die Tabelle 2 ver- 
deutlicht. 

Tabelle 2: Antelle ausgewählter Güter an den 
Ex- und Iinporten Kubas.mit der WASSR i 


1970 . 1980. 1985 1987 | 
—Rohzucker 769 899 "817° 838 
— Nickel 201 40 43 5,0% | 
— Zitrus- De 
‚früchte 01 07 13 17: 
‚Importe k 
‚— Erdöl u. r ; 
:Erdöl- 86 302 46,7 466° 


produkte 
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Rohzucker, der volumenmäßig 55-60% 
der kubanischen Exporte ausmacht, 
jedoch wertmäßig teilweise in einzelnen 
Jahren mehr als 75% betrug, ist das wich- 
tigste Exportgut Kubas. Daß diese Mono- 
kultur beibehalten wurde liegt daran, daß 


die Sowjetunion Kuba Preise weit über. 


dem Weltmarktniveau für den Zucker 
zahlt. 


Angesichts dieser Preise bestand für Kuba 
ein großer Anreiz, die Zuckerkulturen, 
weiter auszubauen. Die Sowjetunion als 
auch die anderen RGW-Länder wie die 


* DDR und Bulgarien haben durch Sonder- 


programme und Kredite sich an dem Aus- 
bau der Zuckerindustrie beteiligt, die 1990 
10 Mio. t produzieren sollte. Ein Ziel, das 
ohne schwere Strukturschäden für die 
kubanische Volkswirtschaft nicht realisier- 
bar ist. Eine ähnliche Politik wurde auch 
beider Förderungderkubanischen Nickel- 
und Kobalterze verfolgt. Auch dort wurde 
mit Präferenzpreisen gearbeitet, die über 
den Weltmarktpreisen lagen. Ebenfalls 
haben die Exporte von Zitrusfrüchten 
zugenommen. Mit Hilfe der Sowjetunion 
und anderer RGW-Staaten wurde der 
Anbau von Zitrusfrüchten auf Kuba ver- 
stärkt.” Für die qualitativ unter dem Welt- 
marktniveau liegenden Früchte wurden 
allerdings keine Präferenzpreise gezahlt. 

Ähnlich wie bei den Exporten wurde die 
kubanische Importstruktur bestimmt 
durch Vorzugspreise für sowjetisches 
Erdöl und Erdölprodukte. Diese lagen in 
der Vergangenheit unter den Weltmarkt- 
preisen. Darüber hinaus hat die So- 
wjetunion trotz anlaufender kubanischer 
Eigenförderung von Erdöl weiterhin das 
Land mit 12 — 13 Mio. t jährlich beliefert. 
Davon konnten die Kubaner aufgrund der 
eigenen Förderung und aufgrund von Ein- 
sparungen einen Teil dieser Lieferungen 
gegen konvertible Devisen exportieren. 
Auf diese Weise hat Kuba in den letzten 
Jahrenbis zur Hälfte seiner Hartwährungs- 
einnahmen aus dem Reexport von so- 
wjetischem Erdöl bezogen. Neben diesen 
Energieimporten ist die Sowjetunion der 
Hauptlieferant von Maschinen und Ausrü- 
stungsgütern, die ca. 35% der kubanischen 
Importe aus der Sowjetunion ausmachen. 


Große Abhängigkeit 


Diese einseitige Struktur im Außenhandel 
mit der Sowjetunion, die weitgehend auch 
für den gesamten Exportbereichgilt,istdas 
Resultat einer Entwicklungspolitik, die in 
der Vergangenheit eher auf die Interessen 
der Sowjetunion als auf die Kubas ausge- 
richtet war. Kuba dürfte vor erheblichen 
Problemen stehen, wenn im RGW und 
damit auch im Außenhandel mit der So- 
wjetunion Weltmarktpreise zu Grunde 
gelegt werden und eine Verrechnung in 
konvertiblen Währungen erfolgt. Kuba, 
das jetzt schon mit insgesamt mehr als 31 
Mrd. US-$ in Ost und Westverschuldet ist, 
wäre angesichts von Währungsreserven in 
einer Größenordnung von 234.5 Mio. 
US-$ Ende 1988®, unverzüglich zahlungs- 


unfähig. Es sei denn, Kuba würden neue 
Kredite gewährt werden. 

Diese bisherige negative Entwicklung ist 
verstärkt worden durch das Instrument der 
Preissubventionen. Tabelle 3 gibt eine Ein- 
sicht in diese Zusammenhänge. Dabei soll 
nicht vergessen werden, daß Kuba für 
einige Produkte wie Weizen und Mais in 
der Vergangenheitauch höhere Preise als 
die Weltmarktpreise zahlte?. 

"Tabelle 3: Vergleich der sowjetischen und: | 
'Weltmarktpreise-für Zucker, Nickel, (in US- | 
:Cent pro.Pfund) und-Erdäl 


| 1970 1975 1980 1984 1987 


UdSSR 6,1 26,4 475 439 419. 
Weltmarkt 3,8. 20,4 282 52 68; 
Sulfat 

UdSSR. 284 273 319 492 
Weltmarkt 129. 204 295 215. 
Erdöl ($ pro'Barrel) 

UdSSR 175 5,81 12,14 1725 


Weltmarkt 1,80 11,53 28,6728,47. 


Quelle: 

C. Mcsa-Lago, F. Gil, Vingt ans de relations &conomi- 
ques entre !!’URSS et Cuba, in Le Courrier des Pays de 
l’Est, no. 335, 1988, S. 59 ff.und UNO- Wirtschafts- 
kommission für Lateinamerika und die Karibik, Notas 
para cl estudio economico de America Latina y el 
Caribe, 1987 Cuba, Mexico City 14.11.1988, 5.43. 


Wenn Kuba also nicht nur Preisvorteile für 
sich verbuchen konnte, so scheinen die 
Schätzungen westlicher Institutionen das 
Ausmaß der Preissubventionen für die 
Periode von 1971-1984 mit einem Volu- 
men von ca. 27 Mrd. US-$ zutreffend zu 
erfassen. 1985 wurden die Subventionen 
auf 3.75 Mrd. US-$ geschätzt!®. Danach 
dürften die Subventionen etwas zurückge- 
gangen sein, da die UdSSR den Erdölpreis 
1987 aufeinem höheren Niveau gegenüber 
Kuba beließ als gegenüber Polen und Bul- 
garien!!. Auch wurden die Zuckerpreis- 
subventionen geringfügig reduziert, den- 
noch dürften sich auch 1987 und 1988 
noch die jährliche Preissubventionen auf 
eine Größenordnung von mindestens 2,5 
bis 3 Mrd. US-$ belaufen haben, Die Ent- 
wicklungshilfe dürfte sich gemäß so- 
wjetischen Angaben im Zeitraum von 
1960-1989 auf ungefähr 8 Mrd. US-$ 
belaufen haben. Jedoch haben die Subven- 
tionen, projektbezogene Hilfsleistungen 
als auch Handelskredite in einer Größen- 
ordnung von mehr als 17 Mrd. US-$ nicht 
zu einer tragfähigen Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur beigetragen haben. 
Nahezu alle Projekte auf Kubasind erst mit 
mehrjähriger Verspätung in Betrieb 
genommen worden, wiez.B.dieneuen Nik- 
kelerzgruben oder das Atomkraftwerk in 
Cienfuegos, dasstatt 1990 erst 1993 fertig- 
gestellt sein soll. Weiter hat die So- 
wjetunion zwar 1986 einer Aussetzung.der 
Tilgung von Krediten in Höhe von ca. 2,6 
Mrd. US-$ zugestimmt, jedoch selber 
angesichts eigener finanzieller Probleme 
die Zinssätze von 2,5% auf 4% angeho- 
ben!?,. Dennoch, auch ohne eine derartige 
Verschlechterung der Hilfsleistungen, 
wird Kuba zukünftig Probleme haben, die 


"Tabelle 4: Wachstumsraten ausgewählter Indi- 
'katoren. der kubanischen Wirtschaft 1985-88 
‘(in Prozenten) u 


1985 1986 1987 1988 
‚Produziertes 

Nationalein- 

:;kommen 42 20 -48 21 
‚Bruttoindu- © a 

strie- 

produktion 83 2,1 25 2,7 
‚Bruttopro- 

:duktion der 

;Zuckerindu- 

‚strie 05-737 -39 74 
"Bruttopro- 

duktion der 
:Landwirt- Ä 

schaft 14947 -33 37 
-Zuckerpro- j 
;duktion 25 -56 -32 12,2 
‚Bruttoinvesti-- 
tionen 70 0,5 -13 83 
Arbeitspro- 
dukivität  .. 

'inder induswrid 9 -19 -36 02 
‚Export = 3 
ob). :76  -110 14. 22. 
davon iin den. , 
RGW 102 -101 14  -3,7 
‚inden'Westen 30,8 —5,7 28 22,5 
! Import 21972 06 -04 
'davonaus ne 
:demRGW 112 -29 52° -31 
aus dem 

Westen. 10,1 -10,0 -205 24, 
: Devisenbe- 5 

: stände 26.8 516 19,3 


-63,3 
Fob=freonbord —— 
Quelle: Statistisches Jahrbuch des RGW, verschic- 


dene Jahrgänge, Banco Nacional de Cuba, Quarterly 
Report 1984 — 89, eigene Berechnungen 


Winschaft auf ein höheres Entwicklungs- 
niveau zu bringen und der Verschuldungs- 
fallezueentkommen. Die Hauptexportgüter 
Kubas werden sich preismäßig nicht sehr 
positiv entwickeln. Die Nachfrage nach 
diesen Produkten entwickelt sich nicht 
unbedingt dynamisch und die Monokultu- 
ren sind anfällig für äußere Witterungsein- 
flüsse. 


Voll in die Krise 


In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
war Kuba von einer wirtschaftlichen 
Rezession betroffen, die zum einen durch 
schlechte Ernten auf Grund äußerer Witte- 
rungseinflüsse bedingt war, aber auch 
durch die Wirtschaftspolitik der Rectifica- 
ciön verursacht wurde. Tabelle 4 gibt einen 
Überlick, über die Entwicklung einiger 
ökonomischer Indikatoren, die diesen 
wirtschaftlichen Einbruch widerspiegeln. 

Mit der Schließung der privaten Bauern- 
märkte und der Einschränkung bzw. dem 
Verbot privatwirtschaftlicher Tätigkeiten, 
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kam es zu Engpässen bei der Versorgung 
der Bevölkerung. Die offiziell ausgewie- 
sene Arbeitslosenquote wurde mit 6% 
angegeben, wobei die rückkehrenden 
Truppen aus Angola dieses Problem noch 
verschärfen werden. Um das außenwirt- 
schaftliche Ungleichgewicht zu reduzie- 
ren, hat man das Angebot an Konsumgü- 
tern und Dienstleistungen weiter reduziert. 
Im Januar 1990 wurden dann auf dem 
Lande die Brotrationen halbiert und in 
Havanna der Brotpreis um 30% heraufge- 
setzt. Ebenso wurden eine Reihe von 
Sozialleistungen gestrichen, wie die freien 
Mahlzeiten in den Fabrikkantinen. So war 
es kein Wunder, daß die Arbeitsprodukti- 
vität sank. Insgesamt scheint der moralisch 
geprägte Kurs der Rectificaciön ähnlich 
wie die Anwendung des Modells von Che 
Guevara 1966-70 von ökonomischen 
Mißerfolgen begleitet, die sich um so stär- 
ker auswirkenalsdie externen Hilfsleistun- 


‚ gen und Kreditmöglichkeiten zurückge- 


hen. 


Zunehmender Druck 


Die Sowjetunion hat sich bisher sehr kri- 
tisch über den gegenwärtigen Kursin Kuba 
geäußert. In der Prawda vom 9. April die- 
sen Jahres wurde eine Revidierung der 
Zusammenarbeit mit Kuba verlangt!?. Es 
wird zunehmend der ökonomische Nutzen 
dieser Wirtschaftsbeziehungen in Frage 
gestellt. Außenpolitisch und militär-strate- 
gisch ist Kuba immer noch ein wichtiges 
Pfand in der Hand der Sowjetunion. Denn 
bei einem durch sowjetischen Druck ver- 
anlaßten Kurswechsel in Kuba gegenüber 
den USA könnten durchaus materielle 
Vorteile für die Sowjetunion als auch für 
Kuba entstehen. Die Problematik für die 
UdSSR besteht jedoch darin, daß sie kein 
Interesse an cinem politischen und ökono- 
mischen Chaos auf Kuba haben kann und 
damit Castro nicht vollkommen fallen läßt. 
Der Außenhandel mit Kuba wird 1990 
voraussichtlich um 8% zunehmen. Auf der 
anderen Seite hat Gorbatschow bei Aus- 
übung von Öökonomischem Druck auf 
Kuba, um ces zu einem Kurswechsel zu 
bewegen und damit vor einem potentiellem 
finanziellen Kollaps 1991 zubewahren, bei 
Einführung neuer Handelspraktiken im 
RGW, keinüberzeugendes neues Entwick- 
lungsmodellund keine Konzeption füreine 
neue internationale Arbeitsteilung anzu- 
bieten. 

Castro, auf der anderen Seite, versucht die 
Bevölkerung auf einen radikalen und 
moralisch integren Sozialismus einzu- 
schwören, wenn er die Parole „Sozialismus 
oder Tod” ausgibt. Bewußt werden gerade 
indiesem Jahr Informationenüberdie wirt- 
schaftliche Lage in Polen, der DDR, 
Ungarn und der Sowjetunion gebracht, um 
der Bevölkerung die Nachteile der Pere- 
stroika bzw. des Übergangs zu einem 
marktwirtschaftlichen System plastisch 
vor Augen zuführen. Die Kubaner sind also 
doch in stärkerem Maße über den Wandel 
in Osteuropa informiert als es noch 1988 
der Fall war. Die kubanischen Studenten 


als auch die Gastarbeiter sind bzw. werden 
nochbis Ende dieses Jahres aus Osteuropa 
nach Hause geholt. Dennoch zehren die 
Dissidentengruppen als auch die Studen- 
ten vom Bazillus der Perestroika. Zu 
Beginn des Jahres gab es auf Kuba gerade 
von jungen Leuten einige größere Demon- 
stationen für Reformen und Perestroika. 
Fidel Castro hat darauf reagiert, indem er 
mit Jugendlichen diskutierte und an 
Demonstrationen den Schulterschluß mit 
der Jugend suchte, um sie für seine Politik 
der Rectificacion zu gewinnen. Anfang 
März erhöhte er zusätzlich die Stipendien 
für Studenten. Es ist jedoch fraglich, ob 
Castro so die reformfreudigen Gruppen 
bestechen kann. Was nützen höhere Sti- 
pendien, wenn die Wohnungs-und Versor- 
gungssituation sich permanent verschlech- 
tert. Angesichts der in der Vergangenheit 
aufgebauten „falschen” Wirtschaftsstruk- 
turen und der immensen Schuldenlast 
sowie der permanenten Hilfsbedürftigkeit 
der kubanischen Wirtschaft scheint der 
ökonomische Zusammenbruch der kuba- 
nischen Wirtschaft fast zwangsläufig. Es 
stellt sich nur die Frage, ob Fidel Castro 
ähnlich wie Honecker den Gorbatschow- 
schen Ratschlag überhört:,Wer zu spät 
kommt, den bestraft das Leben”. Sollte er 
die Mahnungen ausschlagen, ergäbe sich 
eine ähnliche Situation wie zwischen der 
Bundesrepublik und der DDR, daß näm- 
lich jetzt dieinden USA lebenden Kubaner 
die Sanierung und Transformation Kubas 
in eine Marktwirtschaft mit Hilfe der USA 
übernehmen würden. Die Sowjetunion 
müßte dann offen das Scheitern eines von 
ihr großzügig geförderten Entwicklungwe- 
ges hinnehmen. 

Horst Brezinski 
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Das Ende 


Sowjetunion 


der Konfrontation 


Verhandlungslösungen am Kap 


it dem Ziel, ein modernisiertes 

Südafrika als wirtschaftlich ton- 

angebende Regionalmacht abzu- 
sichern, vollzieht sich am Kap ein Neuord- 
nungsprozeß. Dabei sollen die Interessen 
der Herrschenden in Südafrika sowie die 
seiner westlichen Verbündeten gewahrt 
werden. Die Sowjetunion ist bei diesem 
Prozeß nicht tonangebend. Ihre Politik der 
“regionalen Konfliktlösung“ sanktioniert 
nur eine Entwicklung, die sie aufgrund ih- 
rer eigenen wirtschaftlichen und politi- 
schen Defizite kaum beeinflussen kann. 
Das heißt nicht, daß die Sowjetunion bis- 
lang keine eigenen Interessen inder Region 
verfolgt hat. Es existieren Freundschafts- 
und Kooperationsverträge mit Angola und 
Mocanbique. Die südafrikanische Kom- 
munistische Partei (SACP), in enger Al- 
lianz mit dem ANC, ist bislang eine der 
reuesten Verbündeten der KPdSU gewe- 
sen. Die Sowjetunion hat die Positionen des 
ANC auf allen internationalen Foren und 
in der UNO offen unterstützt und weitrei- 
chende materielle und militärische Hilfe 
geleistet. Die Sowjetunion hat diese Länder 
in ihr geostrategisches Kalkül einbezogen. 
Sie hat sich den Zugriff auf wichtige mine- 
ralische und landwirtschaftliche Rohstoffe 
gesichert. Außerdem sind diese Länder 
wichtige Absatzmärkte für Maschinen, 
landwirtschaftliches Gerät und Industrie- 
güter, die aufdem Weltmarkt nicht konkur- 
renzfähig sind. 
Nach der Unabhängigkeit 1975 war Ango- 
la geprägt vom Krieg und den kolonialen 
Strukturen. Die Rohstoffvorkommen be- 
fanden sich in der Hand ausländischer 
Multis aus den USA, Großbritannien, Süd- 
afrika und der BRD. Verarbeitende Indu- 
strie war kaum vorhanden, 85% allerango- 
lanischen Haushalte lebten von der Subsi- 
stenzproduktion, die zumeist in den Hän- 
den der Frauen liegt. Noch vor der Unab- 
hängigkeitserklärung im Oktober 1975 be- 
ginnt dersog. 2. Unabhängigkeitskrieg.Nur 
mit Hilfe der kubanischen Truppen hat die 
MPLA (Volksbewegung zur Befreiung An- 
golas) sich damals behaupten und die Re- 
gierung übernehmen können. Der Krieg ist 
damit aber keineswegs beendet gewesen: 
nach wie vor kämpfte die UNITA gegen die 
Regierung in Luanda, militärisch von Süd- 


42 blätter des iz3w, Nr. 166, Juli 90 


afrika und finanziell von den USA abgesi- 
chert. 
Noch bevor sich die MPLA auf ihrem 1. 
Parteikongreß 1977 zur “marxistisch-leni- 
nistischen Partei der Arbeit“ erklärte, die 
die Führung beim Aufbau des Sozialismus 
übernehmen sollte, unterzeichneten Neto 
und Breschnew im Oktober 1976 einen auf 
20 Jahre laufenden Freundschafts- und 
Kooperationsvertrag. Die sowjetische Un- 
terstützung Angolas wurde nicht nur aus 
Solidarität, sondern auch aus strategi- 
schem Kalkül geleistet. Es trugder UdSSR 
großes Prestige ein, einem Land gegen die 
Apartheidsarmee zur Unabhängigkeit zu 
verhelfen. Außerdem konnte sie damit im 
südlichen Afrika Fuß fassen. Diese Initiati- 
ve Moskaus paßte in den gesamten politi- 
schen Kontext: die Sowjetunion versuchte 
nach der Niederlage der USA in Indochina 
in die Offensive zukommen, u.a. durch die 
Unterstützung progressiver Regimes in 
Ländern der 3. Welt. Diese Politik Bre- 
schnews beinhaltete starke militärische 
Hilfe für solche Regierungen, die wirt- 
schaftlich weiter an den Westen gebunden 
waren. 


Dieses Grundmuster gilt auch für Angola, 
jedoch hat Angola außerordentlichen Wert 
auf das Prinzip der Blockfreiheit gelegt. 
Obwohl der sowjetisch-angolanische Koo- 
perationsvertrag auch eine wirtschaftlich- 
technisch Zusammenarbeit vorsieht, 
nimmt die militärische Unterstützung ein- 
deutig die wichtigste Funktion ein. 

Die Waffenlieferungen belaufen sich bis 
1987/88 aufeinen Wert vonca.4 Mrd. US- 
$. Zusätzlich befinden sich mehrere hun- 
dert sowjetische Militärberater im Land. 
Angola bezahlt die Waffenlieferungen in 
Devisen. Nach offiziellen angolanischen 
Statistiken schuldet Angola der Sowjetuni- 
onbisEnde 1987 mehrals2 Mrd. US-S,da- 
von 90 % für Waffenlieferungen. So wun- 
dert es nicht, daß ca. 75 % der angolani- 
schen Deviseneinnahmen (zu 90 % aus 
dem Verkauf des Erdöls) in den Verteidi- 
gungsetat fließen. Die gesamten Auslands- 
schulden Angolas belaufen sichinzwischen 
aufüber 4 Mrd. US-$. Mit dem Hauptgläu- 
biger Sowjetunion konnte Angola günstige 
Rückzahlungsbedingungen aushandeln: 


innerhalb von 10 Jahren inklusive 3 Jahren 
Schonfrist beieinem Zinssatz von 3%. Au- 
Berdem konnte bis 1990 ein Moratorium 
der Zins-und Kreditrückzahlungen verein- 
bart werden. 

Im Vergleich zur militärischen Koopera- 
tion ist die wirtschaftliche Zusammenar- 
beit zwischen der Sowjetunion und Angola 
immer vergleichsweise bescheiden gewe- 
sen. Bis 1982 wickelte Angola 2/3 des ge- 
samten Außenhandels mit den kapitalisti- 
schen Industrieländern ab, nur 1/4 mitden 
sozialistischen Staaten insgesamt. Die So- 
wjetunion liefert vor allem Maschinen, 
Landmaschinen und LKW gegen harte De- 
visen. Zudem werden Experten zur Verfü- 
gung gestellt, die die Lücken füllen, die 
nach dem portugiesischen Exodus entstan- 
den sind. Besonders vorteilhaft für die So- 
wjetunion war das 1977 abgeschlossene Fi- 
schereiabkommen, das der Sowjetunion 
Fangrechte in angolanischen Gewässern 
einräumt. Die Sowjetunion hat seitdem die 
angolanischen Gewässer hemmungslos 
überfischt. Schon 1982 wurde dies auch in 
Angola kritisiert und davor gewarnt, daß 
das Land über kurz oder lang zu einem 
fischimportierenden Land werden würde, 
Heutzutage ist Fisch in Angolanur noch zu 
horrenden Preisen auf dem Schwarzmarkt 
erhältlich. 


Trotz des relativ geringen Volumens der 
wirtschaftlichen Kooperation kann die 
UdSSR durch ihre Experten Einfluß neh- 
men. Diese aus der Not geborene, unkriti- 
sche Übernahme von Strukturen für die 
Wirtschaft Angolas, aber vor allem der 
fortdauernde Krieg haben das Land zer- 
stört. Im Oktober 1987 mußte Angola die 
Aufnahme in den internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) und in die Weltbank 
(WB) beantragen und führte sozusagen als 
Vorgabe ein Programm zur *wirtschaftli- 
chen Reform und zum Wiederaufbau“ 
(SEF) ein, das alle Kennzeichen eines typi- 
schen IWF-Strukturanpassungspro- 
gramms enthält. Inzwischen kann die So- 
wjeunion nicht mehr davon ausgehen, ihre 
Schulden einzutreiben bzw. durch die Koo- 
peration mit Angola Devisen zu erwirt- 
schaften, geschweige denn so zu intervenie- 
ren, daß Angola in seiner verzweifelten 


wirtschaftlichen Lage geholfen werden 
kann.Soistesauch verständlich, warum die 
Sowjetunion und Kuba, trotz der militäri- 
schen Niederlage Südafrikas bei dem Na- 
mibia/Angola-Abkommen, das von Süd- 
afrika und der USA aufgestellte Junktim 
zwischen der Unabhängigkeit Namibias 
und den Truppenabzug Kubas akzeptiert 
haben. 


Mocambique wurde fallenge- 
lassen 


Die Situation in Mocambique war ähnlich. 
Auch die FRELIMO (Mocambikanische 
Befreiungsfront) fand bei der Unabhängig- 
keit des Landes eine Wirtschaft vor, die an 
den Interessen der Kolonialmacht Portugal 
und an denen des wirtschaftlich mächtigen 
Südafrika und des ehemaligen Rhodesien 
ausgerichtet war. Die Eckpfeiler der wirt- 
schaftlichen Strategie der FRELIMO, die 
sich 1977 zur marxistisch-leninistischen 
Partei erklärte, sollten die Staatsfarmen 
sein. Im Laufe der Zeit stellte sich heraus, 
daß das zu unkritisch übernommene, stark 
an der UdSSR ausgerichtete Wirtschafts- 
modell nicht ohne weiteres auf mocambi- 
kanische Verhältnisse übertragbar war. Ne- 
ben dem zunehmenden Verfall der Welt- 
marktpreise für seine Exportgüter hat Mo- 
cambique seit Anfang der 80er Jahre voral- 
lem unter dem Krieg der von Südafrika ge- 
steuerten MNR-Banditen zu leiden. Unter 
dem Druck von Umschuldungsverhand- 
lungen erließ die mocambikanische Regie- 
rung 1987 ein “Programm zur wirtschaftli- 
chen Rehabilitierung“ (PRE), das zum 
Wiederaufbau von Marktmechanismen 
führen sollte. 1986 trat Mocambique dem 
IWF und der Weltbank bei. Auf ihrem V. 
Parteikongreß (1989) verabschiedete sich 
die FRELIMO offiziell vom Konzept des 
Marxismus-Leninismus. Die Streikwelle 
im Januar und Februar dieses Jahres deute- 
te auf die enormen sozialen Spannungen, 
die durchdierigiden wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen entstanden sind. Neben dem 
Krieg der MNR war das wirtschaftliche 
Umbauprogramm das Hauptthema bei der 
1. Mai-Kundgebung in Maputo. 

Beidiesem freien Fallindie Arme von IWF, 
Weltbank und Südafrika stellt sich die Fra- 
ge, welche Rolle hat dieSowjetunioninMo- 
cambique überhaupt gespielt? Die Sow 
etunion ist der wichtigste Waffenlieferant 
Mocambiques und schickteinige Experten. 
Aber Kapital für den Aufbau der mocam- 
bikanischen Wirtschaft konnte die So- 
wjetunion nie zur Verfügung stellen. Außer 
einem gemeinsamen Fischereiunterneh- 
men gab es keine bedeutende wirtschaftli- 
che Kooperation. Die Sowjetunion lehnte 
es auch ab, Mocambique in den Rat für Ge- 
genseitige Wirtschaftshilfe (RGW) aufzu- 
nehmen, Für die UdSSR ist Mocambique 
offensichtlich nie von herausragender stra- 
tegischer Bedeutung gewesen, da es sich 
standhaft weigerte, von seinem Grundsatz, 
“den Indischen Ozen zu einer atomwaffen- 
freien Zone des Friedens zumachen“ abzu- 
weichen. Der Sowjetunion ist es deshalb 
nicht erlaubt worden, eine Militärbasis ein- 
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zurichten. Von den 4,3 Mrd. US-$ Zah- 
lungsverpflichtungen schuldet Mocambi- 
que 2,4 Mrd. US-$ der Sowjetunion. Mo- 
cambiques Hoffnungen auf eine Schulden- 
streigung sind zumindest 1989 nicht erfüllt 
worden. Stattdessen ist ein neuer Vertrag 
geschlossen worden, wonach die So- 
wjetunion Mocambique mit Erdölproduk- 
ten, Maschinen, Baumaterialien und gefro- 
renem Fisch (!) versorgen wird. Im Gegen- 
zug erhält sie Tantalit und verschiedene 
agrarische Rohstoffe." Der sowjetische 
Botschafterin Mocambiqueerklärteim Fe- 
bruar 1990, daß man zwar die Regierung 
weiter unterstützen werde, doch könnten 
die wirtschaftlichen Probleme der So- 
wjetunion nicht ignoriert werden. Deswe- 
gen wünschedie Sowjetunion, die zukünfti- 
ge Zusammenarbeit zum “gegenseitigen 


daß man keine spezifischen Interessen in 
Südafrika habe und alle Versuche be- 
kämpft werden müßten, den Konflikt im 
südlichen Afrika zu einem Ost-West- 
Konflikt zu stilisieren.Schon 1987 erklärte 
Victor Goncharoy, stellvertretender Direk- 
ter des Afrikainstituts der Sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften, daß es zu 
einer für jede Seite akzeptablen Lösung in 
Südafrika kommen könne, da weder die 
USA, noch die Sowjetunion besondere In- 
teressen in Südafrika habe.’ Seitens des 
ANC erhoffte sich die Sowjetunion mehr 
“Flexibilität“ und “Objektivität“, anstelle 
“dogmatischer Formulierungen“. Man sei 
beunruhigt durch einige ANC-Mitglieder, 
die versuchten, die sozialistische Revolu- 
tion vor der nationalen Befreiung auf die 
Tagesordnung zu setzen. Dies sei eine Ver- 


Maputo 15 Jahre nach der Unabhängigkeit: Die Sowjetunion zieht sich zurück 


Vorteil“ zu gestalten.? Der Trend ist offen- 
sichtlich: dieSowjetunionziehtsich zurück, 
die westeuropäischen und nordamerikani- 
schen Staaten sowie Südafrika rücken vor. 
Schon beginnt die BRD mit Waffenliefe- 
rungen und Südafrika vereinbart ein Um- 
schuldungsabkommen. Selbst bei der Not- 
hilfe für 1990/91 ist die Sowjetunion nicht 
mehr auf den ersten Rängen zu finden. 


Verhaltene Einmischung 


AuchinSüdafrika baut dieSowjetunionauf 
eine politische Verhandlungslösung. Füh- 
rende Repräsentanten des politischen und 
wissenschaftlichen Etablishments der So- 
wjetunion werden nicht müde zu beteuern, 


wirrung es revolutionären Kampfes. Zwar 
solle der ANC seine sozialistische Propa- 
ganda nicht aufgeben, jedoch müsse die na- 


tionale Befreiung im Mittelpunkt der An- 
strengungen stehen. Letztendlich werde 
Südafrika sozialistisch werden, daran glau- 
beer auch, vielleicht nicht unbedingtinden 
nächsten 25 Jahren, abereventulleineinem 
Jahrhundert. 

Daß diese Überlegungen auf fruchtbaren 
Boden gefallensind, macht nichtnurdiege- 
genwärtige Verhandlungssituation klar. Joe 
Slovo, Generalsekretär der SACP, bezieht 
sich explizit auf Goncharovs Äußerungen, 
wenn er feststellt, daß die offizielle Verab- 
schiedung der FRELIMO vom Maris- 
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mus-Leninismus nur die “Korrektur einer 
voreiligen Umwandlung der Bewegung in 
eine kommunistische "Vanquard-Party’ ge- 
wesen sei.’ Schon länger hat sich die SACP 
vondem KonzeptdesEin-Parteien-Staates 
verabschiedes: “Wir haben genügend Er- 
fahrungenin verschiedenen Teilender Welt 
mit der Ein-Parteien-Herrschaft, um dar- 
ausschließenzukönnen,daßeine wirkliche 
Demokratie unter einem Ein-Parteien- 
System nicht nur schwierig, sondern lang- 
fristig gesehen unmöglich ist.“ Deswegen 
sei auch für Südafrika eine Mehr-Parteien- 
Demokratie wünschenswert, sowohl in der 
nationaldemokratischen wie in der soziali- 
stischen Phase.$ 
Goncharov betont, daß die Sowjetunion. 
nicht mehr bedingungslos die Politik des 
ANC unterstützen werde. Die prinzipielle 
Haltung der Sowjetunion gegenüber de- 
mANC bleibe gültig, d.h., man werden ihm 
weiterhin militärische und andere Unter- 
stützung zukommen lassen. Doch sei die 
Gewährung von militärischer Unterstüt- 
zung abhängig von den Erfolgsaussichten 
eines bewaffneten Kampfes. Die So- 
wjetunionsehees zwar nicht alsihre Aufga- 
be an, dem ANC zu diktieren, welche Stra- 
tegie, Taktik er anzuwenden habe oder 
auch welcher Basis er Verhandlungen mit 
der Regierung fühten sollte. “Aber prinzi- 
piell sind wir natürlich bereit, unseren Ge- 
nossen im ANC einige Ratschläge zu ge- 
ben.“ Diese Äußerungen lassen Raum für 
Spekulationen. Deswegen legt ANC-Ge- 
neralsekretär Alfred Nzo soviel Wert auf 
die Feststellung, daß individuelle Meinun- 
gen von Akademikern keineswegs Aus- 
druck der offiziellen sowjetischen Politik 
seien.’ 
In der Tat hatder ANC allen Grund, sich so 
vehement gegen die Meinungen von “Aka- 
demikern“ zu verwahren, unterlaufen diese 
doch die ANC-Verhandlungspositionen. 
Ein anderes Mitglied des Afrikainstituts 
der Akademie der Wissenschaften, Gleb 
Starushenko, hat schon 1986 wesentlich 
weitreichendere Zugeständnisse des ANC 
an eine Verhandlungslösung verlangt. Er 
stellt fest, daß die anti-rassistischen Kräfte 
eine umfassende Nationalisierung des ka- 
pitalistischen Eigentums nicht als unver- 
zichtbare Vorbedingung für Verhandlun- 
gen betrachtet haben. Außerdem müßten 
sie bereit sein, den Weißen Minderheits- 
rechte zu garantieren. Um die Widersprü- 
che innerhalb des weißen Lagers zu vertie- 
fen, könne der ANC doch schon heute der 
weißen Bevölkerung umfassende Garan- 
tien geben. Starushenko unterbreitet auch 
sogleich konkrete Vorschläge: ein zukünfti- 
ges Parlament solle aus zwei Kammern be- 
stehen, die eine zusammengesetzt auf der 
Basis repräsentativer Vertretung, die ande- 
re mit einem Veto-Recht ausgestattet auf 
der Basis gleicher Vertretung aller vier Ge- 
meinschaften - also auf rassischer Basis. 
Schum zum gegenwärtigen zeitpunkt kön- 
ne die Ausarbeitung entsprechender Ver- 
fassungsprinzipien die Beziehungen zwi- 
schen den einzelnen Bevölkerungsteiler 
pa und Mißtrauen beseitigen hel- 
en. 
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Diese Äußerungen sind so brisant, weil sie 
die zentralen Streitpunkte bei Verhandlun- 
gen zwischen ANC und der Regierung de 


Klerk sind. Der südafrikanische Staatsprä- 


sident de Klerk läßt keinen Zweifel .auf- 
kommen: nicht die Herrschaft der Mehr- 
heit (majority rule) steht für ihn aufder Ra- 
gesordnung, sondern Teilung der Macht 
(sharing of power) ist das Gebot der Stun- 
de. Pikanterweise sind seine Ideen zur Ver- 
wirklichung dieses Prinzips fast denkungs- 
gleich mit Starushenkos:im Parlament kön- 
neeseine repräsentative Vertretunggeben, 
vergleichbar mit dem US-amerikanischen 
Repräsentantenhaus und eine Vertretung 
nach Gruppen, die auch den Minderheiten 
Sicherheit gebe. Für de Klerk geht auch 
kein Weg vorbei an der Garantie bestimm- 
ter “grundlegender Werte“: “Privateigen- 
tum“ und “freies Unternehmertum“, 

Es kann also mit Recht gemutmaßt werden, 
daß Nelson Mandelas Haltung “prinzipiell 
über alleszu verhandeln“ u.a. auf die Hal- 
tung seines bisherigen Hauptverbündeten 
zurückzuführen ist, Er hat in letzten Inter- 
views deutlich gesagt, daß die Freiheits- 
charta nie ein sozialistisches Dokument ge- 
wesen seiund daßes zu Nationalisierungen 
nur in dem Maße kommen werde, das der 
Wirtschaft eines künftigen Südafrika zur- 
träglich sei. Zu den Minderheitenrechten 
äußerte er sich Anfang Februar: die Frage 
müsse zwischen ANC und der Regierung 
verhandelt werden. “Unsere Forderung ist 
klar, aber wie ich schon bei früheren Gele- 
genheiten erklärt habe, uns sind die Ängste 
der Weißen in diesem Lande vor der Domi- 
nierung durch Schwarze durchaus bewußt. 
Wir nehmen dies sehr ernst. Ich bin davon 
überzeugt, daß wir in den Diskussionen 
zwischen ANC undder Regierungeine Lö- 
sung finden werden.“!? 


Zumjetzigen Zeitpunktläßtsichnochnicht 
abschätzen, obsich dieses Modellder Kon- 
fliktlösung für Südafrika tatsächlich reali- 
sieren läßt. Widerstände sind nicht nur in 
den Reihen des ANC zu erwarten. Beson- 
ders von den jungen Radikalen in den 
Townships und den Guerillas in den Aus- 
bildungscamps, sondern vor allem seitens 
der starken unabhängigen Gewerkschafts- 
bewegung, für die die Frage eines sozialisti- 
schen Südafrika trotz aller Umbrüche in 
Osteuropa längst nicht von der Tagesord- 
nung ist. Black Consciousness Movement 
und PAC (Panafricanist Congress of Aza- 
nia) haben schon längst deutlich gemacht, 
daß sie Verhandlungen unter den gegen- 


wärtigen Bedingungen ablehnen. Zwar hat 
oben zitierter Starushenko der SACP bei 
der Disziplinierung dieser Kräfte eine 
wichtige Rolle beigemessen, ob sie diese al- 
lerdingserfüllen kann, steht noch aufeinem 
anderen Blatt: “Die negative Haltung der 
südafrikanischen Kommunistischen Partei 
gegenüber linksextremistischer Demago- 
gie zeigt deutlich, daß die SACP nicht nur 
eine Funktion alsorganisierende revolutio- 
näre Kraft hat, sondern auch alsein Faktor 
der Stabilität und ein Garant gegen Aben- 
teurertum, schwarzem Chauvinismus und 
Rassismus ist.“ 


Dieser ausschließliche Blick auf die Politik 
der Sowjetunion in Südafrika ist nötig, 
beinhaltet aber die Gefahrt, daß wichtigere 
Faktoren aus dem Blick geraten. Nach wie 
vor gilt: die Sowjetunion ist weder in Süd- 
afrika noch in der Region die z.Z. bestim- 
mende Macht. Die Bedingungen und Akti- 
vitäten in Richtung Befriedung der Region 
gehen von anderen Kräften aus: den domi- 
nierenden westlichen Interessen und ihren 
Verbündeten im südafrikanischen Herr- 
schaftsapparat. Das Konzept der “regiona- 
len Konfliktlösung“ der Sowjetunion um- 
schreibt eine Option, die schon längst unter 
dem Druck wirtschaftlicher und mili- 
tärischer Destabilisierung unausweichbar 
geworden ist. 


Werena Rosenke 
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Die Peripherie 
sprengt das Zentrum 


Nationalitätenkonflikte in der Sowjetunion 


Die Politik der Umgestaltung in 
der UdSSR hat innerhalb von fünf 
Jahren gesellschaftliche Bruch- 
stellen zutage gefördert, die heute 
den Bestand dieses Staates bedro- 
hen, wie er seit 1922 existiert. 
Mit an erster Stelle stehen vielfäl- 
tige nationale Konflikte. Die kom- 
plexen nationalen Verhältnisse im 
ganzen östlichen und südöstlichen 
Europa hatten in der Vergangen- 
heit wesentlich dazu beigetragen, 
diese Region zu einem weltpoliti- 
schen Krisenherd zu machen. 
Jetzt zeigt sich, daß die Berück- 
sichtigung nationaler “Minderhei- 
ten“ durch die Schaffung admini- 
strativer Gliederungen, wie dies 
vor allem in der Sowjetunion, aber 
auch in Jugoslawien, Rumänien, 
der VR China oder Vietnam ver- 
sucht wurde, zur Lösung dieser 
Probleme nicht ausreicht. 


ie Zuspitzung des Nationalitäten- 

konflikts zur Überlebensfrage der 

bestehenden staatlichen Struktur 
traf die Reformer unerwartet. Noch in sei- 
ner Rede vom 27. Januar 1987 nannte Gor- 
batschow zwar unter anderen “Schlüssel- 
problemen“ auch “Klassenbezicehungen 
und Beziehungen zwischen den Nationali- 
täten“ (1987,$. 217), verwies dann aber an- 
läßlich kurz vorher ausgebrochener Unru- 
hen in Alma-Ata nur auf die “offenkundig 
ungenügende Durchdringung der Fragen 
der Nationalitätenpolitik“ (ebd., S. 52). Im 
Juli 1988 beklagt Gorbatschow bereits “die 
Verletzung des fundamentalen Gesetzes 
unseres Staates, des Gesetzes der Freund- 
schaft“. Zugleich betonte er die Richtigkeit 
der Verwirklichung der “Lenischen Natio- 
nalitätenpolitik“ in der Sowjetunion (1988, 
S. 493). Beschwörungen der Einheit der 


Armenische Freiwillige im Einsatz 


Völker der Sowjetunion stehen neuere so- 
ziologische Untersuchungen gegenüber, 
die schwere Spannungen zwischen den Na- 
tionalitäten imganzen Landbbelegen (s.No- 
vikova u.a. 1989, bes. S. 4f). 


Lenins Nationalitätenpolitik 


Der Anspruch, die“Leninsche Nationalitä- 
tenpolitik“ verwirklicht zu haben, bezieht 
sich auf das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker, das Lenin als Vertreter der herr- 
schenden Nation im Vielvölkerstaat Ruß- 
land, der Großrussen, entschieden betonte. 
Selbstbestimmung schloß das Recht auf 
Verlassen des Staatsverbandes ausdrück- 
lich ein. Effektiv konnte dieses Recht seit 
Bildung der Sowjetunion nicht wahrge- 
nommen werden. Erst die Verfassung von 
1989 sieht überhaupt eine — als umständ- 
lich und IaNEWIETG Katie — formale 
Prozedur zu seiner Wahrnehmung vor. Aus 
einer Reihe von Gründen muß die Verbin- 
dung eines formal föderativen Staatsauf- 
baus nach Gründung der UdSSR 1922 mit 
extrem zentralistischen Strukturen politi- 
scher Kontrolle und wirtschaftlicher Pla- 


nung zum Kernbestand des stalinistischen 
Herrschaftssystems gezählt werden. Nicht 
zuletzt ist dies einer der Gründe für den 
AufstiegStalins zu einer fast unumschränk- 
ten persönlichen Herrschaftsposition. 

Der extrem verschachtelte föderative Auf- 
bau der Sowjetunion aus Unionsrepubli- 
ken (SSR), diesen unterstellten Autono- 
men Sowjetrepubliken (ASSR) sowie den 
autonomen Verwaltungseinheiten der Au- 
tonomen Gebiete (AG) und Nationalen 
Kreise (NK) entsprach in Wirklichkeit al- 
lenfalls einer beschränkten kulturellen Au- 
tonomie, die vor allem den eingeschränk- 
ten Gebrauch der Sprache der jeweiligen 
“Titularnation“ im kulturellen Bereich, im 
Erziehungswesen, nichtaberals Amtsspra- 
che einschloß. Die komplexe nationale 
Struktur der UdSSR erlaubte kaum eine 
klare territoriale Abgrenzung der Nationa- 
litäten, eine entscheidende Voraussetzung 
für dieeffektive Realisierungdes“Selbstbe- 
stimmungsrechts“. Dieses Problem wurde 
durch die Binnenwanderung vor allem der 
ostslavischen Nationalitäten (Großrussen, 
Ukrainer, in geringerem Maß Weißrussen) 
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noch verstärkt. Hinzu kam die Deportation 
ganzer Völker im Zweiten Weltkrieg. Die 
Folgen sind u.a. die heutige nationale Zu- 
sammensetzung der Kasachischen SSR 
(s.u.), die Präsenz starker russischer Bevöl- 
kerungsanteilein Estlandund Lettland und 
die strategische Bedeutung ihrer‘Haltung 
gegenüber den dort politisch bestimmen- 
den Unabhängigkeitsbewegungen, aber 
auch der Konflikt um das AG Nagornyi 
Karabach. 


Die nationalen Regionen 


Sehr grob lassen sich fünf Hauptgebiete 
nichtrussischer Besiedelung in der Sow- 
jetunion ausmachen. Die europäische Peri- 
pherie besteht aus den drei baltischen Re- 
publiken, Moldavien, Weißrußland, Ukrai- 
ne, sowie der Karelischen ASSR als Be- 
standteil der Russischen Sozialistischen 
Föderativen Sowjetrepublik (RSFSR). Die 
vier Erstgenannten wurden als Folge des 
Hitler-Stalin-Paktes und durch Okkupa- 
tionen während des Zweiten Weltkriegs in 
die Sowjetunion einbezogen. Ukraine und 
Weißrußland kamen im Lauf des Bürger- 
krieges 1918/20 als Sowjetrepubliken un- 
ter bolschewistische Kontrolle und wurden 
1922 Bestandteile der Sowjetunion. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurde ihr Territo- 
rium wesentlich nach Westen erweitert. 
Diese Völker haben jahrhundertealte, oft 
äußerst enge, aber auch konfliktreiche, vor 
allem durch Russifizierung bestimmte Be- 
ziehungen zum historischen Rußland, die 
schon vor 1917 zu Bestrebungen zur Eigen- 
staatlichkeit beitrugen. Diese Gebiete ge- 
hören größtenteils zu den relativ entwickel- 
ten Regionen der UdSSR, vor allem in der 
Ukraine liegen strategische Zentren der 
Schwerindustrie und der Getreideproduk- 
tion. Die nationalen Bewegungen im Balti- 
kum haben hier zugleich die mit der indu- 
striellen Entwicklung verbundene ökologi- 
sche Krise ins Bewußtsein gehoben, Fastim 
Zentrum der RSFSR leben die nationalen 
Minderheiten der Mittleren Wolga, teils 
lange hier siedelnde finno-ugrische Völker, 
teils islamisierte Turkvölker, die im Verlauf 
der mongolischen Eroberungen im 13. 
Jahrhundert einwanderten, Diese Gebiete 
wurden nach 1917 Teil der RSFSR und zu 
verschiedenen Zeiten in ASSR umgewan- 
delt. 


Das Kaukasusgebiet zerfällt in zwei durch 
den Gebirgskamm voneinander getrennte 
Teile. Der nördliche gehört zur RSFSR, ist 
ethnographisch überaus vielgestaltig und 
politisch-administrativ in unterschiedliche 
ASSR und AG gegliedert. Im Süden schlie- 
Ben die drei transkaukasischen Unionsre- 
publiken Grusinien, Armenien und Aser- 
bajdschan an. Die gesamte Region unterlag 
seitihrer Einbeziehungins RussischeReich 
im 19. Jahrhundert forcierter Russifizie- 
rung, die z.T. auf gewaltsamen Widerstand 
stieß. Transkaukasien spielte Anfang des 
20. Jahrhunderts, vor allem in beiden 
Haupt-Flügeln der Sozialdemokratie eine 
wichtige Rolle. Nach 1917 entstanden un- 
ter wechseinder Protektion der Mittel- 
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mächte und der Entente formal selbständi- 
ge Staaten, die am Ende des Russischen 
Bürgerkrieges von der Roten Armee be- 
setzt und in die UdSSR einbezogen wur- 
den. In Armenien erfolgte die Staatenbil- 
dung vor dem Hintergrund der Progrome, 
denen 1915/16 praktisch die gesamte ar- 
menische Bevölkerung der angrenzenden 
Gebieteder Türkeizum Opfer gefallen war. 
Darauf zurückzuführen ist der neuere ar- 
menische Nationalismus. Auf die frühen 
20er Jahre geht auch die gegenwärtig so 
umstrittene Grenzziehung zurück, durch 
die Nagornyj Karabach und Nachitsche- 
wan von Armenien abgetrennt und der 
Aserbajdschanischen SSR zugeschlagen 
wurden. Transkaukasien unterscheidet 
sich von anderen nationalen Randzonen 
der UdSSR durch den vergleichbar gerin- 


Kirgizistan —, sondern auch von den Rus- 
sen zahlenmäßig übertroffen wird. Die 
nördlichen Steppengebiete waren vor al- 
lem in den späten 50er und frühen 60er 
Jahren Gegenstand forcierter Neulandge- 
winnung zum Getreideanbau mit verhee- 
renden ökologischen Folgen. Im Nordteil 
liegen große Bergbau- und Schwerindu- 
striekomplexe und wichtige Erdgas- und 
Erdölvorkommen. 


Die südliche Hälfte Zentralastens besteht 
neben dem Südrand Kasachstans aus den 
Sowjetrepubliken Usbekistan, Turkmeni- 
stan, Kirgizistan und Tadschikistan. Die 
hier liegenden Oasen waren seit vielen 


‚Jahrhunderten wichtige politische und kul- 


turelle Zentren der islamischen Welt. Das 
Gebiet wurde vom Zarenreich 1864-85 un- 


Natürlicher Bevölkerungszuwachs auf 1000 Einwohner 
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gen Anteil von Russen an der Gesamtbe- 
völkerung, Armenien auch durch eine ver- 
gleichsweise hohe ethnische Homogenität. 
Die ökonomische Bedeutung der Region 
lag traditionell neben landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen, darunter Baumwolle, Ge- 
müse, Wein und Südfrüchte, im Nordkau- 
kasus Getreide, vor allem in der Erdölför- 
derung um Baku, der Weiterverarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte, besonders 
von Baumwolle. 

Die schweren, um die Jahreswende 1989/ 
90 wieder aufgebrochenen Konflikte, die 
an der Republikzugehörigkeit von Nagor- 
nyj Karabach ansetzten und bis zur mili- 
tärischen Konfrontation zwischen Arme- 
nien und Aserbajdschan sowie zur Unab- 
hängigkeitserklärung _Nachitschewans 
führten, sind allenfalls vorläufig durch die 
militärische Intervention der Moskauer 
Zentrale beigelegt. Sie stellen neben dem 
Baltikum weiter die unmittelbarste Gefahr 
für den territorialen Zusammenhalt der 
UdSSR dar. Wichtig ist, daß in den neue- 
sten Auseinandersetzungen auf aserbajd- 
schanischer Seite deutlich islamisch-fun- 
damentalistische Parolen vorgebracht wur- 
den. - 

An das Kaukasus-Gebiet schließt im Osten 
Zentralasien an. Die Kasachische SSR im 
Norden besteht größtenteils aus dünn be- 
siedelter Steppe, Halbwüsteund Wüste. Im 
Süden um die Hauptstadt Alma-Ata undin 
einigen Flußoasen wird Bewässerungsfeld- 
bau betrieben. Diesist die einzige Unions- 
republik, in der nicht nur die Titularnation 
in der Minderheit ist — dies gilt auch für 
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terworfen und in kolonialer Manier zur 
Baumwollbasis und Siedlungskolonie ge- 
macht. Nach Einbeziehung in die UdSSR 
wurden 1924-36 die heute noch bestehen- 
den Sowjetrepubliken gebildet. Ob die 
1924-36 gebildeten Sowjetrepubliken in 
einer immer schon ethnisch sehr heteroge- 
nen Region wirklichen nationalen Unter- 
schieden oder eher den Interessen des “tei- 
le und herrsche“ entsprechen, bleibt, vor- 
sichtig gesagt, eine kontroverse Frage. Un- 
streitig blieben die europäischen, vor allem 
russischen Siedler und ein verschärfter Ge- 
gensatz zwischen autochthonem Land und 
russisch dominierter Stadt. Die Boden- 
und Wasserreform überwand dagegen 
zweifellos alte Ausbeutungsstrukturen. 
Die Landwirtschaft der Region blieb aber 
wie unter dem Zarismuseinseitig festgelegt 
auf Baumwollproduktion (s. Kößler 1984, 
S. 13ff). Hinzu kam eine forcierteModerni- 
sierungspolitik in allen Bereichen. Neben 
der besonders in den 30er Jahren forcier- 
ten antireligiösen Politik vor allemeinespe- 
zifische Sprachpolitik. Zunächst wurde 
analog zur kemalistischen Türkei die arabi- 
sche Schrift durch das lateinische Alphabet 
ersetzt. Dies war eine symbolträchtige Mo- 
dernisierung und bewirkte die Einleitung 
der Standardisierung der regionalen Spra- 
chen, ihre Abgrenzung voneinander, aber 
auch eine einheitliche Wiedergabeder zen- 
tralasiatischen Turksprachen und des Tür- 
kischen. Vor allem um die Orientierung auf 
das Russische als zentraler Verkehrs- und 
Verwaltungssprache der UdSSR zu ver- 
stärken, wurden 1939/40 für alle sechs als 


eigenständig anerkannte regionale Spra- 
chen — Kasachisch, Usbekisch, Krakalpa- 
kisch, Turkmenisch, Kirgizisch sowie das 
mit dem Persischen eng verwandte Tad- 
schikisch — kyrillische Schriften einge- 
führt. Kulturelle “Errungenschaften“ wie 
Modernisierung der Schrift waren mit 
Herrschaftsinteressen befrachtet, mit dem 
Bestreben also nach sprachlicher Verein- 
heitlichung des sowjetischen Staatsgebiets. 


Regionale Arbeitsteilung 


Im Norden und Osten der RSFSR schließ- 
lich leben außer Russen und Angehörigen 
sonstiger europäischer Völker eine Viel- 
zahl meist zahlenmäßig kleiner Völker, die 
während der Östexpansion des Zaren- 
reichs unterworfen wurden, zuvor aber 
häufig vorstaatlich organisiert waren. Sie 
sind heute ineiner ganzen Reihe von “Auto- 
nomien“ gegliedert. In sowjetischer Zeiter- 
fuhren diese Völker Modernisierungsschü- 
be wie Verschriftlichung ihrer Sprachen 
und meist Ge Renipung nomadisieren- 
der Lebensfornten. Die ökoligischen Fol- 
gen deer erst angelaufenen Inwertsetzung 
Sibiriens sind schon jetzt gewaltig, bekannt 
istdie schwerwiegende Verschmutzungdes 
Bajkal-Sees. Der Plan zur Umleitung der 
großen Ströme Westsibiriens nach Zentra- 
lasienist nach seinem offizielen Stop auf 
Druck ökologischer Gruppen, die auf zen- 
traler Ebene in Moskau agieren konnten, 
auf ministerieller Ebene offenbar immer 
noch nicht endgültig vom Tisch, Besonders 
in diesen Gebieten, aber auch in anderen 
nationalen Regionen befanden sich 
Schwerpunkte des Gulag, des über die ge- 
samte UdSSR verstreuten Systems der 
Strag- und Zwangsarbeitslager. 


Zentralasien unterlag von allen Regionen 
historisch am eindeutigsten einem Koloni- 
sierungsprozeß. Hier ist am ehesten zu fra- 
gen, wie das koloniale Erbe überwunden 
wurde und wie esfortwirkt. Abgesehen von 
den Unruhen vom Dezember 1986 in Al- 
ma-Ata, die wohl auf eine Provokation der 
gerade abgesetzten Breschnev-treuen Re- 
DR na. zurückgingen und den 
ergriffen auf Mescheten und Armenier 
in Usbekistan 1989, ist Zentralasien kein 
ausgesprochener Brennpunkt des Natio- 
nalitätenproblems. 
Die Region bleibt monostrukturell auf den 
Anbau Baumwolle und etwas Reis festge- 
legt. Dies wird ermöglicht durch eine nach 
Ausmaß und konkreter Form ökologisch 
ruinöse Bewässerungslandwirtschaft. Sie 
hat zur Versalzung des Bodens und zur weit 
fortgeschrittenen Austrocknung des Aral- 
sees geführt mit den Folgen einer Klimaka- 
tastrophe und der Bedrohung der Lebens- 
grundlageninder Region (vgl. FR 21.5.90). 
Usbekistan und die übrigen Oasen-Gebie- 
te Zentralasiens wurden seit Anfang der 
30er Jahre planmäßig als Baumwollbasis, 
unter bewußtem Verzicht aufeine vielseiti- 
ge wirtschaftliche Entwicklung der ein- 
zelnen Republiken und Regionen, ausge- 
baut. An dieser Festlegung hat auch die Di- 
versifizierung in Bereiche wie Bergbau, 
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aber auch Stahlerzeugung und weiterverar- 
beitende Industrie nichts Grundlegendes 
geändert. Das geht aus dem Übergewicht 
der Kulturen von Rohstoffen für die Indu- 
strie (Baumwolle) an der gesamten bewäs- 
serten Anbaufläche in den zentralasiati- 
schen Kerngebieten deutlich hervor. Diese 
Kulturen nehmen in Usbekistan 58 % der 
bewässerten Fläche ein, im Unionsdurch- 
schnitt nur 22,5 %. In Zentralasien liegen 
84,9 % der gesamten bewässerten Fläche, 
die für Industrierohstoffe aufgewandt wird; 
der Rest liegt zu weit über der Hälfte in 
Aserbajdschan. Die Monostruktur der 
Landwirtschaft, vor allem Usbekistans als 
der bevölkerungsreichsten zentralasiati- 
schen Republik, wird auch durch die Pro- 
duktziffern für andere landwirtschaftliche 
Produkte bestätigt. 


wicklung eben dieser Produktion offen- 
kundig an dieser Bevölkerung vorbeige- 
gangen oder aufihren hinhaltenden Wider- 
stand gestoßen ist. Rückständigkeit, wie sie 
hier eingestanden und beklagt wird, ist in 
erster Linie Folge einer planmäßigen Poli- 
tik, dieModernisierungsanstrengungen auf 
die Zuwanderung qualifizierter auswärti- 
ger Kader in die Städte stützte. Die ländli- 
chen Regionen wurden so nicht nur ver- 
nachlässigt und auf die Rolle von Rohstoff- 
lieferanten festgelegt, sondern zugleich zu 
kulturellen Rückzugsgebieten der einhei- 
mischen Bevölkerung. Anders läßt sich die 
Hartnäckigkeit “traditioneller* oder “pa- 
triarchalischer‘ Verhältnisse (Mukomel’ 
1989, S. 10-13) kaum erklären. - 


Säuglingssterblichkeit in ausgewählten Unionsrepubliken (Todesfälle unter ei- 
nem Jahr auf 1000 Geburten) 

1970 
24,7 

31,0 

45,4 

45,9 


UdSSR 
Usb. SSR 
Kirg. SSR 
Tadsch. SSR 
Turk.SSR 
Kas. SSR 
Grus. SSR 
As. SSR 
Arm. SSR 
Mold. SSR 
Quelle: Nar. choz. 1989, S. 29. 


Die Bedeutung dieser monokulturellen 
Ausrichtung der Landwirtschaft wird 
durch ein weiteres Strukturmerkmal gera- 
de der baumwollproduzierenden Republi- 
ken Zentralasiens verstärkt: durch den ex- 
trem hohen Anteil von Kolchosbauern an 
der Titularnation, mithin dem starken Ge- 
wicht der ländlichen Bevölkerung. Diese 
Zahl beträgt für Usbeken 32 %, für Turk- 
menen 45 %. Die Urbanisierung der zen- 
tralasiatischen Nationalitäten ist im Uni- 
onsvergleich extrem langsam oder sogar 
rückläufig. Sowjetische Autoren mußten 
trotz ihres Bemühens um den Nachweis ei- 
ner Tendenz zur Nivellierung eingestehen, 
daß unter den Beschäftigten “das relative 
Gewicht qualifizierter Gruppen von Osten 
nach Westen zunahm“. (Arutunjan/Osta- 
penko 1988, S. 134, 137.) Hinzu kommt ein 
“brain drain“, da Höherqualifizierte eherin 
die Städte und inandere Unionsrepubliken 
abwandern. Die ländliche Überbevölke- 
rung speziell unter den zentralasiatischen 
Ethnien führt zu Spannungen, die durch 
Einflüsse der islamischen Bewegungen in 
den südlich angrenzenden Ländern, 
Afghanistan und Iran, noch verschärft wer- 
den. Dieser Problematik ist auchangesichts 
der aktuellen Konflikte und der durch die 
sowjetische Afghanistan-Invasion zuge- 
spitzten Lage an der zentralasiatischen 
Südgrenze der UdSSR schwerlich durch 
ein Programm der “Anpassung der boden- 
ständigen Bevölkerung an die moderne 
Produktion“ zu begegnen — nach über 50 
Jahren, indenendiec teilweise forcierte Ent- 


1980 
27,3 
47,0 
43,3 
58,1 
53,6 
32,7 
25,4 
30,4 
26,2 
35,0 


1985 
26,0 
45,3 
41,9 
46,8 
52,4 
30,1 
24,0 
29,4 
24,8 
30,9 


1988 
24,7 
43,3 
36,8 
48,9 
53,3 
29,2 
21,9 
27,0 
25,3 
23,0 


Weitgehende Peripherisierung 


Verschärft wird die Situation durch die zur 
Bewahrung staatlicher Einheit kaum ver- 
meidbare Privilegierungdes Russischen als 
gemeinsamer Verkehrs- und Verwaltungs- 
sprache. Der XXVII. Parteitag der KPdSU 
hat das im neuen Programm noch einmal 
betont (vgl. Materialy 1986,$. 157). Einer- 
seits wird so die sprachliche Einheit des 
Staatsgebieis gefördert, andererseits wer- 
den Russen und Russischsprechende 
durch höhere Mobillitätschancen begün- 
stigt, Angehörige gerade der zentralasiati- 
schen Nationalitäten benachteiligt. In die- 
ser Region vertieft sich so noch die Kluft 
zwischen Stadt und Land durch die Akzen- 
tuierung des Gegensatzes zwischen rus- 
sisch geprägten Städten und “traditionel- 
lem“ Land. Geht in den Städten die Kennt- 
nis der Landessprache auch unter denen 
zurück, die sich zu ihr bekennen, so beste- 
hen auf dem Land weiter schwere Defizite 
in der Vermittlung des Russischen. 

Die Ungleichheit zwischen den Unionsre- 
publikenkommt abernichtalleininderarti- 
gen kulturellen Verwerfungen zum Aus- 
druck, die für die Zukunft unschwer wei- 
tere, verschärfte nationale Konflikteerwar- 
ten lassen. Gängige Entwicklungsindikato- 
ren belegen aufgrund sowjetischer Statisti- 
ken den Tatbestand der Unterentwicklung 
(s.Kößler 1984,S. 14f).Einschockierender 
Indikator für diese Ungleichheit ist auch, 
daß die zentralasiatischen Republiken mit 
Ausnahme des Sonderfalls Kasachstan un- 
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ter den Unionsrepubliken am Ende der 
Skala der Lebenserwartung rangieren. Ins- 
besondere weisen sie gegenüber allen an- 
deren Unionsrepubliken eine wesentlich 
höhere Kindersterblichkeit auf (s. Tab. 1). 
Im Gebiet des weitgehend ausgetrockneten 
Aralsees liegt die Säuglingssterblichkeit 
über 10%. Hier, wieauch in Teilen Turkme- 
nistans, herrscht regelrechte Hungersnot. 
Die Kindersterblichkeit weist bei erhebli- 
chen generellen Schwankungen ein durch- 
gängig hohes Niveau für die zentralasiati- 
schen Republiken auf. Das steht auch im 
Gegensatz zu anderen (ehemals) “rück- 
ständigen“ Unionsrepubliken wie Molda- 
vien. Auch mit der bekannten, vom Uni- 
onsdurchschnitt abweichenden, hohen de- 
mographischen Dynamik Zentralasiens 
besteht allenfalls ein lockerer Zusammen- 
hang (s. Tab. 2). Eine “erhebliche Differen- 
zierung zwischen den Republiken der 
UdSSR“ (Ginter, Titma 1987,5.8) istkaum 
bestreitbar — diese Formulierung beschö- 
nigt vielmehr die Wirklichkeit. 
Fortbestehende Ungleichheiten in der Ver- 
sorgung mit sozialen Dienstleistungen zwi- 
schen den Unionsrepubliken und die Be- 
nachteiligung gerade Zentralasiens als des 
eigentlichen früheren Kolonialgebiets sind 
unverkennbar. Darüber können auch Ent- 
wicklungsindikatoren nicht hinwegtäu- 
schen, die sozioökonomische Differenzie- 
rung signalisieren. Aber weder erfassen sie 
in den zentralasiatischen Republiken das 
wichtige Moment der Binnenwanderung, 
noch die Abwanderung qualifizierter Ar- 
beitskräfte in andere Republiken. Die we- 
nigen hier angeführten Daten bestätigen 
vielmehr die Analyse auch kritischer sow- 
jetischer Autoren, daßeine“nationale Inte- 
gration“ der ehemaligen Kolonien des Za- 
rismus bisher weder auf politisch-kulturel- 
ler, noch auf wirtschaftlicher Ebene erfolgt 
ist. Eine wesentliche Ursache dürfte die 
Festlegung der gesamten Region auf die 
primäre Rolledes Rohstofflieferanten sein. 
Halten wir uns die Dynamik vor Augen, 
welche die nationale Frage in der So- 
wjetunion seit 1985 angenommen hat, soist 
eine weitere Verschärfung der nationalen 
Konflikte auch und gerade in den islamisch 
geprägten zentralasiatischen Unionsrepu- 
bliken sehr wahrscheinlich. Ein Vorge- 
schmack könnte die massenhafte Mobili- 
sierung gewesen sein, die zur Jahreswende 
1989/90 unter islamisch-fundamentalisti- 
schen Losungen und ausdrücklichem Be- 
zug auf iranische Vorbilder die kriegeri- 
schen Auseinandersetzungen der Unions- 
republik Aserbajdschan mit der Nachbar- 
republik Armenien begleitet haben. 

Die auch militärisch geführte Konfronta- 
tion zweier Unionsrepubliken Anfang Juni 
1990 anläßlich des Streits um Bodenrechte 
zwischen Usbeken und Kirgisen in der 
Stadt Osch in der Kirgisischen SSR bestä- 
tigt die brisante Situation gerade auch in 
dieser Region. Sie zeigt zugleich, daß die 
Konstruktion der bestehenden Unionsre- 
publiken nicht geeignet war, diekomplexen 
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wirklich zu lösen. Reinhart Kößler 
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Osteuropa und Dritte Welt 


Osteuropa ist heute, Anfang der 90er Jah- 
re, nur noch eine geographische Angabe, 
nachdem der Ruf “Wir sind das Volk“ die 
ehemaligen Staaten des Ostblocks erschüt- 
terte. Aus Verfolgten wurden Verfolger, die 
Herrschenden der vier Nachkriegsjahr- 
zehnte sind in Pension gegangen oder ha- 
ben sich zum demokratischen Sozialismus 
bekehrt. Kurz: Alles, was den Europäer zur 
Zeit interessiert, spielt sich vor seiner 
Haustür ab. 

Kaumeiner hingegen macht sichGedanken 


‚über die Beziehungen der ehemaligen so- 


zialistischen Staaten zu den Ländern und 
Befreiungsbewegungen der Dritten Welt. 
Da wird viel orakelt und vermutet. Zumin- 
dest was die jungen Demokratien im Osten 
Europas betrifft, dürfte alles klar sein: Da- 
mit beschäftigt, ihre eigenen Volkswirt- 
schaften zu modernisieren, werden sie sich 
nicht länger mit aufwendigen entwick- 
kungspolitischen Vorhaben “belasten“. 
Auch die Sowjetunion kündigt eine Reform 
ihrer Entwicklungspolitik an: DasEndeder 
sozialistischen Bruderhilfe ist für manche 
Länder der “sozialistischen Orientierung“ 
Chance und Risiko zugleich. 
In Zeiten des Umbruchs sind Bestandsauf- 
nahmen wichtig. DerinderReihe ÖstEuro- 
paForum erschienene. Band “Osteuropa 
und die Dritte Welt“ informiert den Leser 
gründlich über die verschiedenen Aspekte 
der Ost-Süd-Kontakte. Aufgelegt im Früh- 
jahr 1989 bietet die Aufsatzsammlungeine 
Übersicht an Zahlen und Fakten, die den 
Stand der Beziehungen zwischen den 
RGW-Staaten und der Dritten Welt be- 
schreiben. Während die meisten Artikel 
bereits historischen Charakter haben, ist 
der Artikel von Lothar Jung über den Um- 
denkungsprozeß in der KPdSU und der 
sowjetischen Gesellschaft noch aktuell, 
weilerdie verschiedenen Ausgangspositio- 
nen für eine neue Entwicklungspolitik der 
Sowjetunion beschreibt. 
Die anderen Artikel behandeln sowohl die 
wirtschaftlichen und politischen Beziehun- 
gen zwischen Osteuropa und der Dritten 
Welt im Allgemeinen, als auch spezielle 
Aspekte. So geht Klaus Fritsche näher auf 
die Arbeitsteilung zwischen der Sowjetuni- 
onund Vietnam ein. Ob die nicht-europäi- 
schen RGW-Mitgliedsstaaten ein Modell 
für Entwicklungsländer sind, wie Giovanni 
Grazini seinen Aufsatz in dem Band beti- 
telt, diese Frage dürfte sich heute erübrigt 
haben. Über die Probleme, diediekommu- . 
nistischen Parteien mit der Einschätzung 
revolutionärer Veränderungen in der Drit- 
ten Welt haben, schreibt Elizabeth Kridi 
Valkenier. 
Der 112 Seiten starke Band mit Fachaufsät- 
zen ist damit mehr alsnur Bestandsaufnah- 
me. Er läßt abschätzen, welche Folgen, das 
Auseinanderbröckeln des RGW für die 
Länder des Trikont haben wird. 
hh 


Osteuropa und die Dritte Welt, Junius Ver- 
lag, Berlin 1989, 112 Seiten, DM 12... 


Es liegt 


Frauen 


Hoffnung in 


der Luft 


Frauengruppen 
in Indien 


Austausch und die gegenseitige Er- 
mutigung von Frauen war das Ziel 
mehrerer Seminare, die auf Initiative 
der ASW (Aktionsgemeinschaft Soli- 
darische Welt)! an verschiedenen Or- 
ten Indiens stattfanden. Die Teilneh- 
merinnen waren zum größten Teil 
Frauen aus sog. Frauenselbstvertre- 
tungsgruppen (Sanghams), die die 
ASW seit Jahren unterstützt. Die Ar- 
beit dieser Gruppen zielt auf Selbst- 
hilfe und Bewußtseinsbildung gerade 
der Frauen aus den untersten Gesell- 
schaftsschichten des Landes. 


ine Teilnehmerin eines sehr vielver- 

sprechend verlaufenen Seminars 

im indischen Bangalore im Mai 
1989, zu dem auch Vertreterinnen städti- 
scher Frauenaktionsgruppen angereist wa- 
ren, berichtet stellvertretend für die mei- 
sten indischen Frauen: “Das Problem be- 
ginnt schon in der Kindheit. Seit ich mich 
erinnern kann, hat mein Vater sich immer 
nur Gedanken um die Zukunft meines Bru- 
ders gemacht. Alsich erstmals den Wunsch 
äußerte, zur Schule zu gehen, hat mein Va- 
ter mich nur ausgelacht. Ich mußte lange 
darum kämpfen und viele Tränen vergie- 
ßen, bis ich endlich die Schule besuchen 
durfte. Der Wunsch, nach meiner Ausbil- 
dung in einer sozialen Aktionsgruppe 
(SAG) mitzuarbeiten, stieß dann auf völli- 
ges Unverständnis. Alle Verwandten reg- 
ten sich furchtbar auf und versuchten, mich 
davon abzubringen. Für eine indische 
Tochter kommt normalerweise nur einesin 
Frage: sie muß verheiratet werden und ist 
dann in erster Linie für Haus und Kinder 
zuständig. Nur wenn die ökonomische Si- 
tuation der Familie es erfordert, geht sie ar- 
beiten. Nachdem ich mich zuhause endlich 
durchsetzeri konnte, gingen die Probleme 


Te 


Aufdem Seminar in Orissa wird am Thema Gesundheit die Mißachtung der Frauen für die Teilneh- 


merin deutlich. 


im Arbeitsbereich weiter. Die Männer ak- 
zeptieren uns Mitarbeiterinnen nicht als 


gleichwertig. Besonders die unverheirate- 


ten Frauen sind ihren Belästigungen und 
zweideutigen Bemerkungen ausgesetzt. 
Schwierigkeiten dürfen wir schon gar nicht 
äußern. Wenn wir zum Beispielspät abends 
im Dunkeln von einer Dorfversammlung 
heimkehren müssen, sind wir nach Mei- 
nung der Kollegen selbst dafür verantwort- 
lich, Wir hätten uns den Job ja schließlich 
ausgesucht.“ 

Zu allen Fragestellungen des Seminars 
konnten die Frauen aus eigener Erfahrung 
berichten. Die Begeisterung der 50 Teil- 
nehmerinnen am Ende des Treffens war 
einhellig. Die ASW-Mitarbeiterin Indira 
schreibt: “Auf diesem Workshop passierte 


etwas Bemerkenswertes. Etwas, das sich 


nur schwer auf dem Papier einfangen läßt. 
Wir hatten ausgezeichnete Referentinnen - 
vielleicht die besten im Land. Aber alsdiese 
mit der Intensität und den Bedürfnissen 
konfrontiert wurden, die die Teilnehmerin- 
nen mitgebracht hatten, begannen sie, an- 
statt ihre Vorträge zu halten, einfach mit ih- 
nen zu diskutieren; so, als ob ihr Leben da- 
von abhinge, diese Frauen zu erreichen. 


(Foto: Manuela Geis) 


Konzepte und Zusammenhänge, von de- 
nen wirniemals dachten, daß sie aufdiesem 
Treffen erarbeitet werden könnten, wurden 
in diesen Topf geworfen, der immer kurz 
vor dem Siedepunkt stand, aber niemals 
überkochte. Was in dieser Maiwoche ge- 
schah, war für uns alle bedeutend.“ 

Um noch weiteren Frauen diese Art von 
Austausch, Lernen und gegenseitiger Er- 
mutigung zu ermöglichen, beschlossen die 
Teilnehmerinnen von Bangalore, vier ähn- 
liche Seminare aufregionaler Ebenedurch- 
zuführen. Diese Treffen sollten vor allem 
für Frauen angeboten werden, die auf dem 
Dorf in Sanghams (Selbstvertretungsgrup- 
pen) mitarbeiten. Ziel der Sanghams ist es, 
Frauen der untersten Schicht, meistlandlo- 
se Arbeiterinnen, ein Forum zu bieten und 
sie zu organisieren. Dies geschieht oft in 
Form von Treffen in Näh- oder Webkursen. 
Was für uns eher traditionell klingt - übri- 
gensist Weben in Indieneintypischer Män- 
nerberuf - hat im indischen Kontext eine 
ganz andere Bedeutung, Für viele Frauen 
ist dies die einzige Möglichkeit und Legiti- 
mation, das Haus überhaupt verlassen zu 


“dürfen und der einzige Zugang zu Ausbil- 


dung und Bewußtseinsbildung. In den 
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Die Frauen eines Workshops mit ihren selbstgefertigten Postern 


Frauensanghams, -komitees und -genos- 
senschaften werden “alltägliche Probleme 
wie geringe Wertschätzung und Mißhand- 
lung von Frauen und Mädchen, ungleiche 
Löhne und Mitgift aufgegriffen. Die Frauen 
erfahren, wie sie Zugang zu Regierungsgel- 
dern für Brunnenbau, Straßenbeleuchtung 
und Organisierung von (Kredit-)Koopera- 
tiven bekommen. Die Mehrheit der armen 
Dorfbewohnerinnen sind Analphabetin- 
nen und wissen oft überhaupt nichts von 
den Regierungsprogrammen, geschweige 
denn, wie die Gelder zu beantragen sind. 
Die Mitarbeiterinnen in den Sanghams in- 
formieren die Dorffrauen über ihre Rechte 
und Möglichkeiten und helfen ihnen, An- 
träge zu stellen. Wenn es ihnen auf diese 
Weise gelingt, einen Brunnen finanziert zu 
bekommen, steigt das Ansehen der 
Frauengruppe auch bei der männlichen 
Dorfbevölkerung. 


Wie entstanden die Frauen- 
gruppen 


Die von der ASW unterstützten Frauen- 
gruppen stehen in engem Zusammenhang 
mit den sozialen Aktionsgruppen, die Mit- 
te der 70er Jahre begannen, die Ärmstenin 
den Dörfern gegen lokale Eliten zu organi- 
sieren. Durch Bildungs- und Bewußitseins- 
arbeit sollte den Unterprivilegierten er- 
möglicht werden, ihre Lage und ihren 
Handlungsspielraum zu reflektieren und 
Möglichkeiten zur Veränderung zu entwik- 
keln. 

Den Anstoß für diesen Aufbruch gaben die 
fehlgeschlagenen Regierungsprogramme, 
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die völlig an den Landlosen, den untersten 
Kasten und der Stammesbevölkerung vor- 
bei gingen, die “Grüne Revolution“, die die 
Reichenreicherund die Armen nochärmer 
machte und nicht zuletzt der von Indira 
Gandhi verhängte Ausnahmezustand mit 
Massenarbeitslosigkeit, Wirtschaftsmisere 
und einer Kampagne der Zwangssterilisie- 
rung unter der Schirmherrschaft der Welt- 
bank. 

Zur gleichen Zeit, 1975, wurde die UNO- 
Dekade der Frau ausgerufen, die in Indien 
einen Aufschwung an Aktivitäten und Dis- 
kussionen in Frauenfragen mit sich brach- 
te. In vielen Städten gründeten sich Frauen- 
organisationen. Frauen spielten eine ent- 
scheidende Rolle im Eisenbahnerstreik 
von 1974. Drei Jahre später machte die 
Chipko-Bewegung Schlagzeilen: in Dör- 
fern des Himalayas rebellierten Stammes- 
frauen gegen die Abholzung der Wälder. 
Seit 1979 wird in Delhi das Frauenmagazin 
“Manushi“ publiziert. 


In den Dörfern hatten die Frauen es zum 
Teil noch schwerer, sich zusammenzu- 
schließen. Inden SAGs (Sozialen Aktions- 
gruppen) warnoch Mitteder 80er Jahredie 
Mitarbeit von Frauen nicht erwünscht. Die 
Gruppe fürchtete um ihren Ruf bei der 
Dorfbevölkerung. Forderungen äußerten 
die Frauen nur schr zaghaft. Die Mitarbei- 
terinnen in den SAGs waren mit gleichen 
Problemen konfrontiert wie in ihren Fami- 
lien: wichtige Entscheidungen und beson- 
ders die Verfügung über das Geld behielten 
sich die Männer vor. Dies bestätigten auch 
die _ Teilnehmerinnen des Bangalore- 
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Workshops. Die permanente Ausgrenzung 
der Frauen und die Vernachlässigung ihrer 
Probleme führte dazu, daß separate 
Frauentreffen organisiert wurden und die 
Frauen unabhängige Gruppen gründeten. 
Für die meisten Frauen, die mit der ASW 
zusammenarbeiten, ist es eine neue Erfah- 
rung, sich auch über ihre Dörfer hinaus mit 
anderen Frauen auszutauschen und von 
der Möglichkeit zu erfahren, sich gegensei- 
tig, zum Beispiel bei Protestaktionen gegen 
Mitgift, zu unterstützen. 


Hauptsache die Söhne sind ge- 
sund 


Am Thema Gesundheit wird die Mißach- 
tung von Frauen und Mädchen unddie Ver- 
innerlichung patriarchaler Strukturen be- 
sonders deutlich. Auf dem Regionalsemi- 
nar in Orissa wurde vertiefend darauf ein- 
gegangen. Die medizinische Versorgung 
auf dem Land ist völlig unzureichend. Eine 
Gesundheitsarbeiterin ist für 5000 Men- 
schen zuständig, das nächste Krankenhaus 
Dutzende von Kilometern entfernt. 
Schlechte Verkehrsverbindungen oder 
schlicht nicht vorhandene Verkehrsmittel 
machen die Fahrt zum Arzt zur Odyssee. 
Für eine Tochter wird dieser Aufwand erst 
gar nicht getrieben. 

Wenn es um die Söhne geht, sieht es schon 
anders aus. Es beginnt bereits bei der Er- 
nährung der Säuglinge: Jungen werden län- 
ger gestillt als Mädchen. Im Säuglingsalter 
leiden 19 % der Mädchen, aber nur 2,3 % 
der Jungen an schwerer Unterernährung. 
Im Alter bis zu fünf Jahren haben 71 % der 
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Mädchen Mangelerscheinungen, dagegen 
nur 28 % der Jungen.? 

Binapani von der Frauengruppe Fel- 
lowship erzählt dazu: “Wenn eine Frau 
schwanger ist, gibt es große Spekulationen, 
welches Geschlecht das Kind wohl haben 
wird. Besonders die Schwiegereltern und 
der Ehemann wollen vor allem Söhne. Den 
Wunsch und das Bemühen darum bekun- 
det sich das Brautpaar bei der hinduisti- 
schen Hochzeitszeremonie ausdrücklich. 
Auch die Mehrzahl der Frauen hat diesen 
Wunsch völlig verinnerlicht, weil ihr Anse- 
hen in der Familie durch die Geburt eines 
Sohnes enorm steigt, bzw. sie überhaupt 
erst akzeptiert werden. Außerdem wollen 
sie ihrer Tochter ein Schicksal wie ihr eige- 
nesersparen, indem sie sie erst gar nicht zur 
Welt bringen, 

Wenn nun 'unglücklicherweise’ doch ein 
Mädchen geboren wird, ist die Enttäu- 
schung groß. Die Mutter, während der 
Schwangerschaft noch mit auserlesenen 
Speisen verwöhnt - in der Hoffnung, daß 
(das, was in ihr wächst, ein Junge ist - wird 
plötzlich unsichtbar und mit ihr die Toch- 
ter. Nur wenn sie für Hausarbeiten oder als 
Sündenbock gebraucht wird, taucht sie aus 
der Versenkungauf. Ihr Geschlecht wirdihr 
permanent zum Vorwurf gemacht. 

Wie es unter diesen Umständen um die Ge- 
sundheitsversorgung und Ernährung be- 
stellt ist, beantwortet sich von selbst.“ 


“Die besten Töchter sind die, 
die gar nicht erst geboren wer- 
den.“ 


Der Wunsch nach Söhnen hat in den Städ- 
ten Indiens besondere Auswüchse ange- 
nommen. Das Verfahren der Amniozente- 
se (Fruchtwasserentnahme), vorca. 15 Jah- 
ren zur Früherkennung genetischer Defor- 
mationen bei Föten entwickelt, ermöglicht 
auch, das Geschlecht des Fötus zu bestim- 
men. 
Eine Untersuchung des Women's Center in 
Bombay 1982 ergab, daß sich allein in 
Bombay täglich 10 Frauen diesen Tests un- 
terzogen. Nach Schätzungen wurdenschon 
zwischen 1978 und 1983 etwa 78.000 
‚weiblichen Föten aufgrund der Fruchtwas- 
seruntersuchung in Indien abgetrieben und 
die Tendenz steigt erheblich. 
Paare, die sich für diese Tests entscheiden. 
machen folgende einfache Rechnung auf: 
für die Amniozentese mit anschließendem 
Schwangerschaftsabbruch müssen sie um- 
gerechnet etwa zwanzig bis einhundert DM 
bezahlen, für die Verheiratung eine Mitgift 
von 1.000 bis 50.000 DM je nach Status. 
Auch in den unteren Schichten, in denen 
Mitgift früher nicht üblich war, greift die 
Abtreibung weiblicher Föten- trotz gesetz- 
lichen Verbots - immer weiter um sich. 
Das Forum Against Sex Determination and 
Pre-Seleciion Techniques (Forum gegen 
Geschlechtsbestimmungs- und -auswahl- 
techniken) hat im Bundesstaat Maharash- 
tra einen Gesetzesentwurf gegen die An- 
wendung der Amniozentese zur Ge- 
schlechtsbestimmung erwirkt. Die Gruppe 


organisierte Streikposten vor Kliniken, die 
diese Tests durchführten. 


Bewußtsein ist die wichtigste 
Voraussetzung für Veränderun- 
gen 


Wie das Gesetz gegen Mitgift zeigt, nützen 
rechtliche Regelungen überhaupt nichts, 
solange sich nicht auch die Einstellung und 
das Bewußtsein der Menschen ändern. 
Dies ist das Hauptanliegen der Frauen in 
ihren sozialen Aktionsgruppen. Erst wenn 
die Frauen verinnerlichen, daß sie ein 
Recht aufeigene Identität, Gesundheit, Ge- 
rechtigkeit und selbständige Entscheidung 
sowohl im Privaten als auch im Arbeitsbe- 
reichhaben, können sieetwas verändern. In 
dieser Hinsicht zeigten die Frauentreffen 
sehr positive Wirkung; 


“Ich war bisher sehr still und schüchtern,“ 
sagt Seema. “Meinen männlichen Kollegen 
habe ich nie widersprochen. Durch den 
Workshop in Bangalore gewann ich soviel 
Selbstvertrauen, daß ich meine Meinung 
jetzt vehement vertrat. Alle waren über- 
rascht und kommentierten ironisch:’Dasist 
wohl das Training, das du in Bangalore ge- 
nossen hast! Ich fühle mich aber jetzt um so 
stärker.“ 


Rani fährt fort: “Mein Mann verprügelte 
mich regelmäßig. Als ich vom Frauenwork- 
shop zurückkam, fand ich zum ersten Mal 
den Mut, zurückzuschlagen. Ichmußgeste- 
hen, daß da immer noch ein tief verwurzel- 
tes Gefühl von Schuld in mir ist. Ich zittere 


‚noch heute bei dem Gedanken an meine 


mutige Reaktion. Meine Familie hält das 
natürlich für einen unverzeihlichen Fehl- 
tritt. Die gute Hindufrau muß ihrem Gatten 


demütig untergeben sein. Ich halte das aber 
nicht mehr für richtig. Und die anderen Se- 
minarteilnehmerinnen haben mich darin 
bestärkt. (...) Manchmal habe ich noch das 
Gefühl, nachgeben zu müssen, mich anzu- 
passen ... das kann ich nicht mehr. Die stän- 
digen Ungerechtigkeiten sind mir ein Dorn 
im Fuß. Dieses Gefühlund dasBewußtsein, 
etwas ändern zu können, mußte ich auch: 
den Frauen in meinem Dorf mitteilen.“ 
Das Seminar schloß mit der hoffnungsvol- 
len Feststellung, daß eine Bewegung ange- 
fangen hat und wachsen wird. “Der Prozeß 
geht weiter ... es wird Stolpersteine geben, 
wir werden uns mit neuen Konzepten, 
Komplexitäten und Komplikationen her- 
umschlagen müssen. Aber die Kontinuität 
wird hoffentlich nicht abbrechen,“ soendet 
Indira in ihrem Bericht. 

Manuela Giese 


Anmerkungen 

1 Die ASW ist eine entwicklungspolitische Organisa- 
tion, die Informationsarbeit macht und Selbsthilfe- 
gruppen in der Dritten Welt finanziell unterstützt. 

2 Christa Wichterich, Stree Shakti: Frauen in Indien: 
Von der Stärke der Schwachen, Lamuv Taschen- 
buchverlag, Bornheim-Merten, 1986. 
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Flaggschiff im Westen - 


Interview 


Titanic im Osten 


Johan Galtung zur Europäischen Integration 


Hofbauer: Das sowjetische Dissozia- 
tionsmodell, also das Ausscheren aus der 
kapitalistischen Weltwirtschaft, ist geschei- 
tert. Dieses Modell, sosehresauch inseiner 
stalinistischen Art der Modernisierung 
pervertiert war, hat Sie, Prof. Galtung, in 
den 70er Jahren von einer Bi-Polarität der 
Welt sprechen lassen. Die eine Supermacht 
löstsichnun vor unseren Augen auf. Gibtes 
jetztnurmehreinemonocouleure, eineein- 
polige Welt? 

Galtung: Das wäre sehr europäisch gese- 
hen. Wir haben heute in der Welt sechs Su- 
permächte: die USA, die Sowjetunion, die 
Europäische Union - und ich sage bewußt 
“Union“, und nicht “Gemeinschaft“ -, Chi- 
na, Japan und Indien. Die Situation ist fol- 
gende: Die Sowjetunion befindet sich in 
wilder Desintegration und existiert fast 
nicht mehr. Die Vereinigten Staaten sind 
teilweisebankrott,habenabernocheinein- 
tegrierte politische Struktur und die Euro- 
päische Union wächst außerordentlich 
schnell. 

Hofbauer: Die entscheidenden Verände- 
rungen passieren in Europa. 

Galtung: Hierin Europaerleben wir gera- 
de die Transformation des Systems von ei- 
ner Bipolarität zur Unipolarität. Es gibt 
jetzt eine Hegemonialmacht, die Europäi- 


sche Union. Aber die besteht aus mehreren : 


Komponenten, zuallererst Großdeutsch- 
land - ich spreche nicht von “Wiederverei- 
nigung“, weil Deutschland ja in fünf Teile 
geteilt war und jetzt nur zwei Teile zusam- 
menkommen. 


Hofbauer: Die anderen Teile sind ... 
Galtung: .. Österreich, die polnischen und 
die sowjetischen Gebiete, also Ostpom- 
mern. 

Die zweite Komponente der europäischen 
Hegemonialmacht ist Westeuropa mit ei- 
ner riesigen ökonomischen und kulturellen 
Ausstrahlung. 

Hofbauer: Das Zauberwort für das sich 
öffnende Osteuropa heißt Integration in 
dieses Großeuropa - unter der Führung 
Deutschlands oder Großdeutschlands. 
Galtung: Ich nenne es nicht Integration, 
ich nenne es Unterwerfung. 

Hofbauer: Einverstanden. Integration 
heißt immer auch gleichzeitig Desintegra- 
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Johan Galtung 


Das “amerikanische Jahrhundert“ 
geht zur Neige, das sowjetische Impe- 
rium löst sich auf. Die neue Welt- 
macht heißt Europa. Der norwegische 
Friedens- und Konfliktforscher Johan 
Galtung warnt vor einem europäi- 
schen Großraum, dessen stärkster 
Teil als “Viertes Reich“ in Richtung 
Osten expandiert. Hannes Hofbauer 
von der MONATSZEITUNG aus 
Wien führte mit ihm das folgende Ge- 
spräch. 


tion. Wer ist von dieser Desintegration be- 
troffen, sowohl regional, als auch sozial ge- 
sehen? . 

Galtung: Es gibt Integration in Westeuro- 
pa und Desintegration in Osteuropa. Was 
zusammenbricht, ist die Pax sowjeticainih- 
rer politischen, militärischen, ökonomi- 
schenundkulturellen Ausprägung. Wasdie 
Kultur betrifft, so glaubt niemand mehr an 
die Marxsche Mystik, an die Idee,daß nach 
dem Kapitalismus der Sozialismus und 
dann der Kommunismus folgt. Ökono- 
misch ist der Comecon, der Rat für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe, zerbrochen; und 
das war Planwirtschaft auf internationaler 
Ebene. Militärisch ist der Warschauer Pakt 
de facto nicht mehr existent, sondern nur 
mehr eine militärische Verhandlungsge- 
meinschaft, die keine Rolle mehr spielt. 
Und die politische Integration in Osteuro- 
pa ist ebenfalls obsolet geworden. 
Hofbauer: Im Westen allerdings formiert 
sich ein stark integrierter Wirtschaftsraum. 
Galtung: Wiewohl ich meine, daß 1992 
nur ein kleiner Schritt im Vergleich zu dem 
sein wird, was einige Jahre später folgen 
wird, nämlich die politische und militäri- 
sche Integration der Europäischen Union. 
In Wirklichkeit läuft allesauf diese europäi- 


“sche Supermacht hinaus, die ist schon in 


den Schubladen vorbereitet und ausge- 
dacht. 

Hofbauer: Und Sie finden das gefährlich? 
Galtung: Das gefährlichste dabei ist, daß 
der Unterschied zwischen Ost- und West- 
europa noch nie so groß war wie heute, 


. Aber wir müssen auch sagen, daß die Ge- 


fahr nichts neues ist. Früher hatten wir den 
Stalinismus im Osten und die Gefahr eines 
Nuklearkrieges, die vom Westen ausging. 
Diese beiden Gefahren scheinen jetztüber- 
wunden. 


Hofbauer: Warum meinen Sie, daß die 
Gefahr eines Nuklearkrieges gebannt ist? 
Galtung: Weil diese Art der Kriegführung 
eine BipolaritätvonSupermächtenaufdem 
Kontinent voraussetzt. j 
Hofbauer: Deshalb auch der militärstrate- 
gische Rückgriff auf Einsatzpläne unter- 
halb der Ebene des Atomkrieges? 
Galtung: Ja, denn wirleben heute in Euro- 
pa in einer Konstellation Zentrum-Peri- 


pherie, statt Zentrum-Zentrum. Die neue 
Problemstellung wird sein, daß wir mit 
ständigen Unruhen an der Peripherie der 
Europäischen Union konfrontiert sein 
werden. Nehmen wir die deutschen Investi- 
tionen bis zum Ural - da kann ich mir nicht 
vorstellen, daß das ohne Unruhen vor sich 
gehen wird, wenn es Millionen von Arbeits- 
losen gibt. 


Hofbauer: Warum rechnen Sie mit Millio- 
nen von Arbeitslosen? 


Galtung: Wenn wir eine Erfahrung vom 
Kapitalismushaben, dann istesdie: Kapita- 
lismus ist das beste System für ökonomi- 
sches Wachstum und das schlimmste für die 
Verteilung. D.h., daß esam Rande der Zen- 
tren des kapitalistischen Systems immer 
Armut und Arbeitslosigkeit gibt. Die Vor- 
aussage für Polen z.B.zumnächsten Jahres- 
wechsel ist eine Million Arbeitslose. In 
Warschau werden schon Suppenin Armen- 
küchen verteilt. 


Und für diesebevorstehenden sozialen Un- 
ruhen braucht man keine Nuklearwaffen, 
sondern rasche und flexible Einsatztrup- 
pen, Rapid Deployment Forces, die den 
„Frieden“ garantieren können. 

Hofbauer: ... die befrieden. 


Galtung: Genau. Allesbewegt sichin diese 
Richtung. Und die meisten Menschen in 
Osteuropa glauben, daß ihre neugewonne- 
ne, formale Demokratie alle Probleme lö- 
sen wird und vergessen dabei die ökonomi- 
sche Lage, die Stärke des Westens bei 
gleichzeitiger Schwäche des Ostens. 


Hofbauer: Wo orten Sie die potentiellen 
sozialen Opfer dieser Entwicklung? Bei 
den Rentnern, den kinderreichen Familien, 
beijenen, die der rasanten Modernisierung 
nicht folgen können? 


Galtung: Vorallem bei den nicht gut genug 
geschulten Arbeitern, und das sind eigent- 
lich fast alle. Sie können zwar lesen und 
- schreiben - und das unterscheidet sie von 
den Arbeitern in Lateinamerika -, aber sie 
haben durch den Sozialismus das Arbeiten 
verlernt. Ein beliebter Arbeiterspruch im 
Osten war: Sie, die Fabriksdirektoren, tun 
so, als ob sie uns bezahlen, und wir tun so, 
als ob wir arbeiten. Das findet man viel- 
leicht noch am wenigsten in der Tschechos- 
lowakei und der DDR, aber sonst überall. 
Das jetzige Problem ist, daß die aus dem 
Westen importierte neue Technologie ja 
nicht besonders viel Arbeitskräfte brau- 
chen wird. Die modernen Fabriken produ- 
zieren kapital- und forschungsintensiv, 
nicht arbeitsintensiv. 


Hofbauer: Das heißt, Siegeben der Tsche- 
choslowakei, der DDR, Teilen Ungarns 
und Sloweniensdie Chance, sichinden We- 
sten zu integrieren, allen anderen nicht. 


Galtung: Genau. Aber differenzieren wir 
noch etwas mehr: Ostdeutschland wird in 
“ Deutschland eingeordnet, das wird eine 
Menge Geld kosten, und es wird mit der 


Interview 


Ausbeutung des übrigen Osteuropas be- 
zahlt werden. 

Hofbauer: Wie soll das funktionieren? 
Galtung: Ganz einfach. Man bezahlt dem 
polnischen Arbeiter eine D-Mark pro 
Stunde. Der macht vielleicht nicht so gute 
Arbeit, aber er macht Arbeit. Und dann 
verkauft man die Produkte für kapitalisti- 
sche Preise anderswo, macht damit eine 
Riesenmenge von Geld, und damit finan- 
ziert man die Integration Ostdeutschlands. 
Innerhalb von fünf bis zehn Jahren wird es 
so keine großen Unterschiede mehr geben 
zwischen Ost- und Westdeutschland. 


Hofbauer: Kommen wir nochmals zur 
Auflösung des bipolaren Konfliktes, des 
Stalinismus und des Nuklearismus zurück. 


Hannes Hofbauer 


Welche Konfliktfelder sind jetzt an seine 
Stelle getreten? 

Galtung: Ich sehe vierneueKontfliktfelder: 
Erstens - nach dem Verschwinden der Pax 
sowjetica, die wie ein Teppich über den ver- 
schiedenen Nationen lag - das Auftauchen 
lokaler europäischer Stammeskriege. 
Hofbauer: Also nationalistische Konflikt- 
herde. 

Galtung: Das ist die Sprache, die die Her- 
ren gebrauchen. Die Knechte sehen es an- 
ders. Für sie ist es Befreiung. 

Zweites Konfliktfeld ist die Dritt-Weltisie- 
rung von Osteuropa, die durch die ökono- 
mische Durchdringung unweigerlich ent- 
steht. Da stehen die Deutschen dahinter. 
Sie nennen es “ökonomische Zusammen- 
arbeit“ und “Integration“, aber esist Unter- 
werfung und Ausbeutung. Als drittes Kon- 
fliktfeld sehe ich die Wiederauferstehung 
von Deutschland als Viertes Reich. 
Hofbauer: Das ist doch dasselbe wie die 
ökonomische Unterwerfung. 

Galtung: Nein. Ich sehe das als eigenstän- 
digen Konflikt. Denn, als Deutschland ge- 
spalten war, war ökonomische Unterwer- 
fung auch möglich. Aber damals war 
Deutschland gezähmt, heute oder in naher 
Zukunft istesdas nicht mehr. Nazideutsch- 
land hat 17 europäische Länder besetzt, 
zehn davon waren neutral, die Sowjetunion 


allein hatte 26 Millionen Opfer zu bekla- 
gen. Ich möchte als Norweger sagen, daß 
ich nichts gegen die Vereinigung Deutsch- 
lands habe, aber ich will garantiert haben, 
daß das Sache der europäischen Saaten ist. 
Der vierte Konfliktfaktor ist die Europäi- 
sche Union als Supermacht. 

Hofbauer: Konfliktfeld drei und vier 
schließen sich tendenziell aus. Entweder 
gibt es ein Großdeutschland oder eine Eu- 
ropäische Union. 

Galtung: Es gibt Leute, die das sagen, ich 
glaube nicht, daß das stimmt. Was im Mo- 
ment vor sich geht, ist folgendes: Frank- 
reich bejaht die deutsche Vereinigung, un- 
ter der Bedingung, daß Deutschland sich 
als ein Teil der Europäischen Union ver- 
steht. 

Hofbauer: Also ein Viertes Reich in der 
Festung Europa. 


Galtung: Oder man könnte sagen, die 
Mutter Europa, die mit einem Riesenbaby 
schwanger ist. Die Frage ist nur, wie lange 
sie mit einem solchen Baby schwanger sein 
kann. 

Hofbauer: Und Sie haben Angst vor der 
Geburt? 

Galtung: Ja, um die Mutter. Sehen Sie, die 
Europäische Union ist von Frankreich ge- 
dachtund von Deutschland bezahlt. Und so 
war es ab 1950. Und wenn die Deutschen 
nicht bezahlen, dann sagen die Franzosen, 
daß die Deutschen Nationalisten sind. Und 
wenn die Franzosen das sagen, schweigen 
die Deutschen ... und bezahlen. 
Hofbauer: Und wo sehen Sie überhaupt 
noch einen Widerpart zu diesem europäi- 
schen Reich? 

Galtung: In Europa gibt es keinen. 
Hofbauer: Die USA, Japan? 

Galtung: Japan vielleicht. Meine Voraus- 
sage ist, daß es bald einen gemeinsamen 
Markt zwischen China, Japan und Korea 
geben wird. Die dynamische ökonomische 
Macht ist Japan, der größte Exporteur der 
Welt Deutschland. Das sind die Riesen der 
Zukunft. Die USA wird eine sehr viel klei- 
nere Rolle spielen. 

Hofbauer: Also ist das amerikanische 
Jahrhundert, das nur 35 Jahre seit 1945 ge- 
dauert hat, bereits zu Ende? 

Galtung: Richtig. Anfang 1980 war das 
bereits ersichtlich. 

Hofbauer: Sehen Sie, Herr Prof. Galtung, 
Alternativen zu den Großraumprojekten? 
Galtung: Zum ersten sähe ich gerne eine 
Zusammenarbeit zwischen den sechs EF- 
TA-Ländern, Osteuropa und der So- 
wjetunion. 

Hofbauer: Aber die Führer der osteuro- 
päischen Länder streben direktin Richtung 
EG. 

Galtung: Das weiß ich. Die EG hat eine 
phantastische Anziehungskraft. Aber es 
wäre für den Erhalt des Friedens besser, 
wenn Osteuropa mit der EFTA kooperie- 
ren würde. Später könnte dann ein gemein- 
samer EG-EFTA-Vertrag unterzeichnet 
werden, für einen sogenannten Europät- 
schen Ökonomischen Wirtschaftsraum. So 
hätte man anstelle des vergangenen mili- 
tärischen „Gleichgewichts“ ein ökonomi- 
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sches. Mit der “Europäischen Union“-Lö- 
sung allerdings droht ein militärisches und 
ökonomisches Ungleichgewicht. 
Hofbauer: Der einzige politisch namhafte 
Akteur, der Ihr Projekt derzeit betreibt, ist 
Gorbatschow. 
Galtung: Ich weiß nicht genau, was erjetzt 
betreibt. Er hat die Geschichte verändert, 
und ich bin nicht so überzeugt, daß er das 
auch in der Zukunft machen kann. Denn 
jetzt liegt die Initiative in den Händen der 
politischen Führer in Westeuropa. 
Hofbauer: Wohin kann das ganze führen, 
bestenfalls ... oder schlechtestenfalls? 
Galtung: Ich fürchte zwei Sachen. Die 
Ausbeutung und Armut in Osteuropa und 
die Konfrontationen, die sich daraus erge- 
. ben. ; 
Hofbauer: Sie meinen Krieg. 
Galtung: Eher viele kleine Konfliktherde 
und einen oftmaligen Einsatz von Rapid 
.Deployment Forces. Krieg ist ein wenig 
überholt als Begriff. Wahrscheinlicher sind 
punktuelle gewalttätige Konfrontationen. 
Das beste, was sein könnte, wäre ökonomi- 
sches Gleichgewicht und Aufbau einer 
paneuropäischen Sicherheitsstruktur, viel- 
leicht ausgehend von der KSZE-Konfe- 
renz. 
Ich hätte gerne drei Konföderationen mit 
jeweils mehreren Regierungen in Europa 
gesehen. Erstenseine deutsche Konfödera- 
tion mitderBRD,der DDRund Westberlin 
als drittem Teil. Zweitens wäre mir statt der 
Sowjetunion eine sowjetische Konfödera- 
tion lieber, mit 15 oder mehr Teilnehmern. 
Also Unabhängigkeit Litauens und der an- 
deren Republiken und dann Zusammenar- 
beit und Konföderation mit Moskau. Ich 
sehe ja gar nicht, wie z.B. diese baltischen 
Länder ökonomisch überlebensfähig sind 
ohne den sowjetischen Rahmen. Und die 
dritte Konföderation wäre eine Bewahrung 
der EG, wie sie sich in etwa heute darstellt. 
Es gibt dort - noch - eigenständige Regie- 
rungen, die fruchtbar zusammenarbeiten 
können. 
Hofbauer: Und die Länder dazwischen. 
z.B. Österreich? 
Galtung: Die setzen ihre bisherige Politik 
fort. Österreich bleibt Österreich. 
Hofbauer: Das ist ein sehr konservativer 
-Plan. 
Galtung: Ja, und deswegen ein guter Plan. 
Außer man ist begeistert von einer Super- 
machtundeinemunterdeutscherHegemo- 
nie stehenden europäischen Großraum. 
Aberdie Weltbraucht heutzutage keineSu- 
permächte.Davonhatsieinder Vergangen- 
heit schon genug gehabt. 
Hofbauer: Danke für das Gespräch. 
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Entwicklungstheorie 


Integration in die 
Weltwirtschaft 


Vision oder Alptraum? 


Die Integration der Dritten Welt in die 
Weltwirtschaft und die Ausrichtungih- 
rerÖkonomienaufdiekapitalistischen 
Zentren galt in der kritischen Entwick- 
lungstheorie lange Zeit als die Ent- 
wicklungsblockade schlechthin. Fol- 


‘gerichtig wurde der Dritten Welt zur 


Einleitung von Entwicklung eine Ab- 
koppelung vom Weltmarkt empfohlen. 


SeiteinigeostasiatischeSchwellenlän- 
der demonstrierten, daß auch auf dem 
Wege einer Ausrichtung auf den Welt- 
markt eine Aufhebung des Peripherie- 
Status möglich ist, konnte das Abkop- 
pelungskonzept nicht mehr überzeu- 
gen und mußte ad acta gelegt werden. 


Erst neuerdings, seit dem durch das 
Zusammenrücken von erster und zwei- 
ter Welt das ökonomische Interesse an 
der Dritten Welt zurückgeht, taucht 


ie IWF- und Weltbank-Funktionä- 
D re gehen davon aus, daß ihre seit 

Anfang der 80er Jahre den Ent- 
wicklungsländern verordneten Anpas- 
sungsstrategien zu deren Integration inden 
Weltmarkt führen. Notwendige Maßnah- 
men auf dem Weg zur Weltmarktintegra- 
tion seien die Rücknahme staatlicher Inter- 
ventionen in die Ökonomie, die Kürzung 
des Staatshaushaltsdefizits,.die Streichung 
von Nahrungsmittelsubventionen, die Li- 
beralisierung des Finanzmarktes und der 
Abbau von Importrestriktionen. Viele Kri- 
tiker der beiden Finanzinstitutionen teilen 
deren Position, daß die den Entwicklungs- 
ländern aufoktroyierten liberalen Roßku- 
ren zur stärkeren Eingliederung in die 
Weltwirtschaft beitragen. Entsprechend 
richtete sich auch während der Anti-IWF- 
und Weltbankkampagne 1988 die Kritik 
gegen die vermeintliche “Zwangsintegra- 
tion“ der Dritten Weltin die Weltwirtschaft. 
Nach 10 Jahren orthodoxer Anpassungs- 
politik kann heute jedoch festgestellt wer- 
den, daß der Anspruch von IWF und Welt- 
bank, die Weltmarktintegration der Ent- 


der Begriff Abkoppelung wieder in der 
entwicklungstheoretischen Diskus- 
sion auf. Allerdings ist er nun negativ 
besetzt. Es gibt nur wenige, die von der 
real stattfindenden (Zwangs-)Abkop- 
pelung der Dritten Welt von der Welt- 
wirtschaft neue Entwicklungsimpulse 
fürderen Ökonomienerwarten. Ist die- 
se Sichtweise berechtigt? 

Die Autoren des folgenden Beitrags je- 
denfalls gehören zu den Abkoppe- 
lungsskeptikern. Sie erblicken in einer 
selektiven und aktiven Eingliederung 
in die Weltwirtschaft die für die mei- 
sten Dritte Welt Ökonomien angezeig- 
te Rezeptur. 

Wir möchten diese Sichtweise zur Dis- 
kussion stellen und hoffen, mit dem 
Abdruck des Beitrags eine neue ent- 
wicklungstheoretische Debatte in 
Gang zu'setzen. Die Redaktion 


wicklungsländer zu fördern, nicht realisiert 
wurde. Vielmehr erleben wir eine zuneh- 
mende Abdrängung der Entwicklungslän- 
der aus dem Weltmarkt. 

Der Anteil der Entwicklungsländer am 
Welthandel - Schwellenländer mitgerech- 
net - sanık zwischen 1980 und 1987 von 
25,8 auf 19,5 Prozent). Die Zuflüsse von 
Direktinvestitionen in die Dritte Welt ver- 
ringern sich drastisch. 1982 erhielten die 
Dritte-Welt-Länder 30,4 % aller weltwei- 
ten Direktinvestitionen, 1985 waren es nur 
noch 23,3%.Die Tendenz ist weiterfallend. 
Der Rückgang der bundesdeutschen Di- 
rektinvestitionen in die Dritte Welt ist be- 
sonders krass. 1970 flossen 23,7 % aller 
Auslandsinvestitionen in die Peripherie, 
1987 10,4% und 1988 nur noch 2,8%. Der 
Trend zur Marginalisierung der Entwick- 
lungsländer ließe sich an weiteren Indika- 
toren zeigen. 


Der IWF erklärt diese Entwicklung mit 
dem Verweis darauf, daß seine Anpas- 
sungspolitiken nicht konsequent genug 
durchgeführt worden sind. Interessant ist 


jedoch, daß die wenigen erfolgreichen Ent- 
wicklungsländer solche sind, die gerade 
nicht den TWF-Rezepten gefolgt waren.Ei- 
nige ost- und südostasiatische Länder, spe- 
ziell Taiwan und Südkorea, praktizierten 
keineswegs den neoliberalen IWF-Kurs. 
Genauere Untersuchungen zeigen die ent- 
scheidende Rolle des Staates, bis hin zur 
Verstaatlichung des Bankensystems, im 
Prozeß nachholender Entwicklung in die- 
sen Ökonomien. 


Die IWF-Politiken sind primär auf die Si- 
‘cherungder Schuldendienstzahlungen aus- 
gerichtet. Daher müssen schnell Handels- 
bilanzüberschüsse angestrebt werden. Es 
'gilt daher die Importe zu senken, so daß 
häufig auch notwendige Importe von Ma- 
- schinen und damit notwendige Moderni- 
sierungen ausbleiben. Zudem stehen die 
Exportüberschüsse in der Regel nicht etwa 
für Neuinvestitionen zur Verfügung, son- 
dernmüssen an die internationalen Banken 
überwiesen werden. Brasilien beispielswei- 
serealisierteinden vergangenen Jahren be- 
achtliche Handelsbilanzüberschüsse von 
jeweils über 10 Mrd. US-$ und mußte diese 
. vollständig an die internationalen Banken 
transferieren. Modernisierungen blieben 
infolge dieser Deinvestitionsstrategie aus, 
der Abstand zu den Produktivitätsniveaus 
in der Weltwirtschaft wird immer größer, 
der tendenzielle Abkopplungseffekt wird 
verstärkt. Zudem führen die ziellosen Han- 
delsliberalisierungen des IWF dazu, daß 
auch potentiell weltmarktfähige Industrien 
durch Billigimporte zerstört werden. Ein 
sukzessives Hineinwachsen in den Welt- 
markt wird so unmöglich, die Länder blei- 
benaufihre traditionellen Agrar- und Roh- 
stoffexporte, deren Preiseimmer weiterfal- 
len, angewiesen. Damit wird die traditio- 
nelle Weltarbeitsteilung verfestigt. 


Es ist daher irreführend, wenn die IWF- 
Vertreter von einer Weltmarktintegration 
als “*Entwicklungsziel“ und ein großer Teil 
ihrer Kritiker von einer “Zwangsintegra- 
tion“ der Entwicklungsländer als Folge der 
orthodoxen TWF-Anpassungsprogramme 
reden. Vielmehr führen diese bisher zur 
Fortschreibung des Trends der tendenziel- 
len “Zwangsabkopplung“ von zwei Dritteln 
der Welt ausder Weltwirtschaft. Lange Zeit 
galt die Abkopplung der Entwicklungslän- 
der aus der Weltwirtschaft in der kritischen 
Entwicklungstheorie als positive Utopie. 
Könnte die nun festgestellte “Zwangsab- 
kopplung“ nicht als Chance aufgefaßt und 
genutzt werden, um Exportzwänge und 
Abhängigkeiten von den Industrienationen 
abzubauen, einen höheren Grad an Selbst- 
versorgung der eigenen Bevölkerung zuer- 
reichen, umregionale Integrationsprozesse 
in Gang zu setzen und endlich ein eigenes 
binnenmarktorientiertes Entwicklungs- 
modell durchzusetzen? Sollte gerade der 
IWF günstige Bedingungen für eine “auto- 
zentrierte Entwicklung“ geschaffenhaben? 


Entwicklungstheorie 


Abkopplung: Vom Traum zum 
Alptraum 


In Lateinamerika zumindest ist der Traum, 
eine nationale Industriestruktur aufzu- 
bauen, diese auf den Binnenmarkt zu kon- 
zentrieren und so die Abhängigkeit vom 
Weltmarkt sukzessive zu verringern, ge- 
scheitert. 

Erst einmal wurde das Devisenproblem, 
das entsprechend des ursprünglichen Kon- 
zepis durch die Substitution der Importe 
nach und nach überwunden werden sollte, 
immer weniger lösbar. Da Exporte von In- 
dustriegütern nicht vorgesehen waren (bin- 
nenmarktorientierte Industrialisierung), 
waren die Ökonomen weiter auf (steigen- 
de) Ausfuhren von Agrargütern und Roh- 
stoffen angewiesen, um die notwendigen 
Vorprodukte zum Aufbau und zur Instand- 
haltung der nationalen Industrien zu finan- 
zieren. Die Industrialisierung blieb abhän- 
gig vom Agrarsektor und von Exportpro- 
dukten, deren Weltmarktpreise nach dem 
zweiten Weltkrieg immer weiter sanken. 
Die binnenmarktorientierte Industrialisie- 
rung führte paradoxerweise aufgrund der 
ungenügenden Binnennachfrage in allen 
lateinamerikanischen Staaten zu einer 
Stagnation des Volkseinkommens und da- 
mit des Binnenmarktes, der eigentlich ent- 
wickelt und ausgebaut werden sollte. Die 
Strategie entpuppte sich als ineffizient, un- 
sozial und unökologisch. 


Ineffizient, weil sich hinter den hohen Zoll- 
mauern Oligopole herausbildeten, die mit 
veraltenden Maschinen weder von Kon- 
kurrenten auf dem Binnenmarkt noch 
durch Weltmarktkonkurrenz unter Innova- 
tionsdruck gesetzt wurden. Damit wurde 
der Abstand zum internationalen Produk- 
tivitäts- und Preisniveau immer größer. Zu- 
dem führte die Idee, möglichst die gesamte 
Palette der Industriegüter im Land selbst 
fertigen zu müssen, dazu, daß in kleinen Se- 
rien zu hohen Kosten produziert wurde. 
Die sozialen Kosten dieses Modells wur- 
den immer deutlicher sichtbar. Die Konsu- 
mentenpreise blieben trotz niedriger Löh- 
ne hoch. Das Preisniveau lag häufig 400 % 
über den Weltmarktpreisen. Gerade viele 
multinationale Konzerne dominierten die 
Konsumgüterbranchen (Automobilindu- 
strie u.a.) und schöpften auf den hochpro- 
tektionierten Märkten Extraprofite ab. 
Unökologisch war diese Entwicklung, weil 
auf den vermachteten Märkten nur lang- 
sam technologische Neuerungen einge- 
führt wurden. Die veralteten Anlagen wa- 
ren und sind ressourcen- und energieinten- 
siv. 


Das Fazit fällt ernüchternd aus. Dienahezu 
ausschließliche Orientierung der nationa- 
len Industrien auf die Binnenmärkte hat 
keinesfalls die Abhängigkeit vom Welt- 
markt verringert bzw. die nationalen Auto- 
nomiespielräume erhöht. Im Gegenteil. 
Die Kehrseite dieser Strategie ist eine “pas- 
sive Integration“ in die Weltwirtschaft und 
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eineökonomische Dauerstagnation.Diela- 
teinamerikanischen Gesellschaften blie- 
ben bis heute, nach 100 Jahren Industriali- 
sierung, weitestgehend auf Rohstoffexpor- 
te angewiesen. Die TWF-Strategien verfe- 
stigen diese “passive Weltmarktintegra- 
tion“ und die alte Form der internationalen 
Arbeitsteilung (Rohstoffe gegen Industrie- 
waren). 

Es geht also gar nicht um den lange gepfleg- 
ten Konflikt Weltmarktintegration vs. Ab- 
kopplung, sondern um “passive Integra- 
tion“, die zu tendenzieller Zwangsabkopp- 
lung der Dritten Welt aus der Weltgesell- 
schaft führt, vs. Formen “aktiver Integra- 
tion“, um die nationalen Handlungsspiel- 
räume zu erweitern und die Dauerstagna- 
tion und Verarmung ganzer Länder zu 
überwinden. 

Eine Alternative zur letztgenannten Op- 
tion ist nur schwer denkbar, wenn man wei- 
terhin den armen Ländern das Recht auf 
Entwicklung und Industrialisierung zubil- 
ligt. 


Regionalisierung als Ausweg? 


Seit Beginn der Verschuldungskrise richte- 
te sich die Hoffnung vieler auf die Region 
als Ausweg aus der Krise. Doch die reale 
Entwicklung gibt kaum Anlaß zu Optimis- 
mus. Der lateinamerikanische Regional- 
markt ist vonden weltwirtschaftlichen Um- 
bruchprozessen negativ betroffen, wäh- 
rend der gesamte Welthandel prosperiert. 
Der Welthandel wuchs seit 1983 um jähr- 
lich sieben Prozent, der Handel zwischen 
den lateinamerikanischen Ländern sarık 
demgegenüber zwischen 1981 und 1987 
von 11,3 Mrd. Dollar auf 7,6 Mrd. Dollar. 
Der Regionalmarkt allein kann daher keine 
Alternative zur gescheiterten Beschrän- 
kung auf den Binnenmarkt darstellen. 

Es gilt Binnen-, Regional- und Weltmarkt- 
potentiale zugleich zu nutzen. Dabei spielt 
der Regionalmarkt als Absicherung einer 
“selektiven Weltmarktintegration“ sicher 
eine wichtige Rolle. 

Eine selektive und aktive Integration in die 
Weltwirtschaft und die regionale Integra- 
tion können sich gegenseitig bedingen und 
verstärken und zur Voraussetzung für- 
einander werden. Die Entwicklungsländer 
müssen sich um eine sukzessive Verbesse- 
rung der produktiven Basis ihrer Ökono- 
mienund damit um Produktivitäts- und Ef- 
fizienssteigerungen kümmern, um aus der 


Stagnation des Binnenmarktes ausbrechen- 


zu können. 

Dennoch geht es nicht um eine einseitige 
Weltmarkt- oder Exportorientierung, son- 
dern um die Überwindung der einseitigen 
und gescheiterten Binnenmarktbeschrän- 
kung. Es geht auch nicht um nachholende 
Entwicklung im Sinne von “kopierter Ent- 
wicklung“ und “nachholender Umweltzer- 
störung“. Neue Entwicklungsoptionen und 
gesellschaftliche Neuorientierungen sind 
im Süden, aber auch im Norden gefragt. 
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Entwicklungstheorie 


Reformen im Norden sind an- 
gesagt 


Im Norden stehen einschneidende Verän- 
derungen an, wenn den Ländern der Drit- 
ten Welt Entwicklungsoptionenermöglicht 
werden sollen. 


Erstens ist eine umfassende Entschuldung, 
also ein Schuldenverzicht der Industrielän- 
der unverzichtbar. Im Falle der DDR weist 
jeder Ökonom von rechts bis links ganz 
selbstverständlich und richtig darauf hin, 
daß die Sanierung und Modernisierung ei- 
nermaroden Ökonomie Milliardenbeträge 
kostet. Demnach sind Kapitalzuflüsse not- 
wendig, um überhaupt aneine Wiederbele- 
bung der Ökonomie denken zu können. 
Diese Binsenweisheit gilt nicht nur für die 
maroden Ökonomien in Osteuropa, son- 
dern überall auf der Welt - auch in Latein- 
amerika. 


Zweitens läßt sich eine asymmetrische Ent- 
wicklung des Protektionismus beobachten. 
Die Entwicklungsländer müssenunterdem 
Einfluß des IWF ihre Märkte liberalisieren 
und öffnen. Gleichzeitig verstärken sich 
protektionistische Tendenzen in den Indu- 
strieländern. Diese Entwicklungstendenz 
muß umgekehrt werden. Es sind die Ent- 
wicklungsländer, die selektiven Protektio- 
nismus benötigen, um in die Weltwirtschaft 
hineinwachsen zu können. 


Drittens darf das uneingeschränkte Primat 
der Ökonomie, das inden “Volkswirtschaf- 
ten“ der Industrieländer längst vielfach 
durch politische, soziale und ökologische 
Regulierungen gebrochen und modifiziert 
wurde, nicht uneingeschränkt und ungezü- 
gelt auf weltwirtschaftlicher Ebene walten. 


Viertens ist der rasche ökologische Umbau 
der Industriegesellschaften Bedingung da- 
für, den Entwicklungsländern Chancen ei- 
ner Entwicklung zu eröffnen. Der pro- 
Kopf-Energie-Verbrauch und die CO,- 
Emission in den Industrieländern müssen 
durch effizientere Nutzung drastisch ge- 
senkt werden, um die notwendige entwick- 
lungsbedingte Steigerung des Energiever- 
brauchs in den Entwicklungsländern zu er- 
möglichen. 

Fatal und zynisch wäre es, die Klima- und 
Ozonlochproblematik gegen Industriali- 
sierungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
in der Dritten Welt auszuspielen. Es muß 
vielmehr darum gehen, die Entwicklungs- 
prozesse im Süden sofort auf der Basis 
modernster umweltfreundlicher Energie- 
systeme und effizienter Energieumwand- 
lung und -nutzung aufzubauen. Das Öko- 
Institut in Freiburg spricht zu Recht vonder 
Notwendigkeit einer “Effizienzrevolu- 
tion“, die im Norden und im Süden im Be- 
reich der Energieumwandlungstechnolo- 
gien, der Reduzierung des Individualver- 
kehrs etc. stattfinden müsse. 

Falsche Bescheidenheit und der Verzicht 
auf Entwicklung ist von Seiten der Ent- 
wicklungsländer völligunangebracht, nicht 


zuletzt, weil sie den Norden von Anpas- 

sungslasten befreit: beim ökologischen 

Umbau, bei Abbau von Protektionismus, 

bei der Zurückdrängung der Automobili- 

sierung, Die scheinbar radikalsten Positio- 

nen derer, die Abkopplung, den Abschied. 
von jeglicher Form industrieller Entwick- 

Iungund das Zurück zu “einfachen Lebens- 
formen“ - für die Völker der Dritten Welt, 
versteht sich - fordern, entsprechen dabei 
durchaus den Interessen der Industrielän- 
der, notwendige ökologische Veränderun- 

gen hinauszuschieben. 

Die Gefahr eines “Ökoimperialismus“, der 
darin besteht, daß im Norden auf dem zer- 

störerischen Pfad fortgeschritten und der 

längst überfällige Umbau unserer Indu- 

striegesellschaften hinausgezögert, der Sü- 

den aber zur einfachen Agrar- oder gar 

Subsistenzwirtschaft angehalten wird, darf 
nicht unterschätzt werden. Die Sorge der 
Industrieländer um die Regenwälder die- 

ser Welt ist sicher nicht nur altruistischer 

Natur. 


Angesichts dieser Problemfülle scheint.es 
sicher, daß die ungelösten Probleme unse- 
rer Welt wieder auf der politischen Tages- 
ordnung stehen, wenn in Ost- und Westeu- 
ropadie Nebelschwaden deraltenund neu- 
en Ludwig Erhard-Ideologen verzogen 
sind: Ökologiekrise - soziales Unrecht - 
und das Elend der Dritten Welt. Es gilt das 
politische Vakuum, das die idealistischen 
Markteuphoriker zurücklassen werden, 
auszufüllen. Dazu müssen jedoch auch wir 
auf eigene, falsche Idealismen und Ulusio- 
nen verzichten. Die alte Utopie der Ab- 
kopplung von der Weltwirtschaft hat sich 
als Alptraum entpuppt. Die Vision ist die 
selektive und aktive Eingliederungder Ent- 
wicklungsländer in die Weltwirtschaft, auf 
der Grundlage durchgreifender ökonomi- 
scher, ökologischer, sozialer und demokra- 
tischer Reformen im Norden, im Ostenund 
im Süden. 


Leopoldo Märmora/Dirk Messner 


Anmerkung: 

! Hinter diesen Zahlen verbergen sich große Unter- 
schiede: Die Länder Süd- und Südostasiens erfuhren 
während des genannten Zeitraumes einen kontinu- 
ierlichen Aufschwung. Lag ihr Anteilam Welthandel 
1970 noch bei 5,3 %, so wuchs er auf 7,3 % bis 1980 
und erreichte 1987 9,6 %. Dafür war der Marginali- 
sierungsprozeß für die anderen Regionen umso stär- 
ker. Lateinamerikas Anteil am Welthandel fiel von 
5,7%im Jahre 1980 auf 3,55% im Jahre 1987 undlag 
damit knapp vor dem Afrikas und Westasiens. 


Wer sich intensiver mit der Thematik beschäfti- 
gen will, sei verwiesen auf folgende Publikatio- 
nen der beiden Autoren: 

Alte Entwicklungstheorien - neue Internationa- 
lismusbegriffe. Arbeitspapier des Instituts für 
internationale Politik Wuppertal, Anfang 1990. 
Bezug: Institut für internationale Politik, Neue 
Friedrichstr. 12, 5600 Wuppertal 


Die Berlinale ’90 
und der 


* junge’ Dritte Welt Film 


as 20. Internationale Forum des 

jungen Films der diesjährigen Ber- 

linale war ebenso wie alle anderen 
Ereignisse von dem politischen Umbruch 
in Osteuropa und insbesondere von jenem 
im anderen deutschen Nachkriegsstaat ge- 
kennzeichnet. Seinen Niederschlag fand 
diese Entwicklung in dem Programm- 
schwerpunkt: Verbotsfilme aus der DDR. 
Mit dem 11. Plenumdes ZK der SED ende- 
te das politische Tauwetter der Jahre 1965/ 
66 ebenso abrupt wie es begonnen hatte. 
Fast die gesamte Jahresproduktion der ost- 
deutschen 'DEFA’-Studios landete in den 
ideologischen Panzerschränkender stalini- 
stischenSED. Nun, 25 Jahre später, gelang- 
ten sieben dieser Verbotsfilme im 'Forum 
des jungen Films’ zur Aufführung. 
Die Präsenz von Filmen aus der 'Dritten 
Welt’hat darunter freilich stark gelitten,der 
prozentuale Anteil am Gesamtprogramm 
des 'Forums’ war weit geringer als in den 
vergangenen Jahren. Für die Präsentation 
des in der BRD meist unbekannten Film- 
schaffens einzelner Länder der "Dritten 
Welt’ hat das "Internationale Forum des 
jungen Films‘, das in den nunmehr 20 Jah- 
ren seines Bestehens zum festen Bestand- 
teil der Filmfestspiele geworden ist, eine 
nicht zu unterschätzende Bedeutung ge- 
wonnen. Es bleibt zu hoffen, daß die dies- 
jährige Auswahlpraxis nicht zur Regel 
wird. Immerhin fällt diesmal die Auswahl 
vorzustellender Filme - es waren nur vier - 
nicht schwer. 
LA NACION CLANDESTINA - ‘Die ge- 
heime Nation’ - ist in Bolivien entstanden 
und erzählt am Beispiel eines individuellen 
Schicksals die fortdauernde Unterdrük- 
kung und menschliche Geringschätzung, 
die die Indianer in diesem Land - ebenso 
wie in anderen lateinamerikanischen Län- 
dern - erfahren. Esist die Lebensgeschichte 
eines Sargtischlers von dem Volke der Ay- 
maras, der sich nach langen Jahren der 'in- 
neren Emigration’ in der Stadt entschließt, 
in sein Dorf auf der bolivianischen Hoch- 
ebene, dem Altiplano, zurückzukehren. Ei- 
ne lange Reise beginnt, die immer wieder 
unterbrochen wird von biographischen 
Rückblenden. Das durchgängige Merkmal 
dieser realistisch geschilderten indiani- 
schen Lebensgeschichte: Der Protagonist 
ist als Indianer ein Fremder im eigenen 
Land, der von der herrschenden Gesell- 
schaft nie respektiert wurde. 
Der Film thematisiert viele Aspekte der 
Lebensrealität der Indianer Lateinameri- 
kas. Dem Zuschauer offenbart sich, was es 
in Südamerika bedeutet, einer unterdrück- 
ten und nicht geachteten ethnischen Min- 
derheit anzugehören. Auch wenn der Film 
mit seinem Anliegen eine spürbare inhaltli- 


Film 


che Dichte entwickelt, ist er mit seinen zwei 
Stunden zu langatmig, fordert dem Interes- 
sierten ein gehöriges Maß an Konzentra- 
tion ab. Immer wieder wird eine der rück- 
blickenden Sequenzen eingeschoben. Der 
Film wird so zueinernichtendenwollenden 
Aufzählung von Situationen der Benach- 
teiligung, die dielndianerdurchdiebolivia- 
nische Gesellschaft erfahren. 

Realisiert wurde LA NACION CLANDE- 
STINA von der vor 20 Jahren gegründeten 
Gruppe 'Ukamau), die bis heute das einzige 
Filmkollektiv Boliviens geblieben ist, und 
die bereits mitihrem ersten Spielfilm UKA- 


MAU die Kultur der Aymaras, dieser 'ver- - 


borgenen Nation’zum Themagemacht hat- 


te. 

BODA SECRATA - 'Die heimliche Hoch- 
zeit’ - ein argentinischer Film, beginnt mit 
einer eigentümlichen Szene. Ein nackter 
Mann rennt durch die Häuserschluchten 
der argentinischen Metropole Buenos Ai- 
res. Zwei Polizisten greifen ihn auf und 
identifizieren ihn als einen gewissen Fer- 
min Gracia, einen Revolutionär, derangeb- 
lich vor dreizehn Jahren unter der Militär- 
diktatur ermordet worden war. Fermin 
wird wieder entlassen, verläßt die Haupt- 
stadt mit dem Bus und kehrt in ein kleines 
Dorfim Norden des Landes zurück, indem 
er vor fünfzehn Jahren seine Geliebte Tota 
zurückgelassen hat. Obwohl für Tota das 
Warten auf Fermin zu einer Obsession ge- 
worden ist, erkennt sie ihn bei seiner Rück- 
kehr nicht. Für den kleinen Ort stellt die 
Anwesenheit des 'Fremden‘, zumindest in 
den Augen der Obrigkeit, eine Gefahr dar. 
Der Pfarrer der Gemeinde deckt die Ver- 
gangenheit Fermins auf und droht ihn zu 
denunzieren. Aus Verzweiflung bringt er 
den Pfarrer um, gesteht Tota seine Liebe 
und will mit ihr heimlich fliehen. Fermin 
wird gefaßt und deportiert. Wie fünfzehn 
Jahre zuvor verspricht er zurückzukehren 
und es schließt sich der Kreis, wenn auch 
unter veränderten politischen Vorzeichen. 
Die argentinische Vergangenheitsbewälti- 
gung ist noch nicht geleistet, und die Altla- 
sten’ einer düsteren und nicht allzufernen 
Zeit werfen ihre Schatten. Man denke nur 
an die derzeitige politische Lage unter dem 
popularistischen Führer Menem. Die Ge- 
fahr eines rechtsgerichteten Regimes mit 
faschistoiden Zügen scheint noch lange 
nicht gebannt. 

Der Regisseur Agrestis, der bereits 1988 
seinen Film DIE LIEBE IST EINE DIK- 
KE FRAU im Forum vorgestellt hatte, 
nimmt in seinem neuesten Film die gesell- 
schaftliche Realität Argentiniens unter die 
Lupe und attackiert jene Heuchlerei, an 
welcher die argentinische Gesellschaft 
krankı. 


Der zweite argentinische Film ULTIMAS 
IMAGENES DEL NAUFRAGIO - Letzte 
Bilder des Schiffbruchs’ - thematisiert ei- 
nen anderen Aspekt der Geschichte Ar- 
gentiniens. Dieses lateinamerikanische 
Land hatte sich immer stärker nach Europa 
ausgerichtet als auf seine unmittelbaren 
Nachbarländer. Mit Nationen wie Chile 
und Mexiko sieht man sich nicht in einem 
Boot-sozumindest die Auffassungder Ge- 
neration der 60er Jahre in Argentinien. Die 
politischen Erfahrungen, die diese Genera- 
tion in den letzten Jahrzehnten gemacht 
hat, widersprechen jedoch diesen Vorstel- 
lungen. Die Spirale des Elends beginnt 
auch dieses Land und seine Mittelschicht 
zu erfassen. 

Roberto ist Versicherungsvertreter, deraus 
seinem trüben Dasein ausbricht, um einen 
Roman zu schreiben. Eines Tages beobach- 
tet er in der U-Bahn, wie eine junge Frau 
sich auf ihren Selbstmord vorbereitet. Er 
kann sie daran hindern, muß jedoch erken- 
nen, daß dieser Versuch nur vorgetäuscht 


‚war und - ganz rational - der Selbsterhal- 


tung dienen sollte. So lernt er ihre bemer- 
kenswerte Familie kennen, die irgendwo 
am Rande der Großstadt Buenos Aires - 
gleichsam wie am Ende der Welt und am 
Rande der Gesellschaft - lebt. Diese seltsa- 
me Familie hofft auf die Rückkehr des Va- 
ters, oder mehr noch auf ein Ereignis, das 
ihr die Rückkehr zu einem besseren Leben 
ermöglicht. In diese Welt bricht der schrift- 
stellerisch tätige Versicherungsvertreter 
ein, auch er auf der Suche nach Selbstver- 
wirklichung. 

Der Regisseur Eliseo Subiela beschreibt 
die seltsamen Existenzen in langen, reflek- 
tiven Einstellungen und verbindet die 
Handlungsstränge zu Sinnbildern des ar- 
gentinischen 'Schiffbruchs‘, der insbeson- 
dere einer der Mittelschicht ist; und er 
macht die in Argentinien herrschende Ver- 
zweiflung und Apathie zum Thema. 

Der vierte Film SIDDHESHWARI wurde 
von dem indischen Autorenfilmemacher 
Mani Kaul, der sowohl das Drehbuch ge- 
schrieben wie auch Regie geführt hat, vor- 
gestellt. Mani Kaul zählt zu den wichtigsten 
Filmemachern des ’'New Indian Cinema’ 
und eröffnet in allen seinen Filmen einen 
Blick auf die indische Gesellschaft, der 
über eine nur aktuelle Analyse weit hinaus- 
weist. Er sucht nach den kulturellen Wur- 
zeln seiner Gesellschaft und deren Tradi- 
tionen. So auch in seinem neuesten Film, 
der vom schwierigen Aufstieg einer der be- 
deutendsten Sängerinnen der Thumri-Mu- 
sik, Siddheshwari Devi erzählt. 
Siddheshwari, die als große Persönlichkeit 
der Thumri-Musik in Indien gilt, knüpft an 
die Tradition der Thumri-Musik an, die 
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sich’Gandharva’nennt undihre Ursprünge 
in einer der großen Sagen Indiens hat. Der 
Regisseur erzählt die ganz persönliche Le- 
bensgeschichte dieser eigenwilligen Frau 
und Sängerin. Mani Kaul gelingt es, die Le- 
benslinie der Sängerin in filmisch faszinie- 
renden Bildern einzufangen. Die Grenzen 
zwischen Dokumentar- und Spielfilm ver- 
schwimmen. Die Bilder des Films, der 
Filmmaterial aus Siddheshwaris Leben mit 
darstellendem Spiel verbindet, sind in 
blaues Licht getaucht, kommen und verge- 
hen in Blau - Krishna, der blaue Gott, ist 
überall, im Wasser und am Himmel, aufden 
Mauern und den Straßen. 

Kaul eröffnet dem unbedarften europäi- 
schen Betrachter eine Zugangsmöglich- 
keit, indem er traditionelle filmische Er- 
zählformen hinter sich läßt. Ereröffnet den 
Blick auf eine traditionelle und zugleich 
moderne indische Gesellschaft, die nur 
vordergründig, für ein europäisches Auge, 
die eines Entwicklungslandes ist. 


Detlev Kanotscher 


MAHLZEIT! 


Wenn Sie wissen wollen, 
was Sie morgen 
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sollen, dann müssen Sie 
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wird: HighChem heute und 
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DEM 
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die Industrie. Wollen Sie . 
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Der Marsch auf die 
Festung Europa 


Im Rahmen des Medienereignisses “Eine 
Welt für alle“ flimmerte als Top-Act der in 
europäischer Zusammenarbeit produzier- 
te Film“Der Marsch“überdieBildschirme. 
Schon im Vorfeld löste dieser Film heftige 
Kritik aus, da er den Hunger im Sahel auf 
fragwürdige Weise thematisiert. 

Die Handlung des Films ist einfach: Eine 
Gruppe hungernder Sudanesen, angeführt 
von Isa ElMahdi - einer Art afrikanischem 
Gandhi -,macht sich aufden Wegins reiche 
Europa. Die Europäer fühlen sich bedroht, 
hektische Debatten folgen im Europarat. 
Die rastlose EG-Kommissarin für Ent- 
wicklungshilfe, Clare Fitzgerald, kämpft 
verbissen für ihre Lösungsvorschläge. Für 
die Verhandlungen mit dem “Moralisten“ 
Mahdi scheint sie bestens gerüstet. Zumei- 
nen wird sie als Frau auch unterdrückt und 


zum anderen ist sie frei von jeglicher Senti-r 
mentalität, weil sie diesen Job doch nicht 


aus Überzeugung gewählt hat, sondern le- 
diglich, um Karriere zu machen - wie sie 
selbst betont. Doch ihre Rechnung geht 
nicht auf, beide Lösungsvorschläge kom- 


men zu spät. Das Nothilfeprogramm kann - 


den Marsch kurz vor seinem Ziel nicht 
mehr stoppen und der Vorschlag, die Afri- 
kaner in kleinen, kontrollierbaren Grup- 
pen einwandern zu lassen, wurde von ihren 
Kollegen im Europarat nie ernsthaft in Er- 
wägung gezogen. Längst hat sich die euro- 
päische Sicherheitsarmee in Spanien po- 
stiert, um die Festung Europa zu verteidi- 
gen. 
Wie muß man diese Festung Europa inter- 
pretieren? Braucht Europa ein neues 
Feindbild? In Zeiten, in denen die osteuro- 
päischen Staaten nicht mehr als Feindbild 
dienenkönnen, sondern für die neuepositi- 
ve Bestimmung des europäischen Hauses 
benötigt werden, inZeiten,indenenderim- 
perialistische Gegenspieler USA immer 
noch zu mächtig ist, um einen brauchbaren 
Feind abzugeben, drängt sich die soge- 
nannte Dritte Welt geradezu als neues 
Feindbild auf. Das ökonomische Europa 
der Banker und Manager ist bereits Reali- 
tät.Soliegtes nahe, daß das Feindbild Drit- 
te Welt dazu dient, ein neues europäisches 
“Wir“-Gefühl zu erzeugen, um damit den 
EG-Binnenmarkt ideologisch zu veran- 
kern. Der EG-Binnenmarkt bedeutet je- 
doch für die Länder der Dritten Welt eine 
massive Bedrohung. Damit stellt das Bild - 
die defensive Festung Europa - die realen 
Machtverhältnisse auf den Kopf. 

anbei, rw, ck 


Verschuldung verständlich 
erklärt 


Das vorliegende Büchlein - ur- 
sprünglich für die arme Bevölkerung 
Lateinamerikas geschrieben und ge- 
zeichnet - geht den Ursachen der ho- 
hen Verschuldung nach und zeichnet 
den Weg des Geldes von Norden 
nachSüdenund vonSüdennach Nor- 
den auf. Texte und Bilder zeigen, wie 
sich die Banken und der Internatio- 
nale Währungsfond das Zurückzah- 
len der Schulden vorstellen und wel- 
che Konsequenzen dies für Frauen, 
Männer und Kinder Lateinamerikas 


“hat. Und es stellen sich Fragen: Wer 


steht überhaupt in der Schuld wes- 
sen? Istes nicht unmoralisch, die Not 
der Armen durch hohe Zinssätze 
auszunützen? Warum haben die Kir- 
chen ihr Zinsverbot mehr und mehr 


‘vergessen und erinnern sich nicht 


mehr an das biblische "Gnadenjahr 
Gottes‘, in dem alle gepfändeten 
Landstücke zurückgegeben, die 
Sklaven freigelassen und die Schul- 
den gestrichen werden? 


Lateinamerika: 

Schulden und kein Ende 

Ein Sachcomic zur lateinamerikani- 
schen Verschuldungskrise 

Edition Exodus 1990 

48S. ca. DM/Sfr 6.80 

ISBN 3-905575-03-5 


Südafrika 1990 

Trotz Wandel kein Ende der 
Apartheid — 

Sanktionen weiterhin notwendig 


Autor: Klaus Heidel 
Reihe: Werkstattberichte Nr. 8, 
März1990 i 


Inhalt: 


Die Reformen unter De Klerk; Re- 
pressionen und Unruhen in den 
Townships; Anhaltende Sanktions- 


forderungen; BRD-Wirtschaftsbe- 
ziehungen zur RSA 

mit zahlreichen Schaubildern 

Preis: 4,- DM 


Bezug: Werkstatt Ökonomie, Obere 
Seegasse 18, 6900 Heidelberg 


Zionismus, 


gestern und 
heute 


eim Lesen der Aufsätze Hannah 

Arendts hält man es kaum für mög- 

lich, daß diese Textein den vierziger 
Jahren entstanden sind. Der Leser ist ge- 
neigtanzunehmen, Zerrissenheitund Iden- 
titätskrise der heutigen israelischen Gesell- 
schaft seien Gegenstand der Betrachtun- 
gen. Arendt untersucht indessen die, Krise 
der jüdischen Nationalbewegung vor der 
- Gründung des Staates Israel. Die Wesens- 
gleichheiten sind enorm, Arendts Prophe- 
zeihungen bezüglich zukünftiger Entwick- 
lungen im Nahen Osten und innerhalb der 
jüdischen Gemeinschaft verblüffend. 
Hannah Arendt bedauert die Richtung, die 
der Zionismus eingeschlagen hatte: das 
Bestreben einer nationalstaatlichen Lö- 
sung der Judenfrage und die damit verbun- 
dene Teilung Palästinas sowie das Setzen 
auf die militärische Karte. Die Sicherheit 
der palästinensischen Juden degeneriere 
zu militärischer Sicherheit. Arendt warnt 
vor einer Entwicklung, in der legitime 
Selbstverteidigung in zwanghafte Selbst- 
zerstörung übergehen müsse. Selbstzerstö- 
rung ist hier nicht nur physisch gemeint, 
sondern meint auch die Verabschiedung 
von der humanistischen Tradition des Ju- 
dentums. Ein jüdischer Staat inmitteneiner 
zwangsläufig feindlich eingestellten Um- 
welt verkomme zu einem Kriegerstaat. Die 
Teilung Palästinas zementiere den Kon- 
flikt. 
Hannah Arendt unterscheidet zwei Rich- 
tungen des Zionismus. Die in der Tradition 
Herzls stehende hoffte, dem “ewigwähren- 
den, in der Natur des Menschen angeleg- 
ten“ Antisemitismus mit der Schaffung ei- 
nes souveränen jüdischen Staates begeg- 
nen zu können. Die andere Richtung, von 
Ahad Ha’am inspiriert, sah in Palästina ein 
spirituelles Zentrum, “von welchem Impul- 
sezur geistigen EntwicklungallerJudenan- 
derer Länder ausgehen würden - und nicht 
ein Land, das ethnische Homogenität und 
nationale Souveränität bräuchte.“ 
Die Wege der beiden Strömungen waren 
verschieden. Während Anhänger der 
Ha’am-Richtung sich als Bestandteil der 
Region ansahen und demzufolge eine Ver- 
ständigung und einen Austausch mit der 
ansässigen arabischen Bevölkerung such- 
ten und ihren Anspruch aufeine Heimstät- 
te (nicht Staat!) in Palästina aus den Früch- 
ten ihrer Arbeit ableiteten, konzentrierten 
sich die Herzl-Nachfolger nicht auf die 
Volkssouveränität sondern auf national- 
staatliche Unabhängigkeit. Sie traten in Pa- 
lästina als Anhängsel imperialistischer In- 
teressen auf, leiteten ihren Anspruch auf 
das Land aus der “Schenkung“ eines briti- 
schen Lords (gemeint ist Lord Balfour) ab 
und vertraten einen Zionismus, der den In- 


Rezensionen 


teressen aller in Palästina lebenden Men- 
schen entgegenstand. 
Hannah Arendt legt die Wurzeln des Kon- 
flikts zwischen Israelis und Palästinensern 
bloß. Ob die von ihr favorisierte föderative 
Lösung mit politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Verflechtung der in Palä- 
stina lebenden Volksgruppen zum Frieden 
geführt hätte, ist Spekulation. Dochdaßder 
politische Horizont der jüngsten israeli- 
schen Regierung immer nur so weit reichte, 
wie ihre Raketen fliegen können, daß der 
jüdische Staat von Schlacht zu Schlacht 
siegreich war, ohne den Krieg gewinnen zu 
können, und vor allem, daß Israel nahezu 
mit Besessenheit dem palästinensischen 
Volk seine Selbstbestimmung zu verwei- 
gern versucht, hat seine Ursachen in der 
von Arendt aufgezeigten Krise des Zionis- 
mus. ! 
Henryk M. Broder beschließt sein Nach- 
wort im Sinne Hannah Arendts mit der 
Feststellung, daß die letzte große Heraus- 
forderungfürden Zionismus hundert Jahre 
nach seinem Entstehen die Aufgabe ist, da- 
für zu sorgen, daß den Palästinensern end- 
lich Recht zuteil wird. . 

Jörg Später 


Hannah Arendt: Die Krise des Zionis- 
mus. Essays und Kommentare 2 

Aus dem Amerikanischen v. Eike Gie- 
sel, mit einem Nachwort v. Henryk 
M. Broder; Verlag Klaus Bittermann; 
Berlin 1989; 237 S.; DM 28,- 


Olga Benario, 
jüdische Kommunistin 
aus Deutschland 


eit einiger Zeit liegt die deutsche 

Übersetzung einer brasilianischen 

Version der Lebensgeschichte Olga 
Benarios vor. Fernando Morais, der Autor, 
kann auf einen guten Erfolg zurückblicken. 
Bereits ein Jahr nach Erscheinen (1985) 
des Buchesin Brasilien gab essieben Aufla- 
gen mit inzwischen sicherlich mehr als 
100.000 verkauften Exemplaren. 
Olga Benario wurde 1908 in München- 
Schwabing geboren und ging Mitte der 
20er Jahre nach Berlin, wo sie sich der KP 
anschloß. Sie nahm 1928 an der Befreiung 
ihres Freundes Otto Braun ausdem Moabi- 
ter Gefängnis teil und flüchtete mit ihm 
nach Moskau. Hier arbeitete Olga Benario 
bei der Komintern und lernte Luis Carlos 
Prestes, den berühmten brasilianischen 
Kommunisten, kennen, den sie auf seiner 
Rückreise nach Brasilien begleitete. 
Beide reisten unter falschen Namen und 
ausSicherheitsgründen mit großen Umwe- 
gen nach Brasilien, wo sie im Auftrag der 
Komintern einen Aufstand für 1935 plan- 
ten. Leider schlug dieser fehl und die Ver- 
folgung der Beteiligten begann. 
Durch besondere Härte und Bnutalität trat 
dabeiFilinto Müller, Polizeichefvon Riode 
Janeiro, hervor. Folterungen der Gefange- 
nen standen an der Tagesordnung. Müller 
arbeitete sowohl mit der Gestapo als auch 
mit dem britischen und nordamerikani- 
schen Geheimdienst zusammen. 
Auch Prestes und Olga Benario, die ein 
Kind erwartete, wurden verfolgt und im 
Frühjahr 1936 schließlich festgenommen. 
OlgaBenario sollteumgehend an das Nazi- 
Deutschland ausgeliefert werden, obwohl 
nach dem brasilianischen Recht die Auslie- 
ferung einer Schwangeren verboten war. 
Die Mutter von Prestesinitiiertezusammen 
mit ihrer Tochter eine internationale Kam- 
pagne gegen die geplante Auslieferung Ol- 
gas. In Rio setzte sich ein Rechtsanwalt da- 
für ein, und auch die Mitgefangenen prote- 
stierten, soweit es ihnen möglich war. Alles 
bliebjedocherfolglos. Staatspräsident Var- 
gas und Polizeipräsident Müller setzten ih- 
ren Willen gegen großen Widerstand unter 
Mißachtung der brasilianischen Verfas- 
sung durch und lieferten die inzwischen im 
7.Monat Schwangere 1936 an die Gestapo 
aus. 
Viele Einzelheiten über ihr Leben danach 
sind nicht bekannt, gewiß ist aber, daß Olga 
Benario im Berliner Frauengefängnis 
Barnimstraße im November 1936 eine 
Tochter zur Welt brachte, die später Prestes 
Mutter übergeben wurde. Olga kam an- 
schließend ins KZ Lichtenburg und 1939 
nach Ravensbrück und wurde 1942 in 
Bernburg in einer Gaskammer umge- 
bracht. 
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Prestes kam 1945 durch eine Amnestie frei 
undlebthheutein Rio de Janeiro, zusammen 
mit der gemeinsamen Tochter. 
Bemerkenswertist,daß die Geschichtedie- 
ser Frau in Brasilien vielleicht bekannter ist 
als hier; erfreulich, daß wir schließlich 
durch ein neues, ins Deutsche übersetztes 
Buch mehrübereine Heldin deutscher Ge- 
schichte erfahren können. 

Vor 28 Jahren erschien in der DDR bereits 
eine Biographie Olga Benarios (Ruth Wer- 
ner: Olga Benario - Die Geschichte eines 
tapferen Lebens, Berlin Ost, 1961), die 
1984 in Westberlin wieder aufgelegt wurde. 
Im selben Jahr brachte die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes in Berlin-Neu- 
kölln einen Katalog zu einer Ausstellung 
über Olga Benario heraus. 

Das lange Zögern mit der Herausgabe ei- 
ner deutschen Übersetzung der brasiliani- 
schen Biographie ist verständlich, wenn 
man gewisse Nachlässigkeiten des Autors 
beider Recherche in Betracht zieht. Es war 
notwendig, die Originalausgabe nicht ein- 
fach nur ins Deutsche zu übersetzen, son- 
dern auch wissenschaftlich zu überarbei- 
ten, was der Übersetzerin Sabine Müller- 
Nordhoff gelungen ist. 

Der Autor Fernando Morais ist dem brasi- 
lianischen Publikum bereits bekannt durch 
sein 1976 erschienenes Buch “A Ilha“, ein 
beeindruckender Reisebericht aus Kuba, 
derübrigens auch auf deutsch vorliegt (Fer- 
nando Morais: Die rote Insel, Peter Ham- 
mer Verlag, 1978). Hauptberuflich ist Mo- 
rais Journalist, u.a.bei der wohl wichtigsten 
brasilianischen Wochenzeitschrift "Veja’ 
und seit 1988 hat er den Posten als Kultur- 
minister des Staates Säo Paulo inne. 
Fernando Morais schreibt in seinem Nach- 
wort, daß er 7 Jahre lang mit Recherchen 
für das Buch beschäftigt war. Wichtige In- 
formanten waren u.a.derdamalsetwaacht- 
zigjährige Luis Carlos Prestes und die 
DDR-Schriftstellerin Ruth Werner. Auch 
dienten zahlreiche Dokumente verschiede- 
ner Archive mehrerer Länder als Informa- 
tionsgrundlage. Im Vergleich zur deut- 
schen Biographie liegt in dieser brasiliani- 
schen Version der Schwerpunkt der Dar- 
stellung des Lebens O. Benarios auf ihrer 
brasilianischen Zeit und trägt somit neben 
der Aufarbeitung deutscher Geschichte 
auch zum besseren Verständnis eines Teils 
der brasilianischen Geschichte bei. 


Mir persönlich stieß beim Lesen der leicht 
sensationelle Unterton auf, in dem Morais 
vom Leben dieser kämpferischen Frau 
schreibt. Ich suchte oft vergeblich die Nähe 
zur Protagonistin, die ich von einer guten 
Biographie erwarte. Der Autor vermittelt 
zweifelsohne das Bild einer mutigen und 
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widerstandsfähigen Kommunistin, bringt 
sie dem Leser als Person jedoch nicht wirk- 
lich nahe. 

Es lohnt sich, dieses Buch von Fernando 
Morais zu lesen und die Geschichte dieser 
Frau kennenzulernen. Die vorliegende 
Ausgabe enthält zahlreiche Fotos, die das 
Geschriebene veranschaulichen und bele- 
gen. Barbara Schlüter 


Fernando Morais: Olga. Das Leben ei- 
ner mutigen Frau. 
Ausdembrasilianischen Portugiesisch 
von Sabine Müller-Nordhoff. Wissen- 
schaftliche Bearbeitung der deutschen 
Übersetzung von H.D.Heilmann 
Volksblatt Verlag, Köln 1989, 415 Sei- 
ten, DM 39,80 


Unfreiwillige Beiträge 
zum 
Exotismus 


“Ein Land mit so lebendigen, sinnlichen, 
erlebnishungrigen, begeisterungsfähigen 
Menschen, so erotischen Frauen wie Brasi- 
lien ..* 

Ein “politisches Reisebuch“ über Brasilien, 
dessen Herausgeber ihren Lesern gleich im 
ersten Satz des Vorwortes die erotischen 
Frauen als Reisemotiv ans Herz legen, — 
das sollte frau den Herren Herausgebern 
am besten gleich um die Ohren hauen. 
Aber das ist noch nicht alles. Es geht weiter 
mit dem “Versuch einer Mentalitätsbe- 
schreibung“ von Herausgeber Klaus Hart 
unter der Überschrift: »Der Brasilianer ist 
lustig und tanzt gerne Samba.« “Jahrelang 
bin ich um Hamburgs Alster gerannt, kaum 
Blickkontakt zwischen den sich begegnen- 
den Joggern, jeder reißt sein Pensum her- 
unter. Auf meiner Strandstrecke in Rio de 
Janeiro ist das jetzt ganz anders. Als eine 
brasilianische Joggerin neben mir auf- 
tauchte und sagte: »Weißt Du, daß Du wun- 
derschöne Augen hast?« wäre ich beinahe 
hingeschlagen.“ Die Rezensentin auch. 
Dankenswerterweise setzt der andere Her- 
ausgeber, Luiz Ramalho, mit einem kurzen 
Artikel über “Mentalitätstourismus“ hin- 
terher. Hier scheint ein Brasilianer, der in 
Europa lebt, seinem europäischen Mither- 
ausgeber, der in Brasilien lebt, den Spiegel 
vorzuhalten: 

“Kann man denn über die Improvisations- 
fähigkeit der Brasilianer reden, damit 


Sehnsüchte für ordnungsgestreßte Euro- 
päer wecken, ohne das alltägliche Leiden 
am Wirtschaftschaos zu erwähnen? Über 
die »anschmiegsamen« Baianos und Baia- 
nas berichten (wie Klaus Hart es genüßlich 
tut), ohne dabei die Erfüllung von Wün- 
schen nacheiner»ganzanderen Sexualität« 
zu versprechen?“ 
Jemandem,dersovielProblembewußtsein, 
Takt und diplomatisches Geschick auf- 
bringt, hätte frau ein solches Elaborat, das 
sich Vorwort nennt, nicht zugetraut. Di- 
stanzieren Sie sich, Herr Ramalho! - kann 
da eigentlich nur die Aufforderung lauten, 
schonim Interessederanderen Autorinnen 
und Autoren. 

Denn wer mehr als nur einen Reiseführer 
will, der wird bei ihnen fündig. Von deut- 
schen und brasilianischen Landeskenner/ 
innen wird auf knapp 300 Seiten, zu einem 
vernünftigen Preis, ein facettenreiches Bild 
der sozialen, politischen und kulturellenSi- 
tuation Brasiliens geboten. Die Beiträge 
‚begnügenssichinder Regelnicht damit, the- 
matische Einzelaspekte wie Fußball, Film 
und Küche nur zu beschreiben, sondern 
betten sie jeweils in den sozialpolitischen 
Kontext ein. Da berichtet z.B. ein promo- 
vierter Soziologe (Thomas Fatheuer) über 
Brasilien als“Land des Fußballs“undhängt 
ein politisches Fragezeichen dran. Fußball 
und Verschuldungskrise? “Debt for Foot- 
ball swaps“ - doch das gibt es! 


Oder, wenn Fernando Albuquerque den 
Leser/innen einen begeisternden Einblick 
in die hier weitgehend unbekannte Filmge- 
schichte Brasiliens liefert, stehen nicht die 
wenigen internationalen Erfolge des brasi- 
lianischen Kinos im Vordergrund, sondern 
das weitaus interessantere Experimental- 
Kino. “Cinema Novo“, mit seinen special 
defects. Auch hier keine eindimensionale 
Fixierung auf den Gegenstand. TWF-Aufla- 
genpolitik und die Auswirkungen auf die 
staatliche Filmförderung gehören dazu. 
Moema Parente Augel, Autorin eines her- 
vorragenden brasilianischen Kochbuches 
(Brasilianisch kochen. Edition dia, 1985), 
plaudert über Essen und Trinken, gibt 
praktische Tips, aber auch Erläuterungen 
zur Herkunft der einzelnen Rezepte. 
Andere Beiträge - wie der von Hubertus 
Rescher- machen mit einer grundlegenden 
Aufarbeitung der historisch gewachsenen 
Abhängigkeits- und Ausbeutungsstruktur 
“Brasiliens offene Adern“ -und damit auch 
die heutigen Probleme des Landes - ver- 
stehbar. 

Diese werden entlang der Hauptkonfliktli- 
nien, Verschuldung, Agrarreform, Ge- 
werkschaften und Umweltproblematik, 
vor dem Hintergrund der “Demokratisie- 


rung“ genannten Veränderungen in der 
“Nova Republica“, von Peter Feldmann, 
Stefan Knauer und Michael Schwartzkopff 
analysiert. 
Nur der Vollständigkeit halber sei hier er- 
wähnt, daß natürlich auch Reiserouten, Se- 
henswürdigkeiten und sonst nützliche Tips 
in einem übersichtlichen “Brasilien A-Z“ 
zusammengestellt wurden. 
Ein insgesamt empfehlenswertes Buch, 
auch für schon fortgeschrittene Brasilien- 
reisende. Wenn nur nicht dieses unsägliche 
Vorwort wäre, 

Petra C. Homen 


Klaus Hart und Luiz Ramalho (Hg.): 
Brasilien. Ein politisches Reisebuch, 
Hamburg: VSA, 1989 


Erklärung des Herausgebers 


In der von Petra C. Homen verfaßten 
Besprechung des von mir mitheraus- 
gegebenen Buches “Brasilien. Ein 
politisches Reisebuch“ werden einige 
Stellen wegen “unfreiwilligem Ex- 
otismus“ und Sexismus kritisiert. Zu- 
gleich werde ich aufgefordert, mich 
vor allem vomersten Absatz des Vor- 
wortes zu distanzieren. Nichts leich- 
ter als das: Alle inkriminierten Stel- 
len (es gibt leider noch einige mehr) 
sind gegen mein Votum ins Buch ge- 
kommen, auf Druck des Mitheraus- 
gebers. Gegen die in der Tat peinli- 
chen Sätzes des Vorwortes hatte ich 
beim Verlagmein ausdrückliches Ve- 
to eingelegt. Um so erstaunter und 
verärgerter warichdann,alsichinder 
gedruckten Fassung des Bucheseben 
jenen unsäglichen Absatz des Vor- 
wortes wiederfand. Es wird keine 
weitere Auflage des Buches mit die- 
ser Peinlichkeit geben! 
Ich bedaure sehr, daß die sonst infor- 
mativen Beiträge im Buch, die auch 
von der Besprecherin für gut befun- 
den werden, durch diese Ausfälle in 
Mitleidenschaft gezogen werden. 
Luiz Ramalho 


Tagungsbericht 


Internationale Kampagne 
gegen 
Kinderprostitution 


om 1.-5. Mai trafen sich in Chiang 

Mai/ Thailand VertreterInnen von 

verschiedenen kirchlichen und 
staatlichen Organisationen, NGO’s wie 
Frauengruppen, Kinderschutzorganisatio- 
nen sowie ExpertInnen, um gemeinsam 
Maßnahmen gegen die zunehmende Kin- 
derprostitution zu erörtern. Der Sextouris- 
mushatindenasiatischen LänderndieKin- 
derprostitution ausgeweitet bzw. in einigen 
Fällen sogar verursacht. 
Über zwei Jahre hinweg hatten Expertin- 
nen aus Thailand, Sri Lanka und den Phi- 
lippinen die Ursachen und das Ausmaßder 
Kinderprostitution im Auftrag der Ecume- 
nical Coalition on Third World Tourism 
(ECTWT) erforscht. 
Diese drei Länderarbeitsgruppen stellten 
nun ihre erschreckenden Ergebnisse der 
Öffentlichkeit vor. 
In Thailand sind, so die Arbeitsgruppe, 
mindestens mehrere zehntausend Prostitu- 
ierte unter 16 Jahre alt. Das Zentrum zum 
Schutzder Kinderin Bangkok spricht sogar 
von mehreren hunderttausend Kindern, 
die allein in Thailand im Sexbusiness arbei- 
ten. Im Norden und Nordosten des Landes 
sind in einzelnen Dörfern keine Mädchen 
mehr zu sehen; sie sind in den Städten und 
Vergnügungszentren meist zwangsweise in 
Bordells und Bars tätig. Eltern berichten, 
daß sie um zu Überleben ihre Töchter an 
Agenten verkauft haben und ihre Töchter 
nun den Familienunterhalt für die gesamte 
Familie bestreiten. Daß diese Mädchen als 
Prostituierte arbeiten, wird von den Fami- 
lien oftmals verdrängt. 
In den Philippinen hat sich die Nachfrage 
nach Jungen und Mädchen rundumdieMi- 
litärbasen und in den Tourismuszentren 
vervielfacht. Einige Dörfer, so beklagte die 
Arbeitsgruppe in ihrem Report, sind wirt- 
schaftlich fest in der Hand der Pädophilen 
und in den dortigen Gästehäusern sind die 
Jungen im Übernachtungspreis inbegrif- 
fen. Die Touristenstadt Pagsaajan kam vor 
kurzem in Verruf, weil die lokalen Behör- 
den diese Praktiken unterstützten und 
deckten. 
Während der letzten sechs Jahre verzeich- 
nete SriLankagewaltige Einbußen im Tou- 
rismus. Doch die Touristen, die zum Zwek- 
ke der Prostitution, vor allem mit Jungen, 
das vom Bürgerkrieg gebeutelte Land be- 
suchten, nahmen ständigzu. Die singhalesi- 
sche Arbeitsgruppe berichtete von den 


‘physischen und psychischen Schäden, die 


diesen Kindern zugefügt werden. Auswir- 
kungen für die gesamte Gesellschaft kön- 
nen angesichts des riesigen Ausmaßes 
nicht ausbleiben. 

Die Konferenzbeschloß, eine internationa- 
le Kampagne gegen Kinderprostitution in 


den asiatischen Ländern zu starten, Die 
Kinderprostitution wurde vonden Teilneh- 
mern als sexueller Mißbrauch von Abhän- 
gigen, als moderne Form der Sklaverei ver- 
urteilt, was nicht mehr länger stillschwei- 
gend hingenommen weden könne. Da die 
Ursachen der Kinderprostitution eng mit 
dem Tourismus in diesen Ländern ver- 
knüpft sind, sollen sich die geplanten Akti- 
vitäten sowohl auf die asiatischen Staaten 
als auch auf die Herkunftsländer der Touri- 
sten erstrecken. Die Teilnehmer sprachen 
sich dafür aus, daß die männlichen Touri- 
sten aus den westlichen Ländern ins Visier 
dieser Kampagne genommen werden sol- 
len, da sie in der Regel keinerlei Unrechts- 
bewußtsein empfinden, sondern eher ge- 
neigt sind, sich als die Opfer, die Verführten 
hinzustellen. 
Fürdie Kampagne wirdein breites Bündnis 
mit NGO's angestrebt, um auch auf die Re- 
gierungen politischen Druck ausüben zu 
können. Im vorläufigen Koordinierungsko- 
mitee, das sich aus Vertreterinnen aus den 
asiatischen Ländern, den Herkunftslän- 
dern und aus ExpertInnen wie z.B. Frauen- 
organisationen zusammensetzt, ist das 
ZEB, Gerokstr. 18, 7000 Stuttgart, An- 
sprechpartner für die Bundesrepublik. 
mm 


Philippinen: 

Mißbrauch der Entwicklungs- 
hilfe 

Im Netz der Militarisierung. Am Bei- 
spiel des Entwicklungsvorhabens 
Bondoc werden die Interessen der 
Bundesregierung beleuchtet und 
Hintergründe aufgezeigt. 

Hrsg. Die Grünen 

78 Seiten, Februar 1990 

Bezug: 

Die Grünen, Bundesgeschäftsstelle, 
Postfach 1422, 5300 Bonn 1 


Frauen und Exil 


Unter dem Titel “Verrückte Welten - 
Rationale Welten“ berichten Auto- 
rinnen u.a. aus SriLanka, der Türkei, 
BRD über die Probleme internatio- 
naler Frauensolidarität. 

1990, 200 Seiten, 13,- DM 


Bezug: Intenationales Kulturwerk, 
Bahrfeldstr. 1, 3200 Hildesheim 
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Brandes & Apsel 


Eine umfassende Information über die 
koloniale und nachkoloniale Geschichte 
und die aktuelle Situation im Land. 

Ein fundierter Einblickin die Organisation 
und Tätigkeit von Seilbsthilfe-Genossen- 
schaften, in denen sich Bauern und Hand- 
werker zusammengeschlossen haben. 
Mit vielen Fotos und Grafiken 

232 Seiten, DM 29,80 


Isolde Demelo / Wolfgang 
Schoeller/Roatd Steiner 
Modernisierung oder 


Marginalisierung 


Die Mehrzahl der Entwicklungsländer ist 
einer fortschreitenden Marginalisierung 
unterworfen. Die Entindustrialisierung 
vieler Entwicklungsländer - so Demele 
u,.a.-kannjedochnichtdurch „strukturel- 
le Anpassung“ an traditionelle Strukturen 
bewältigt werden. Entwicklung erfordere 
vielmehr technologischen Fortschritt 
und kulturelle Transformation. 

232 Seiten, DM 29,80 


Isolde Demele 
Abstraktes Denken und Entwicklung 
Der unvermeidliche Bruch mit der Tradition 


Wie einst das vorindustrielle Europa - so 
Demele - muß auch das heutige Afrika 
mit einem neuen Denken den Weg von 
agrarischen Kulturen zu Industriegesell- 
schaften gehen. 
208 S., DM 29,80 


Bitte Gesamtverzeichnis anfordern! 
Brandes & Apsel Verlag 
Nassauer Str. 1-3 
6000 Frankfurt 50 
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Kurz belichtet 


Freiheit 
für 


Hong Song Dam 


Am 1. Juni diesen Jahres ist der südkorea- 
nische Künstler Hong Song Dam in zweiter 
Instanz von einem Strafgericht in Seoul zu 
sieben Jahren Haft verurteilt worden. Laut 
Urteil soll Hong von Nordkorea Geld für 
Spionagedienste erhalten haben. Im Som- 
mer 1989 soll ein Foto von einem seiner 
Werke in der nordkoreanischen Haupt- 
stadt Pjöngjang gezeigt worden sein, wes- 


. wegen er sich der “Zusammenarbeit mit 


dem Feind“ schuldig gemacht hat. 

Hongist ein bekanntes Mitglied der südko- 
reanischen “Minjung“-Bewegung, einer 
Kulturbewegung, die sich als Organisation 
der Unterdrückten und der einfachen Leu- 
te versteht. In diesem Sinne hat Hong viele 
regimekritische Werke geschaffen. Vor 
zwei Jahren besuchte der Künstler auf Ein- 
ladungder Erwachsenenbildungder Evan- 
gelischen Kirche Niedersachsen die Bun- 
desrepublik. Aus einer Ausstellung seiner 
Holzschnitte in einer Marburger Galerie 
kamen 1.900 DM zusammen. Bei seiner 
Verhaftung im August letzten Jahres in 
Südkorea wurde ihmdieses Geld als Hono- 
rar für seine Spionagetätigkeit ausgelegt. 
Obwohl zwei Deutsche zum Revisionspro- 
zeß, darunter auch die Marburger Galeri- 
stin, nach Südkorea geflogen sind und inih- 
rer Zeugenaussage die Herkunft des Gel- 
des aus der Ausstellung bestätigten, hielt 
das südkoreanische Gericht in diesem An- 
klagepunkt an seinem Urteil fest. Während 
der Vernehmungen seit der Verhaftung im 
August 1989 wurde Hong gefoltert, wasIn- 
formationen des Auswärtigen Amtes in 
Bonnbestätigen. Ein Mediziner in Seoulat- 
testierte schwere Mißhandlungen am gan- 
zen Körper. 

Nähere Informationen, Unterschriftenli- 


sten und Angaben für Prozeßspenden er-. 


hält man bei 

"Malttugi - Initiative zur Freilassung von Hong 

Song Dam“, c/o Galerie A. Henke, Weidenhäu- 

serstr. 49, 3550 Marburg, Tel. (06421) 13 889. 
uju 


Grüne 
fragen nach 
Litef- Exporten 


Zu einem Nachspiel im Bundestag führten 
jetzt die vor über drei Jahren bekanntge- 
wordenen Exporte der größten Freiburger 
Rüstungsfirma LITEF nach Südafrika. 
Die vom “Spiegel“ behaupteten mili- 
tärischen Fähigkeiten sogenannter Ma- 
rine-Trägheitsnavigationssysteme des Typs 
PL-41/MK 3 der Firma LITEF könnten 
nicht bestätigt werden, antwortete die Bun- 
desregierung auf eine Anfrage der Grünen 
im Bundestag; die Anfrage kam auf Initiati- 
ve der Freiburger “Informationsstelle Rü- 
stungsproduktion und Waffenhandel“ zu- 
stande. 

Die Darstellungdes“Spiegel“ von 1987,das 
nach Südafrika gelieferte Gerät könne au- 


tomatisch die exakten Abschußwinkel von 
Raketen, Kanonen und Torpedos berech- 
nen, sei falsch, hieß es in Bonn. Der “Spie- 
gel“ behauptete damals, daß die Freiburger 
Firma (860 Beschäftigte) bereitwillig das 
elektronische Herzstück für U-Boote und 
Überwasserkriegsschiffe lieferte. 

Die Bundesregierung teilte weiter mit, daß 
Genehmigungen zum Export der Naviga- 
tionssysteme nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz (Position 1485 der Ausfuhrliste Teil 
IC) in zwölf Länder erteilt wurden; in die- 
ser Liste sind sogenannte “dual-use- 
Produkte“ aufgeführt, die sowohl zivil als 
auch militärisch verwendet werden kön- 
nen. 

Allerdings sei, so hieß es weiter, die Ent- 
wicklung des PL-41/MK 3 durchdie Firma 
LITEF nicht mit Mitteln des Bundesvertei- 
digungsministeriums gefördert worden. 
Dagegen erhielt LITEF in den achtziger 
Jahren für andere Projekte 13,4 Millionen 
DM aus dem Etat des Forschungsministe- 
riums. 

Über Einzelgenehmigungen nach Israel, 
Südkorea und Indonesien wollte die Bun- 
desregierung jedoch keine Auskunft ertei- 
len - “aus Gründen der Wahrung von Be- 
triebs- und Geschäftsgeheimnissen.“ 
Ebensowenig wollte die Bundesregierung 
die Aussage der Geschäftsleitung und des 
Betriebsrats, das PL-41/MK 3 werde nur 
auf Schiffen der Bundesmarine und “be- 
freundeter Streitkräfte“ verwendet, kom- 
mentieren. Die Grünen wiesen darauf hin, 
daß diese Aussage von 1983 stammt, und 
Südafrika ausgerechnet zwischen 1982 
und 1983 mit offizieller Genehmigung be- 
liefert wurde. Dazu die Bundesregierung 
knapp: “Das UN-Rüstungsembargo gegen- 
über Südafrika wird strikt eingehalten.“ as 


Bundesgrenzschutz experi- 
mentiert mit neuem Aus- 
ländergesetz 


Insgesamt vier türkischen Kindern wurde 
am Samstag, den 21.4.90, um 5.30 Uhr 
morgens auf dem Frankfurter Flughafen 
die Einreise verweigert, ohne daß dafür ei- 
ne gesetzliche Grundlage bestand. 

Wie der LAF’ mitteilt, versuchten das Bun- 
desinnenministerium und die Bundes- 
grenzschutzzweigstelle Frankfurt/Flugha- 
fen mit dieser Aktion das neue Ausländer- 
gesetz,das Anfang nächsten Jahresin Kraft 
treten soll, noch vor seiner Verabschiedung 
im Bundestag anzuwenden. 

Die Kinder wurden den ganzen Tag Befra- 
gungen unterzogen und erhielten keinerlei 
Möglichkeit, mit ihren Angehörigen, die 
seit dem frühen Morgen aufdem Flughafen 
ausharrten, Kontakt aufzunehmen. 

Zwei 12und 15 Jahrealte Kinder wolltenzu 
ihrem allein sorgeberechtigten Vater, der 
legal im Bundesgebiet lebt, einreisen. Ein 
13-jähriges Kind beabsichtigte, seine hier 
lebenden Eltern zu besuchen. Ein vierjäh- 
riges Kind schließlich, dessen Eltern in der 
Türkei leben, wollte zu seinem in Unter- 


franken lebenden Großvater reisen. Der 
BGS hat, wie zu erfahren war, allen vier 
Kindern die Einreise verweigert, weildiese 
bei ihrer persönlichen Befragung angege- 
ben hätten, auf Dauer bei ihren Angehöri- 
gen in der Bundesrepublik wohnen zu wol- 
len. Das 4-jährige Kind sei zurückgewiesen 
worden, da es kein Rückflugticket bei sich 
gehabt habe. 

Am Samstagnachmittag gelang es dem zwi- 
schenzeitlich von den Angehörigen beauf- 
tragten Rechtsanwalt schließlich, einen 
Richter des Verwaltungsgerichts zu errei- 
chen. Am frühen Samstagabend, noch 
rechtzeitig vor dem vom BGS beabsichtig- 
ten Rückflug der Kinder in die Türkei, er- 
ließ der Verwaltungsrichter eine einstweili- 
ge Anordnung, mit der der BGS verpflich- 
tet wurde, die Einreisesperre aufzuheben 
und den Kindern die Einreise ins Bundes- 
gebiet zu gestatten. Wie zu vernehmen war, 
ist in der richterlichen Entscheidung un- 
mißverständlich ausgeführt, daß die erfolg- 
te Zurückweisung der Kinder ohne gesetz- 
liche Grundlage passierte. Nach noch gel- 
tendem Ausländerrecht bedürften auslän- 
dische Kinder bis zum 16. Lebensjahr für 
Einreise und Aufenthalt keinerlei auslän- 
der- oder grenzpolizeilicher Genehmi- 
gung. LK. 
*IAF: Verband bi-nationaler Familien und Part- 
nerschaften - Interessengemeinschaft der mit 
Ausländern verheirateten Frauen e.V. 


Aggressive Werbung für 
Babynahrung gehört wei- 
. terhin zum Geschäft 


ie Brüsseler Kommission macht 
ihrem schlechten Ruf mal wieder 
alle Ehre: Halbherzig wie gewohnt 
ist ein Entwurf einer Direktive zur Ver- 
marktung von Muttermilchersatz und Fol- 
genahrungen, der Mitte Mai an die Öffent- 
lichkeit gelangte. Er bleibt weit hinter dem 
zurück, was der nunmehr neun Jahre alte 
WHO-Kodex an Maßnahmen zu dieser 
Materie vorsieht. 
Gerade die wichtigsten Empfehlungen des 
WHO-Kodex, nämlich das Verbot allge- 
meiner Werbung für Babynahrung in 
Schriften über Babypflege, Schwanger- 
schaft etc.und das Verbot kostenloser oder 
preiswerter Lieferungen von Babynahrung 
an Einrichtungen des‘: Gesundheitswesens 
werden in dem Entwurf nicht berücksich- 
tigt. 
Lediglich zwei gute Vorschläge machen die 
KommissarlInnen in ihrem Papier: ein Ver- 
botder Gratisprobenabgabean Frauen, die 
gerade entbunden haben, sowie eine infor- 
mativere Etikettierung von Babynahrungs- 
produkten. 
Daß Babynahrungshersteller dem Entwurf 
zufolge weiterhin Krankenhäuser in der 
Dritten Welt gratis mit ihren Produkten be- 
liefern dürfen, ist besondersärgerlich, stellt 
- diese Unsitte doch eine der wirksamsten 
Werbepraktiken in dieser Branche dar. Der 
schon seit Jahren heftig attackierte Baby- 


Kurz belichtet 


nahrungsproduzent Nestle etwa belieferte 
in den vergangenen Monaten Kliniken in 
Peru, der Dominikanischen Republik, In- 
dien, Argentinien und Malaysia kostenlos 
mit Säuglingsnahrung, mit der die Säuglin- 
ge oft routinemäßig ernährt wurden. Dabei 
sind 95 %aller Fraueninder Lage, ihr Kind 
ausreichend mit Muttermilch zu ernähren, 
und es ist längst allseits bekannt, daß Jahr 
für Jahr eine große Zahl von Säuglingen 
aufgrund unsachgemäßer Flaschenernäh- 
rung stirbt und eine noch viel größere Zahl 
erkrankt. 
Daß der Nestle-Konzern sich wider besse- 
res Wissen noch immer der beschriebenen 
Werbemethode bedient, gibt Anlaß, eine 
neue Runde im Kampf gegen den weltweit 
größten Babynahrungshersteller einzuläu- 
ten. Die Aktionsgruppe .Babynahrung 
(AGB) in Göttingen ruft zu einer neuen 
Boykottaktion auf, die auf das bekannte 
Nestle-Getränk NESQUIK zielt. _ 
isar 
Für weitere Informationen bitte wenden an: 
Thomas Koch, Aktionsgruppe Babynahrung, 
Tel. 0551/73934 


Internationale Kampagne 
gegen die kommenden 
Weltwirtschaftsgipfel 


Parallel zum letzten Weltwirtschaftsgipfel, 
dem Treffen der Regierungschefs der sie- 
ben reichsten Länder der Welt im Juli 1989 
in Paris, hatten französische Dritte-Welt- 
Gruppen eine Gegenveranstaltung durch- 
geführt: auf ihre Einladung hin waren sie- 
ben Vertreter aus den ärmsten Völkern der 
Welt angereist, um auf die Auswirkungen 
der Entscheidungen der Regierungen der 
reichen Länder und der von ihnen kontrol- 
lierten Organisationen (IWF, Weltbank) 
aufdiearmen Völkerder Erde aufmerksam 
zu machen. 

Daraus entstand die Idee, sich längerfristig 
mit dem Weltwirtschaftsgipfel zu beschäfti- 
gen und für alle daran interessierten Grup- 
pen und Einzelpersonen ein Netzwerk auf- 
zubauen. So laufen jetzt unter dem Titel 
“Observatoire de la d@mocratie internatio- 
nale / Observatory of international demo- 
cracy* bereits die Vorbereitungen für die 
Gegenkampagnen zu den nächsten Welt- 
wirtschaftsgipfeln im Juli 1990 in Houston 
und 1991 in London. 

Auch in Houston soll ein Gegengipfel mit 
Vertretern der ärmsten Völker stattfinden. 
Außerdem ist ein Bericht über die Konse- 
quenzen der Beschlüsse des Weltwirt- 
schaftsgipfels auf die armen Menschen der 
Erde geplant. Am Rande seinoch erwähnt, 
daß ein Geldpreis für Forschungsarbeiten 
zu entsprechenden Themen gestiftet wur- 
de. 

Für die weitere Internationalisierung der 
Kampagne werden noch Verbündete ge- 
sucht. Kontaktadresse für Interessierte: 
Observatoire de la democratie internationale 
17, place de l’Argonne 

F- 75019 Paris br 
Tel. 0033-1-40350700 ; 


DIE GANZE WELT 


wollen wir nicht gleich verbessern, einige 
Entwicklungshilfe-Projekte aber schon 


AUSBILDUNG VON FACHKRÄFTEN FÜR DIE 
"DRITTE WELT’ IM AGRARBEREICH 


Leute, die daran glauben, daß in der Entwicklungs- 
hilfe noch einiges besser gemacht werden kann, 
und die es sich zutrauen, dazu selbst beizutragen. 
Leute, die wissen, daß dazu neben ihrem entwick- 
tungspolltischen Engagement und ihren wissen- 
schaftlichen Fachkenntnissen auch ein solides 
Handwerkszeug im gemeinsamen Planen und 
Durchführen von Projekten gehört. 

Leute, die nach Möglichkeiten suchen, durch pra- 
xisnahe Ausbildung zu einer realistischen Ein- 
schätzung zu gelangen, ob die Entwicklungshilfe 
für sie und ob sie für die Entwicklungshilte geeignet 


sind. 
WIR BIETEN 


— Ein 1jähriges Ergänzungsstudium (Januar- 
Dezember) 

— Praxiserlahrene Dozenten 

— Ein Programm, das (nahezu) alles beinhaltet, 
was man/frau bei Planung und Durchführung 
ländlicher Entwicklungsprojekte braucht und im 
Studium nicht mitbekommen hat 

— Ein I3monatiges Studienprojekt in einem Ent- 
wicklungsland, in dem kein Weg mehr um inter- 
disziplinäre Teamarbeit herumführt 

— Unterstützung beim Berufseinstieg 

— DM 1.200,- monatlich (inkl. Darlehensanteil). 

WIR VERLANGEN 


— Abgeschlossenes Uhniversitätsstudium der 
Landwirtschaft bzw. des Gartenbaus oder der 
Wirtschafis-, Sozlal- und Naturwissenschaften 
mit Kenntnissen im Agrarbereich 

— Gute Englischkenntnisse (weitere Sprachkennt- 
nisse sind günstig), Tropentauglichkeit 

— Deutsche Staatsangehörigkeit bzw. — für Be- 
werber/innen aus Entwicklungsländern — deut- 
scher Universitätsabschluß 

— Möglichst auch Vorerfahrung in Entwicklungs- 
ändern. 

BEWERBUNGSUNTERLAGEN 


SEMINAR FÜR LANDWIRTSCHAFTLICHE ENT- 

WICKLUNG 

Podbielskialtee 66, D-1000 Berlin 33, 

Tel.: (030) 314-7133. 
BEWERBUNGSSCHLUSS 


31. August 1990 für 1991 


Technische Universität Beriin 
FB 15 - Internationale Agrarentwicklung 
Seminar für Landwirtschaftlicho Entwicklung 
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PRO 


GRAMM 


NEU: 
DOROTHEA SCHULZ: 

'NI WARI T'I BOLO! 
ODER: 


WENN DU KEIN GELD 
HAST! 


HANDLUNGSSPIEL- 
RAUME VON BAUER- 
INNEN IN DER 
SAHELZONE. 


145 S. DM 22.00 


VERLAG 
TITUS GRAB 


Cc Langental- 


str. 13 
6500 Mainz 


Der Skandal geht weiter 


Musterga® mia duriver Geschichte * Colonia Dignikdad a’s Stauzpunkı der 
DINA * Massakcr on "Vorschwundenen" polischen Gefangenen * Pro2c530 
“ Gu£o Frounda in der BRD und Chile * Psycnofotter in der Colonia Dignidad 
* Das Auswärigo Amt" Colonia Dignidad im Bundesisg 


84 Seiten DM 5,- LATEINHAMERIKA 
RACHRICHTEN 


0-1000 Berlin 61 


Bestellungen bei: Gneisenaustraße 2 
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Kurz belichtet 


Brutale Polizeiaktion 
gegen 
Umweltdemonstranten 
in Nordostthailand 


iele Bauern und Studenten wurden 

am 15. April verletzt, alsdie Polizei 

gewaltsam gegen 3.000 Personen 
vorging, die friedlich gegen illegalen Salz- 
abbau demonstriert hatten. Zwei Tage vor 
Beginn des thailändischen Neujahrsfestes, 
am 10. April, hatten sich im Wapi Pathum 
Distrikt in der Provinz Maha Sarakham im 
armen Nordosten etwa 1.000 Dorfbewoh- 
ner zu der Protestaktion zusammengefun- 
den, die sechs Tage lang über die Feiertage 
andauern sollte. 
Der Unmut der ländlichen Bevölkerung 
richtet sich gegen ortsfremde Firmen - die 
größte hiervon ist die japanische Asahi 
Glass Company -, diein Maha Sarakham il- 
legal Salz zur Herstellung von Glas für den 
Export gewinnen. Das Gebiet ist reich an 


- unterirdischen Salzvorkommen. Ingroßem 


Maßstab wird salzhaltiges Grundwasser an 
die Erdoberfläche befördert und auf spe- 
ziellangelegte Felder geleitet.Durchdiera- 
sche Verdunstung entsteht eine schneewei- 
Be Landschaft, in der kein Baum und 
Strauch mehr wächst und keine Tiere über- 
leben. Abwässer fließen ohne jegliche Um- 
weltkontrolle in den nahegelegenen Siew- 
Fluß, dereine lebenswichtige Wasserquelle 
für die dürregeplagten Nordostprovinzen 
darstellt. Das hat dazu geführt, daß die 
Salzkonzentration im Siew-Fluß nun stel- 
lenweise mehr als doppelt so hoch wie im 
Meer ist. Wenn der Fluß in der Regenzeit 
über seine Ufer tritt, dringt das übermäßig 
versalzene Wasser in die angrenzenden 
Reisfelder ein. Mehr als 5.000 ha fruchtba- 
res Ackerland wurden schon auf diese Wei- 
se verdorben und somit die Existenzgrund- 
lage von 300.000 Menschen in etwa 500 
Dörfern zerstört. 
Das Geschäft mit dem Salz begann 1972 in 
Maha Sarakham und hat seitdem ständig 
zugenommen. Zweimal hat die thailändi- 
sche Regierung bereits den Salzabbau ver- 
boten, erstmals im Jahre 1980 und erst 
kürzlich wieder im November 1989 infolge 
verstärkter Beschwerden und Proteste der 
betroffenen Bevölkerung. Gedeckt von 
korrupten Polizisten und Politikern ließen 
sich die Betreiber allerdings nicht durchdie 
‘Verbote stören, und der Umweltfrevel ging 
unvermindert weiter. 
Alsden Bauern klar wurde, daß sie von offi- 
zieller Seite keinen Beistand zu erwarten 
hatten, schlossen sie sich zu einem “Volks- 
komitee zur Rettung des Siew-Flusses“ zu- 
sammen und riefen - inzwischen verstärkt 
durch Studenten aus verschiedenen thai- 
ländischen Städten - zur Demonstration 
am 10. April auf, um ihren Forderungen 
Nachdruck zu verleihen: Die Verordnung, 
die den Salzabbau verbietet, soll endlich 


durchgreifend Anwendung finden und um- 
gehend technische Maßnahmen gegen die 
Versalzung des Flusses und des Ackerlan- 
des eingeleitet werden, so daß die geschä- 
digten Bauern ihre Felder wieder mit Reis 
bestellen können. Ferner verlangen die 
Bauern die Versetzung einiger Polizeioffi- 
ziere, die nachweislich an dem illegalen 
Salzgeschäft beteiligt sind. Und schließlich 
gilt es, ein neues Gesetz zur Legalisierung 
der Salzgewinnung zu verhindern, das die 
Regierung noch in diesem Sommer durch- 
pauken will. 
Als die Anliegen der Bauern trotz tagelan- 
ger Proteste wiederum nicht angehört wur- 
den, blockierten am 15. April etwa 3.000 
Demonstranten eine Hauptstraße. In der 
Nacht zuvor hatte der Innenminister be- 
reits Spezialeinheiten der Polizei aus Bang- 
kok, GrenzpolizeiundSoldatennach Maha 
Sarakham beordert, um die Demonstran- 
ten in Schach zu halten. Als sich die Stra- 
Benbesetzer mit einer 600 Mann starken, 
schwerbewaffneten Kampftruppe kon- 
frontiertsahen, räumtensiedas Feld, ließen 
sich allerdings zuvor vom zuständigen 
Kommandeur versichern, daß am darauf- 
folgenden Tag ein hochrangiges Regie- 
rungsmitglied zu Verhandlungen mit den 
Bauern bereit sei. 
Völlig unerwartet und aus unverständli- 
chen Gründen begann dann die Polizei ge- 
waltsam gegen die Menschenmenge vorzu- 
gehen, die gerade dabei war, sich zurückzu- 
ziehen. Ortsansässige sprechen von dem 
“brutalsten Polizeieinsatz“,derjeinderGe- 
gend stattfand. Eine Augenzeugin berich- 
tet:“Ich war plötzlich von Polizeiumgeben. 
Sie schnappten sich eine wehrlose junge 
Frau, die nur zwei oder drei Meter vor mir. 
stand, und prügelten sie zu Boden, anstatt 
sie einfach festzunehmen. Sie jagten nicht 
nur die Leute, sondern gingen gleich mit 
Holzknüppeln auf sie los ..“ Um eine Do- 
kumentation des Geschehens zu verhin- 
dern, beschlagnahmte die Polizei Filme aus 
Fotoapparaten und Kassettenrekorder. 
Ungezählte Menschen wurden verletzt. 41 
Personen, darunter Bauernführer und 19 
Studenten, wurden verhaftet. 
Inzwischen sind zwar alle Inhaftierten auf 
Kaution wieder frei, aber der Konflikt 
spitzt sich weiter zu. Jeden Tag versammeln 
sich Hunderte von Bauern und Studenten, 
sowohl in Maha Sarakham als auch in 
Bangkok, und verkünden unnachgiebig ih- 
re Forderungen. Gleich nach Bekanntwer- 
den der gewaltsamen Polizeiaktion haben 
sich der Nationale Studentenverband, 
Akademiker, Menschenrechts- und Um- 
weltgruppen sowie andere Nicht-Regie- 
rungsorganisationen eingeschaltet, um die 
Bauern in Nordostthailand zu unterstüt- 
zen. Die thailändische Regierung, die sich 
bisher stur gestellt hat, gerät nun auch zu- 
sätzlich durch kritische Stimmen aus dem 
Ausland in Bedrängnis, die ihr Menschen- 
rechtsverletzungenundeineunverantwort- 
liche Umweltpolitik vorwerfen. 

- Ann Pfläumli - 


Betr.: Stefan Flaig “Das Ende einer 
Utopie“, in: blätter des iz3w Nr. 164 


Mit Ernüchterung und Frustration hat die 
Solidaritätsbewegung auf die Wahlnieder- 
lage der FSLN in Nicaragua reagiert - mit 
dieser Einschätzung hat Stefan Flaig in sei- 
nem Leitartikel sicher recht. Nicht nur in 
der Bundesrepublik, auch in Nordamerika 
war dies die vorherrschende Gefühlslage 
der Solidaritätsaktivisten, zumal niemand 
mit einer Niederlage und schon gar nicht in 
dieser Größenordnung gerechnet hatte. 
Wenn auch momentan noch niemand den 
genauen Kursder UNO-Überraschungsre- 
gierung vorhersagen kann, eines ist sicher: 
die sozialen und politischen Errungen- 
schaften von zehn Jahren sandinistischer 
Revolution sind in Gefahr, abgebaut oder 
drastisch zurückgestutzt zu werden. Auch 
nach dem Amtsantritt Violeta Chamorros 
sind zu viele Determinanten der künftigen 
UNO-Herrschaft noch im unklaren: Wel- 
chen Einfluß werden die Contras haben, 
was wird mit Landreform und Nationalisie- 
rungen geschehen, wie grundlegend wer- 
den die institutionellen Bastionen der 
FSLN, die Armee und das Innenministe- 
rium umstrukturiert werden? 
Trotz dieser Unklarheiten wird man aber 
nun damit klarkommen müssen, daß der 
phänomenale Wahlerfolgder UNO dener- 
klärten Willen des nicaraguanischen Vol- 
kes darstellt. Wie dieser Wille zustandege- 
kommen ist, ob durch die katastrophale 
Wirtschaftskrise, massive Wahlpropagan- 
da und finanzielle Unterstützung der UNO 
von seiten der USA, oder gar durch “fal- 
sches Bewußtsein“ der Nicaraguaner, wie 
dasin Flaigs Artikel manchmal anklingt, ist 
dabei erst einmal zweitrangig. Die Respek- 
tierung des Wahlergebnisses, und das ha- 
ben vor allem die Sandinisten immer wie- 
der betont, hat allererste Priorität. Gerade 
hiermit scheint Flaig seine Probleme zu ha- 
ben und die Art, wie er sich mit ihnen aus- 
einandersetzt, wirft ein schräges Licht auf 
die bundesdeutsche Solidaritätsbewegung, 
wenn sie denn repräsentativ sein sollte. 
Wenn man ihn richtig interpretiert - denn 
interpretieren muß man Flaig, weil es an 
den entscheidenden Stellen arg nebulös 
wird - dann ist seine größte Sorge die “So- 
zialdemokratisierung“ und “Parlamentari- 
sierung“ der FSLN. Wenn dies eintrete, so 
Flaig, dann könne “man mit Sicherheit von 
der Ütopieeiner partizipatorischen Demo- 
.kratie endgültig Abschied nehmen“. Wieso 
eigentlich? Offensichtlich weil eine partizi- 
patorische Demokratie weder parlamenta- 
risch noch sozialdemokratisch sein kann. 
Eine solche These scheint mir sehr proble- 
matisch, zumal die Wähler in Nicaragua 
sich gerade - in demokratischer Abstim- 
mung - für eine solche parlamentarische 
Demokratie entschieden haben. Natürlich 
besteht das Risiko, daß die FSLN den Kon- 
takt mit den Volksmassen verliert, aber das 
war nicht anders, als sie die Regierung stell- 
te. Im übrigen sollte man den Sandinisten 
zunächst einmal selbst überlassen, wie sie 
mit der Oppositionsrolle fertig werden und 


Leserbriefe 


ihnen nicht in altbekannter revolutionärer 
Oberlehrermanier vorschreiben, wie sie 
sich zu verhalten haben. Flaig schwant of- 
fenbar Schlimmes, denn er droht mit Lie- 
besentzug: Für die Solidaritätsbewegung 
bestehe der “absolute Imperativ, die Ent- 
wicklung der FSLN in der Opposition ge- 
nauestens zu beobachten“, um “mit den 
Sandinisten eine Perspektivdiskussion 
überdie weiteregemeinsameantiimperiali- 
stische Arbeit (zu) beginnen“. 

Wenn man den ganzen Artikel liest, muß 
man zu dem Schluß kommen, daß Flaignur 
eines meinen kann: Wenn die FSLN vom 
Pfad der revolutionären Tugend abweicht, 
wirdihrdie Unterstützungentzogen. Abge- 
sehen davon, daß es, wie gesagt, problema- 
tisch ist, die korrekte Linie der nicaragua- 
nischen Revolution von der Bundesrepu- 
blik aus zu definieren, stellt sich hier eine 
andere Frage. Steht denn die Revolution in 
Lateinamerika überhaupt noch auf der Ta- 
gesordnung? Die Entwicklung gerade in 
Nicaragua hat doch gezeigt, so traurig das 
auch sein mag, daß sozialrevolutionäre An- 
sätze zunächst an der Blockade- und Sabo- 
tagepolitik der USA, späterdannaberauch 
am Widerstand der zermürbten Bevölke- 
rung scheitern. Scheitern müssen? Nicht 
unbedingt, aber wer soll denn im Moment 
die unbedingt notwendige internationale 
Unterstützung liefern, wenn selbst die so- 
wjetische Hilfe an Kuba zu bröckeln be- 
ginnt? Die bundesdeutsche Solidaritätsbe- 
wegung bestimmt nicht. Wenn die Sandini- 
sten sich also “pragmatisch“ zeigen, die 
Niederlage akzeptieren und versuchen, 
auch in einem veränderten Rahmen Politik 
zu machen, dann sollteman diesen Wegun- 
terstützen und sich nicht vom bequemen 
Zuhause aus revolutionärer als die Revolu- 
tionäre gebärden. 

Nicht zufällig geht zur Zeit in den meisten 
Ländern Lateinamerikas die Entwicklung 
in Richtung parlamentarische Demokratie 
- mit allen Risiken und Mängeln und durch- 
aus nicht immer zugunsten der breiten 
Massen. Die Linke ist in diesen Ländern zu 
dem Schluß gekommen, daß ein gewaltsa- 
mer Umsturz und radikale strukturelle 
Veränderungen zur Zeit gegen den Wider- 
stand der alten Eliten und der USA nicht 
durchsetzbar sind. Die Einschätzung fiel 
nicht vom Himmel, sondern ist Ergebnis 
langer Kämpfe, die mit hohen Opfern und 
oft, wie z.B. in Argentinien, mit der physi- 
schen Vernichtung weiter Teile der Linken 
verbunden waren. Daßnachsolchen Erfah- 
rungen viele der Ansicht sind, die Opfer 
seien einfach zu hoch, sollte niemanden 
verwundern. Und wenn manche zu dem 
Schluß kommen, daß der Kampf für die 
Achtung elementarer Menschenrechte für 
das Ende von Armut und politischer Un- 
terdrückung am besten in den Parlamenten 
zu führen sei, dann besteht vielleicht kein 
Grund, dies zu glorifizieren. Respekt ver- 
dient eine solche Entscheidung aber alle- 
mal. Gerd Schönwälder 


Betr.: Beate Horlemann, “Kambod- 
scha und noch keine Lösung“, in: 
blätter des iz3w, Nr. 164 


Der Artikel ist ziemlich enttäuschend, weil 
wenig informativ. Die Autorin behauptet 
im Vorspann, »das wesentliche Hindernis . 
für eine Friedensregelung ist nach wie vor 
das strategische Ziel Vietnams, Laos und 
Kambodscha im Status einer Einflußsphä- 
re zu erhalten« - bleibt den Beleg für diese 
These dann aber im Artikel selbst schuldig. 
Ichhaltedasfüreine unreflektierte Wieder- 
gabe von Positionen, die zwar beispielswei- 
se von der US-Administration vertreten 
werden, aber haarscharf an der Realität 
vorbeigehen. 

Das Hauptproblem für einen Frieden in 
Kambodscha ist doch, daß die Völkermör- 
derbanden der Roten Khmer in Kambod- 
scha nach dem Abzug Vietnams wieder auf 
dem Vormarsch sind. Jahrelanghat der We- 
sten, namentlich die USA, und haben noch 
mehrdiein Pekingimmernochregierenden 
Massenmörder eine verantwortungslose 
Politik betrieben und alles getan, um eine 
Stabilisierungder kambodschanischen Re- 
gierung zu verhindern. Seit Jahren liefern 
die USA und China den Roten Khmer und 
ihren Verbündeten Waffen. Hauptsache, 
der gemeinsame Feind Vietnam wird ge- 
schwächt. Daß dabei das kambodschani- 
sche Volk grausam leiden muß, weil ein 
Wiederaufbau systematisch verhindert 
wurde, war diesen Leuten in Washington 
und Peking völlig egal. Thailand läßt offen- 
bar immer noch chinesische und amerika- 
nische Waffenlieferungen an die Roten 
Khmer und ihre Helfershelfer über sein 
Territorium zu. 

Die Roten Khmer haben weit über eine 
Million Menschen auf dem Gewissen. Sie 
müssen restlos zerschlagen werden, so wie 
die SS nach der Niederlage der Nazis auch. 
Vietnam hat dies durch die Obstruktion 
Washingtons und Pekingsleideralleinnicht 
geschafft. Esdarfaberaufkeinen Fall zuge- 
lassen werden, daß diese Völkermörder 
jetzt wieder direkt oder indirekt an die 
Macht kommen. Die Koalition ausden Ro- 
ten Khmer, Sihanouk und Son Sann besteht 
militärisch im wesentlichennurausdenRo- 
ten Khmer. Sie zu unterstützen, ist daher 
nicht nur verantwortungslos, sondern ist 
auch nicht gerade hilfreich, um Sihanouk 
von den Roten Khmer zu trennen. Das 
Hauptproblem in Kambodscha ist nicht 
Vietnam, sondern die Roten Khmer. Na- 
türlich verfolgt Vietnam auch hegemoniale 
Ziele, doch kann dies nur jemand glaub- 
würdig kritisieren, der nicht direkt oder in- 
direkt die Roten Khmer unterstützt (...). 


Jürgen Maier, 
Bundesvorstand Die Grünen 
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Völkermord an den 
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G 
Tagebuch eines Goldgräbers 
Tod u. Zerstöning in den Wäldern von Roraima 


Brasilieninitiative Freiburg e. V. Inden 
Weihermatten 27, 7800 Freiburg - Telefon 
0761/53 674 - Überweisung von 10 DM in 
Briefmarken, oder Konto Nr.2066633 der 
Sparkasse Freiburg 


südostasien 
informationen 


Das Bild 
Südostasiens . 
in der BRD 


Heft Nr.1/90 


- Erfahrungen eines Südostaslen- 
Hörtunkkorrespondenten 

= Südostaslen in den Medien, Kinder-Jugend- 
und Schulbüchern 

= Welchas Bild von Südostaslen wollen wir 
zeichnen? 

Außerdem: 

Vietnam: 100 Jahre Ho Chi Minh. - Kambodscha: Frie- 

denslösung mit UN? - Laos: Perestroika am Mekong - 

Birma: Liberalisierung oder Machterhaltung? - - 

Philippinen: CPP; Buchbesprechungen, Berichte, Nach- 

richten, Termine, Literaturhinweisg. 


Schwerpunkt des nächsten Hetts: Migration 


südostasien informationen 


erscheint vierteljährlich 
Umfang: 64 Seiten 
Einzelpreis: DM 6,- 


Südostasien 

Informatlonsstello 

Josephinanstraße 71 

D- 4630 Bochum 1 

Jahresabonnement: Tel.: 0234 / 50 27 48 

DM 24.- für Einzeipersonen Electranic-Mailing: 

DM 48,- für Institutionen Goenst GEO3:SEAINFO 

Konten: Sparkasse Bochum (BLZ 430 500 01) Nr. 30302491, 
Postgiroamt Dortmund {BLZ 440 100 46) Nr. 1748-460 
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“Afrikanische Alternativen mit Hilfe der Euro- 
päer?“ Wirtschaftsmacht Europa und die Zu- 
kunft der Ökonomien Schwarzafrikas. Eine Ta- 
gung der Evangelischen Akademie Loccum 
vom 9.-11. Juli 1990. ' 


“ Information und Anmeldung: Evangelische 


Akademie, 
05766/81113 


“Ökokrise - Hungerkrise - Menschenrechte“. 
Auswirkungen der weltweiten ökologischen 
Krise auf die Ernährungssituation der Men- 
schen in der Dritten Welt, 31.8.-2.9. in Freuden- 
berg bei Siegen. Eine Wochenendtagung des 
Food First Informations- und Aktionsnetzwer- 
kes (FIAN). 

Information und Anmeldung: FIAN, Postfach 
102243, 60900 Heidelberg 


3056 Rehburg-Loccum, Tel. 


Seminare des Arbeitskreises Entwicklungspoli- 

tik in Vlotho, (AKE): 

- Die Situation der Fronistaaten im Südlichen 
Afrika nach der Unabhängigkeit Namibias, 
14.9.-16.9. in Hattingen 

« Interkulturelles Lernen, 19.-21.10. in Alken/ 
Belgien 

- Kurdistan, 19.-21.10. in Bruchhausen 

- Umweltzerstörung und Umweltschutzbewe- 
gung in Brasilien. 19.-21.10. in Augustdorf 

- Drei Welten oder Eine? 15.-20.10. in NRW 
(Ort noch offen) 

Information und Anmeldung: AKE-Bildungs- 

werk, Horstweg 11,4973 Vlotho 


Patriarchatsanalyse als Aufgabe feministischer 
Befreiungstheologie. Feministisch-theologi- 
sche Sommeruniversität, 13.-24.8. in Hofgeis- 
mar. 

Information und Anmeldung: Ev. Akademie, 
Postfach 1205, 3520 Hofgeismar 


“Kolonialismus und Entwicklung Lateinameri- 
kas“. Eine Gemeinschaftsveranstaltung der 
STUBE (Studienbegleitprogramm für Studen- 
tInnen aus der 3.Welt in Ba-Wü) und der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung vom 6.-8.7. in Freudenstadt. 
Information und Anmeldung: Fritz Erler Aka- 
demie, Am Zollernblick, 7290 Freudenstadt 


Achte Konferenz der Internationalen Vereini- 
gung biologischer Landbaubewegungen 
(IFOAM) in Budapest, 27.-30. August. Thema: 
*“Socio - Economics of Organic Agriculture“. 
Anmeldung: Biokultura Association, Conferen- 
ce Secretariat, Arany Jänos, Utca 25, Budapest, 
H-1051 

Information: IFOAM/PPC, Glümerstr. 2a, 
7800 Freiburg, Tel. 0761/701640 


Ankündigung 

In den nächsten Wochen wird der Verein 
L.U.PE. Kurzinformationen zuden wich- 
tigsten Personen und Organisationen in- 
nerhalb und um die U.N.O. und die Cha- 
morro-Regierung in Nicaragua erstellen. 
Das Material wird gegen einen geringen 
Preis fürSolidaritärsgruppen und interes- 
sierte Einzelpersonen zu beziehen sein 
über L.U.PE. 

Kohlfurterstr. 40, 1000 Berlin 36 


Der Verein L.U.PE. will u.a. über Verbin- 
dungen der internationalen Rechten und 
ihren Verbindungen zu deutschen Kon- 
servativen und Reaktionären Hinter- 
grundmaterial erstellen, das zur Informa- 
tions- und Solidaritätsarbeit dient. 
Schreibt uns! 


Tagungshinweise / Neu eingetroffene Bücher 


Andreas Küstermann: Vorsicht Tropenholz. Ein 
praktischer Führer durch Banalitäten und kniff- 
lige Details. Schmetterling Verlag, Stuttgart 
1990, 84 Seiten 


Kritische Aktionäre der Deutschen Bank (Hg.): 
Macht ohne Kontrolle. Bericht über die Ge- 
schäfte der Deutschen Bank. Schmetterling 
Verlag, Stuttgart 1990, 182 Seiten, DM 22,80 


Joan Davidson/Irene Dankelmann 

Frauen und Umwelt in den südlichen Kontinen- 
ten 

Peter Hammer Verlag 1990 

DM 18,80 / 263 S. 


Klaus Heidel 

Südafrika 1990 - Trotz Wandel kein Ende der 
Apartheid. 

Werkstatt Bericht Nr. 8, März 1990, 30 Seiten 
bezug: Werkstatt Ökonomie, Obere Seegasse 
18, 6900 Heidelberg 


Peter Imbusch 

’Das moderne Weltsystem’ . Eine Kritik der 
Weltsystemtheorie Immanuel Wallersteins 

162 Seiten, Verlag Arbeit und Gesellschaft, 
Marburg 1990, DM 25,- 


P. Kelly/G. Bastian/K. Ludwig )Hg.): 

Tibet klagt an . Zur Lage in einem besetzten 
Land 

Peter Hammer Verlag 1990 

DM 18,80 /. 2528. 


Dirk Messner 

Vonder Importsubstitution zur weltmarktorien- 
tierten Spezialisierung - Optionen für den Indu- 
striesektor Uruguays 

Eine Veröffentlichung des Deutschen Instituts 
für Entwicklungspolitik (DIE), Fraunhofer Sır. 
33-36, 1000 Berlin 10 

März 1990 


Bellmann, Kenntner 

Die Perfektionisten . Eine parteiische Einfüh- 
rung in Reproduktions- und Gentechnologie 
Schmetterling Verlag Stuttgart, 1989, 148 Sei- 
ten, DM 18,80 


Andreas Stamm 

Agrarkooperativen und Agroindustrie in Nica- 
ragua 

Selbstverlag Abt. Kultur- und Sozialgeographie, 
Geographisches Institut der Universität Göttin- 
gen, 1990, 104 Seiten ! 


Uwe Hartwig/Uwe Jungfer 

Zum Beispiel Verschuldung 

Lamuv Verlag, Göttingen, Mai 1990, 96 Seiten, 
DM 7,80 


Pieck, Peter 

Lassen sich afrikanische Tradition und europäi- 
sche Moderne versöhnen? 

gene: Konstanz 1990, 400 Seiten, 46 


Raimund Hörburger/Helmut Nehr/Sabine 
Neuweg/Klaus Pichlwanger (Hrsg.) 

Burkina Faso 

Unterentwicklung und Selbsthilfe in einem Sa- 
helland 

Brandes & Apsel/Südwind, Frankfurt 1990. 
233 Seiten 


= Ze fsehitenschani 


ita Nr. 135, Mai 1990, 

Schwerpunktthema: USA und Lateinamerika - 
Führen die Veränderungen in Osteuropa auch 
zu einem "neuen Denken"inder US-Lateiname- 
rikapolitik? Nein, meinen zumindest die sechs 
us-amerikanischen AutorInnen, deren Beiträge 
zur aktuellen Situation der US-Ökonomie, zum 
sog. Drogenkrieg, zur US-“Entwicklungs“hilfe, 
zu. den Umsetzungen von Santa Fe Il und zur La- 
teinamerikapolitik der Demokraten in der neu- 
en ila enthalten sind. 


ila Nr. 136, Juni 1990, 

Schwerpunktthema: Fußball und Fußballer aus 
Lateinamerika. Zur variantenreichen Vorge- 
schichte der Ballsportarten; über Argentiniens, 
Uruguays und Brasiliens Probleme, ihre devis- 
enträchtigen Spitzenspieler im Land zu behal- 
ten, über kickende Frauen in Mexiko; über die 
rechten und linken Versuche, das runde Leder 
politisch zu instrumennalisieren, u.v.a. berichten 
Kenner und SympathisantInnen des Fachs. 
Außerdem Hintergründiges zu: Nicaragua nach 
der Regierungsübergabe, Frauenbewegung in 
Honduras, Cubas Inscllage und zu US-Dollars 
für El Salvador. 

Einzelpreis DM 4,-; Jahresabo 40... 

Bezug: ila, Heerstr. 105, 5300 Bonn I 


Bolivia Nr, 82, März/April 1990, u.a. 

Lithium: Ein Neues Kapitel in der Ausbeutung 
bolivianischer Bodenschätze / Der Drogengip- 
fel von Cartagena: Paz Zamora, Alan Garcia. 
Virgilio Barco, Rambo Bush / VIII. Kongress 
der Tieflandindianer / Banzer vs. Max Fernan- 
dez: Zwei Versionen - ein Revolver / Infrastruk- 
tur: u.a. Verbindung zwischen Chuquisaca und 
Santa Cruz / Fotoausstellung aus Siglo XX. 
Bezug: Bolivia, SAGO-Informationsblatt, Wit- 
tenbergplatz 3a, [000 Berlin 30; Preis: 2,50 DM 


LATEINAMERIKA NACHRICHTEN Nr. 192, 
Mai 1990 

Ecuador: Feminismus/Schulden/Ökologie und 
schwarzes Gold * Peru: Asiatisches Fieber * Ko- 
lumbien: politische Krise/Drogenhandel und 
Gewalt * International: Medienmacht * Argenti- 
nien: Impressionen aus einem krisengeschüttel- 
ten Land/Kalter Putsch * Brasilien: Collor 
schackt alle/Landfrauen im Nordosten * Chile: 
Vergangenheitsbewältigung/Wer schoß auf Ex- 
General Leigh? * Mexiko: alte Konflikte * ElSal- 
vador: Dialogals Lösung * Surinam: Friedensge- 
spräche * Rezensionen 

Bezug: LATEINAMERIKA NACHRICH- 
TEN, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61, Abo: 
55,-, Einzelpreis: 5,- DM 


epd-Entwicklungspolitik 8/90 

Analyse/Bericht: Schuldenkrise: Kein Grund 
zur Entwarnung * Kirchen lassen Initiativen zur 
Verschuldung vermissen * Zehn Jahre Zimbab- 
we: Bilanz mit Licht und Schatten * Erfahrungen 
eines Hörfunk-Reporters in Zimbabwe * Gift- 
müll: Neue Strategie der Exporteure * Weltver- 
sammlung in Seoul erteilt Auftrag zum Teilen * 
Waffenexporte: Deutschland kann verzichten * 
Perus Abhängigkeit von Drogendollars * Süd- 
afrikas Zukunft nach der Freilassung Mande- 


las 
Dokumentation: Ökonom Oscar-Ren& Vargas 


über die Zukunft Nicaragua * Leitlinien der 
Grünen für ein ökologisch-solidarisches Welt- 
wirischaftskonzept * Die OECD-Eniwicklungs- 
strategie für die 90er Jahre * Filmemacher Peter 
Heller über den Schlußverkauf der Weltbilder * 
Südafrikanach Mandelas Freilassung * Gutach- 
ten zum Ausschluß südafrikanischer Aussteller 
bei Messen in Berlin 

Bezug: epd-Entwicklungspolitik, Westerbach- 
str. 33-35, 6000 Frankfurt 90 


Südostasien Informationen, Nr. 1/90 (März): 
“Das Bild Südostasiens in der BRD*. * Erfah- 
rungen eines Südostasien-Hörfunkkorrespon- 
denten * Südostasien in den Medien der BRD * 
Philippinen und Indochina in der Solidaritäts- 
Presse * Südostasien in Kinder-, Jugend- und 
Schulbüchern * Thailänderinnen und Filipinas 
in der BRD 

Außerdem: - Vietnam: 100 Jahre Ho Chi Minh: 
Vietnam-Flüchtlinge in Hongkong; - Kambod- 
scha: Friedenslösung mit UN? - Laos: Perestroi- 
ka am Mekong - Birma: Liberalisierung oder 
Machterhaltung? - Philippinen: CPP - Irrtümer- 
Erfolge-Krise und weitere Berichte und Nach- 
richten. 

64 Seiten, Einzelpreis DM6,-, Abo DM 24.-(In- 
stitutionen DM 48,-) 

Bezug: Südostasien Informationsstelle, Josephi- 
nenstr. 71, 4630 Bochum ] 


EPK 1/90 (Mürz) 

Handeln gegen die Zerstörung - Umweltgrup- 
pen in der Dritten Welt 

Überblicksartikel: Entwicklung und Umwelt- 
zerstörung; Armut, Bevölkerungswachstum 
und Ressourcenausbeutung; Umweltbelastun- 
gen der Metropolen. Länderbeispiele: Umwelt- 
schutzgruppen in Thailand; Nationale Selbstbe- 
stimmung-ein zentrales Anliegen der brasiliani- 
schen Umweltbewegung; Umweltbewegungen 
in Indien, Penhuenche-Indianer in Chile. Lö- 
sungsansätze: Aufforstungen; “Debt for Nature 
Swaps“. Außerdem: Porträt: Wangari Maathai, 
kenianische Umweltschützerin; Internationale 
Programme zur Umwelterziehung; Umwelt- 
Nlüchtlinge; Gifimüllexport aus der BRD. Re- 
zension: Vandana Shiva, Das Geschlecht desLe- 
bens. 

Bezug: EPK, Postfach 20 31 07, 2000 Hamburg 
20 

Preis: DM 6,-, Abo DM 24-, (4 Themenbhefte), 
Institutionen DM 40... 


Menschenrecht und Manipulation 


Wilhelm Kempf (Hg.) 
Medienkrieg oder 


»Der Fall Nicaragua« 
Politisch-psychologische 
Analysen über US-Propaganda 
und psychologische Kriegsführung 
Zehn Jahre nach dem Sturz der 
Somoza-Diktatur ist Nicaragua 
noch immer nicht zur Ruhe gekom- 
men. Nicht nur während der Amits- 
zeit Reagans, auch unter der Prä- 
sidentschaft des früheren CIA- 
Chefs Bush führen die USA einen 
erbitterten Krieg gegen das kleine 
Land in Mittelamerika. 

Von den USA als Kampf gegen 
die Ausdehnung des »kommunisti- 
schen Einflußbereichs« prokla- 
miert, erweistsich der Krieg beige- 
nauer Analyse vor allem als Kampf 
für das »Recht« der USA, die Welt 
gemäß ihren »nationalen Interes- 
sen« bestimmen zu können. Um 
diesen Anspruch zu legilimieren, 
gewinnen Propaganda und psy- 


chologische Beeinflussung auch 
gegenüber der nordamerikani- 
schen Öffentlichkeit und gegen- 
über den europäischen Verbünde- 
ten zunehmend an Dringlichkeit. 
Der von der US-Regierung so be- 
zeichnete »Fall Nicaragua« wurde 
zur »größten moralischen Heraus- 
torderung der USA seitdemiletzten 
Weltkrieg« erklärt. 

In diesem Buch — herausgege- 
ben von dem in Konstanz lehren- 
den Psychologen Wilhelm Kempf 
— wird erstmals der »Medienkrieg« 
unter politisch-psychologischen 
Gesichtspunkten analysiert. Der 
Band gliedert sich in drei Teile: 
»Krieg im Hinterhof« isi der Teilbe- 
titelt, der die politischen, ökonomi- 
schen und psychologischen Di- 
mensionen auslotet; in »Emanzi- 
pation und Manipulation« wird die 
Frage der Menschenrechte von 
unterschiedlichen Richtungen her 
thematisiert. Der dritte Bereich — 
»Fiktion und Realität« — widmet 
sich der Informations- und Unter- 
haltungspolitik zum Thema Nica- 
ragua in den westlichen Medien. 

Aus dem Inhalt: J.W. Delgadillo, 
Angst und Krieg in Nicaragua. Er- 
gebnisse einer empirischen Unter- 
suchung: H. Riquelme, Psychokul- 
turelle Auswirkungen des Staats- 
terrorismus in Südamerika, W. 
Kempf/U. Palmbach, Rambogate. 
Militaristische und antidemokrati- 
sche Propaganda im Hollywood- 
Fitm. 


EPS 16, 219 S., DM 28,— 


Argument 


Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 


30 Jahre Argument 
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* seit zwanzig Jahren 
kontinuierliche Bericht- 
erstattung über die Länder 
der Dritten Welt, Entwicklungs- 
politik, Solidaritätsbewegung, 
Kampagnen, Ausländerpolitik ... 


* Informationen über die 
Hintergründe und Zusammen- 
hänge zwischen Politik hier 
und den Verhältnissen 


Bruderhilfe. 


in der Dritten Welt DO Bitte schickt mir Eure Materialliste 
r , -. O Ich bestelle die blätter des iz3w 
Nachrichten zu Politik, 5 wa Bea ahr) 
. im Abonnement 
Wirtschaft, Kultur, D als unverb. Probeabo von drei 
j. Ausgaben für DM 10,- 
Rüstung ... a 
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